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Anfragebeantwortungen 

des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Stix und Genossen (763{A. B. zu 780{J) 

des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft auf die Anfrage der Abgeordneten 
Peter und Genossen (764jA. B. zu 779jJ) 

des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Scrinzi und Genossen (765/A. B. zu 
794jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Hell­
wagner und Genossen (766/A. B. zu 777/J) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Hahn 
und Genossen (767/A. B. zu 788/J) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Ofenböck 
und Genossen (768jA. B. zu 792/J) 

des Bundesministers für Unterricht und Kunst 
auf die Anfrage der Abgeordneten Hell­
wagner und Genossen (769jA. B. zu 781/J) 

Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

Vo r s i tz end e: Präsident Benya, Zweiter Bundesministerium für Bauten und Technik 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage: Es 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 45. und 46. Sit­
zung des Nationalrates vom 18. Oktober 1972 
sind in der Kanzlei aufgelegen und unbean­
standet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Herren Abge­
ordneten Gratz, Peter und Tödling. 

Angelobung 

ist die des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt 
(FPO) an den Herrn Bundesmindster für Bauten 
und Technik. 

638{M 

Werden Sie das Bundesstraßengesetz 1971 
bezüglich des für Wien vorgesehenen Autobahn­
und Schnellstraßennetzes einer Überprüfung 
unterziehen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneterl Nach meiner Mei­
nung besteht derzeit keine Veranlassung, das 
Bundesstraßengesetz 1971 zu überprüfen, weil 

Präsident: Seitens der Hauptwahlbehörde dieses Gesetz keine zeitliche Verpflichtung 
ist die Mitterilung eingelangt, daß an Stelle vorsieht, das dort angeführte Straßennetz zu 
des Herrn Abgeordneten Ernst Neuhauser, der verwlirklichen. Sollten die eingehenden Unter­
sein Mandat zurückgelegt hat, Herr Karl 

. suchungen im Detail tatsächlich eine Beein-
Bregartner in den NatIonalrat berufen worden t " 1. t' d st dtb'ld d . . ram. Igung es a.l es 0 er eIne 
1St. unerträgHche oder nicht vertretbare Belästi-

Da der Wahlschein bereits vorliegt und I gung der Bevölkerung zeigen, kann der Aus­
Herr Bregartner im Hause anwesend ist, bau dieses Netzes in W,ien auch ohne 
nehme ich sogleich dessen Angelobung vor. Gesetzesänderung eingeschränkt werden. 

Der Schriftführer wird die Angelobungs­
formel verlesen; sodann wird der Herr Abge­
ordnete die Angelobung mit den Worten "Ich 
gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, Frau 
Abgeordnete Winkler, die Angelobungsformel 
zu verlesen. 

Schriftführer Heria W i n k 1 e r verliest die 
Gelöbnisformel. Abg. B r e gar t n e r 
leistet die Angelobung. 

Präsident: Ich begrüße den neuen Herrn 
Abgeordneten herzlich in unserer Mitte. (All­
gemejner Beifall.) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrter 
Herr Bundesministerl Sie haben sidlerlich auch 
gehört und gelesen, daß anläßlidl der inter­
nationalen Bürgermeistergespräche in Alp­
bach im Spätsommer dieses Jahres sidl der 
Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien, 
Felix Slav.ik, vehement gegen die geplanten 
und im Bundesstraßengesetz aufgenommenen 
Autobahnen in Wien, vor allem gegen die 
Gürtelautobahn und die Wientalautobahn, 
ausgesprochen hat. Es handelt sich hiebei um 
Bauvorhaben, d'ie gerade über langjährigen 
Wunsch der Wiener Stadtverwaltung in das 
Gesetz aufgenommen worden sind. 

Fragestunde 
Ich möchte an Sie die konkrete Frage 

Präsident: Wir gelangen nun zur Frage- stellen: Bis zu welchem Zeitpunkt gingen 
stunde. Ich beginne, um 10 Uhr 2 Minuten, eigentlich die Verhandlungen zwischen dem 
mi't dem Aufruf der Anfragen. Bautenministerium und den Magistratsstellen 
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Dr.Sdlmidt 
der Stadt Wien über die Aufnahme der Auto­
bahnteilstücke, die lich eben erwähnt habe, 
zurück? Wie lange besteht der Wunsch der 
Stadt Wien, diese von mir genannten Auto­
bahnteilstücke in das Bundesstraßengesetz 
aufzunehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

vor der Frage: Soll der Status quo aufrecht 
erhalten werden, mit all seinen Nachteilen des 
anfahrenden, bremsenden, stehenden Ver­
kehrs, oder soll eine zügige Verkehrsführung 
ermögl'icht werden, die zweifellos nach all­
gemeiner Auffassung eine viel geringere Um-· 
weltbelästigung nam sich bringt als der Status 
quo? 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Wunsch der Stadt Wien auf Ubernahme Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 

Ing. Helbich (GVP) an den Herrn Bundes-von Gemeindestraßen in Bundesstraßen geht 
sehr lange zurück. Ich glaube, Sie wissen 
selbst, daß erst durch das Bundesstraßengesetz 
1971 die Länge der Bundesstraßen auf dem 
Gebiete der Stadt W.ien gegenüber dem frü­
heren Zustand wesentlich vergrößert worden 
ist. 

Im Rahmen der Untersuchungen zu dem 
neuen Bundesstraßengesetz, bei dem eine 
Fülle von Kriterien die Grundlage für die 
Einstufung dieser Straßen gebildet hat, kam 
auch heraus, daß beispielsweise der Gürtel 
in Wien eine derartige Frequenz aufweist, 
daß eine Einstufung in eine Autobahn durch­
aus gerechtfertigt wäre. 

Die zweite Frage isf aber jetzt die Frage 
der Detailuntersuchungen, ·in welcher Form 
der Verkehrsfluß auf dieser Gürtelautobahn 
entsprechend verbessert werden kann. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Sdunidt: Herr Bundes­
ministerl Ich glaube, hinsichtlich der Form 
scheint ja auch eine Entscheidung getroffen 
zu sein, denn im Bundesstraßengesetz ist hin­
sichtlich des Gürtels und des Wiientals die 
Form der Autobahn vorgesehen, nämlich die 
A 20 und die A 1. 

Ich frage daher nochmals konkret: Wie 
lange ging der Wunsch zurück, auf dem Gürtel 
in Wien und lim Wliental in Form einer Auto­
bahn den Straßenverkehr zu regeln? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich sagte schon, der Wunsch der Stadt Wien 
auf ein hochrangiges Bundesstraßennetz geht 
sehr lange zurück. Im Zuge der Unter­
suchungen, in welche Kategorien die einzelnen 
Straßen eingeteilt werden sollen, also bei den 
Vorarbeiten für das Bundesstraßengesetz 
1971, hat sich aber ergeben, daß der Gürtel 
und etwa die A 1 in dem von Ihnen genannten 
Bereich als Autobahn ausgebaut werden 
sollten. Jetzt laufen in Wien die näheren 
Untersuchungen, in welcher Form eine solche 
Autobahn überhaupt gebaut werden könnte 
beziehungsweise welche sonstige Verkehrs­
lösung überhaupt möglich ist. Denn, Herr 
Abgeordneter, ich glaube, heute stehen wir 

minister. 

635/M 
In welchem Ausmaß wird Ihr Ressort von 

der vom Bundeskanzler angekündigten Bau-­
bremse betroffen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Herr Bundeskanzler hat weder von einer 
Baubremse noch gar, wie es manchmal hieß, 
von einem Baustopp gesprochen, und es ist 
daher auch das Bautenministerium davon nicht 
betroffen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Helbicb: Herr Ministerl 
Wie ich den Zeitungen entnehme, soll also 
nunmehr tim BautenministeI1ium koordiniert 
und eine Preisüberwachungsstelle aufgebaut 
werden. Anderseits soll es zu einem gewissen 
Baustopp kommen, und zwar in der Form, daß 
weniger Aufträge hinausgegeben werden; !im 
letzten Quartal soll es angeblich zu fast keinen 
Vergaben kommen. Es besteht also nun die 
Gefahr, daß es im Winter zu Schwierigkeiten 
in der Bauwirtsmaft bei der Beschäftigung 
kommt. 

Im frage Sie nun: Ist es richtig, daß es zu 
einer Art Vergabe sperre im Bauten­
ministerium, vor allem auf dem Straßenbau-· 
sektor, kommt? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Darf im sagen, daß es richtig ist, daß in 
letzter Zeit mehrere Gespräche im Bauten­
IllIinisterium mit den Sozialpartnern auf dem 
Gebiete der Bauwirtschaft stattgefunden 
haben, um gemeinsame Wege zu suchen, die 
eine Uberhitzung in dieser Wirtschaftssparte 
aussmließen. Diese Gespräche waren sehr 
umfangreim. Es sind viele Anregungen ge­
macht worden, darunter auch auf eine Preis­
beobachtungsstelle, ich möchte nimt sagen 
Preisregelungs- oder Uberwamungsstelle, son­
dern eine gut funktionierende Preisbeobach­
tungsstelle; des weiteren aum eine Anregung, 
daß der öffentliche Auftraggeber vielleicht 
mehr, als das in der Vergangenheit der Fall 
war, bei überhöhten Angeboten von den Mög-· 
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Bundesminister Moser 
lichkeiten, die in der O-Norm festgelegt sind, 
Gebrauch machen soll, nämli~h solche Aus­
schreibungen aufzuheben. 

Aber ganz ein anderes Thema und etwas 
ganz anderes ist die Empfehlung an die 
Länder, jene Bauvorhaben, die erst im näch­
sten Jahr begonnen werden sollen, im Hin­
bNck auf den Stichtag 1. Jänner und Ein­
führung der Mehrwertsteuer nicht jetzt so 
auszuschreiben, daß die Anboteröffnungen 
noch vor dem 1. Jänner erfolgen, weil damit 
für den Abschluß des Bauvertrages nicht mehr 
konkrete reale Unterlagen zur Verfügung 
stehen würden, sondern die Ausschreibungs­
termine auf den Jänner zu verlegen; was 
nicht bedeutet, daß Winterarbeiten, dringende 
Baulose, nicht auch noch vorher in Angniff 
genommen werden können. In diesem Sinne 
ist nicht nur die Bundeswirtschaftskammer 
beziehungsweise die Bundesinnung der Bau­
wirtschaft, sondern sind auch die Länder ent­
sprechend aufgeklärt worden. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Helbicb: Herr Minister! 
In einer Pressekonferenz im Juli haben Sie 
erklärt, daß begründete Aussicht besteht, daß 
aus den Mehreinnahmen der Mehrwertsteuer 
auch ein Teil für den Straßenbau abfallen 
soll, der dann seit Jahren wieder aus dem 
allgemeinen Budget Mittel erhält, die zum 
Beispiel für den Arlbergtunnel eingesetzt 
werden könnten. 

Ich frage Sie: Besteht begründete Aussicht, 
daß aus dem allgemeinen Budget 1973 aus den 
Mehminnahmen der Mehrwertsteuer für die 
Bauwirtschaft, für das Bautenministerium hier 
Beträge zur Verfügung gestellt werden? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich glaube, Ihnen im besonderen und wohl 
auch allen Damen und Herren des Hohen 
Hauses ist die gegenwärtige Situation in der 
Bauwirtschaft durchaus bekannt. Nicht nur 
der Bund, sondern auch Länder, Gebiets­
körperschaften und Bauauftraggeber bestä­
tigen, daß die Preise in der Bauwirtschaft 
zufolge des großen Angebotes an Bau­
leistungen gestiegen sind, und zwar tin einem 
Maße gestiegen sind, daß, wie ich glaube, 
der Herr Bundeskanzler durchaus recht hatte, 
wenn er sagte, daß nidlt dort, wo bereits eine 
Uberhitzung eingetreten ist, jetzt noch zusätz­
llich hineingegossen werden soll, was dann, 
wenn die Kapazität schon voll ausgelastet 
ist, sich eben nicht mehr in zusätzlicher Lei­
stung widerspiegeln kann. 

Worum es uns nun geht, ist, auch für das 
kommende Jahr die vorhandene Kapazität voll 
auszunutzen, die Beschäftigung in dieser Wirt-

schaftssparte zu sichern, aber nicht nur für 
vielleicht zehn oder elf Monate, sondern auch 
danach zu trachten, daß eine kontinuierliche, 
durchlaufende Beschäftigung auch im Winter 
in diesem Wirtschaftszweig gewährleistet er­
scheint. Das Budget des kommenden Jahres 
bringt uns nach meiner Auffassung diesem 
Ziel wieder einen Schritt näher. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Horejs (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

692/M 

Was sind die Gründe für die Verzögerung 
des Baubeginns an der Umfahrungsstraße 
Kitzbühel West? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Im Rahmen der Neubewertung des Bundes­
straßennetzes ergab sich für den Raum Kitz­
bühel eine völlige Neukonzeption des Ver­
kehrsablaufes auf der Grundlage der Ergeb­
nisse der jüngsten Verkehrszählungen. Damit 
waren Uberlegungen für die Anlage einer 
Schnellstraße, die als S 42 auch im Bundes­
straßengesetz 1971 aufscheint, notwendig 
geworden. Aber schon vor Wirksamkeit dieses 
Gesetzes war die Trassenführung für die 
Westumfahrung Kitzbühel, und zwar die soge­
nannte Petrovic-Trasse, weitestgehend mit der 
Gemeinde Kitzbühel abgesprochen und abge­
klärt. Die neue Situation erforderte allerdings 
neue, zusätzliche Maßnahmen für die 
Planungsarbeiten zu einer generellen Trassen­
führung der S 42. Diese Arbeiten sind bereits 
vor einiger Zeit in Auftrag gegeben worden, 
mit ihrem Abschluß rechne ich im Jahre 1973. 

Aber mit Rücksicht auf die zweifellos 
schwierige Verkehrssituation im Bereiche 
Kitzbühel wird im Zuge des Projektes "West­
umfahrung K:itzbühel" nun der am westlichen 
Ortsausgang bestehende schienengleiche 
Bahnübergang niveaufrei ausgebaut werden. 
Der Vorentwurf für die notwendigen Brücken­
bauwerke ist derzeit in Uperprüfung, das 
Grundeinlösungsverfahren ist jetzt abge­
schlossen, ein eisenbahnbehördliches und ein 
wasserrechttiches Verfahren muß noch durch­
geführt werden. Ich bin aber sicher, daß in der 
ersten Halbzeit des kommenden Jahres mit 
dem tatsächlichen Bau begonnen werden kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs: Herr Bundesminister! 
Einer der wesentlichen Gründe für die Ver­
zögerung des Baubeginns sollen die Grund­
einlösungsverhandlungen gewesen sein. Sie 
haben gesagt, daß diese Verhandlungen nun 
abgeschlossen sind. 
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Horejs 
Wie hoch sind die Kosten der für den 

Brückenbau benötigten Gründe, die dazu abge­
löst werden müssen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesmin1ster Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich muß leider bestätigen, daß die Grund­
einlösever handl ungen außerordentliche 
Schwierigkeiten bereitet haben; vor allen Din­
gen IllIit dem Vertreter eines Eigentümers 
konnte bis heute, was die Höhe des Preises 
anlangte, noch kein Dbereinkommen erzielt 
werden. Es wurde aber vereinbart, daß da­
durch der Bau nicht verhindert oder auf­
gehalten werden soll. 

Die Gesamtkosten des Brückenbauwerkes 
werden auf etwa 30 oder 31 Millionen Schil­
ling geschätzt. Allein die dazu notwendigen 
Grundablösen betragen nach meiner Er­
innerung weitere 16 Millionen Schilling. Sie 
sind in diesem Betrag nicht enthalten. 

Präsident: Anfrage 4: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schmidt (FPO) an den 
Herrn Bundesmin1ister. 

688/M 
Wurde bereits ein anderes Grundstück in 

Wien an Stelle des Sternwarteparks für die 
Errichtung des Zoologieinstitutes der Universi­
tät gefunden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Meine Bemühungen, für den Neubau der 
Zoologischen Institute ein geeignetes Ersatz­
grundstück. zu finden, sind bisher leider ergeb­
nislos verlaufen. Hinsichtlich des ehemaligen 
Aspangbahnhofes haben wir uns mit der 
Generaldirektion der Osterreichischen Bundes­
bahnen in Verbindung gesetzt, aber eine ab­
schlägige Antwort erhalten. 

Ich glaube, der Bauplatz für die Zoologischen 
Institute muß vor allen Dingen zwei For­
derungen der Universität erfüllen, nämlich 
eine gute und verhältnismäßig rasche Erreich­
barkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln zum 
Hauptgebäude der Universität, weil ja ein 
Großteil der Hörer das Lehramt anstrebt und 
diese Studenten daher Vorlesungen ~m Haupt­
gebäude und im Neubau der Zoologie ohne 
großen Zeitverlust besuchen müssen; und 
zweitens die Möglichkeiten einer raschen In­
angriffnahme der Bauarbeiten. 

Im Umkreis der Universität, der dafür in 
Frage kommt, jst es leider derzeit nicht gelun­
gen, ein entsprechendes Grundstück ausfindig 
zu machen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Bundesmi­
nisterl Ist Ihnen bekannt, daß der Magistrat der 
Stadt Wien Verwaltungs gruppe VI - Stadt­
planung in einem Bericht zu einem Antrag, 
der im Gemeinderat der Stadt Wien in der­
selben Frage gestellt worden ist, am 29. 8. 1912 
die Feststellung getroffen hat, daß die Grund­
stücke Rennwegkaserne und Aspangbahn­
gründe als gleichwertig hinsichtlich ihrer Ver­
wendung für die Errichtung und den Betrieb 
eines Zoologischen Institutes der Universität 
Wien bezeichnet werden, vor allem deswegen, 
weil auch die Verkehrsverbindungen zu diesen 
Grundstücken ausgezeichnet sind, ja fast 
besser als in den Sternwartepark, und weil 
auch der Botanische Garten in der Nähe ist, 
in dem ja jeder, der Naturgeschichte und 
Zoologie studiert, zu tun hat. 

Der Maglistrat der Stadt Wien - Stadtpla­
nung bezeichnet diese von mir genannten 
Areale als gleichwertig mit dein Grundstück 
im Sternwartepark. 

Ich möchte noch dazu sagen, daß Professor 
Roland Rainer vor mehr als zehn Jahren in 
seinem städtebaulichen Grundkonzept für 
Wien auf die von mir genannten Grundstücke 
hinsichtlich ,ihrer zweckmäßigen Verwendung 
hingewiesen hat. 

Da ja die Dl1inglichkeit des Neubaues dieses 
Universitätsgebäudes schon seit Jahren be­
kannt ist, frage .ich, warum man nicht schon 
früher auf diese Grundstücke zurückgegriffen 
hat. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich habe mich sehr eingehend mit der Frage 
Aspangbahnhof, aber auch Rennwegkaserne 
beschäftigt. Ich glaube aber, die Not list so 
groß geworden, daß man nicht mehr viel Zeit 
für diese Studienrichtung verlieren kann. 

Bei der Rennwegkaserne ist es so, daß dort 
ja nicht einfach leere Flächen zur Verfügung 
stehen, sondern daß die Räume und das Areal 
benutzt und genutzt werden und erst sozu­
sagen Ausweichquartiere geschaffen werden 
müßten, um das Institut dort hinbauen oder 
planen zu können, was meiner Meinung nach 
aber eine jahrelange Verzögerung des Neu­
baues der Institute nach sich ziehen würde. 

Warum seinerzeit im Jahre 1967 nicht 
bereits auf diese Gründe gegriffen wurde, 
vermag ich Ihnen heute, Herr Abgeordneter, 
nicht zu sagen. Ich weiß aber, daß seinerzeit 
alle dafür waren, daß das kleine Stück dieses 
sogenannten Sternwarteparkes für die Errich­
tung dieses Institutsgebäudes reserviert 
werden soll, und daß im besonderen auch die 
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Bundesminister Moser 
seinerzeitigen Unterrichtsminister die volle 
Unterstützung zur Errichtung der Institute auf 
diesem Platz zugesichert haben. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Suppan (OVP) an den Herrn Minister. 

636/M 

In welchem Ausmaß stehen dem Wasser­
wirtschaftsfonds Mittel aus dem Budget für 
1973 zur Verfügung? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Entwurf für das Budget des kommenden 
Jahres befindet sich seit voriger Woche in 
Ihrem Besitze. In diesem Budget sind genau 
jene Beträge ersichtlich, die dem Wasserwirt­
schaftsfonds im kommenden Jahr zur Ver­
fügung stehen werden. Sie haben .in der 
Zwischenzeit sicherHch eine Nachprüfung im 
Budget selber vorgenommen und werden da­
bei festgestellt haben, daß eine nicht unerheb­
liche Erhöhung der echten Bundesbeiträge vor­
genommen wird. Diese Erhöhung wird voraus­
sichtlich mehr als 200 Prozent gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1972 und sogar mehr als 
900 Prozent gegenüber dem Bundesrechnungs­
:abschluß 1971 betragen. 

Im F1inanzgesetz selbst findet sich auch die 
Ermächtigung des Finanzministers, die Haf­
tung des Bundes für eine Anleihe für den 
Wasserwirtschaftsfonds zu übernehmen. 

Damit werden im kommenden Jahr dem 
Wasserwirtschaftsfonds rund 1,4 Milliarden 
Schilling für Förderungszwecke zur Verfügung 
stehen, wovon allerdings durch bereits zuge­
sich'erte Maßnahmen 965 MiHionen als gebun­
den erscheinen. Für Neuvergaben werden so­
mit rund 440 Millionen frei sein, was rund 
"20 Prozent mehr Förderungsmittel als im 
Jahre 1972 ausmacht. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundesminister! 
Ich habe meine mündliche Anfrage vor der 
Bekanntgabe der Budgetziffern eingebracht. 
Der Grund meiner m'ündlichen Anfrage ist 
darin zu sehen, daß sich der Kärntner Landtag 
am 4. Oktober dieses Jahres mit der Situation 
der Kärntner Badeseen beschäftigt hat. Bei 
dieser Sondersitzung des Kärntner Landtages 
wurde bekannt, daß für das Jahr 1973 150 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung stehen werden. 

Da die Zahl nun 215'920 lautet, frage ich Sie, 
Herr Bundesminister: War dieser Betrag von 
allem Anfang an im Budget vorgesehen oder 
wurde die Erhöhung von 150 M-illionen auf 
diesen Betrag erst auf Grund der Sonder­
sitzung des Kärntner Landtages vor­
genommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr A'bgeordneter! 
Ich darf Ihnen sagen, daß bereits seit dem 
Frühsommer kein Zweifel daran bestand, daß 
der Finanzminister bereit ist, den echten 
Bundesbeitrag für Zwecke der Wasserwirt­
schaft und AbwasserbeseitJigung wesentldch zu 
erhöhen. Die Erhöhung hat mit der Sonder­
sitzung des Kärntner Landtages nichts zu tun 
gehabt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundesminister! 
Der Kärntner Landtag hat bei dieser' Sonder­
sitzung auch eine Novellierung des Wasser­
bautenförderungsgesetzes und eine Sonder­
förderung des Bundes gefordert. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Wann 
werden Sie dem Parlament eine diesbezügliche 
Regjerungsvorlage zuleiten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich darf Sie zunächst darauf verweisen, daß 
erst vor etwa anderthalb Jahren die Richt­
linien für die Gewährung von Darlehen aus 
dem Wasserwirtschaftsfonds, im besonderen 
was die Frage der Reinhaltung der Seen an­
langt, gegenüber früher wesentlich verbessert 
wurden. Wir geben heute lin solchen Fällen 
Darlehen bis zu 70 Prozent der Baukosten mit 
einer Laufzeit von 25 Jahren und zu einem 
Zinssatz von 1 Prozent. Das bedeutet eine 
wesentliche Verbesserung gegenüber dem 
früheren Zustand. 

Mir ist aber auch durchaus der vVunsch 
bekannt, daß die Darlehenslaufzeit verlängert 
werden soll. Ich lasse gerade in diesen Tagen 
in meinem Hause die Auswirkungen einer 
solchen Verlängerung der Laufzeit auf etwa 
50 Jahre hinsichtlich der Wirksamkeit des 
Wasserwirtschaftsfonds prüfen und stehe nicht 
an zu sagen, daß dies ein Gedanke ist, den 
man durchaus weiter verfolgen kann. 

Präsident: Die Anfrage 6 wird, da der Abge­
ordnete Tödling erkrankt ist und nicht an­
wesend sein kann, schriftlich beantwortet. 

Bundesmillisterium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Herr 
Abgeordneter Troll (SPU) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

671/M 

Angesichts des Absturzes eines Bundesheer­
hubschraubers frage ich, welche Erfahrungen 
man bisher mit dem Einsatz von Bundesheer­
hubschraubern im Bergrettungsdionst gemacht 
hat.. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf: Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Die Hub­
schrauber des österreichischen Bundesheeres 
gelangen seit vielen Jahren bei Bergunfällen 
sowie für den Transport lebensgefährlich Er­
krankter zum Einsatz. Solche Einsätze von 
Bundesheerhubschraubern im Bergrettungs­
dienst sind als Hilfeleistungsmaßnahmen in 
besonderen Notsituationen, in denen andere 
Transportmöglichkeiten nicht bestehen, im all­
gemeinen unter außergewöhnlich schwierigen 
Bedingungen durchzuführen. S.ie stellen daher 
besonders hohe Anforderungen an den Leli­
stungsstandard der Hubsduauberbesatzungen, 
insbesondere der Hubschrauberpiloten. 

Wenn auch Unfälle - wie der von Ihnen, 
Herr Abgeordneter, in Ihrer Frage erwähnte -
angesichts der vielfältigen Gefahrenmomente 
solcher Rettungsflüge im Hochgebirge nicht 
ausgesdllossen werden können, so waren die 
Einsätze von Bundesheerhubschraubern in den 
vergangenen Jahren in vielen Fällen eine 
wertvolle, vielfach sogar die einzig mögliche 
Hilfeleistung zur Rettung von Menschenleben. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß für Rettungsaktionen mittels 
Hubsduauber ~m alpinen Zentralraum des 
Bundesgebietes ausschließlich Heereshub­
schrauber zur Verfügung stehen. Insgesamt 
wurden bisher von den auf den Flugplätzen 
.A:igen im Ennstal, Schwaz in Tirol und Klagen­
furt ständig eingerichteten Hubsduauber­
bereitschaften rund 750 Bergrettungseinsätze 
durchgeführt. Dabei haben die Hubschrauber­
führer des Bundesheeresimmer wieder ihr 
hohes Leistungsniveau unter Beweis gestellt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 
Diese von Ihnen aufgezeigten Leistungen 
berechtigen mich zu einer weiteren Frage. Da 
ich aus einer sehr gebirgigen Gegend komme, 
die das Hochschwabmassiv, den Reichenstein 
und so weiter, also die Obersteiermark, um­
faßt, frage ich: Wie ist dieser Einsatz im 
Raume Obersteiermark organisiert? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neterl Wir haben gerade am Flugplatz Aigen 
im Ennstal einen dauernden Hubschrauber­
bereitschaftsdienst, sodaß bei Anforderung 
kurzfr,istig ein Hubschrauber für Bergrettungs­
einsatz zur Verfügung gestellt werden kann. 

Ich darf darauf hinweisen, daß gerade die 
für den Bergrettungsdienst vorgesehene Hub­
schrauberbesatzung selbst eine Alpinausbil­
dung erhalten hat und daher in der Lage list, 
sich nicht nur rein flugtechnism richtig zu 

verhalten, sondern sich auch persönlich im 
Hochgebirge, sei es im Sommer oder im 
Winter, richtig zu verhalten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 

Ihre Feststellung, daß diese Einsätze von be­
sonderer Gefahr begleitet sind, hat !in einer 
Diskussion mit Hubschrauberpiloten gezeigt, 
daß diese Sonderkommanden mehr Ubungs­
stunden im Flugbetrieb mit dem Hubschrauber 
haben als andere. Aber es wird aufgezeigt, 
daß es dennoch zu wenig sind; denn gerade 
diie Gefahrenmomente, allein die Abwind­
gefahrenmomente im Gebirge, sind enorm 
groß. Es wäre also diesbezüglich ein Wunsch 
zu deponieren. 

Ich frage Sie daher, ob Sie bereit sind, 
diesen Hubschraubereinsatzkommanden mehr 
Trainingsstunden zuzubilligen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neterl Gerade dieser Unfall wurde zum Anlaß 
genommen, um die derzeitig vorgeschriebene 
Flugstundenausbildungszeit für die Hub­
schrauberpiloten ,in der Gebirgsregion zu über­
prüfen. Es besteht die Absicht, nicht nur den 
jähr~im durchgeführten Hochgebirgsschulungs­
kurs zu erweitern, sondern auch dafür Sorge 
zu tragen, daß gerade diese Hubschrauber­
piloten zusätzliche Ausbildungsstunden erhal­
ten, und zwar Ausbildungsstunden in beson­
ders schwierigen Wettersituationen. 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Marwan-Schlosser (OVP) an den Herrn 
Bundesminister. 

645/M 

Welche Schritte haben Sie bisher unter­
nommen, um an Stel1e der für Unterstützungs­
dienstleistungen erforderlichen 6000 Grund­
wehrdiener für jene Dienste, die nicht durch 
Soldaten versehen werden müssen, zivile 
Bundesbedienstete einzustellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Im Rahmen der 
Reformmaßnahmen für das Bundesheer habe 
ich vorgesehen, im militärischen BereiCh ver­
mehrt Zivilbedienstete zu Dienstleistungen 
heranzu~iehen, die keine spezifism mili­
tärischen Aufgaben zum Inhalt haben. Zu die­
sem Zwecke wurden auch verschiedene Dienst­
posten, die bisher für Militärpersonen vor­
gesehen waren, für Zivilpersonen systemisiert. 
Dadurch können die Wehrpflichtigen ;im Rah­
men des Grundwehrdienstes im vermehrten 
Maße rein militärischen Aufgaben zugeführt 
werden. Eine derartige Vorgangsweise bietet 
sich vor allem in der ternitorialen Organi­
sation, in den Anstalten und Lagern der 

47. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 104

www.parlament.gv.at



3844 Nationalrat XIII. GP - 47. Sitzung - 24. Oktober 1972 

Bundesminister LUtgendorf 
Heeresversorgung und sonstigen ortsgebun­
denen Einrichtungen der Heeresverwaltung 
an. 

Obwohl d.ie Reformmaßnahmen nur schritt­
weise durchgeführt werden können, wurden 
in verschiedenen Bereichen bereits Dienst­
posten für Z,ivilpersonen systemisiert und auch 
ziviles Personal aufgenommen. Hiebei handelt 
es sich vor allem um Handwerker, Küchen­
hilfskräfte, Magazinsarbeiter, Portiere und 
Hundeführer. 

Ich werde weiterhin alles unternehmen, um 
möglichst viel Zivilpersonal zur Besetzung der 
in Betracht kommenden Dienstposten zu ge­
winnen, so durch Dienstpostenausschreibung 
in verschiedenen Tageszeitungen und durch 
entsprechende Kontaktnahme mit den dn Be­
tracht kommenden Personen. Was den Dienst­
postenplan betrifft, so sind die entsprechenden 
Vorsorgen getroffen, um diese Bemühungen 
verwirklichen zu können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser: Herr 
Minister! Es würde mich interessieren, mit I 
welchen Forderungen hinsichtlich des Dienst­
postenplanes Sie auf Beamtenebene anläßlich 
der Budgetverhandlungen vorgegangen sind. 
Es würde mich weiters interessieren, Herr 
Minister: Welche Forderungen haben Sie, als 
diese Budgetverhandlungen auf MiIllisterebene 
geführt wurden, noch erhoben und durchge­
setzt? .Konkret gesagt: Wieviel Personen 
haben Sie ursprünglich in dieser Richtung zu 
systemisieren gefordert, und was konnten Sie 
erreichen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Bei den Be­
sprechungen zum Dienstpostenplan haben wir 
entsprechend dem Gesamtumfang der Organi­
sationspläne und dem tatsächlichen Stand an 
Kaderpersonal, sowohl Militärpersonen als 
auch Zivilbedienstete der Heeresverwaltung, 
die für uns notwendig erschienene Global­
zahl an Dienstposten erhalten. Diese Zahl gibt 
mir die Möglichkeit, im Laufe des Jahres 1973 
eine entsprechend hohe Anzahl Neueinstellun­
gen von Zivilkräften vorzunehmen, wobei wir 
an die Schlüsselzahl 1000 gedacht haben. Wir 
haben aber auch schon die Erfahrung gemacht, 
daß es auf Grund der florierenden Wirtschaft 
sehr schwer ,ist, diese angepeilte Zahl inner­
halb eines Jahres auch tatsächlich anwerben 
zu können. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

zent Rekruten zu reinen Hilfsleistungen und 
weitere 30 Prozent Rekruten zu Unter­
stützungsdiensten, wie Kraftfahr-, Sanitäts­
und Instandsetzungsdiensten, heranziehen 
müssen. Das sind zusammen 40 Prozent, und 
40 Prozent von 40.000 Rekruten pro Jahr sind 
16.000 Jungmänner, die nicht primär zum Sol­
daten ausgebildet, sondern als Hilfsdiener be­
schäftigt werden. Dies steht doch im völligen 
Gegensatz zur seinerzeit erhobenen SPO­
Forderung: "Beseitigung des Leerlaufes! Reine 
konzentrierte Ausbildung zum Soldaten!" 

Herr Minister! In derselben Anfragebeant­
wortung sagen Sie, daß durch die Binstellung 
von Zivil bediensteten bereits in verschiedenen 
Bereichen eine gewisse Entlastung der Wehr­
pflichtigen von diesen Diensten eJingetreten 
ist. 

Ich frage Sie nun, Herr Minister: Wie viele 
Ziv.ilpersonen konnten Sie seit dem 1. Juli 
dJieses Jahres bis heute einstellen, und wie 
Viieie Zivilpersonen sind inzwischen ausge­
schieden? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie beziehen sich auf eine 
Aussage von mir. Ich darf eine Richtigstellung 
abgeben. Bei den damals von mir genannten 
Zahlen handelt es sich nicht um aus­
gesprochene Hilfs- und Unterstützungsdienste, 
sondern um jene Hilfsfunktionen, die auch 
heute in jedem Kampfverband, wie Sie ja 
selbst wissen auch in der Reform­
kommission wurde darüber gesprochen, daß es 
zwischen 10 Prozent und 20 Prozent mögllich 
ist -, die also auch in einer reinen Bereit­
schaftstruppe oder einem Verband der Bereit­
schaftstruppe zu 10 bis 20 Prozent der vor­
gesehenen Wehrpflichtigen mit kurzdienenden, 
also sechs Monate dienenden Soldaten zu be­
setzen slind. 

Präsident: Wir kämen zur Anfrage 9. Diese 
wurde zurückgezogen. (Abg. M Q r w a n­
Sc h los se r: Die Frage ist unbeantwortet! 
Ich habe gefragt: Wie viele sind eingestellt 
worden seit dem 1. Juli?) Wollen Sie noch 
das Wort, Herr Minister'? 

Bundesminister Lütgendorf: Ja. 

Ich kann Ihnen diese Frage, wie v'iele seit 
dem 1. Juli dieses Jahres eingestellt wurden, 
hier nicht direkt beantworten, ich bin aber 
sehr gerne bereit, Ihnen vielleicht für das erste 
Halbjahr anzugeben, daß wir in dieser Zeit, 
also vom 1. Jänner bis 30. Juni 1972, 
296 Zivilbedienstete eingestellt haben. 

Abgeordneter Marwan-Scblosser: Herr Mi- Was Ihre spezifische Frage anbelangt, wie 
nisterl In einer Anfragebeantwortung vom viele wir seit dem 1. Juli dieses Jahres ein-
9. Juli haben Sie zugegeben, daß Sie 10 Pro- gestellt haben und wie viele ausgeschieden 
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Bundesminister Lütgendorf 

sind, sei es unter Berücksichtigung oder in 
Anwendung von § 84 Dienstpragmatik oder 
durch Ablauf des Dienstverhältnisses der Zeit­
verpflichteten oder durch Todesfall, bin ich 
sehr gerne bereit, Ihnen diese Zahlen schrift­
lich bekanntzugeben. 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Präsident: Anfrage 9 wurde zurückgezogen. 

Wir kommen zur Anfrage 10: Herr Abgeord­
neter Pansi (SPO) an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz. 

657JM 

Welche Maßnahmen können getroffen wer­
den, um den ärztlichen Funkbereitschafts­
dienst, dem vor allem angesichts des Landärzte­
mangels große Bedeutung zukommt, auszu­
bauen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Gleich nach Ubernahme 
meines Amtes im Ministel1ium habe ich mich 
bemüht, die organisatorischen Vorbereitungen 
zu treffen, um den Funkbereitschaftsdienst 
besonders im ländlichen Raum auszuweiten, 
und zwar vor allem deshalb, weil es sich 
hier nicht um einen Notdienst handelt, der in 
der Zeit, wo nicht alle Ärzte zur Verfügung 
stehen, seinen Einsatz bieten soll, sondern 
weil das wirklich eine intensivere Betreuung 
der ländlichen Bevölkerung zur Folge hat, 
denn das Funkgerät begleitet den Arzt bei 
seiner Tätigkeit den ganzen Tag über, und er 
kann dadurch wesentlich schneller beim 
Patienten sein. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pansi: Frau Minister! Kann 
in absehbarer Zeit damit gerechnet werden, 
daß der ärztliche Funkbereitschaftsdienst in 
ganz Osterreich ausgebaut sein wird? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Wir haben vorderhand in Kärn­
ten seitens des Bundesministeriums 3 Mil­
lionen Schilling investiert, wir haben in der 
Steiermark 2 Millionen Schilling und im Bur­
genland 1,4 Millionen Schilling zum Ausbau 
des Funkbereitschaftsdienstes zur Verfügung 
gestellt. Es sind Ansuchen von den anderen 
Bundesländern schon im Ministerium einge­
langt, die jetzt bearbeitet werden. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

zuführen, daß wir in Osterreich zuwenig 
Arzte haben, sondern im wesentlichen darauf, 
daß die Ärzte nicht so ohneweiters bereit 
sind, offene Landarztstellen anzunehmen. 

Wie sehen Sie die weitere EntwIick.lung? 
Wird es in Zukunft möglich sein, mehr _Züzte 
auf das Land hinauszubringen, oder wird sich 
die Situatuon noch verschärfen? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, daß slich die Situa­
tion nicht mehr verschärfen wird, denn alle 
diese Maßnahmen, die wir treffen, das Leben 
des Arztes auf dem Lande zu erleichtern, sind 
sicher dazu angetan, Ärzte auf das Land 
hinauszubringen. Eine der Maßnahmen ist der 
Funkbereitschaftsdienst, eine andere Maß­
nahme, die wir in Kärnten begonnen 
haben und in der Steiermark auch durch­
führen wollen, ist die Einführung der Lehr­
praxen, die den Ärzten aus den Splitälern 
einen Einblick gibt, wie die ärztliche Tätig­
keit ist, wodurch sie auch den Mut und die 
Anregung bekommen, aufs Land hinauszu­
gehen. Letztlich werden limmer mehr Ärzte 
mit ihrem Studium fertigwerden, auch in den 
Spitälern, wodurch der Drang nach außen grö­
ßer werden wird, umsomehr, als wir den prak­
tischen Arzt und das Image des praktischen 
Arztes auch in der Ausbildung aufwerten 
möchten. 

Präsident: Anfrage 11: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPO) an die Frau Bundes­
miIlJister. 

687/M 

Hat das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz bereits Vorschläge ausge­
arbeitet, die zu einer Reduzierung der Auto­
unfälle, denen V0r allem Kinder zum Opfer 
fallen, beitragen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. IngJ1id Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Der Beitrag des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz auf dem Gebiete der Unfallverhü­
tung im Straßenverkehr ist in erster Linie 
auf Bemühungen der Beeinflussung der 
menschlichen Faktoren, die für die Unfall­
ursachen in Frage kommen, ausgerichtet. Hier 
ist es also der seit Jahren geführte ständige 
Kampf gegen den erhöhten Alkoholkonsum, 
überhaupt gegen den Alkoholkonsum durch 
den Kraftfahrer, weiter die Bekämpfung der 
Medikamenteneinnahme beziehungsweise der 
Drogensucht und das Eintreten für gesunde 
Lebensweise, für körperliche und geistige Fit-

Abgeordneter Pansi: Frau Minister! Der ness, was als Beitrag zur Unfallverhütung zu 
Landärztemangellist ja weniger darauf zurück- werten ist. 
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Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Frau Bun­
desministerl Das, was Sie mir jetzt vorgelesen 
haben, habe .ich schon in der Schrift Ihres 
Ministerbms über Gesundheit und Umwelt­
Sdlutz, also in Ihrem Plan, gelesen, und zwar 
in den Ziffern 1180 bis 1184. 

Aber me'ine Frage geht nun dahin: Ich ent­
nehme einer oberösterreichischen Zeitung, daß 

Bundesminister Dr. Ingrid LeodoIter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Beide Vor­
schläge sind sicherlich diskussionswürdig. 
Auch wir haben uns, und zwar in Zusammen­
wirken mit dem Unterrichtsministerium, mit 
der Aufklärung der Unfallsgefahren beschäf­
tigt. Es ist uns klar, daß gerade ,in diesem Be­
reich die Aufklärung und der Unterr.iCht in 
dieser Beziehung äußerst wirksam werden 
könnten. 

zum abgelaufenen Wochenende wiederum sie- Präsident: Anfrage 12 wurde zurückgezo-
ben Kinder bei Verkehrsunfällen schwer ver-
letzt wurden. 

Ich darf Sie fragen: Welche konkreten Maß­
nahmen beziehungsweise Vorschläge oder 
Zielvorstellungen, die von Ihrem Ministerium 
zu verwirklichen wären, haben Sie? 

Prä.sident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Sie wissen, daß das Unfalls­
geschehen ein äußerst vlielschichtiges Problem 
ist. Vom Gesundheitsressort aus wird die Er­
forschung der Unfallsursachen eines der Ziele 
sein. Wir sind hier mit dem Europarat in 
ständigem Kontakt, um vor allem im Bereiche 
der jugendlichen Kraftfahrer Gründe für die 
Unfälle zu finden. Wiir bemühen uns aber auch 
darüber hinaus, durch eigene Arbeiten in 
Osterreich Beiträge zur Lösung des Problems 
zu erarbeiten. Zum Beispiel hat mein Mini­
sterium eine Forschungsstudie an das Ver­
kehrspsychologische Institut des Kuratoriums 
für Verkehrssicherheit über das Thema "Ver­
kehrsunfall und jugendlicher Kraftfahrer" in 
Auftrag gegeben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Frau Bun­
desminist.er! Könnten Sie sich meiner Mei­
nung anschließen, daß Ihr Ministerium, abge­
sehen von der Zusammenarbeit mit dem Kura­
toirum für Verkehrssicherheit, die Sie eben 
erwähnt haben, darüber hinaus mit dem Kura­
torium für Verkehrssicherheit die Aktion be­
treffend die Tafeln "Achtung, ein Kind" durch 
finanzielle Mittel, die aus Ihrem Ministerium 
kommen, verstärken könnte? Denn diese 
Tafeln kommen nach meiner Meinung sehr 
gut an und sind optisch sehr würksam. 

Zum zweiten: Glauben Sie nicht auch, daß 
Ihr MinisterJum mit dem Bundesministerium 
für Unterricht dahin gehend zusammenarbei­
ten könnte, daß die Verkehrserziehungsgärten 
zu einer Pflichtstunde in den Grundschulen 

gen. 

Wir kommen zur Anfrage 13: Frau Abge­
ordnete Hanna Hager (SPO) an die Frau Bun­
desminister. 

658JM 

Welche Maßnahmen sind geplant, um eine 
Erhöhung der Zahl gut ausgebildeter Kranken­
schwestern zu erreichen? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Das Problem 
Schwesternmangel list vielfältig. Sie wissen 
es. 

Eine unserer ersten Maßnahmen ist die 
N ovellierung des Krankenpflegegesetzes in 
der Richtung, daß ab nun 15jährige Mädchen 
den Krankenpflegedienst beginnen können. 
Das hat zur Folge, daß die jungen Mädchen 
vorher keine anderen Berufe ergreifen müs­
sen, sodaß sie dann nicht in die anderen Be­
rufe abschwimmen. Bisher war es so, daß sich 
erst ein 17jähriges Mädchen für den Kranken­
pflegedienst entschließen konnte. 

Wir haben kürzlich in einer Fernsehsendung 
gehört - das war eigenUicb ein sehr gutes 
Beispiel -, daß ein Mädchen, das gefragt 
wurde, welChen Beruf es hat, geantwortet hat: 
Ich wollte Krankenschwester werden, aber da 
ich mit 15 Jahren nicht aufgenommen wurde, 
bin ich Schneiderin geworden! Das Mädchen 
wurde weiter gefragt, was es jetzt machen 
werde, also ob es die Schneiderei fertiglernen 
wird, da es nun 17 Jahre alt sei. Das Mäddlen 
antwortete: Ich werde die Schneiderei fertig­
lernen. Es wurde weiter gefragt, was es dann 
machen werde, ob es dann in den Kranken­
pflegedienst gehen werde. Das Mädchen ant­
wortete: Nein, dann bleibe ich bei der Schnei­
derei. 

werden? Ich glaube, damit könnte man beson- Das ist der Grund, warum wir vorhaben, 
ders hinsidltlich der Unfallshäufigkeit bei ab 15 Jahren den Besuch der vierjährigen 
Schulkindern vorbeugen. Krankenpflegeschule zu ermöglichen. 

Präsident: Frau Minister. Bitte. Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordnete Hanna Hager: Frau Bundes­
minister! Die jungen MädChen werden dann 
ab dem 15. Lebensjahr dn die Krankenpflege­
schule gehen. Wird dieses erste Schuljahr 
auch für ein Praktikum vorgesehen sein? 
Wenn ja, Frau Bundesminister: Wo sollen die 
noch jungen - ich betone: sehr jungen -
Krankensch westernschülerinnen eingesetzt 
werden? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr: Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Das erste Schuljahr dient sicher­
lich der Vertiefung der Allgemeinbidung. 
Aber trotzdem bin ich der Meinung, daß auch 
schon in diesem Jahr das pflegerische Inter­
esse zum Tragen kommen müßte, denn sonst 
würden die Mädchen frustriert werden. Sie 

beim Herrn Bundeskanzler eine Besprechung 
mit Vertretern der Firma Elin stattgefunden, 
bei der das Problem der überschweren Trans­
porte vom Werk Weiz der Elin nach Wien 
behandelt wurde. Bei diesem Gespräch ist 
festgestellt worden, daß die derzeitige Eisen­
bahnlinie für die Bevrtiltigung der künftigen 
Schwertransporte nicht ausreiCht und daß eine 
Sanierung dieser Eisenbahnlifllie notwendig 
wäre. 

Im Hinblick auf die hohen Kosten, die dabei 
entstehen, wurde vereinbart, diese Frage einer 
eingehenden Untersuchung zuzuführen, um 
durch eine entsprechende Kostenbeteil!igung 
von Firmen, aber auch von rinteressierten Län­
dern Möglichkeiten zu finden, eine Lösung 
zu erreichen. 

würden nicht das Gefühl haben, daß sie Kran- Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
kenschwestern werden. Sie würden nämliCh Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini-
dann Heber eine Schule aufsuchen, in der sie ster! Ist Ihnen bekannt, daß der Ausbau der 
nur unterrichtet werden. Es werden diese Mäd- Aspangbahn von großer Bedeutung für die 
chen nicht am Krankenbett eingesetzt werden, steirische Industrie, insbesondere aber für das 
aber sie werden .in anderen Bereichen, zum Werk Weiz der Bin, ist, da die Forderung 
Beispiel in der Küche oder in den Kinder- des Exportmarktes nach immer größeren Ein­
gärten oder auch bei der Wäsche, eingesetzt t heiten an Großmaschinen und Transformato­
werden. Es gibt auch lin Spitälern eine Fülle ren nur dadurch erfüllt werden kann? Der 
von Aufgaben, wo sie arbeiten und prakti- Ausbau dieser Strecke ist damit eine Lebens­
zieren könnten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Hanna Hager: Frau Bundes­
minister ! Werden diese Krankenschwestern, 
wenn sie dann eine vierjährige Ausbildung 
haben, die Europareife haben? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Es 
wird von der "Europa"-Krankenschwester ver­
langt, daß sie zehn Schuljahre hat, und zwar 
SChuljahre der Allgemeinbildung. Wir haben 
damit die im Vorschlag des Europarates ent­
haltenen Voraussetzungen erfüllt. Die Kran­
kenschwestern werden damit zehn Schuljahre 
absolviert haben, sodaß wir europareife Kran­
kenschwestern haben werden. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 14: 
Herr Abgeordneter Wuganigg (SPü) an den 
Herrn Bundesminister für Verkehr. 

666jM 

Da iIIl Zuge der Erstellung eines RalUIl­
ordnungsprogramms auch der Ausbau der 
Aspangbahn erwogen wird, frage ich, in welchem 
Stadium dieses Projekt sich befindet. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

frage für das Werk in Weiz. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Ich habe mich 
bei einer Betriebsbesichtigung !in Weiz selbst 
von der Situation überzeugt. Ich bin über die 
Probleme, die es hier gibt, informiert, muß 
aber darauf hinweisen, daß die Osterreidli­
sehen Bundesbahnen, die nach dem Bundes­
bahngesetz nach wirtschaftlichen Grundsätzen 
geführt werden müssen, die Investitions­
summe von 105 Millionen Schilling für den 
Ausbau der Aspangbahn auf einen höheren 
Achsdruck zurzeit nicht aufbringen können. 
Die Osterreichischen Bundesbahnen vertreten 
die Meinung, daß im Hinblick auf ein bis zwei 
Schwertransporte pro Jahr auch die Wirt­
schaftlichkeit nicht gegeben sei. 

Aus diesem Grund und bei der Bedeutung, 
die diese Frage für die Elin hat, ist in der 
Raumordnungskonferenz das Problem zur Dis­
kussion gestellt worden, und es wird ver­
sucht werden, eine Finanzierung zu erreiChen, 
die nicht nur auf Kosten der Osterreicbisdlen 
Bundesbahnen geht. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
ster! Ich darf Sie nunmehr fragen: Kann mit 
dem Ausbau dieser Strecke gerechnet wer-

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: den? 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es hat Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Frühbauer: Bei einer Finan­
zierung unter Beteiligung der Länder, die 
zweifelsohne an diesem Projekt ein großes 
Interesse haben, kann mit dem Ausbau ge­
rechnet werden. 

Präsident: Anfrage 15: Herr Abgeordneter 
Melter (FPO) an den Herrn BundesmiIlJister. 

641/M 

Da es wegen der Überlastung des Telephon­
netzes nur mit erhel:lichem Zeitaufwand 
möglich ist, Fernsprechverbindungen zwischen 
Vorarlberg und der Bundeshauptstadt herzu­
stellen, frage ich Sie, Herr Bundesminister, 
bis wann mit einer entscheidenden Verbesserung 
der Telephonverbindungen zu rechnen ist. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter! Mit eliner Verbesserung der Sprechver­
bindungen aus dem Raume Vorarlberg mit der 
Bundeshauptstadt rechne ich zu Beginn des 
kommenden Jahres, weil zu diesem Zeitpunkt 
eine wesentliche Verstärkung der Verbindun­
gen zwischen Wien und Vorarlberg eintreten 
wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesministerl 
Es 'ist erfreulich, daß Sie eine derartige Zu­
sage für Vorarlberg geben. 

Wie ich aber in der Zwischenzeit gehört 
habe, haben andere Bundesländer, wie zum 
Beispiel auch Kärnten, dasselbe Problem. 
Demzufolge möchte ich fragen, ob auch all­
gemein für die Frengesprächsverbindungen 
zwischen Wien und den Bundesländern oder 
zwischen den Bundesländern unter€iinander 
dieselbe Vorsorge getroffen wird, nachdem der 
Herr Finanzminister in seiner Budgetrede nur 
darauf hingewiesen hat, daß eine beachtliche 
Anzahl von Neuanschlüssen vorgenommen 
werden wird. Aber Voraussetzung für die 
Verwertung sind natürLich auch die Möglich­
keiten der Ferngesprächsverbindungen. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

75 Prozent vorgesehen ist, ist lim ähnlichen 
Umfange ein entsprechendes Ausbaupro­
gramm auch für andere Bundesländer vorge­
sehen. 

Präsident: Bine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister! 
Ist in diesem Zusammenhang zu erwarten, daß 
die Gesprächsverbindungen zwischen den ein­
zelnen Bezirken des Landes selbst auch eine 
Verbesserung erfahren werden? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Die Post- und 
Telegraphenverwaltung ist ständig bemüht, 
die Sprechverbindungen zu verbessern. Ich 
bitte aber um Verständnis, daß es nicht immer 
möglich ist, der rasanten Entwicklung, die es 
auf dem Sektor des Telephonverkehrs gibt, 
auch immer rechtzeitig durch entsprechende 
Verstärkung der Verbindungsleitungen nach­
zukommen. Was der Post- und Telegraphen­
verwaltung möglich ist, wird auf diesem Sek­
tor gemacht. 

Präsident: Anfrage 16: Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Verkehr. 

668jM 

Hat Italien auf den österreichischen Vor­
schlag der Einführung von Vorzugstarifen im 
grenznahen Telephonverkehr zwischen Nord­
und SüdtiroI schon geantwortet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Herr Generalpost­
direktor hat seinen Besuch bei der itaLieni­
schen Postverwaltung vom 2. bis 6. Oktober 
1972 dazu benützt, unser Anliegen zum Auf­
bau einer Nahverkehrszone zwischen Südtirol 
und dem Bereich Nordtirol und Osttirol als 
auch zwischen der Region Friaul, Julisch­
Venetien und Kärnten lin einem persönlichen 
Gespräch zu erörtern. 

Darüber hinaus habe ich in einem Schrei-

Bundesminister Frühbauer: Mit dem Ab- ben an den italienischen Postminister gebeten, 
unserem seinerzeitigen Antrag möglichst bald 
zu entsprechen. 

schluß der Vollautomatisierung, die im De­
zember des heurigen Jahres erfolgen wird, 
werden verstärkte Anstrengungen nicht nur 
bei der Herstellung von neuen Fernsprech­
anschlüssen, sondern im besonderen auch bei 
der zusätzlichen InstaHierung von Sprechver­
bindungen gemacht werden. Dies betrifft so­
wohl die Sprechverbindungen der Bundes­
hauptstadt mit den Bundesländern als auch 
stark frequentierte Leitungsbereiche zwischen 
den einzelnen Bundesländern. 

So wie konkret für Vorarlberg in der Kapa­
zität der Leitungsbündel eine Ausdehnung um 

Gestern ist nunmehr eine Antwort der ita­
lienischen Generalpostdirektion eingetroffen, 
!in der mitgeteilt wird, daß die italienische 
Postverwaltung in nächste,r Zeit neue Vor­
schläge zur Bereinigung der Struktur in die­
sen Bereichen der österreichischen Post- und 
Telegraphenverwaltung unterbreiten . wird. 
Nach Einlangen dieser Vorschläge werden wir 
endgültig sehen, ob die Nahverkehrszone ein­
geführt werden kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Vor wenigen Wochen hat eine Tagung der 
Landtage Nord- und Südtirols in Bozen statt­
gefunden. Dort wurde von bedden Landtagen 
einmütig der Meinung Ausdruck gegeben, daß 
ein verbilligtes Direktwahlsystem im Fern­
sprechwesen zweifellos notwendig ist. 

Im Hinblick darauf, daß eine ähnliche Ver­
einbarung mit Bayern einerseits und der 
Schweliz andererseits für die 50-Kilometer­
Zone schon seit längerer Zeit gültig ist, wäre 
es interessant zu erfahren, welche Uberlegun­
gen seitens des Partners in Italien dafür maß­
gebend waren, daß die Bemühungen des Bun­
desministeriums seit Mai dieses Jahres noch 
nicht zu einem Erfolg führen konnten. 

Wo Siind also tatsächlich die echten Schwie­
rigkeiten, die dazu geführt haben, daß es 
trotz der Bereitschaft Ihres Ministeriums und 
der Metinung beider Landtage zu dieser Ver­
zögerung beziehungsweise noch zu keinem ab­
schließenden Ergebnis gekommen ust? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter! Hier bin ich auf Vermutungen ange­
wiesen. Soweit ich informiert bin, ist in Ita­
lien - im Gegensatz zu Osterreich - die 
Vollautomatisierung noch nicht abgeschlossen. 
Es besteht auch noch keine Möglichkeit, im 
Selbstwählfernverkehr aus allen Orten Ita-

Bundesminister Frühbauer: In unseren bis­
herigen Gesprächen war vorgesehen, daß mit 
den Distrikten Bozen, Brixen, Meran und 
Bruneck, mit den Distrikten Pieve di Cattore 
und Cortina d'Ampezzo und mit den Distrik­
ten Tolmezzo und Tarvisio die Nahverkehrs­
zone aufgebaut werden soll. 

Bei den Verhandlungen werden wir ver­
suchen, eine gleiche Lösung zu erreichen, wie 
das mit der deutschen Bundesrepublik mög­
lieh war. 

Präsident: Anfrage 17: Herr Abgeordneter 
Dr. König (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

639/M 
Auf welchen Berechnungen basiert Ihre 

Ankündigung in der "AZ" vom 12. September 
1972, daß wegen der Einführung der Mehr­
wertsteuer der inländische Güterverkehr um 
9,4 Prozent teurer wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Meine Berechnung hin­
sichtlich der Auswirkung der neuen Umsatz­
steuer auf den inländischen Güterverkehr be­
ruht auf der Tatsache, daß nach den Unter­
suchungen im Entlastungsausschuß die Güter­
tarife voraussichtlich um 6 Prozent entlastet 
werden, wobei unter Aufschlag der neuen Um­
satzsteuer mit 16 Prozent de facto ~m End-

liens Osterreich direkt anzuwählen. Diese preis eines Frachtvertrages mit Tarif plus Um­
Sprechverbindungen sind nur zwüschen den satzsteuer im gesamten gesehen eine Erhö­
Hauptstädten und den Großstädten aufgebaut hung um 9,04 Prozent eintreten würde. 
worden. Dort dürfte auch die Schwierigkeit 
liegen, daß es infolge Fehlens entsprechender 
Netzgruppenverbindungen nicht möglich ist, 
den direkten Nahverkehr aufzunehmen. 

Ich nehme an, daß die Vorschläge, die uns 
jetzt unterbreitet werden, aus der italieni­
schen Sicht von der technischen Warte her 
die künftigen Möglichkeiten aufzeigen. Erst 
danach können wir unsere endgültige Aussage 
machen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! In 
diesem Zusammenhang gibt es noch eine 
zweite Frage, deren KlarsteIlung sicherlich 
von Interesse wäre. Es list die, daß das gesamte 
Südtirol- und Accordino-Gebiet - also Süd­
tirol und Trentino - in diese Grenznahver­
kehrszone einbezogen werden soll. Ist bei den 
Verhandlungen auch vorgesehen, daß über 
die 50-Kilometer-Zone hinaus die Einbezie­
hung diskutiert wird, oder ist vorerst nur die 
50-Kilometer-Zone als Basis gedacht? 

Präsident: Herr Minister. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister! Ich glaube, Sie sind bier einem Irr­
tum erlegen. Die 6prozentige Verbilligung der 
Gütertarife wird selbstverständlich in vollem 
Ausmaße weitergegeben werden, da die Be­
lastung mit der 16prozentigen Mehrwertsteuer 
ein Durchlauferposten ist und für jedes 
Unternehmen, das sich der Bundesbahn be­
dient, bei der Steuer wiederum absetzbar ist. 
Es wird also entgegen Ihren Feststellungen 
nicht zu einer 9,4prozentigen Erhöhung und 
Belastung kommen, sondern zu einer 6prozen­
tigen Verbilligung. Ich glaube, Herr Minister, 
Sie sollten das schleunigst richtigstellen las­
sen, damit draußen nicht ein falscher Eindruck 
entsteht. 

Aber ein zweites, Herr Minister! Sie haben 
in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 
daß es abgesehen von diesen Erhöhungen, die 
sieh aus der Steuerumstellung und nicht aus 
Tariferhöhungen ergeben, und von denen ich 
meine, daß sie keine sind, im nächsten Jahr 
zu keiner Mehrbelastung kommen wird, Herr 
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DDr. König 
Minister! Das entspricht vollinhaltlich der Ver­
einbarung, dlie die Regierung mit der großen 
OppositJionspartei abgesprochen hat, als wir 
die Zustimmung zur Verfassungsbestimmung 
na.dl dem Preisbestimmungsgesetz gegeben 
haben, nämlich daß ein Jahr hindurch keine 
Tariferhöhungen erfolgen dürfen. 

'Nie beurteilen Sie aber, Herr Minister, in 
diesem Zusammenhang die Äußerung des 
Herrn Bundeskanzlers, die er einen Monat 
später, am 13. 10. 1972, dem ORF gegenüber 
gemacht hat, wo er davon gesprochen hat, 
man müßte die Möglichkeit einer Dynamisie­
rung der Tarife als einer ständigen Anpas­
sung der Tarife ins Auge fassen? W·ie stehen 
Sie dazu, Herr Minister? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Zum ersten: 
Ihre Feststellung bezüglidl des Entlastungs­
satzes ist dann rridltig, wenn das Transport­
gut nidlt zum Endverbraucher geht. Es ist 
dann unrichtig, wenn der Transportvertrag 
direkt zum Endverbraucher führt, der also 
keine Möglichkeit hat, die Weiterverrechnung 
der Umsatzsteuerbelastung als Vors teuer­
abzug vorzunehmen. 

Zum zweiten: Die Feststellung des Herrn 
Bundeskanzlers ist eigentlich kein Novum, da 
die Wirtschaftspartner und auch das Wlirt­
schaftsforschungsinstitut in seiner Untersu­
chung über die Tarifpolitik die Meinung ver­
treten haben, daß es sinnvoller wäre, öffent­
liche TaJ::ife - im besonderen wurde damals 
auf die Osterreichischen Bundesbahnen Bezug 
genommen - 'in kleineren Schritten anzu­
passen und nicht durch einen s'ehr langen 
Rückstau dann sehr hohe Prozentsätze zu ver­
langen, die zwangsläufig auf Grund der 
Kostensituation notwendig werden, die für die 
Wirtschaft weit schwerer zu verkraften seien, 
als wenn man regelmäßig, aber in kleinen 
Sätzen, die Tarife der gegebenen Kostenlage 
anpassen würde. 

Der Herr Bundeskanzler findet sich hier mit 
seiner Aussage in voller Ubereinstimmung 
filit den Untersuchungen des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Was die Ausführungen zu der Mehr­
werts teuer belastung anlangt, so haben Sie 
natürlich hier den Ausnahmefall zitiert und 
nicht die Regel, denn es list der Ausnahme­
fall, daß sich ein Privater mit der Bundesbahn 
ein Frachtgut schicken läßt. Es ist die Regel, 
daß die Bundesbahn Gütertransporte für ge­
werbliche Unternehmen durchführt, und dort 
ist eben die Mehrwertsteuer in vollem Maße 

absetzbar, sie wirkt sich nicht aus; es kommt 
zu keiner 9,04prozentigen Verteuerung, wie Sie 
angeführt haben, sondern in der überwiegen­
den Mehrheit der Fälle zu einer 6prozentigen 
Verbilligung. Ich glaube, das müßte man auch 
von seiten des Ministeriums klarstellen. 

Zu der Frage der Dynamisierung, Herr Bun­
desminister: Hier unterscheidet man doch 
ganz deutlich, was etwa die Bundeskammer 
und die Wirtschaftspartner, die Sie zitieren, 
gesagt haben, als sie von kleineren, häufige­
ren Tarifanpassungen gesprochen haben oder, 
wenn man, wie der Herr Bundeskanzler, von 
einer Dynamisierung spricht. Unter Dynami­
sierung versteht man dn allen unseren Geset­
zen die automatische Anpassung, für die es 
also einer Vorlage bedarf. 

Darf ich also Ihre Äußerung, Herr Minister, 
so verstehen, daß Sie es ablehnen, eline solche 
Vorlage im Sinne des Herrn Bundeskanzlers 
im Hause einzubringen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Eine solche Vor­
lage ist von mir nicht beabsichtigt; sie würde 
auch der Vereinbarung, die geschlossen wor­
den ist, widersprechen. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wur­
den den Anfragestellern übermittelt. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche nun die Frau Abgeordnete 
Wlinkler als Schriftführerin um die Verlesung 
des Einlaufes. 

Schriftführerin Herta Winlder: Von der Bun­
desregierung sind folgende Regierungsvor­
lagen eingelangt: 

Bundesverfassungsgesetz über nasse Gren­
zen zwischen der Republik Osterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland und über die 
österreichische Delegation in der ständigen 
gemischten Grenzkommission (459 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisa­
tionsgesetz geändert wird (5. Sdmlorganisa­
tionsgesetz-Novelle) (481 der Beilagen); 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Weltorganisation für geistiges Eigen­
tum in Genf über die Errichtung eines Inter­
nationalen Patentdokumentationszentrums 
(489 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Mühlengesetz 
1965 geändert wird (Mühlengesetz-Novelle 
1972) (500 der Beilagen);, 
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Sdulftffihrer 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenver- haben, die der Bevölkerung unter den Nägeln 

sicherungsgesetz 1958 geändert wird (512 der brennen, und rue Mehrheit spridlt in dem Zu-
Beilagen) j sammenhang von "Störaktionen" . 

BundesgeseOtz zur Sicherung des Bestandes 
von Kohlenbergbauen sowie von Kupfer-, 
Blei-, Zink- und Antimonerzbergbauen und 
zur Deckung von Aufwendungen für die Still­
legung einsdllägiger Bergbaubetriebe (Berg­
bauförderungsgesetz 1973) (518 der Beilagen). 

Präsident: Danke. Idl werde die vom Schrift­
führer soeben als eingelangt bekanntgege­
berren Regierungsvorlagen gemäß § 41 Abs. 4 
Geschäftsordnungsgesetz in der nächsten Sit­
zung zuweisen. 

Erste Lesung der Regierungsvorlage betref­
fend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1973 

(460 und Zu 460 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein: Gegenstand ist die erste Lesung der 
Regierungsvorlage betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1973 (460 und Zu 460 
der Beilagen). 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Koren. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die Oppo­
sition hat :in der Vorwoche gemeinsam zwei 
dringliche Anfragen, eine zur Inflation und 
die andere zur Situation des Bundesheeres, 
eingebracht, über die eine Debatte hätte statt­
finden sollen. Aber Regierung und Regie­
rungspartei waren nicht bereit, über diese 
Fragen zu diskutieren. Im Gegenteil: der ein­
zige Sprecher der sozüalistischen Fraktion hat 
die Vorgangsweise der Opposition eine "Stör­
aktion" genannt, und weiters festgestellt: 

"Zur parlamentar,ischen Courtoisie ge­
hört es, daß der Bundesmiruister für Finanzen 
die Möglichkeit erhält, seine Budgetrede ohne 
Störaktionen zu halten." 

In einer zwenten Wortmeldung sagte er 
dann, er habe gehofft, die Opposition werde 
es zulassen, daß das Budget "vorher auf eine 
anständige Art präsentiert wird". Nadl Auf­
fassung der Mehrheit dieses Hauses hat sich 
die Opposition in der Vorwoche also gletich 
zweimal "unanständig" benommen: einmal 
deshalb, weil sie es gewagt hat, zwei dring­
liche Anfragen einzubringen, und zum ande­
ren, weil die Opposition den Kodex der Mehr­
heit nidlt akzeptiert hat. Den Kodex, der lau­
tet: Anständig, nicht störend ,ist, was der 
Regierung nicht schadet. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe bereits in der Vorwoche festge­
stellt, daß wir Themen zur Sprache gebracht 

In der "Sozialistischen Korrespondenz" vom 
20. Oktober 1912 können wir folgendes lesen: 

"Freilich hängt es weitgehend von der 
Opposition ab, in welchem Stil und in welchem 
Klima dlie Arbeit im Nationalrat vor sich 
gehen wird. Sollte die Opposition jedoch zu 
Härte und Aggression Zuflucht nehmen, dann 
kann sie gewiß sein, daß wir ihr an Härte 
nicht nachstehen werden." 

Und wir können weiter lesen: "Es gibt lim 
Nationalrat wie in jedem Parlament der Welt 
geschriebene und ungeschr,iebene Gesetze. 
Erst in ihrer Summe bilden sie das, was man 
die Spielregeln des Parlamentarismus nennt:· 
Weiter heißt es: "Denn das Vertrauen in die 
Gültigkeit ungeschriebener Gesetze kann man 
nur einmal mißbrauchen." 

Meine Damen und Herren! Seit dem Amts­
antritt der sozialistischen Regderung sind 
manche Dinge vor sich gegangen, die mit den 
ungeschriebenen und geschriebenen Gesetzen 
dieses Hauses nicht oh,ne weiteres vereinbar 
sind: Gesetze werden ohne Ausschußberatun­
gen durchgepeitscht, wie das Ortstafelgesetzj 
Gesetze werden im Blitztempo noch vor ihrem 
Inkrafttreten widerrufen, wie zum Beispiel die 
26. ASVG-Novelle, die teilweise Aufhebung 
der Ruhensbestimmungen - eine Novelle, die 
die Mehrheit dieses Hauses in der Zeit der 
Minderheitsregierung beschlossen hat; die 
Fragestunde, 1961 zur Verlebendigung des 
Parlamentarismus eingeführt, wird immer 
mehr ausgelaugt. Am 7. Juli dieses Jahres 
wird zum ersten Mal eine dringliche Anfrage 
der OppOSlition durch eine extreme Auslegung 
der Geschäftsordnung zu unterfahren versucht. 
Die Frage der Zeitbegrenzung der Sitzungen 
wird zur Krise in der Präsidialkonferenz hoch­
gespielt, und seit der letzten Woche, meine 
Damen und Herren, soll nun das Instrument 
der dringlichen Anfrage offensichtlich endgül­
tig seiner Wüksamkeit beraubt werden; ein 
Instrument der ohnehin recht dürftigen Min­
derheitsrechte. 

In der Geschäftsordnung heißt es :im § 73 in 
bezug auf die dringliche Anfrage wörtlich: 

"Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf An­
trag von 8 Mitgliedern kann ohne Debatte 
beschlossen werden, daß eine .in derselben 
Sitzung eingebrachte Anfrage an ein Mitglied 
der Regierung vom Fragesteller vor Eingehen 
in die Tagesordnung oder nach deren Erledi­
gung mündlich begründet werde und hierauf 
eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.'" 
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Dr. Koren 
"Debatte" heißt es in der Geschäftsordnung, bekanntgegeben hat, obgleich dies der Arti­

und nidlt "Oppositionsmonolog". Ich darf kel 51 Abs. 1 der Bundesverfassung ausdrück-
zitieren: lich verbietet. 

"Die dringliche Anfrage wird häufig als die 
schärfste Waffe der Opposition bezeichnet, 
weil hier die Möglichkeit der parlamentari­
schen Kontrolle und der Erzwingung einer 
Diskussion beziehungsweise Konfrontation 
mit der Regierung in einem Akt zusammen­
fällt." 

Dieser Satz stammt nicht von uns, sondern 
von Dr. Fischer, dem Sekretär der sozial1sti­
schen Fraktion. (Beifall bei der OVP.) Aller­
dings schrieb er diesen Satz 1969, zu einer 
Zeit also, da er noch wußte, w,ie es sich auf 
OpposWonsbänken sitzt. 

Die Offentlichkeit, meine Damen und Her­
ren, hat jedenfalls zur Kenntnis nehmen müs­
sen, daß die Mitglieder dieser Bundesregie­
rung zur Inflation und zur Situation unseres 
Bundesheeres nichts zu sagen haben! (Zustim­
mung bei der OVP.) Dabei können Sie über 
unsere Anfragen nicht einmal überrascht ge­
wesen sein, da Ihnen die Zeitungen ohnehin 
zeitgerecht davon Mitteilung gemacht haben. 
Ich habe mich vergeblich gefragt, warum Sie 
eigentLich nie den Wunsch geäußert haben, 
die Budgetrede auf den nächsten Tag zu ver­
schieben; wir hätten wohl kaum nein sagen 
können. Wir aber, die Opposition, haben ~ur 
Kenntnis nehmen müssen, daß wir es mit zwei 
grundverschiedenen Gesichtern der Mehrheits­
fraktion zu tun haben: Im Geschäftsordnungs­
komitee zeigt es sich freundlich und tolerant, 
man diskutiert mit uns über eine Stärkung 
der Minderheitsrechte. Das andere Gesicht 
zeigt sich hier im Nationalrat, wo nicht einmal 
die bestehenden Rechte respektiert werden. 
Mit Formalismen versucht man die Arbeit der 
Opposition zu behindern, man verweigert ihr 
die Auskunft und gibt aus taktischen Gründen 
nicht immer der vollen Wahrheit entspre­
chende Antworten. 

Ich zitiere: "Das schlechteste aber ist, wenn 
eine Regierung gefärbte Informationen geben 
will." 

Auch dieser Satz ist nicht von mir erfunden, 
sondern vom derzeitigen Bundeskanzler. 
Allerdings hat er das 1969 gesagt, d.n "Demo­
kratiereform" . (Beifall bei der OVP.) 

Freilich, der Grund, warum am vorigen 
Mittwoch die Antworten der Minister erst in 
später Stunde erfolgt sind, liegt auf der Hand. 
In seiner Anfragebeantwortung hat der Herr 
Bundeskanzler zugegeben, daß er Zahlen zum 
Dienstpostenplan vor Beginn der parlamenta­
rischen Beratungen in einer Pressekonferenz 

D.ie Antworten des Verteidigungsministers 
wiederum waren wohl das öffentliche Ein­
geständnis des Scheiterns der soziaHstischen 
Wehrreform. Mehr als ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten des neuen Wehrgesetzes ist noch 
immer keine Rede auch nur von Spurenele­
menten eines einsatzfähigen Bundesheeres. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe in der Vorwoche angekündigt, meine 
Fraktion werde zur gegebenen Zeit über die 
Antworten eine Debatte abführen. Die kom­
menden Budgetberatungen werden uns dafür 
zweifellos den geeigneten Rahmen abgeben. 

Und noch etwas anderes: Die Kritik am 
Parlamentarismus ist ohnedies latent immer 
vorhanden. Sie wird nur zu verschiedenen Zen­
ten verschieden laut hörbar. 

Am 10. November des vergangenen Jahres 
sagte Klubobmann Gratz anläßlich der Debatte 
zur Regierungserklärung: 

"Was mir am englischen Parlament so impo­
niert, ist die Tatsache, daß dort nicht in jeder 
zweiten Sitzung die DemokratJie beschworen 
wird und nicht darüber gesprochen wird, daß 
man in einer Demokratie lebt, weil dies eine 
Selbstverständlichkeit list.·· 

Meine Damen und Herren! Es ist aber ab 
und zu notwendig, sich über Selbstverständ­
lichkeiten immer wieder aufs neue klar zu 
werden. Jede Selbstverständlichkeit ist Be­
drohungen und Gefährdungen ausgesetzt. 
Diese Gefahren zu erkennen und im Auge 
zu behalten, 'ist, wie ich glaube, dn einer 
Demokratie notwendig. 

Diese Bedrohung, wie ich sie sehe, ist heute 
einmal ein gewisser Parlamentsverdruß der 
Bevölkerung. Er ist nicht erst heute entstan­
den, denn schon Kelsen beklagt !ihn 1925 in 
einer seiner Schriften. Die Bedrohung liegt 
weiters in syndikalistischen Tendenzen; das 
Betr.iebsrätegesetz, das Sie vorgeschlagen 
haben, ist ein Beispiel dafür. Die Bedrohung 
liegt weiters lin der Mobilisierung plebiszi­
tärer Methoden durch Massenbeeinflussung. 
In seinem politischen Testament führt etwa 
Viilfredo Pareto aus, "daß zum Regieren zwar 
die Zustimmung der Massen, nicht aber ihre 
Mitwirkung nötig sei". Wir alle wissen, meine 
Damen und Herren, wohin diese Gedanken in 
ihrer letzten poliitischen Konsequenz führen. 

Ich sehe die Bedrohung des Parlamentaris­
mus aber auch darin, daß das parlamentarische 
Geschehen als eigentlich überflüssig, als lästig 
angesehen wird: Der Flaschenhals Parlament 
behindert die rechtzeitige Verabschiedung von 
Gesetzen, das Parlament blockiiert wichtige 
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Dr. Koren 
Regierungsvorlagen, parlamentarische Anfra­
gen oder die Arbeit von Untersuchungsaus­
sc11üssen werden als Zeitverlust abgetan. 

Merken Sie nicht, welche Konsequenzen sich 
daraus ergeben können? Vom "Störfaktor der 
parlamentarischen Kontrolle" führt nur ein 

Vorgangsweise diskutiert der Justizminister 
in der Medienrechtsreformkommission die 
Frage einer Stärkung des Redaktionsgeheim­
nisses. Das sind die bei den Ebenen, die Sie 
unter Demokratiereform verstehen. (Beifall bei 
der OVP.) 

sehr kurzer Weg dazu, die Opposition selbst Id1 möchte nur eines sagen: Druck erzeugt 
als Störfaktor zu qualifizieren. Kritik mag stö- Gegendruck. Rechnen Sie in diesem Konflikt 
rend sein. Kritik scheint aber auch gerade das mit Unserem erbitterten Widerstand. In dieser 
zu sein, was diese Regierung am wenigsten I Frage ist mit uns kein Kompromiß zu schlie­
verträgt. (Zustimmung bei der OVP.) ßen. Spielen Sie sich heute nicht mehr als 

Anwalt der Unverfälschthe:it eines Volks-
Angesid1ts der wachsenden Probleme und begehrens auf, das Sie seinerzeit mit allen 

der zunehmenden S~hwi~:igkeiten greift sie Mitteln bekämpft, das Sie damals lächerlich 
zu !'1ethoden der ~llls.chuchterung und Ver- zu machea versuchten. (Beifall bei der OVP.) 
uns!cherung sogar bIS hm zur Drohung. Wir haben uns im Gegensatz zu Ihnen auch 

Am deutlichsten tritt uns diese Taktik bei in der Zeit der OVP-Alleinregierung von der 
dem Versuch zutage, die kritische Funktion Idee der Unabhängigkeit des Rundfunks leiten 
des unabhängigen Rundfunks einzuengen. lassen. Wir haben den Willen der 830.000 
Dort wird der Würgegriff von vier Seiten Unterzeichner ernst genommen, weil W1ir die 
angesetzt: Idee der Demokratie ernst nehmen. In einer 

Zeit, meine Damen und Herren, in der die 
durch den finanziellen Druck der verhinder- von Montesquieu entwickelte Gewaltentei-

ten Gebührenkorrektur, lungslehre - hie Regierung, hie kontrollieren­

mit Hilfe des Betriebsrätegesetzes soll die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates auf kal­
tem v/ ege geändert werden; 

des Parlament - nicht mehr der gesellschaft­
lichen Wirklichkeit entspricht, kommt der 
Opposition eine besondere Aufgabe zu. Sie 
hat - wie es in der Bundesverfassung dem 

Kontrolle durch Kartellaufsicht als markt- Parlament zugedacht ist - an der Gesetz­
beherrschendes Unternehmen ist ein dritter gebung mitzuwirkenj sie hat, wlie in der Ver­
Ansatzpunkt. fassung vorgesehen, an der Vollziehung mit-

Schließlich die vage Drohung einer Novel- zuwirkenj sie hat auch, wie in der Verfassung 
lierung des Rundfunkgesetzes. Mit allen die- vorgesehen: "die Kontrolle der Geschäftsfüh­
sen Verstößen wird der Versuch gemacht, I rJung de~ ~undes.~egierung zu üb~rprüfen, 
Druck auszuüben: auf die Spitze des Rund-. ceren MitglIeder uber alle Gegenstande der 
funks, den Aufsichtsrat, auf die Redakteure ! Vollziehung zu befragen und alle ednschlägli­
auf die Nachrichtenproduzenten. Die antizipa~ I gen Auskünfte zu verlangen". 

tive Kritikfilterung - das ist es, was Sie I Das Verhältnis zwischen Exekutive und 
anstrepb~n. .... l Geset~g.ebung ist ohnedies gestört, da - ich 

Darr Ich gielch emen zweIten Punkt der, darf zItIeren - "an Stelle der von der Ver­
letzten Tage anführen, der uns deutlich macht, . fassung vorgesehenen Gewaltenteilung ein 
wie Sie in 'Wahrheit denken. Der Obmann der starkes Ubergewicht der vollziehenden Gewalt 
Gebietskrankenkasse hat eine Zeituna einzutreten droht". Diesen Satz hat Chrüstian 
beschlagnahmen lassen. Das ist an sich i; Broda geschrieben. FreHich auch zu einer Zeit, 
unserer Gesetzgebung völlig korrekt und mög- als es keine absolute SPO-Mehrheit gegeben 
lieh. GleJichzeitig wurde damit ein Akt ver- hat und damit auch nicht die damit verbun­
bunden, der in unserer Gesetzgebung nicht dene Machtfülle. Wir haben uns in der Zeit 
vorgesehen ist. Der befragte Anwalt Doktor der OVP-Alleinregierung nicht über den 
Amhof hat gestern im Osterreichischen Rund- Grundsatz der kontrollierenden Opposition 
funk dazu folgendes gesagt: "Richtig ist, daß hinweggesetzt. Deshalb werden wir in diesem 
die Rechtsprechung, besonders was die Be- Herbst mit Fug und Recht die parlamentarische 
schlagnahme eines Manuskriptes betrifft, I KI1itik und Kontrolle verstärken. 
gegenteiliger Meinung ist. Gleichwohl wurde S' . t b I '.:1, t d k" kt 1 
d

. ... i le reagler en e elu!lg un ge ran ,a s 
leser Versuch unternommen - Ich nehme'· d V h d' 0 .. 'h Rh' . . I m er orwoc e 'le pposItlOn I r ec t m 

nIcht an, gegen Ihre WeIsung, Herr Abgeord- 'A h h t d R . 
S 

. I nspruc genommen a, er eglerung unan-
neter ekanma - "aus der Erwägung, weil I h F t 11 . " gene me ragen zu seen. 
man auf dIesem Umweg - Umweg nennt 
man das - "doch hin und wieder die Wahr­
heit erfährt, wer als Verfasser hinter diesem 
Artikel steht." Gleichzeitig mit einer solchen 

Den Fragen aber, die die Bevölkerung inter­
essiert, werden Sie nicht entkommen, auch 
wenn Sie Ihnen noch so unangenehm sind: 

267 
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Dr. Koren 
der Frage der Stabilität beziehungsweise der 
Inflationspolitik, der Frage nadl. der konjunk­
tur- und stabilitätspolitischen AusW1irkung des 
Bundeshaushaltes für 1973, der Frage nach 
dem Reformchaos der sOZlialistischen Regie­
rungspoli tik. 

Diese Fragen werden wir Ihnen so lange 
stellen, bis Sie uns und damit der österreli­
chischen Bevölkerung auch eine Antwort 
geben. (Beifall bei der avp.) 

Wie sehr Ihnen diese Methode in Fleisch 
und Blut übergegangen ist, hat der Finanz­
minister in seiner Budgetrede wieder augen­
fällig unter Beweis gestellt. Ich möchte nur ein 
einziges, dafür aber typisches Beispiel heraus­
greifen. Der Budgetrede des Finanzministers 
lagen technisch unerhört sorgfältig ausge­
führte graphische Darstellungen über wirt­
schaftliche Daten bei. Sorgfältig ausgeführt 
wohl deshalb, damit möglichst viele Zeitungen 
und das Fernsehen sie ohne großen Aufwand 
reproduzieren können. Eine Serviceleistung 

Sie werden - auch wenn Ihnen diese Fra- also. Allein die Abbildung 2 über die Ent-
gen noch so unangenehm sind - hier (\us- wicklung der Verbraucherpreise zeigt. wem 
kunft geben müssen: was hinter dem Krelsky- in Wahrheit hier ein Dienst erwiesen werden 
Androsch-Kurs steckt, was Sie mit der sta-, soll nämlich der Regierung durch Mithilfe 
bilsten Inflationsperiode erreichen wollen, die bei 'der Irreführung der Offentlichkeit. (Beifall 
Sie eingeleitet haben, was Sie mit Ihren An- bei der avp.) Denn zu einem Zeitpunkt, dn 
griffen auf den ORF erreichen wollen, was dem seit Monaten in Osterreich über die Tat­
Sie mit Ihrer Medienpolitik erreichen wollen, sache gesprochen wird, daß der Jahresdurch­
und was Sie mit Ihren unverhüllten Dro- schnitt der Verbraucherpreise mindestens bei 
hungen gegen die Opposition erreichen wol- 6 Prozent liegen wird, weist dieses Diagramm 
len. - Osterreich, das ist die dicke Linie - bei 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Budgetrede des Herrn Bundesministers für 
Finanzen und die globalen Zahlen, die er 
genannt hat, haben in fast allen Fachkommen­
taren der letzten Tage mehr oder minder 
herbe Kritik ausgelöst. Zum ersten Mal seit 
zweieinhalb Jahren sieht sich die sozialisti­
sche Regierung - und linsbesondere ihr 
Finanzminister - mit der Tatsache konfron­
tiert, daß nicht nur die Sprecher der Opposi­
tion, sondern diesmal auch die Experten und 
Kommentatoren der öffentlichen Medien die 
kritische Sonde an ein schillerndes Wort- und 
Zahlengebäude legen. 

Zum ersten läßt sich die öffentliche Mei­
nung nicht durch die Quantität einer Monster­
rede über ihren Mangel an Inhalt und die 
Fülle von Widersprüchen hinwegtäuschen. 
(Beifall bei deI avp.) Sie wollten offenbar 
mit einer zweistündigen Budgetrede so viele 
klingende Phrasen, so viele vernebelnde Zah­
len, so Vliele korrektur bedürftige Halbwahr­
heiten in den Raum stellen, daß Offentlichkeit 
und Opposition im Irrgarten Ihrer Aussagen 
ZJielrichtung und Stoßkraft verLieren sollten. 
(Beifall bei der avp.) 

Jetzt weiß ich auch, warum Sie vorige 
Woche nicht etwa dde Budgetrede auf den 
Donnerstag verschieben ließen. Ihre angeb­
lieh problemfreudige Regierung wliIl sich offen­
sichtlich mit allen mög~ichen Dingen beschäf­
tigen. nur nicht mit der Inflation, die Sie 
zuerst weggeredet und dann verniedlicht 
haben, die Ihnen aber nun eindeutig außer 
Kontrolle geraten ist und der Sie hilflos 
gegenüberstehen. (Beifall bei der avp.) 

der Marke 5 Prozent aus. (Bundesminister Dok­
tor An d I 0 S C h: Das ist eine Prognose . .. !) 
Herr Finanzmänister, auf diesen Zwischenruf 
habe ich gewartet. Hier präsentieren Sie uns 
also die Prognose vom vonigen Jahr. Auf 
anderen Gebieten wissen Sie sehr wohl. 
welche Entwicklungen in der Zwischenzeit ein­
getreten sind. (Beifall bei der avp.) Auf die­
sem Diagramm steht kein Wort von Prognose. 
Und was soll eline Prognose, die im Vorjahr 
richtig war, heute, wo sie eindeutig nicht mehr 
richtig ist, in einem Diagramm, das Sie hier 
dem Parlament zur Information und damit 
auch der österreichischen Offentlichkeit vor­
legen? Das bezeichne ich als Irreführung. (Bei­
fall bei der avp.) 

Daß darüber hinaus, meine Damen und Her­
ren, Länder mit weit geringeren Preissteige­
rungen als Osterreich tin diesem Diagramm 
selbstverständlich ausgelassen wurden, ver­
steht sich von selbst nach dem bisherigen 
Ergebnis und dem bisherigen Verhalten der 
Regierung in dieser Frage. Damit soll der 
Eindruck erweckt werden, Osterreich liege am 
Ende der Pre:issteigerungsskala in Europa. 
Professor Nemschak hat vor wenigen Tagen 
eindeutig festgestellt. wo wir liegen, nämlich 
in der Spitzengruppe der Inflation, und von 
dort können Sie uns mit solchen TI1icks nicht 
mehr wegbringen, sondern nur durch eine ver­
nünftige Wirtschaftspolitik. (Neuerlicher Bei­
fall bei der avp.) 

Ich wäre bereit, Herr Finanzminister. an 
einen bedauerLichen Fehler des Graphikers zu 
glauben, wenn die Gesamtregie dieser Zeich­
nung nicht so offenkundig auf der Hand läge 
und sich als würdiges Produkt lim Sinne der 
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neue ren Lütgendorfschen "Nichtwahrheiten­
definition" erwelisen würde. (Beifall bei der 
GVP.) 

Und ich wiederhole hier, da ich noch immer 
keine Antwort erhalten habe, me.ine Frage an 
den Herrn Bundeskanzler: Ist, Herr Bundes­
kanzler, die ungeheuerliche Behauptung Ihres 
Verteidigungsrninisters vorn 11. Oktober hi.er 
im Hohen Haus, daß Unwahrheiten gegenüber 
der Presse notwendige politisch-taktische Mit­
tel seien, auch Ihre Auffassung? Solange Sie 
hier nicht eindeutige Konsequenzen zliehen, 
werden Sie sich den Vorwurf gefallen lassen 
müssen, daß seine Auffassungen auch die 
Ihren sind. (Beifall bei der GVP.) 

Bei dieser Gelegenheit nom e.ine Feststel­
lung: Ich fragte Sie vorige Woche, warum Slie 
in einer Pressekonferenz vorn 5. Oktober irre­
führende Vergleiche zwismen Preissteigerun­
gen in Osterreich und PenSilonserhöhungen 
vorgenommen hätten. Sie stellten damals die 
Preissteigerungen von zweieinviertel Jahren 
- ich habe mich leider versprochen und 
18 Monate gesagt - den Pensionserhöhungen 
von vier Jahren gegenüber, eindeutig zwei 
völlig verschiedene Zeiträume. Warum, 
scheint wohl Zliemlich klar. Ihre Antwort war 
die, daß Sie diese Zahlen von einem sehr 
tüchtigen Beamten erhalten hätten. Herr Bun­
deskanzlerl Ich bin überzeugt, der Beamte hat 
Ihnen sicher1:ich die richtigen Zahlen für die 
Pensionssteigerung gegeben, und ein anderer 
Beamter sicher die richtigen Zahlen für die 
Preissteigerungen. Wer aber, Herr Bundes­
kanzler, hat Sie veranlaßt, richtige Zahlen in 
einen offensichtliich falschen und irreführenden 
Zusammenhang zu bringen? Sollte durch Ihre 
Darstellung am 5. Oktober nicht doch den 
Rentnern recht eindringlich, aber leider falsch 
der Eindruck vermittelt werden, daß ihre Pen­
sionen viel stärker steigen als die Preise? 
Wußten Sie aber zu diesem Zeitpunkt, Herr 
Bundeskanzler, daß alle jene Pensionisten, die 
ihre Pensionen zum ersten Mal am 1. Jänner 
1971 erhalten haben, auf Grund der bestehen­
den Bestimmungen, also vor bald zwei Jahren, 
die Teuerung bisher überhaupt noch nimt ab­
gegolten bekommen haben, sondern erstmals 
in zweieinhalb Monaten, nämlich am 1. Jänner 
des kommenden Jahres, 9 Prozent dazube­
kommen werden? Also weit weniger, als sie 
Ihre InflationspoMik gekostet hatl 

Glauben Sie mir, Herr Bundeskanzler, 
wenigstens eines: Es gibt keine Inflation, lin 
der man den Kampf gegen die Armut erfolg­
reich führen könnte. Diese Gruppen zählen 
zu den Verlierern der Inflation, ob Sie es 
wahrhaben wollen oder nicht. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der GVP.) Ich darf Ihnen bei 

dieser Gelegenheit nur einen Satz aus Ihrem 
eigenen Parteiprogramm von 1958 in Erinne­
rung rufen, worin es heißt: "Die sozlialisHsche 
Partei Osterreichs tritt namdrück.lich für die 
Stabilität unserer Währung ein. Die Stabili-· 
tät des Geldwertes ist entscheidend für eine: 
intensive Spartätigkeit breiter Volkssdlirn­
ten,'·· Und ein kleines ZJitat von Eugen Tucht­
feldt, einem deutschen Nationalökonomen, 
diesmal nicht von Ihrer Fraktion: "Zur Huma­
rrisierung der Wirtschaft gehört auch die Be­
endigung der Inflationspolitik ... Wenn gesell­
schaftliche Reformen, Wlie es heute vielfach 
geschieht, durch Inflation finanziert werden, 
ist dies nicht nur Zynismus, sondern Volks­
betrug," (Beifall bei der GVP.) 

Ich darf nun, meine Damen und Herren, zu. 
einigen Schwerpunkten des Budgets selbst 
Stellung nehmen, zuerst unter dem Gesichts­
punkt der KonjunkturpolitJik. 

Das Budget, das uns vorliegt, ist auf der­
Ausgabenseite mit einem Ausgabenrahmen 
von 139 Milliarden SchilLing, wie ich glaube, 
die logische und unvermeidbare Konsequenz, 
das heißt die Folge einer leichten und lockeren 
Hand in den letzten bei den Jahren. Ich brauche 
hier nicht noch einmal an Hand bel~ebig vieler 
Zitate beweisen, daß sich diese sozialistische 
Reg,ierung von Anfang an zu einer Expan­
sionspolitik um jeden Preis offen bekannt hat 
und auch heute noch Wirtschaftswachstum vor 
Stabilität deklariert, obwohl die mutwillig 
heraufbeschworene Inflation und die Uberkon­
junktur längst jedem Steuerungsversuch ent­
glitten sind und die Regierung die Kontrolle 
verloren hat. Deshalb geht der Herr Finanz­
minister in seiner Budgetrede mit einer gewis-· 
sen Nonchalance über den Ernst der Probleme 
hinweg. Er spricht auf zweieinhalb Seiten von 
113 von einem Maßnahmenpaket der Bundes­
regierung zur Preisauftriebsdämpfung. Dieses 
Paket enthält aber - ausgenommen einige 
Absichtserklärungen für die Geld- und Kre­
ditpolitik - nichts, das nicht schon in frü­
heren Budgetreden und in zwlischenzeitigen 
Erklärungen als Mittel gegen die zunehmende 
Inflation angespriesen, aber dann leider nicht 
realisiert worden ist. 

Zum wichtigsten und entscheidenden Instru­
ment der Konjunktursteuerung, zur Budget­
politik selbst, enthält das Maßnahmenpaket 
den folgenden lapidaren Satz: 1. Stabilitäts­
orientierte Erstellung und Vollz,iehung des 
Bundeshaushaltes für 1973. Fast wörtlich 
gleichlautende Erklärungen hat der Finanz­
minister auch in seinen Reden zum Budget 
1971 und 1972 abgegeben. Sie gehören dem­
nach offensichtlich zum verbalen Standardpro-· 
gramm. 
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Der Aussagewert der obigen Erklärung, 

nämlich stabHitätsorientierter Budgetvollzug, 
kann demnach nur an den überprüfbaren Fak­
ten gemessen werden. 

Ich darf hier fragen: Welche wohl? Ange­
sichts der auf 7 Prozent zustrebenden Teue­
rungsrate dieses Herbstes und der Erwartung 
des kommenden Mehrwertsteuerschocks mußte 
doch jeder wirtschaftlich halbwegs Versierte 

Schon im Verlauf von 1971 hat der Finanz- mit einer erheblich härteren Hand des Finanz­
minister zur Dämpfung des Preisauftriebes von ministers in der Ausgabenpolitik rechnen, weil 
einer 15prozentigen Bindung der Ermessens- ohne diesen Hebel jede Stabilitätspoltitik sinn­
kredite und ,in der Folge von deren 7prozen- los ist. 
tigen echten Kürzung gesprochen, das heißt, 
an der Offentldchkeit den Eindruck einer leicht 
restriktiven Änderung des Budgetvollzuges er­
weckt. Der Rechnungsabschluß 1971 belehrt 
uns aber darüber, daß der präliminierte Auf­
gabenrahmen von rund 111 MilNarden Schil­
ling überboten worden ist, und zwar um nicht 
ganz 2 Milliarden Schil1ing zuzüglich einein­
viertel Milliarden Schil1ing neuer Verwal­
tungsschulden, was nichts anderes heißt, als 
daß die Gesamtausgaben in vVahrheit um über 
3 Milliarden Schilling gestiegen sind. 

Diese Einsparungen bei den 7 Prozent und 
die Steigerung der Verwaltungsschulden, 
Hohes Haus, sind letzten Endes nichts anderes, 
als wenn die Hausfrau ihrem Gatten am Sams­
tag eTltJe,rt, sie habe vom Wirtschaftsgeld 
500 S eingespart, und der Greißler am Montag 
anruft und fragt, wann er denn die 1000 S, die 
die Gemahlin schuldig geblieben ist, zurück­
bekommen wird. 

Leider hat sich der Herr Finanzminister aber 
mit seiner Budgetrede in diesem Punkte ein 
Eigentor geschossen. Um nämlich die Aus­
gabenexplosion, die 1973 bevorsteht, in einem 
milderen Licht erscheinen zu lassen - das 
heißt, nicht den Voranschlag mit dem Vor­
anschlag vergleichen zu müssen, was 13,3 Pro­
zent Ausgabensteigerung ergeben hätte -, 
hat er lieber seine eigenen Aussagen für 1972 
desavouiert und freimütig zugegeben, daß er 
heuer, also 1972/ nicht nur die angekündigten 
Kürzungen und Einsparungen per Saldo nicht 
durchführen wird, sondern im Gegenteil fast 
5 Milliarden Schilling Mehrausgaben gegen­
über dem Voranschlag genehmigt hat. Das 
entspricht einer Ausgabensteigerung gegen­
über dem Abschluß von 1971 von 13,3 Prozent. 
Das ist die höchste Ausgabensteigerung, die I 

ich je feststellen konnte, und das in einer 
Phase, in der die Preiseskalation ihrem Höhe­
punkt zustrebt. 

Vlährend also den Osterreichem in den 
Vvas 1971 zur Not noch verständlich er- letzten Monaten der Eindruck vermittelt wer­

scheint, weil damals der inlandswirksame Bud-
getsaldo noch halbwegs konjunkturgerecht 
war, wurde 1972 trotz Eskalation der Preise 
zum eindeutigen Inflationsmotor. Das Budget 
1972 war schon in seiner Konzeption expansiv. 
Das hat Ihnen, Herr Finanzminister, auch die 
OECD bestätigt. 

Der gesamte Ausgabemahmen war für 1972 
um 11 Prozent höher veranschlagt als 1971. 
Und wieder hat damals der Herr Finanzmini­
ster erklärt, so wie !in der vorigen Woche, 
daß der Budgetvollzug konjunkturgerecht sein 
werde. Das konnte bei der 5prozentJigen Preis­
steigerungsrate von damals wohl nur "restrik­
tiv" heißen. 

Und wieder folgte die Erklärung einer 15pro­
zentigen Budgetbindung bei den Ermessens­
krediten, später von 7 Prozent Kürzungen. 
Vorrang und Stabilität wurden im September 
auf einer Pressekonferenz verkündet, und dem 
Begleittext des vorhin zitierten Diagramms 
können wir die bemerkenswerte Feststellung 
entnehmen - ich zitiere daraus: "Als sich in 
diesem Jahr - also 1972 - zeigte, daß mit 
einer Verstärkung der Preiswelle zu rechnen 
ist, hat die Bundesregierung unverzüglich ent­
sprechende Maßnahmen eingeleitet." 

den sollte, die Regierung und der Finanz­
minister hätten endlich ihre Verantwortung 
erkannt, wurde in der Praxis genau das Gegen­
teil getan: dem Inflationszug zusätzliche Koh­
len untergelegt, (Beifall bei der OVP.) Und 
des, obwohl Sie schon sehen, daß er tin der 
nächsten Kurve aus den Schienen fliegen wird. 
Sie aber mahnen die Passagiere zur Ruhe, 
mahnen sie, nicht hysterisch zu werden, und 
schieben vorsorglich schon die Schuld auf die 
Stred,-enwärter. 

Sie verlangen Disziplin von den Sozialpart­
nern und Verantwortungsbewußtsein für die 
Preis- und Lohnfront, nachdem Sie den Ofen 
angeheizt haben, daß er glüht. Sie verlangen 
Disziplin von den Importeuren, nachdem Sie 
die Nachfrage eskaliert haben, Sie verlangen 
Opferbereitschaft von den Sparern, nachdem 
Sie den Geldwertverlust verdoppelt haben. 
Sie verlangen Zurückhaltung von der Opposi­
tion und von den öffentlichen Medien, wenn 
es um die größte Sorge der österreichischen 
Bevölkerung geht. 

Aber Sie selbst, Herr Finanzminister, Sie 
wollen weiter der "sunny boy" in Kreiskys 
Team bleiben, die liebliche Fee aus dem Mär­
chen, die alle Wünsche erfüllen kann und 
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nie nein sagen muß. Deshalb möchte ich Ihnen 
jetzt gleich eines sagen: Versuchen Sie erst 
gar nicht, in Ihren Antworten aus Ihrer Ver­
antwortung dadurch zu flüchten, indem Sie 
jede einzelne oder jede wesentliche Ausgaben­
post nach dem Motto: Wer hat etwas gegen 
mehr Schulen, gegen mehr Renten, mehr 
Gesundheit und mehr und mehr?, quasi zur 
Volksabstimmung stellen. Wenn Sie diesen 
Weg wählen, dann zeigen Sie nur, daß Sie in 
den letzten zwei "Hans-'irn-Glück-Jahren" Ihre 
Aufgaben nicht erfaßt haben. 

Und für 1973 haben Sie uns nun einen 
Haushalt der Superlative vorgelegt. Er hat 
mit 139 Milliarden Schilling den größten Aus­
gabenrahmen, den es je gegeben hat. Mit 
mehr als 11 Milliarden Schilling plus fast 
9 Milliarden SchilLing 20 Milliarden Abgang; 
das ist das größte Bruttodefizit, das es je gab 
und das es zu finanzieren gibt. Wo sind heute 
die Zeiten, da ein Dr. Kreisky Defizite von 
8 bis 9 Milliarden als Wahnsinn bezeichnen 
mußte? (Beifall bei der OVP.) 

Mit einem inlands wirksamen Defizit von 
guten 5 Milliarden Schilling bleibt der Vor­
anschlag eindeuNg auf der Straße der Expan­
sion. Und geradezu wie eine Verhöhnung 
derer, die die Fakten kennen, wirkt die Aus­
sage der Budgetrede zu diesen Tatsachen, 
wenn Dr. Androsch auf der Seite 38 wörtlich 
ausführt: 

"In Anbetracht der für 1972 von der Wirt­
schaftsforschung prognostizierten überaus 
günstigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
wird ... auch im Jahr 1973 bei den Ermes­
senskrediten eine Bindung von mindestens 
15 Prozent vorgenommen sowie bei der Auf­
lösung von Rücklagen äußerste Zurückhaltung 
geübt werden." 

Was, Herr Finanzminister, muß Ihnen 
eigentlich der Professor Nemschak sagen, was 
müssen Ihnen andere Wirtschaftsfachleute 
noch ins Stammbuch schreiben, daß Sie die 
reale Aussicht auf eine Inflationsrate von er­
heblich mehr als 7 Prozent im nächsten Jahr, 
die drohende Gefahr eines endgültigen Um­
schlagens vom Trab in den Galopp der Infla­
tion und die ernsten Warnungen von überall 
her, nicht nur von der Kassandra, als die Sie 
mich immer bezeichnen, nicht mehr als "über­
aus günstige Prognose für 1973" qualifizieren? 
Oder, Herr Finanzminister, ist dieser Galopp 
schon kalkulierter Bestandteil Ihrer Misere? 

lierern hinüberwechselt, weil die Inflation mit 
Zeitzündung in den Haushalt einzieht! Noch 
immer haben Sie nicht das volle Ausmaß 
dieser Rückwirkungen erfahren. Die Lohn- und 
Einkommensteuersenkung ist letztLich nur ein 
bescheidener Rabatt auf die progressions­
bedingten phantastischen Mehrerträge der 
letzten drei Jahre. 

Im Sozialbereich werden Sie vorläufig sogar 
noch kräftig entlastet, weil die Verdienststei­
gerungen des Jahres 1972 bei den Aktiven 
den größten Teil der höheren und zusätz­
lichen Pens,ionslasten des nächsten Jahres ab­
decken wird, Ihr Zuschuß daher bescheiden 
sein wird. Sie wissen aber genau, daß die 
Zeche fällig wird, sobald die Inflationsrate 
stärker zurückgeht, und selbst dann, wenn das 
Wirtschaftswachsturn real hoch bleibt. Dem 
können Sie nur entgehen, wenn Sie das Rad 
der Inflation noch schneller drehen lassen als 
bisher, und auf diese "Schnellzündung" ist ja 
wohl auch ihre Lohnsteuerreform ausgerichtet: 
Sofortige und volle Wirkung der verschärften 
Progression auf jedes Prozent Einkommens­
zuwachs im Jahr 1973! 

Und wenn nun gar der Schlußsatz Ihrer 
Rede in diesem Abschnitt lautet: "Diese - seit 
1970 bewährte - Art des konjunkturgerech­
ten Budgetvollzuges läßt auch für das vor 
uns liegende Jahr einen weitgehend ausge­
glichenen Gebarungssaldo erwarten", dann 
heißt das schlicht und einfach, Herr Finanz­
minister, daß Sie uns 1973 dasselbe Theater 
vorspielen wollen w,ie heuer. (Beifall bei der 
OVP.) 

Abschließend möchte ich eines feststellen: 
Vor nunmehr 20 Jahren hat eine Wirtschafts­
politik, die in die Geschichte als Raab-Kamitz­
Kurs eingegangen ist, Osterreich aus der nach­
kriegsbed.ingten Hochinflationsphase in Sta­
bilität, Wachstum und Wohlstandsentwicklung 
hineingeführt. Der Kreisky-Androsch-Kurs 
droht diese EntWlicklung entsche,idend zu be­
enden. (Langanhaltender Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Hausl (Abg. G 1 ase I: 

Heute ist er redefreudiger als das letzte Mal!) 
Ich darf die Vokabeln w,iederholen: Täu­
sd1Ung, Tricks, Irreführung, Halbwahrheiten! 
(Ruf bei der OVP: Jawohl!) Vergangenen 
Mittwoch waren es: Verfassungsbruch, Amts­

Bei der Geburt des Haushaltes 1973 haben mißbrauch. Ähnliche Vokabeln waren es in 
Sie wahrscheinlich schon erkennen müssen, der letzten Sitzung vor dem Sommer. Das list 
daß der Finanzminister nur in der ersten Phase die Ebene der Diskussion. Das ist die Kraft 
einer verstärkten Inflationsperiode auf der der Argumente, die sich darin w.iderspiegelt. 
Gewinnerseite steht, später aber zu den Ver- (Beifall bei der SPO.) 
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Ich darf zuerst auf die Graphik eingehen. 
(Abg. Anton Schlager: "Nehmen Sie den 
Hut und gehen Sie!" Das waren die Aus­
sprüche von Ulbrich! - Abg. U 1 b r ich: Ihr 
seid eh gegangen! - Abg. S k r i te k: Er hat 
das nur vorweggenommen!) 

Ich darf zuerst zur Graphik sagen: Leider 
sind für die anderen Länder die Jahresend­
prognosen nam heutigem Stand nicht vorhan­
den. Ich hätte sie in dieser Graphik sehr 
'gerne gebracht, weil Sie ebensogut wie ich 
wissen, daß die Prognosen in der Bundesrepu-
blik und (in der Schweiz als den wichtigsten 

'Ländern, aber auch in vlielen anderen euro­
päischen Ländern weit unter dem lagen und 
liegen, was tatsächlich eintreten wird. Im 
hätte das sehr gerne gebracht, war aber nur 
in der Lage, dies auf Basis Osterreich zu tun, 
und aus Vergle:ichbarkeitsgründen list das nur 
so darstellbar. Welme Rate wir leider erwar­
ten, habe ich ja in der Budgetrede sehr klar 
zum Ausdruck gebramt. 

Nun zu den "Halbwahrheiten". Ich habe 
sdlon vergangenen Mittwoch darauf aufmerk­
sam gemacht, Herr Klubobmann, daß Sie am 
Tag vorher offensichtlich ein Pressegespräch 
hatten, in dem Sie den Journalisten - jeden­
falls in der "Presse" ist es wiedergegeben wor­
den - Zahlen genannt haben, von denen bei 
. 24 vier richtig und 20 falsch gewesen sind. 
(Abg. S te i ni n ger: Das ist seine Methode!) 
Sie haben in Ihrer Rede am vergangenen Mitt­
woch 18 Monate statt 28 gesagt. Heute haben 
Sie gesagt, das war nur ein Sprechfehler, 
haben aber den Vorwurf neuerlich erhoben, 
obwohl der Herr Bundeskanzler sehr richtig 
die Zeiträume mit 21/4 Jahren wiedergegeben 
hat. Ich darf Ihnen nun die gleichen Zeit­
räume ... (Abg. Dr. Kor e n: Es bleibt dabei. 
Sie vergleichen zwei Jahre Preissteigerung 
und vier Jallre Pensionserhöhung!) Ich bring' 
es Ihnen. Es ist kein Grund zur Aufregung. 

Herr Klubobmannl Um gleiche Zeiträume 
'zu vergleichen: Die Indexsteigerung von Jän­
ner 1970 bis Anfang 1973 wird im Normal­
index 15,1 Prozent und im Pensionsindex 
17 Prozent betragen. (Zwischenrufe.) Die Pen­
sionsanpassung in dieser Zeit wird 25,4 Pro­
zent ausmachen, die Steigerung der Aus­
gleichszulagen in derselben Zeitpeniode für 
Alleinpensionisten 40,3 beziehungsweise für 
Ehepaare 44,5 Prozentj drei Jahre! (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. Kor e n: Das stimmt 
l1idlt! Das sind wieder einmal Ihre "Wahr­
heiten" I) 

Und jetzt darf ich Sie auf folgendes auf­
merksam machen. Sie kIlitisieren das Budget 
1970, nämlich den Vollzug, als nicht stabili-

tätskonform. (Abg. Dr. K 0 I e n: Ich habe 1971 
begonnen, Herr Minister!) 

Das Budget 1970 hatten Sie damals noch 
selber gemacht. Sie sind ja auch kritisiert 
worden. Ja, aber wenn es gestattet ist, darf 
lieh von 1970 reden. (Abg. Dr. Kor e n: Ja!) 
Das Budget 1970 ist das erste, das von allen 
Fachleuten ... (Abg. Dr. Kor e n: Er soll nicht 
dauernd ialsme Sachen sagen!) 

Das Budget 1970 ist von Ihnen im Herbst 
1969 - das war unbestritten - konjunktur­
widrig expansiv gestaltet worden. Es wies ein 
inlandswirksames Defizit von 3 Milliarden 
aus und wurde ;im Budgetvollzug, ohne daß 
Sie irgendwelme Vorkehrungen getroffen hat­
ten, auf nahezu Null reduziert. 

Im Budget 1971 - da könnte ich Ihnen 
jetzt das Institut für Wirtschaftsforschung, die 
Monatsberichte, den Finanzbericht, den OECD­
Bericht und sonstige Fachleute zitieren - gilt 
dies als konjunkturgerecht, weil ein inlands­
wirksamer Negativsaldo von 3 Milliarden zu 
einem Uberschuß von 1,8 umgedreht wurde, 
was eine Saldendrehung von nahezu 5 Mil­
liarden Schilling darstellt. 

Zum Budget 1972: Sie kritisieren, daß die 
Ausgabensteigerungen gegenüber dem Rem­
nungsabschluß 1971 größer sein werden, als 
das der Voranschlag zum Ausdruck bringt. 
Sie erwähnen nicht, daß beträchtliche Schul­
dentilgungen in dieser Ausgabensteigerung 
ebenso wie im Jahre 1971 enthalten sind und 
daß das die Folge davon ist, daß in vier Jah­
ren Ihrer Zeit die Finanzschuld von 29 auf 
44 Milliarden gestiegen ist, während sie in 
den drei Jahren wesentlich weniger steigen 
wird, im vergangenen Jahr dank der massiven 
Tilgung überhaupt sogar geringfügig abge­
nommen hat. (Beifall bei der SPO.) 

Das sagen Sie zum Budgetvollzug 1972 
- das war auf Seite 39 Ihres ManuskI1iptes -, 
und auf Seite 42 setzen Sie das in Bezug zum 
Voranschlag 1972. Das ist ungefähr so, als 
ob jemand über 1,80 Meter spriingen mödlte 
und man den Vergleich vom Boden her an­
stellt, er aber, um es sich zu erleichtern, auf 
einen Sockel von 1 Meter steigt und dann nur 
mehr 80 Zentimeter springt. (Abg. Dr. K a­
ren: Das haben Sie ja in Ihrer Budgetrede 
gemachtl) Natürlich, weil nur das zu verglei­
chen ,ist. Sie können, wenn jemand von einem 
Sockel von 1 Meter über die Latte springt, 
nicht sagen, er wäre -1,80 Meter gesprungen. 
Genau diesen Vergleich haben Sie vorgenom­
men, sehr geehrter Herr Abgeordneter! (Bei­
fall bei der SPO. - Ruf bei der SPO: Das ist 
ein LattenpendlerJ) 
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Und nun darf :ich noch auf folgendes ver­

weisen, weil Sie sagen, woher die Quelle der 
Inflation gegeben ,ist: Das Budget 1970 ist 
schon viel früher als solches qualifiziert wor­
den. Ich darf noch einmal auf die DM-Aufwer­
tung hinweisen, die Sie mitmachen wollten; 
ich gebe das gerne zu. Sie haben sich aus wel­
chen Gründen immer mit Ihren Vorstellungen 
nicht durchsetzen können. Das ist eine Quelle, 
weil nicht nur die 9 Prozent PaIiitätsänderung 
zum Tragen gekommen sind, sondern viel 
mehr; die Importpreissteigerung war 11 Pro­
zent, und es ist gar keine Frage, daß so etwas 
dann in alle Bereiche durchschlägt. (Präsident 
Dr. Mal eta übernimmt den Vorsitz.) 

Sie hingegen haben aber in jeder dieser 
Phasen einen bestimmten Standpunkt vertre­
ten. Ich erinnere an den Dezember 1970, an 
den Dezember 1971, ich erinnere an den Tag 
de:- Mehrwertsteuerdiskussion im Juni dieses 
Jahres, als Sie noch am Vormittag bei einer 
Parteienveranstaltung wlieder gesprochen 
haben, daß wir nämlich wieder kurz vor einer 
Rezession stünden. Das waren Ihre ständigen 
Prognosen. Und kürzlich darauf angesprochen, 
haben Sie gemeint: Na ja, so schlimm ist das 
ja nicht, man kann sich ja irren, fifty: fifty: 
Die Hälfte der Prognosen richtig, die Hälfte 
der Prognosen falsch. - Das wollte ich sagen, 
um die Prognosen IIichtig einzuschätzen. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. S t ein i n ger: 
Der schimpft sich Professor!) 

So standen wir noch vor Jahresbeginn vor 
der Situation, eben zu verhindern, daß eine 
Rezession eintritt, und andererseits \in der 
Situation, daß wir uns gleichzeitig, nachdem 
das eine als gelöst angesehen werden konnte, 
im verstärkten Maße der Inflationsbekämp­
fung zuwenden konnten. 

Wie die Situation international ist, darf ich 
Ihnen aus dem Kommunique, das beim Pariser 
Gipfel vor wenigen Tagen veröffentlicht 
wurde, vorlesen: 

"Sie" - nämlich die Regierungschefs -
"sind der Auffassung, daß in der gegenwärti­
gen Konjunkturlage dem Kampf gegen die 
Inflation und für die Wiedererlangung der 
Preisstabilität Vorrang eingeräumt werden 
muß. Sie beauftragen ihre zuständigen Mini­
ster, bei der Zusammenkunft des Erweiterten 
Rats am 30. und 31. Oktober 1972 gezielte 
Maßnahmen auf den verschiedensten Gebieten 
zu verabschieden, die sich für eine wirksame 
und realistische kurzfristige Aktion zur Er­
reichung dieser Ziele eignen und die jeweilige 
Lage in den Ländern der Erweiterten Gemein­
schaft berücksichtigen." 

Was will ich damit sagen? Das gleiche, was 
der Generaldirektor des Internationalen Wäh-

rungsfonds vergangene Woche in einem Inter­
vJew gesagt hat. Als er gefragt wurde, was 
er zu einer Inflationsrate von 6 Prozent sage, 
meinte er: Das ist leider die Situation prak­
tisch in allen Industrieländern. Sie ist zu hoch. 
Wir müssen herunterkommen, und das wird 
nur kollektiv möglich sein, das heißt durch 
gemeinschaftliche Aktionen. 

Das ist die Situation, eine Problematik, die 
man nicht lösen kann, indem man Anleihen 
in der griechischen Mythologie macht, und 
nicht nach den Lehrbuchmeinungen der klas­
sischen oder neoklassischen N ationalökono­
IIlJie. (Beifall bei der SPO.) 

Denn wie ist denn die Situation insgesamt? 
Wir leben in einer integrierten Welt mit der 
Freizügigkeit von Gütern und Leistungen, von 
Arbeitskräften, des Geld- und Kapitalverkehrs 
und sind gewissermaßen gezwungen, in einer 
Großraumwirtschaft, die die Integration be­
dingt, gewissermaßen von der Kantonsebene 
her - in dieser Situation befindet sich ein 
kleines Land - die WirtschaftspoMik zu be­
einflussen. 

Das ist etwa so, wie wenn man versuchen 
wollte, mit dem Landesbudget des Burgen­
lands oder Vorarlbergs die Wirtschaftspolitik 
in Osterreich zu gestalten. Welche Möglich­
keiten man da hat, Hegt auf der Hand. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Bankrotterklärung einer 
staatlichen Wirtschaftspolitik!) 

Hinzu kommen ohne Zweifel hausgemachte 
Elemente. Der Brotpreis ist hausgemacht, Herr 
Abgeordneter Doktor Kohlmaier, aber nicht 
auf dringenden Wunsch der Bundesregierung. 
Die Bundesregierung hat keinen Wunsch auf 
Milchpreiserhöhung geäußert. (Lebhafter Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. S eh 1 ein zer: 
Polemisieren Sie nicht, Herr Finanzminister!) 
Das ist eine Feststellung. (Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Das Wort hat der 
Herr Finanzminister. 

Bundesminister für Finanz·en Dr. Androsch 
(fortsetzend): Das ist eine nüchterne Feststel­
lung, eine nüchterne Feststellung! (Beifall bei 
der SPO.) 

Jetzt darf ich Ihnen die Auswirkungen schil­
dern. Das macht eine Indexsteigerung von 
zusammengenommen 0,8 und mit Folgewir­
kungen 1 Prozent-Punkt aus. 

Das bedeutet, daß man natürlich den Ein­
kommensschwächsten das abgelten muß, was 
nur über das Budget möglich ist. Am Mittwoch 
hat Abgeordneter Dr. Koren gesagt: Es darf 
keine Erhöhungen geben. Und andere - Sie, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaier und Herr 
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Bundesminister Dr. AndrosdJ. 
Abgeordneter Dr. Lanner - haben gemeint: 
Das darf nicht zu Lasten anderer Ausgaben­
sätze gehen. - Das ist die Alternative, die 
hier angeboten wird. 

Das hat aber noch weitere Auswirkungen. 

Herr Abgeordneter, das heißt, dort, wo es 
darum geht, die Preise von der Umsatzsteuer 
zu korrig,ieren, und zwar nach unten zu korri­
gieren, ist keine Umsatzsteuer drin. Dort, wo 
es jedoch darum geht, für die in den alten 
Lagern ruhende Umsatzsteuer eine Vergütung 
zu bekommen, kann sie nicht groß genug 
sein, da kann das Defizlit ruhig auch wesent­
lich größer sein! 

Und nun darf ich noch auf etwas verweisen. 

Das Besoldungsabkommen, das Sie, Herr Ab­
geordneter Dr. Koren, und Ihr Amtsvorgänger, 
Dr. Schmitz, geschlossen beziehungsweise 
modifiziert haben, bedeutet, daß hier durch 
den Index induziert eine entsprechende Ab­
geltung erfolgt. Für eine Familienmehrbela­
stung von 20 S bekommt man dann eine Ab- lung darum, über einen Finanzierungszeitraum 
geltung von 50, 100 und 200 S im Monat, eine von fünf Jahren die Dinge liquiditätsmäßig 
Abgeltung, die ebenfalls aus dem Budget zu auszugleichen. Denn, meine sehr geehrten 
bezahlen ist. - Damen und Herren, Hohes Haus, ich bitte doch 

Schließlich mache ich noch auf die Auswir­
kungen einer solchen Maßnahme in a11 den 
Verträgen aufmerksam, deren Höhe an den 
Verbraucherpreisindex gebunden ist, das 
heißt: Wenn eine mehr als 5prozentige Ver­
änderung - das ist ,in der Regel so - ein­
tritt, kommt es zu einer entsprechenden Er­
höhung, was vor allem bei gewissen Mieten 
Platz greift und wieder in die Kosten eingeht 
und so zum Ausdruck kommt. 

Darf ich noch auf eine Zahl eingehen. Sie 
haben vom Defi~it von 11 Milliarden Schilling 
gesprochen. Das ist völlig richtig. Aber ich 
bitte Sie, doch zu berücksichtigen, daß wir 
zum 1. 1. 1973 eine Einkommen- und Lohn­
steuersenkung durchführen, und zwar mit 
5,5 Milliarden Schilling, die Sie ja als einen 
viel zu I1liedrigen "Rabatt" ansehen. Ein höhe­
rer "Rabatt", um bei Ihrem Terminus zu blei­
ben, würde natürlich das Defizit von 11 Mil­
liarden noch wesentlich vergrößern. 

Hinzu kommt, daß wir im heurigen Jahr 
eine Vorleistung und bereits zum 1. 1. 1971 
eine Senkung durchgeführt haben. Insgesamt 
sind es 8,5 Milliarden Schilling Minderbela;. 
stungen, was weit mehr ist, als Sie an Bela­
stungen in Ihrer Zeit den Bürgern auferlegt 
haben. (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Rechnen Sie nun die Problematik der Mehr­
wertsteuerumstellung hinzu, nämlich die Tat­
sache, daß wir zum 1. 1. 1973 eine Vorrats­
entlastung vornehmen, eine Vorratsentlastung, 
bei der die in den Lagerbeständen enthaltene 
Umsatzsteuer den Unternehmern vergütet 
wird. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Keimel hat am 
Mittwoch gesagt, sie sei v.iel zu gering. Das 
heißt also, die 9 Milliarden müßten erhöht 
werden. (Abg. Dr. K e i m e 1: Sie zitieren mich 
falsch!) Aber wenn Sie den OECD-Bericht 
lesen, dann stellen Sie fest, daß die Herren, 
die ihn verfaßt haben, dafür eintreten, eine 
geringere Vorratsentlastung zu gewähren. 

zur Kenntnis nehmen zu wollen: Es ist sicher­
lich kein gesellschaftspolitisches Anliegen der 
Bundesregierung oder der Regierungspartei 
gewesen, diese Umstellung vorzunehmen. 
Aber es ist ein Akt der Logik, daß man, wenn 
man für die EWG ist, auch das dort gehand­
habte Umsatzsteuersystem einführt. (Beifall 
bei der SPO.) 

Und nun darf ich noch auf etwas verweisen. 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Doktor 
Schleinzer! Ich hätte es nicht getan, wenn 
nicht diese Kritik gekommen wäre. Wir haben 
uns heute vormittag geeinigt. Es war Ihr 
Wunsch, Ihre Forderung, die Sie aufgestellt 
haben und an die Sie Ihre morgige Zustim­
mung zum Globalabkommen gebunden haben. 
Die Verwirklichung bedeutet immerhin eine 
neuerl:iche Erhöhung des Defizits um 65 Mil­
lionen Sdl;illing im Jahre 1973. (Abg. Li ba 1: 
Da schau her! - Abg. Dr. Sc h lei n zer: 
Es geht um 40.000 Arbeitsplätze in der Ver­
arbeitungsindustriel) 

Jetzt darf ich noch etwas sagen: Wir waren 
Vlier Jahre lang in Opposition. Sie haben von 
uns immer wieder Alternativen verlangt und 
diese mit unseren Programmen dann ~in reicher 
Zahl bekommen. (Abg. Dr. Kor e n: Herrlich!) 
Seit 2112 Jahren gibt es nur Kritik und keine 
Alternative. Ich darf daran erinnern, daß vor 
den letzten Nationalratswahlen der Abgeord­
nete Dr. Mussil für Frühjahr dieses Jahres 
eine wirtschaftspolitische Alternative ange­
kündigt hat. Wir haben Herbst, und mir ist 
keine derartige Alternative bekanntgeworden. 

Und ein letztes Wort, Herr Abgeordneter 
Dr. Koren. Sie haben gesagt, es müßte im 
öffentlichen Haushalt viel mehr gespart wer­
den. Ich will gar nicht eingehen auf die vielen 
Anträge, Wünsche, Vorschläge - ich habe 
einen vom heutigen Tag erwähnt - nach Min­
dereinnahmen, nach Mehrausgaben. Sie kön­
nen versichert sein, daß ich als Finanzminister 
am meisten interessiert bin, weniger ausgeben 
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Bundesminister Dr. Androsch 
zu müssen. Ich werde daher mit großem Inter­
esse allen Ihren Streichungs- und Kürzungs­
anträgen entgegensehen und alle sehr sorg­
fältig prüfen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Marsch. Ich erteile es ihm. 

Klubobmannes der OVP gesagt hat. Er sagte 
damals - es war am 6. Juli 1966 -: "Meine 
Damen und Herren! Es wird Ihnen nicht pas­
sen, wenn ich das sage, aber nehmen Sie bitte 
zur Kenntnis: Das Tempo bestimmen wJr! Wir 
haben dazu vom Volk den Auftrag bekom­
men." (Beifall bei deI SPO.) 

Abgeordneter Marsch (SPO): Herr Präsi - Ein Jahr später derselbe Klubobmann der 
dent! Hohes HilUS! Sehr geehrte Damen und OVP und Vorgänger des heutigen Klubobman­
Herren! Das Budget und die Budgetdebatte nes am 30. Juni 1967: "Wir scheinen uns 
sind Anlaß harter Konfrontationen. Für die noch nicht daran gewöhnt zu haben, daß es 
Regierungspartei ist es mehr als der zahlen- das natürlichste von der Welt ist, daß eine 
mäßige Ausdruck :ihres HandeIns, nämlich der Mehrheitspartei von der Mehrheit, die sie vom 
Verwirklichung des Regierungsprogramms. Volk bekommen hat, den entsprechenden Ge­
Für die Opposition ist es - so sehen es die brauch macht." (Abg. DI. Hau seI: Den ent­
parlamentarischen Spielregeln vor - die Mög- sprechenden!) Das waren Ihre Feststellungen. 
lichkeit und das Recht zur härtesten Kritik an (Abg. DI. W i t h alm: Dazu stehe ich l1eute 
der Arbeit der Bundesregierung. genauso wie damals!) Es würde Ihnen auch 

Wie sich das abspielt, bleibt den im Parla- schwer fallen, heute davon abzurücken. Aber 
ment vertretenen Parteien im Rahmen der das sind Ihre Worte, das ist Ihre Sprache, die 
Geschäftsordnung des Hohen Hauses überlas- Sie damals geführt haben. Ich sage Ih~en ganz 
sen. Sie, me'ine Herren von der OVP, haben I deutl.ich dazu, Herr Dr. Withalm - SIe waren 
sich nun in der letzten Sitzung eine Taktik es ja -: Vvir. werde~ diese Methoden nicht 
zurechtgelegt, in der Sie nach allen taktischen anwenden. (BeIfall beI der SPO.) 

~pielen von einer Gef~hrdung .der Demokra- Bei Ihrem letzten Budget sagte am 21. Ok­
tIe sprac~en und d.ab:1 am gleIchen Tag das tober 1969 Ihr Sprecher in der Budgetdebatte 
Parlamenl uns allem uberlassen haben, beru- folaendes: "Aber wir erwarten bei dieser Ge­
higt nach Hause g·ingen und wußten, daß wir leg~nheit von Ihnen, daß Sie nicht wieder in 
unsere Mehrheit schon nicht mißbrauchen wer- Pauschalurteilen die Kritik über das Budget 
den, auch wenn es die Zweidrittelmehrheit abgeben, sondern daß Sie endlich jene kon­
war. Dieser Spaß, so nannte es eine Wiener krete Alternative auch im Budgetsinne bieten: 
Zeitung, hat den österreichischen Staatsbür- Weniger dort, mehr dort an Ausgaben. Wo äst 
gern gezeigt, daß Ihr ganzes Alarmschlagen Ihrer Ansicht nach zuviel ausgegeben, wo zu­
von Ihnen selbst nicht geglaubt wurde. (Bei- wenig. Und sagen Sie, ... mit welcher steuer­
fall bei deI SPO.) lichen Maßnahme Sie zu mehr Geld kommen 

Meine Damen und Herren! Vielleicht hat wollen. Nur diese Kritik werden wir als eine 
das bei Ihnen zur Ernüchterung geführt und der Demokratie dienliche Kritik am Budget 
zu der Uberzeugung, daß eine Budgetrede ansehen." 
zunächst einmal gehalten werden muß, um 
darüber dann diskutieren zu können. 

Und jetzt, meine Damen und Herren von 
der OVP, geben Sie der Geschäftsordnung die 
Schuld. Ja, es ist ganz richtig, die dringliche 
Anfrage ist die Hauptwaffe der Opposition. 
Aber die Wjrksamkeit der V/affe hängt vom 
Benützer ab, und das ist Ihre Angelegenheit. 
(Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren, ich habe 
den Eindruck, daß Sie von jeder Geschäftsord­
nungsreform enttäuscht sein werden. Denn 
eine Geschäftsordnungsbestimmung, die sagt: 
Ganz egal, ob die So:cialisten die Wahlen 
gewinnen, regieren tut die OVP!, eine solche 
Reform kann und wird es in einer Demokratie 
nicht geben. (Beifall bei der SPO.) 

Wie anders klingen die Worte und Töne, 
wenn man zurückblättert lin den Protokollen 
der Nationalratssitzungen und dabei feststel­
len kann, was der Vorgänger des heutigen 

Meine Herren! Das hat damals am 21. Ok­
tober Ihr Abgeordneter Dr. Hauser bei der 
Budgetdebatte gesagt. Ich erinnere Sie nur 
daran, damit Sie den Wandel Ihrer Ausfüh­
rungen besser verfolgen können. Schließlich 
und endlich ist es ja Aufgabe, im Rahmen 
einer Budgetdebatte auch daran zu erinnern, 
damit man besser vergleichen kann. 

Heute verdammt uns der Sprecher der 
Osterreichischen Volkspartei, der Herr Pro­
fessor Koren, vvegen der Preispolitik, wegen 
der Stabilität, wegen der Lohnexplosionen, 
wegen zu hoher Steuern, wegen inflationisti­
scher Politik und so weiter. Er hat es anders 
genannt. Ich möchte es nur Sachbegriffen zu­
ordnen, weil ich glaube, daß das so besser 
ist. 

Aber wir haben einen ganz unbefangenen 
Zeugen, der uns ein gutes Zeugnis ausst.ellt, 
nämlich den OECD-Bericht, der wohl von 
Ihnen zitiert wurde, aber bei dem Sie anschei-
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Marsch 
nend die Zusammenhänge, ich möchte nicht 
sagen, nicht erkannt haben - sicher haben 
Sie das erkannt -, sondern aus den Zusam­
menhängen gerissen und nicht immer das 
Wesentlichste vom Unwesentlichen getrennt 
haben. Ich möchte Ihnen nur sagen, was dieser 
OECD-Ber,icht zur Preispolitik, zur Stabilität 
auf Seite 32 sagt. Das steht da genau drinnen 
und, meine Herren, ich kann Ihnen den Bericht 
zur Verfügung stellen, falls Sie ihn verlegt 
haben. Da heißt es auf Seite 32: "Bedenkt man 
die Stärke und lange Dauer der gegenwärtigen 
Hochkonjunktur, so waren Preis- und Ein­
kommenspolitik in den abgelaufenen 1 bis 
11/2 Jahren ziemlich erfolgreich." 

Dann schlägt uns dieser OECD-Bericht für 
die Zukunft vor, "das Eventualbudget nicht 
einzusetzen, die Sperre der Ermessenskredite 
aufrechtzuerhalten und Steuereinnahmen mög­
lichst zur Senkung des Kreditbedarfes des 
Bundes zu verwenden". Der Anstieg der An­
sätze im Bundeshaushalt solle sich in ange­
messenen Grenzen halten. 

Ja, sehr geehrte Damen und Herren des 
Hohen Hauses, genau das ist es, was der 
Herr Finanzminister in seiner Rede sehr deut­
lich dokumentiert hat und was er mit den 
Zahlen zu seinem Budget entsprechend belegt. 

Herr Professor Koren ist nicht da, aber dch 
Und zur Lohnexplosion stellt der gleiche habe ,ihn sehr genau beobachtet, als er seine 

Bericht auf Seite 53 fest: "Die Vermeidung von Rede gehalten hat. Ich habe manchmal den 
Lohn- und Gewinn-,Explosionen' und damit Eindruck gewonnen, daß er es vielleicht das 
von übermäßig starken Schwankungen der An- eine oder andere Mal gar nicht so meint, wie 
te.ile am Gesamteinkommen ist möglicherweise' er es sagt, auch dann, wenn es im Brustton 
für die Erzieluna eines rascheren wirtschaft- der Uberzeugung gesagt war. Wenn nämlich 
lichen Wachstu~~ noch wichtiger gewesen als der Herr Professor Koren nur einen Tag 
die ,klassische' Nachfragepolitik, die man in Finanzminister wäre, so würde das zur Ver­
Osterre.ich mit Vorsicht anzuwenden pflegt." tretung des Androseh-Budgets wohl sein 

Und zu den hohen Steuern sagt der gleiche 
Bericht auf Seite 12: "Der Anstieg der Löhne, 
Gehälter und Transfereinkommen hat die Zu-

schönster Tag sein und er, der "Professor", 
hätte an dem "Kritiker Koren" wohl kein 
gutes Haar gelassen. Heute ist der Herr Pro­
fessor der Kassandrarufer. Nein, ich möchte 

nahme der Steuerabschöpfung und der Ver- sagen, er ist gar nicht der Kassandrarufer, 
braucherpreise weit übertroffen." vielleicht ist er das, was er selbst vor eiIliigen 

Und zur "inflationistischen Politik", wie Sie 
es nennen, sagt der OECD-Bericht auf Seite 55 
folgendes: "Die Zurückhaltung auf dem Lohn­
und Preis sektor wurde durch die Politik der 
Regierung sehr erleichtert, vor allem durch 
Steuer- und Zollsenkungen, sorgfältige zeit­
liche Abstimmung von Erhöhungen amtHch 
geregelter Preise, Maßnahmen zur Liberalisie­
rung des Handels und die SchilHng-Aufwer­
tung 1971." 

Hohes Haus I Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Das sind nicht gefärbte Informationen, 
Herr Professor Koren, das ist nicht "dasselbe 
Theater", wie Sie es nannten, das sind nicht 
Halbwahrheiten, das sind keine "Tl1icks", das 
sind Fakten anerkannter Institutionen, das ist 
objektive Beurteilung unserer Situation! (Zu­
stimmung bei der SPO. - Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

"Die österreichische W,irtschatt" - so heißt 
es nach dem OECD-Bericht weiter - "hat die 
im Ausland beobachtete Abschwungsphase 
nicht mitgemacht und geht nahtlos in die 
nächste Hochkonjunktur über. Diese Entwick­
lung berechtigt nach Ansicht der OECD zur 
Annahme, daß Osterreichs mittelfristiges 
Wachstumspotential nun höher einzusetzen­
ist, als es Mitte der sechziger Jahre der Fall 
war." 

Tagen einmal gesagt hat: der Wetterfrosch, 
der 50 Prozent die Wahrheit sagt und 50 Pro­
zent eben nicht. (Zustimmung bei der SPO. -
Ruf bei der OVP: Das ist die "Konfronta-
ti on" !) 

Meine Damen und Herren! Wir konnten 
das erreichen, weil wir eben von Anfang an 
- es ist ja unser drittes Budget - ein lang­
fristiges Zehnjahres-Investitionsprogramm ge­
habt haben und dieses heute Jahr für Jahr 
verwirklichen, weil wir es elastisch angelegt 
haben, Ein solmes Zehnjahres-Investitionspro­
gramm, Herr Klubobmann von seinerzeit, die­
ses Programm hätten Sie mit Ihrem F.inanz­
minister auch gerne gehabt. Aber durchgesetzt 
haben Sie es nie. Wohl haben Sie es dreimal 
im Hause versprochen und noch öfter in der 
Offentliehkeit ... (Abg. Dr. W i t haI m: Daran 
zehren Sie ja jetzt noch!) Also dann müßte 
ja das Budget gut sein, wenn wir jetzt noch 
daran zehren; dann können Sie umso leichter 
diesem Budget zustimmen. (Beifall bei der 
SRO.) 

Ich möchte damit sagen, daß wir mit diesem 
Zehnjahres-Investitionsprogramm eine Basis 
geschaffen haben, die es uns ermöglicht, die 
Summen des Staatshaushaltes so einzusetz'en, 
wie es die Lage gerade erfordert. Das sind die 
Fakten. 
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Marsch 

Meine Damen und Herren! Es dst ganz gut, 
wenn Sie sich die Beilagen, die Abbildungen, 
die der Finanzminister zu seiner Budgetrede 
gegeben hat, noch einmal anschauen. Daß das 
Wirtschaftswachstum Osterreichs nach einer 
Reihe von schwächeren Jahren seit 1970 weit 
über den Durchschnitt der europäischen OECD~ 
Staaten gestiegen ist, ist eben eine Tatsache. 
War haben 1971 €tinen realen Zuwachs von 
5,2, nachdem wir 1970 einen solchen von 
7,8 gehabt haben, und der OECD-Ber.icht sagt, 
daß Osterreich auch im Jahre 1972 im Spitzen­
feld liegen wird. 

Das finden Sie in der Abbildung 1. In der 
Abbildung 2 über die Entwicklung der Ver­
braucherpreise heißt es, daß dank der preis­
dämpfenden Maßnahmen der Bundesregierung 
und eines konjunkturgerechten Budgetvoll~ 

zuges der Preisauftrieb in Osterreich im Jahre 
1971 we'itaus geringer als in den anderen 
Industriestaaten gehalten werden konnte und 
daß dieser Preis auftrieb um ganze 2 Prozent~ 
punkte unter dem OECD-Durchschnitt Liegt. 

Sie haben heute auch das Osterreichische 
Institut für Wirtschaftsforschung zitiert. Ich 
habe mir aus den "Salzburger Nachrichten" 
vom 2. August dieses Jahres auch eine Notiz 
geholt. In diesem Artikel, in dem sich das 
Institut im besonderen damit beschäftigt hat, 
heißt es: "Neue Antriebskräfte für Hoch­
konjunktur" - "Osterreich genießt noch die 
hausgemachte Konjunktur und erwartet Aus­
landsbelebung." 

Weiters schreibt dann das Institut sehr deut­
lich: "Die österreichische Wirtschaft spürt 
diese Auftriebstendenzen bereits jetzt im 
Export, so daß die nachlassende Inlandsnach­
frage von einer starken Auslandsnacbfrage 
offensichtlich abgelöst wird und mit einer 
konstanten Fortsetzung der Hochkonjunktur 
zu rechnen ist." Das wissen alle diejenigen 
- und d"lS sind nicht wenige -, die diese 
Bel1ichte lesen und auch beurteilen können. 

Nun zur Finanzschuld, zum "Riesendefizit" , 
wie Sie es genannt haben. Der Herr Finanz­
minister ist schon darauf eingegangen, aber 
es ist eben auch hier der Anlaß, zwischen 
den Jahren 1966 und 1972 Vergleiche zu 
ziehen. Wdssen Sie, daß die Entwicklung der 
Finanzschulden - und man hat dazu die Zu­
wachsrate als Vergleich in der Volkswirtschaft 
herangezogen - heute 7,2 Prozent beträgt! 
Damals, als Koren OVP-Finanzminister war, 
betrug diese Finanzsdmld mehr als doppelt 
.soviel. Damals, als Koren OVP-Finanzminister 
war, betrug diese F,inanzsdmld mehr als 
doppelt soviel, nämlich 15,2 Prozent. Das sind 
die Tatsachen, so sdlaut es wirklich aus; das 
läßt sich nicht leugnen. 

Man kann diese Finanzschulden auch in 
Verhältnis zum Bruttonationalprodukt stellen. 
Wissen Sie, wie es da ausschaut? 1972 siind es 
10,8 Prozent, und 1968 waren es 13,2 Prozent. 

Die dritte volkswirtschaftliche Tatsache, die 
niemand von Ihnen leugnen kann, ergibt sich 
beim Vergleich der Finanzschuld im Verhält­
nis zum Budgetvolun:en. 1968 waren es 
46,2 Prozent, und heut~ sind es 40,9 Prozent. 

Dem sprunghafc<c!D Ansteigen der Haushalts­
defizite in Ihrer Zeit, meine Damen und Herren 
von der OVP, hat unser Finanzminister durch 
vorzeitige Tilgung der Staatsschulden, vor 
allem der Auslandsschulden, Einhalt geboten, 
und wir können heute feststellen, daß die 
Staatsschulden erstmals nicht nur nicht ge­
stiegen, sondern sogar geningfügig gesunken 
sind. Das ist die Wahrheit! (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der avp.) 

Meine Herren, ich verstehe Ihre Nervosität, 
aber erwarten Sie von mir nicht, daß ich Ihnen 
Annehmlichkeiten sage; das kann nicht meine 
Aufgabe sein. Ich muß hier die Tatsachen 
feststellen, weil Sie diese anscheinend zu 
leicht vergessen wollen. 

Wie schaut es bei Ihnen sonst aus? Da 
provozieren Sie einen Länderkrieg gegen den 
Bund. Wie Sie es ausdrücken, muß die Länder­
front der OVP gegen den Bund entstehen. 
Meine Damen und Herren! Was wir Ihnen 
hier entgegenzusetzen haben, haben wir erst 
vor einigen Wochen klar und deutlich bewie­
sen: Wir haben mit den Ländern und den 
Gemeinden in Ubereinstimmung einen F\inanz­
ausgleich abgeschlossen und beiden Gebiets­
körperschaften zusammen auf Kosten des 
Bundes 1,5 Milliarden Schilling mehr gegeben 
(Beifall bei der SPO), weil wir wissen, daß 
besonders die Gemeinden wegen der Entwick­
lung der Zeit heute wesentlich größere Auf­
gaben haben als früher. 

\I\'"issen Sie, wie unsere Politik ausschaut? 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Schlechtf) Beurteilen Sie, 
Herr Kollege Mussil, was daran schlecht ist! 
Einige Ihrer Kollegen waren auch dafür, denn 
wenn es darum geht, daß man rin den Ländern 
eine Landespolitik im Interesse der Bevöl­
kerung macht, kann man schwer dagegen sein. 
Daher haben wir mit den Ländern und 
Gemeinden die Vereinbarung getroffen, in 
regelmäßigen Abständen koordinierende wirt­
schaftspolitische Ausspradlen durchzuführen, 
insbesondere was den Hochbau betrifft, soweit 
er durch die öffentliche Hand finanziert wird. 
Das ist das entscheidende dabei, denn gerade 
hier zeigen wir, daß Ihrer Länderfront gegen 
den Bund unsere Zusammenarbeit im Interesse 
aller Bundesländer, !im Interesse der gesamten 
Bevölkerung Osterreichs gegenübersteht! (Bei­
fall bei der SPO.) 
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Nun zur Mehrwertsteuer. Meine Herren! 
Heute sagte Ihr Parteiobmann, daß die Mehr­
wertsteuer um zwei Prozent zu hoch ist. Ein 
anderer Vertreter Ihrer Partei wieder sagte, 
man sollte doch die Einführung der Mehr­
wertsteuer verschieben. Sie haben sich doch 
schon sehr lange mit der Frage befaßt, und 
wdr alle wissen, daß es sich bei der Ein­
führung der Mehrwertsteuer um eine Konse­
quenz der Zugehörigkeit zum großen euro­
päischen Markt der 300 MiUionen Menschen 
handelt. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Und wissen Sie, was einer Ihrer Herren 
schon am 23. November 1967 gesagt hat? Herr 
Kollege MussJl, ich glaube sogar, daß das ein 
Mitarbeiter von Ihnen war. (Neuerlicher 
Zwisc11enrui des Abg. Dr. Mus s i 1.) Man muß 
ja die Zeiten vergleichen, damit man das 
besser beurteilen kann. Damals sagte Ihr 
Abgeordneter Blenk, wie man dem "Kurier" 
entnehmen kann, er schätze den für Oster­
re.ich ins Auge gefaßten Steuers atz für die 
Mehrwertsteuer zwischen 15 und 17 Prozent; 
an der linländischen Steuerbelastung werde 
sich damit gesamtwirtschaftlich nichts ändern. 

Sehen Sie, das waren damals Ihre Uber­
legungen, und heute wettern Sie dagegen. 
Wir überlassen es dem Urteil der öster­
reichischen Bevölkerung und der Wirtschaft, 
wie sie Ihre KrJtik, 'wie sie Ihre divergieren­
den Vorschläge beurteilt. Einmal zuwenig, 
dann wieder mehr, oder gar nicht, einmal 
wieder früher, dann später: Das ist Ihre Poli­
tik, das sind die Aussagen, die Sie machen. 

Sie werden uns vielleicht fragen: Ist es 
denn so schnell notwendig? Und es könnte 
einer sachlich erwidern und sagen: In der 
Schweiz hat man sich Zeit gelassen! 

Meine Damen und Herren! Wir glauben, 
daß es im Interesse der \I\~irtschaft ist, wenn 
wir diese Mehrwertsteuer jetzt einführen. Die 
Schweiz führt sie nicht ein, aber sie hat sämt­
liche Bundessteuern ab 1. Jänner 1973 um 
25 Prozent erhöht. Das ist der Unterschied, 
und das muß man berücksichtigen, wenn man 
Vergleiche dazu ~ieht. 

Und 'dann sind noch Ihre Anträge da, mit 
denen Sie das Budget mehr belasten, wo Sie 
neue Ausgaben wollen. Sie haben das alle 
unterstützt, ich sehe Ihre Unterschriften. Ich 
habe mir da neun Anträge zusammengezählt, 
in denen Sie 1.655,100.000 S beantragen. Darin 
sind noch gar nicht die heute erwähnten 60 bis 
80 M'iHionen Schilling enthalten, die Sie noch 
dazu haben wollen und wofür auch wir sind, 
weil WÜT glauben, daß in diesem Fall einem 
Teil der Landwirtschaft echt geholfen werden 
kann. 

Aber auf der anderen Seite wollen Sie für 
die Weinwirtschaft - so heißt Ihr An­
trag 39/ A - weitere 40 Millionen Schilling 
tür ein Weinwirtschaftsgesetz. Meine Herren, 
idl bin niederösterrelichischer Abgeordneter 
und habe mit den Weinhauern dort 
gesprochen. Sie haben mir gesagt: Herr Abge­
ordneterl So viel, wie jetzt die OVP für uns 
fordert, hat sie sich jn ihrer Zeit nicht einmal 
zu versprechen, geschweige denn zu halten 
getraut! So schaut die Tatsache aus! (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Ein Weinhauer hat gesagt: Wissen Sie, es 
gibt überall und auch be!i uns einige, die sich 
nicht ganz an die Preise halten. - Er hat das 
so bescheiden ausgedrückt, und ich nehme 
es ihm nicht übel. Er stammt übrigens aus 
Gänserndorf, ist also ein Kollege Ihres Herrn 
Präsidenten Minkowitsch. Herr Kollege 'f\lit­
halm wird mir das als Mistelbacher ebenfalls 
bestätigen können. Sie sind ja an der Grenze 
zu Gänserndorf, und da sind wir auch Kenner 
des Brünnerstraßlers und anderer Weine. 
(Abg. Dr. W j t haI m: Ich hoffe, er schmeckt 
Ihnen!) Ja, aber ich habe auch gegen den 
Waldviertler und gegen den Wachauer nichts 
einzuwenden. (Abg. Dr. W i t haI m: Wa1d­
viertler?) FreiLich! Das Tor zum WaldViiertel 
ist Krems, so weit soUten Sie die Geographie 
kennen! (Abg. Dr. W i t haI m: Krems ist in 
der Wachau!) 

Dieser Weinhändler und Weinhauer - er 
ist nämlich beides - sagte mir dann: Damals 
in der OVP-Zeit haben wir für den Wein 4 S 
bekommen, heute bekommen wir 8 S! Und er 
sagte dann: \Vir sind damit zufrieden! - Das 
ist die Meinung eines Weinhauers. Man mag 
das nun beurteilen, wie man wJll. (Abg. 
Dr. Mus s j I: Aber die Steuern! - Heiter­
keiL) 

Was ich damit aufzeigen will, ,ist die Tat­
sache, daß Sie in dieser Frage eben eine 
doppeIgesichtige Politik machen. Da wollen 
Sie dann mehr verlangen, mehr für Haus­
standsgründungsdarlehen, dann wollen Sie 
weniger Steuereinnahmen. 

Das gleiche machen Sie auch beim Personal. 
Meine Herren! Es ist uns ja durch die Rede 
des Finanzministers bekannt, daß wir auf 
Grund des Budgets im nächsten Jahr mit mehr 
Einstellungen, also mit einer Vermehrung auf 
dem Personalsektor rechnen müssen. Aber 
warum list denn das'? Schauen Sie sich das ganz 
genau an, das steht ja alles da drinnen. Einmal 
auf dem Sektor Unterricht: Lehrer und andere, 
die auf dem Unterrichtssektor eben beschäftigt 
werden müssen; das sind 1993. Bei den Hoch­
schulen sind es 508. Ja, meine Herren! Wenn 
wir für die Forschung, wenn wir für die 
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Wissenschaft etwas tun sollen, dann müssen 
wir auch den Professoren, den Assistenten, 
die Gelegenheit geben, hier ihre Arbeit zu 
leisten, hier in Osterreich. Und sie sind stolz 
darauf, weil immer mehr gerne zurück­
kommen. 

Wir stehen jetzt einige Wochen vor dem 
Nationalfeiertag (Zwischenrufe: Einen Tag!) 
- wenige Tage - und wir können sagen: 
Es wird ein stolzer Tag sein, meine Herren, 
übermorgen, der 26. Oktober. Das ist ein 
stolzer Tag für uns. Das ist ein Tag, an dem 
sich Wissenschafter aus allen Bereichen, an 
dem sich Forscher treffen werden, weil sie 
zeigen wollen, daß sie das Wissen, das sie als 
Osterreicher in der ganzen Welt angewendet 
haben, auch ihrem Vaterland wieder zur Ver­
fügung stellen wollen. (Beifall bei der SPO.) 

Und so geht es weiter. Wir haben dann 
auch im Post- und Telegraphendienst mehr 
Beschäftigte. Ja, meine Herren, Sie haben audl 
einen Anti'ag eingebracht, mehr Mittel für den 
Ausbau des Telephonnetzes zur Verfügung zu 
stellen. Sie vergessen dabei, oder zumindest 
geben Sie es nicht zu, daß man eben dazu auch 
mehr Beschäftigte braucht, die diese Telephon­
anschlüsse auch durchführen. Wenn Sie also 
das vom Verkehrsminister verlangen, dann 
dürfen Sie ihm auch nic..'1t die erforderlichen 
Arbeiter verweigern. 

Wenn Sie dann noch sagen - und das ist 
ja auch in letzter Zeit geschehen, Ihr OAAB­
Beamtenvertreter in V/ien hat das so aus­
gedrückt daß über 80 Prozent der 

machen und unser Anpassungsfaktor 25,36 
Prozent. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
Hau s e r: Das haben wir gemeinsam vor­
geschlagen! 'Wissen Sie, was das bedeutet? 
Das sind 7,6 Milliarden Schilling und um 
600 Millionen Schilling mehr, die Sie den 
Pensionisten und Rentnern vorenthalten 
wollen. So schaut die Tatsache aus. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ihre Gegensätzlichkeiten in wirtschaftHchen 
Uberlegungen gehen waiter. Einmal ist es der 
OAAB, der diese anstellt, dann kommt die 
Bundeswirtschaftskammer, wir haben das erst 
im September erlebt, und sagt, daß man hier 
wohl zu weit gegangen ist und daß man von 
einer Beeinträchtigung des \Nirtschaftswachs­
turns reden müßte, wenn man die Vorschläge 
des OAAB erfüllen müßte. Meine Damen und 
Herren! Machen Sie sich das selber aus, wie 
Sie glauben. Machen Sie sich auch Ihren 
Standpunkt bei den Preis- und Tarif­
erhöhungeI~ "lUS. 

Aber -ich möchte Ihnen heute nur eines 
sagen: Hätten wir die Stromtanife, die die 
Energliegesellschaften - vor allem aus dem 
niederösterrekhischen OVP-Bereich, dort war 
ja der Hauptsprecher von der NEW AG - von 
uns gefordert haben, akzeptiert, so hätte man 
ab 1. Jänner 1972 schon eine 18- bis 26pro­
zentige Strompreiserhöhung. Sie wollten es 
sogar noch früher. Und wenn man den Pre,is 
prüft, so wie wir es getan haben, dann kommt 
man nur auf 12 bis 14 Prozent. 

Und wie war es bei den Bundesbahnen? 
Beamten der cdlgemeinen Verwaltcmg über Da haben. Sie gesagt: Das sind ja enorme 
Spezialkenntnisse verfügen und nur auf Grund 

Erhöhungen! Als Sie das letztemal erhöht 
dieses Fachwissens den Dienst im allgemeinen haben, am 1. August 1966, so lang ist es her, 
Interesse wahrnehmen können, dann hat er 

vlaren es 30 Prozent für den Personentarif. 
damit ge~agt, und so schreibt es auch der 
"Kurier", "daß d:ie restlichen 20 Prozent -
imme,J:ün noch 25.000 Beschäftigte - zuviel 
sind. Eine so drastische Einsparung hat bisher 
noch gar niemand vorzuschlagen gewagt"·. 

So hat jedes Ding Ihrer PoLitik zwei Seiten. 
Und so sagen Sie es bei den Pensionen, 
so sagen Sie es bei den Preisen und so machen 
Sie es überall mit Ihrer Politik. (Abg. Doktor 
Hau se r: Da haben Sie den Gasperschitz 
schön umfunktioniertf) 

Mit dem Kampf um die Armut ist es uns 
wirklich sehr ernst. Auch wenn es um die Pen­
sionen geht, also um das Geld jener, die ein 
Leben lang rechtschaffener Arbeit hinter sich 
haben. (Abg. K ern: Die Zuschußrenten betra­
gen 350 S im MonatJ) Vergleichen Sie, meine 
Damen und Herren, einmal das, was Sie den 
Rentnern geben wollten und was wir ihnen 
dann gegeben haben. Ihr Anpassungsfaktor 
würde bis zum Jahr 1973 23,4 Prozent aus-

Und Sie haben die Sozialtanife - die sind 
gerade für den städtischen Bereich und die 
Umgebung so besonders wichtig um 
100 Prozent erhöht. Jetzt vergleichen Sie! SJe 
haben damals um 30 Prozent erhöht, wir um 
19,6. Und wir haben die Ermäßigungen für die 
Wochenkarten und für die Monatsstrecken­
karten nur in der Relation dazu erhöht, also 
um 18 bis 27 Prozent, und haben nach wie 
vor Ermäßigungen für die Pendler, denen wür 
ja helfen wollen,. zwischen 88 und 95 Prozent. 

Ja, meine Herren, Sie können auch den 
Mi1chpreis erwähnen, weil die Bauern eben an 
diesem Preis besonderes Interesse haben. 
Natürlich, wir verstehen das durchaus. Aber 
damals haben Sie die Milchpreiserhöhung ge­
fordert, immer wieder gefordert. Aber was 
haben Sie denn gemacht in Ihrer Reg.ierungs­
zeit? Das wissen Sie ja, aber ganz genau 
wissen Sie das. (Abg. K ern: Sie haben doch 
heine Ahnung, von was Sie reden!) In Ihrer 
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ZeH der OVP-Regierung haben Sie den Milch­
preis um 1 S erhöht und davon den Bauern 
keinen Groschen gegeben. Das ;ist der Unter­
schied der Pol.itik. (BeiJall bei der SPO.) Das 
ist der Unterschied der Politik, die wir machen, 
gegenüber jener, die Sie gemacht haben. 

Und darum ast es uns so ernst, wenn wü bei 
einer anderen Preis- und Tariferhöhung eines 
Staatsmonopols nicht zustimmen, nämlich bei 
der Erhöhung der Rundfunkgebühren, die 
bis zu 90 Prozent und mehr für gewisse Be­
reiche oder Teilnehmer ausmachen sollen. Es 
wird Ihnen schwerfallen, meine Damen und 
Herren von der OVP, wenn Sie nach wie vor 
die Paritätische Kommission in dieser Frage 
umgehen, damit Ihnen der Rundfunk eine 
bessere Oppositionspolitik verkauft, die Sie 
selbst zu machen nicht limstande sind. (Beifall 
bei der SPO.) Aber der ORF kann das eben 
nur, wenn er die Argumente der Regierungs­
partei zurückstellt. Und das nennen Sie von 
der OVP Unabhängigkeit des ORF! 

Der Regierungspartei ist es aber sehr ernst 
um die Meinungsvielfalt. Daher wird diese 
Regierung e.inen Weg zur echten Förderung 
der Meinungsvielfalt der österreichJischen 
Presse finden, ebenso wie im Fernsehen und 
Rundfunk. (Abg. 0 f e nb ö c k: Durch Haus­
durchsuchungen/) Damit ist es uns sehr ernst, 
gerade :im Interesse der Demokratie, wobei 
wir weit davon entfernt sind, einen Part~ien­
rundfunk zu ,installieren, etwa wie in Italien; 
das ist uns viel zu fad. 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Die 
Schwerpunkte dieses Budgets sind gesetzt. Es 
geht um die Bildung, um die Wissenschaft 
und Forschung. Es geht um die Sozial- und 
Familienpolitik, es geht um dlie Verkehrs­
politik, um die Wirtschaftsförderung. 

Es wären noch viele Fragen hier anzu­
schneiden, aber eines zu sagen ist am Platz, 
auch auf die Ausführungen Ihres Vorredners 
hin. Vlir sind jederzeit zur Zusammenarbeit 
mit den anderen Parteien des Parlaments 
bereit, und wir werden keine Mögllichkeit 
ausschlagen, diese Zusammenarbe.it zu suchen. 
Aber diese Kompromißbereitschaft - so sagen 
wir es auch in der Regierungserklärung -
muß dort ihre Grenzen finden, wo die 
Regelung der betreffenden Materie ihrer 
Substanz beraubt werden würde. 

So kann ich abschHeßend sagen, daß das 
Budget 1973, das die Regierungspartei, die 
Sozialistisd1.e Partei Osterreichs, unterstützen 
wird, und wofür sie stimmen wird, mit diesem 
Haushaltsplan gut vorbereitet wurde. Das 
Budget jahr 1973 wird ein hartes Jahr werden, 
ein Jahr, für das wir uns Vollbeschäftigung 
und Kaufkrafterhaltung zum niel gesetzt 

haben, um eänen höheren Lebensstandard zu 
ermöglichen. Wenn wir Disziplin halten, wird 
uns das gelingen im Interesse des einzelnen. 
aber auch der gesamten Wlirtschaft, ;im Inter­
esse Osterreims und seiner fleißigen Bevöl­
kerung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Zeillinger. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Im bisherigen ersten Teil der Debatte 
über das Budget 1973 hat die Regierungspartei 
- soweit sie von dliesem Pult aus gesprochen 
hat - weniger Stellung zum Budget ge­
nommen, weniger das Budget verteidigt, als 
es vergltichen mät der Zeit der OVP-Regierung. 
Immer wieder kam der Satz vor: In Ihrer 
Zeit der OVP-Regierung!, Bei der Verschul­
dung!, Beim Defizit und so weiter his zum 
Schluß. 

Der Vergleich mit 1966 mag Sie, meine 
Herren von der Sozialistischen Parte'i, lirgend­
wie überraschen oder etwas Neues sein, wir 
FreiheiUichen haben damals schon erkannt, 
daß diese Budgetpolitik schlecht war. Wegen 
dieser Budgetpolitik ;ist ja auch die Volks­
partei abgewählt worden. Und wenn Sie nun 
etwas anders machen als die Volkspartei, so 
ist deswegen noch lange nicht gesagt, daß 
das gut list. Sie müssen uns erst einmal be­
weisen, daß das, was Sie vorlegen, ein gutes 
Budget äst. 

Interessanter war an und für slich die Wort­
meldung des Herrn Bundesministers für 
Finanzen, der heute um die Mittagsstunde 
etwas gesprächiger geworden ist als in der 
Vorwoche, wo er gerade um diese Zeit, um 
einer dringlichen Anfrage praktisch zum glei­
chen Thema auszuweichen, sich in asketisches 
Schweigen gehüllt hat. Zugegeben: wenn eine 
Woche vergeht, fällt einem doch vielleicht 
das eine oder andere ein, und mittlerweile 
haben Sie sich so wie viele andere europäische 
Finanzminister an die Klagemauer gestellt und 
darüber Klage geführt, daß an und für sich die 
Politik, die Sie machen, auf dem besten Wege 
sei, daß Sie aber immer wieder unter den 
Schwierigkeiten, vor allem jenen, die limpor­
tiert werden, leiden. Gerade dieses Immer­
Vergleichen der Regrierungsfraktion mit der 
Vergangenheit veranlaßt mich, auch in einem 
Einschub zu meinem Referat, zu vergleichen, 
aber zu vergleichen mit einer Zeit, wo Sie, 
die Sozialistische Partei, ,in diesem Hause 
Minderheit waren, wo Sie auch Budgets vor­
gelegt haben, zu vergleichen, wie anders 
dieses Budget ausgesehen hat als jetzt, wo 
Sie die Mehrheit haben und allein bestimmen, 
w,ie dieses Budget gestaltet wird. 
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Aber erlauben Sie mir, daß ich eingangs 
ein wenig aus jener Rede zitiere, die der 
Klubobmann der freiheitlichen Fraktion, Peter, 
vor einem Jahr iin der ersten Lesung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1972, also 
für das heurige Jahr, von dieser Stelle aus 
gehalten hat. Er erinnerte damals an die 
Worte Harold Wilsons, wonach Regieren im 
Festsetzen von Pnioritäten besteht, und 
knüpfte daran, am 17. November 1971, die 
Feststellung: "Eine klare Prioritätenfest­
setzung ist weder durch den Herrn Bundes­
kanzler in seiner Regierungserklärung noch 
durch d.ie Budgetrede des Bundesfinanz­
ministers erfolgt." - Das sagte Peter schon 
vor einem Jahr. 

An die Adresse des Finanzministers rich­
tete er ferner die Kritik: "Es fehlt auch Ihnen, 
Herr Bundesminister für Finanzen, bedauer­
licherweise der Mut zum Engerschnallen des 
P.,iemens bei den Staatsausgaben. Es fehlt 
Ihnen leider der Mut, den Staatsbürgern über 
ungelöste Probleme der Finanz-, Budget- und 
Wdrtschaftspolitik reinen Wein einzuschenken. 
Es fehlt Ihnen auch der Mut, zu bekennen, 
daß wir eiiner schleichenden Inflation aus­
gesetzt sind und daß rasch Hand angelegt 
werden muß, um Vorkehrungen gegen 
Schlimmeres zu treffen." 

Diese und andere Passagen der vor einem 
Jahr hier gehaltenen Rede sind nicht nur nach 
wie vor aktuell, sie erscheinen heute in einem 
noch wesentlich grelleren Licht, die Situation 
ist mittlerweile :in ein noch viel akuteres 
Stadium getreten. Es genügt nicht, Herr 
Finanzminister, wie Sie es in Ihrer umfang­
reichen Rede getan haben, immer von Schwer­
punkten zu sprechen. Der Sprecher der 
sozialistischen Fraktion glaubt jetzt selber 
schon dran, und er hat das zitiert. Meine 
Damen und Herrenl Wollen wir jetzt im 
"Duden" nachschauen, was Schwerpunkte 
sind? Es genügt nicht, nur immer von Schwer­
punkten zu sprechen, aber in Wahrheit keinen 
Schwerpunkt zu bilden. Herr Kollege Marsch, 
es ist Ihnen gar niicht aufgefallen, daß der 
Finanzminister in seiner Rede keinen einzigen 
Schwerpunkt gebildet hat. Er sprach - lich 
zitiere und darf Sie einladen, Seiite 49 der 
Rede des Hnanzministers aufzuschlagen 
- von folgenden "Schwerpunkten" - es han­
delt sich also um die Mehrzahl, zumindest 
um mehr als einen -: "Bildung, Wissenschaft 
und Forschung, Sozialpo~itik" - linteressanter­
weise ein Schwerpunkt, obwohl die Stei­
gerungsrate gegenüber 13,2 Prozent im 
Gesamtdurchschnitt hier nur 7 Prozent beträgt; 
aber Sie haben auch Sozialpolitik als Schwer­
punkt genannt -, S.ie nannten "Familien­
politik" als Schwerpunkt, Sie nannten die 

"Verkehrspolitik" als Schwerpunkt, Sie nann­
ten die "Wdrtschaftsförderung" als Schwer­
punkt. Sie haben nur das Vokabel geändert 
und gesagt: "Besonderes Gewicht" wird gelegt 
auf "Gesundheitswesen", "Umweltplanung", 
"innere Sicherheit", "äußere Sicherheit". 

Verzeihung, haben Sie mitgezählt? Sie 
haben 11 MinisteI1ien genannt, also eine 
Inflation der Schwerpunktel Sie haben nahezu 
alles an der Regierungspolitik für dringlich 
erklärt, jedenfalls mehr, als augenbliicklich an 
"Schwerpunkten" auf der Regierungsbank 
sitzt. Sie haben praktisch die ganze Reg,ierung 
mit ganz wenigen Ausnahmen als dringlich 
erklärt. Sie sind so in der Inflation drinnen, 
daß Sie alles zum Schwerpunkt erklärt haben. 

Wir haben heute darauf gewartet, daß viel­
leicht eine Interpretation seitens der Regie­
rungspartei kommt. Aber man hat alle 
Ressorts mit ein oder zwei Ausnahmen nach­
gebetet und erklärt: Das alles sind Schwer­
punkte! Sie haben nicht das getan, was andere 
Fjnanzminister nicht nur hier, sondern vor 
allem auch im Ausland, dn deren Reihen Sie 
skh gestellt haben, getan haben, nämlich zu 
sagen, was wirklich der Schwerpunkt sein 
soll. 

Als Sie sich zum Wort gemeldet haben, 
haben wir Freiheitlichen angenommen: Wenn 
Sie Ihr Schweigen von der Vorwoche brechen, 
wenn Ihnen heute offenbar etwas eingefallen 
ist, was Säe dem Hohen Hause zu sagen 
hätten, dann werden Sie uns endlich mlitteilen, 
was in Ihrer Rede, auf Seite 49, wo Sie alle 
Ressorts als Schwerpunkte aufzählen, die Sie 
in diesem Budget bilden, tatsäcMich als 
Schwerpunkte anzusehen ist. 

Sie haben alles als Priorität aufgezählt und 
damit praktisch das Wort "Priorität" ad 
absurdum geführt. Das ist die Schwierigkeit, 
sich damit auseinanderzusetzen. Aber es 
werden vielleicht noch andere Sprecher der 
Regierungspartei kommen, die dann inter­
pretieren können, wie wir wirklich zu dem 
Budget Stellung nehmen sollen, denn sich 
hinzustellen und jedem alles, jedem das Blaue 
vom Himmel herunter zu versprechen, dazu 
muß tich sagen: Die OffentI.ichkeit hört das im 
Fernsehen sicher gern, wenn Sie allen ver­
sprechen, daß Sie allem Vorrang geben, aber 
in Wahrheit, Herr Finanzminlister und Herr 
Bundeskanzler, haben Sie mit dieser Erklärung 
vor allem auf Seite 49 niemandem wirklich 
einen Vorrang eiingeräumt, denn Sie haben 
alles aufgezählt. 

Es wäre einfacher, besser, deutlicher und 
vor allem kürzer gewesen - kürzer wäre gut 
gewesen! -, wenn Sie das nicht getan hätten, 
denn es ist nicht leicht, eine Budgetrede von 
113 Seiten durchzulesen. 
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Vielle.icht ist das allein schon eine Schwäche' Wir haben Sie ,im Vorjahr eingeladen, doch 

der Argumentation, denn ich glaube, darin einmal darüber nachzudenken und der Offent­
stimmen wir alle überein: Starke Argumente lichkeit zu sagen, ob es nicht notwendig wäre, 
brauchen nicht so viele Worte. Aber bei einer einmal im gemeinsamen Interesse aUer den 
der längsten, wahrscheinlich überhaupt der Budgetgürtel enger zu schnallen. Und dieser 
längsten Budgetrede von 113 Seiten, mit der Appell ist nötiger denn je, denn der Gesamt­
mehr Verwirrung gestiftet worden ist, wäre abgang ist heuer um 2 MilNarden höher als 
es wesentlich einfacher gewesen, Sie hätten .im Vorjahr, um 2 Milliarden mehr, die das 
die Stiefkinder Ihrer Budgetpolitik aufgezählt. Volk bezahlen muß, weil Sie das ausgeben 

Ich sage Ihnen gleich: Sie haben beim Auf­
zählen einen . vergessen, dem Sie wirklich 
e·il1en Vorrang einräumen, nämlich den 
Bautenminister, wenn ich Sie daran el1innern 
darf j den haben Sie vergessen. Hier liegt 
tatsächlich ein Schwerpunkt. Ich hoffe, daß Sie 
die höheren Einnahmen aus der Mineralöl­
steuer, daß Sie dieses Geld doch für den 
Straßenbau verwenden werden, w,ie es das 
Gesetz befiehlt; den haben Sie gar nicht aufge­
zählt. 

Unter den Stiefkindern bleibt ein einziges 
Stiefkind übrig, und das ist die Landwirt­
schaft, deren Ausgaben Sie absenken um 2 Pro­
zent. Während Sie die gesamten Budget­
ausgabell im Durchschnitt auf 13,2 Prozent an­
heben, haben Sie für Soziales weniger übrig 
und geben hier weniger aus, aber hier noch 
in erträglichen Grenzen, senken Sie die Land­
wirtschaft auf 2 Prozent ab. Das heißt, daß 
Sie praktisch die Landwirtschaft lin den 
Schatten der Konjunktur stellen. Sicherlich 
werden weitere Redner, vor allem auch die 
Sprecher der Freiheitlichen, noch dazu ein­
gehend Stellung nehmen. 

wollen. Niemand zwingt Sie. 

Herr Kollege Marsch! Sie haben die Mehr­
heit und Sie haben gesagt, Sie werden wie die 
Volkspartei - zu Recht - natürlich das 
Tempo bestimmen und die Mehrhe.it einsetzen. 
Sie bestimmen ja auch das Tempo, indem Sie 
alles verlangsamen: Dringliche Anfragen 
werden nicht mehr in der gleichen Sitzung 
behandelt, sondern erst in einer späteren 
Sitzung. Das ist allerdings eine Neu­
einführung, auf die Sie nicht sehr stolz sein 
müssen, weil es wirklich undemokratisch ·ist, 
sich vor der Antwort zu drücken. 

Aber es wäre einiges notwendig. Die Aus­
gaben steigen gegenüber 1972 wesentlic.h 
stärker. Herr Kollege 1v1arsch! Sie haben ver­
gessen, das zu sagen, oder haben es nicht 
gewußt: die Ausgaben steigen um 9 Pr03ent, 
die Einnahmen steigen nur um 8,2 Prozent. 
Ich muß das deswegen sagen, denn ich weiß 
nicht, ob Sie schon .im Parlament waren, als 
die .sozialistische Fraktion mit Recht der OVP 
immer sehr energisch vorgehalten hat - da 
waren Sie, also die Sozialisten, und wir Frei­
h.eitlichen völlig einer Meinung -, daß man 
die Ausgaben nicht stärker expandieren kann 
als die Einnahmen, und schon gar nicht bei 
einer Konjunktur, schon gar nicht bei stei­
genden Preisen! Da muß man eine genau 
umgekehrte Budgetpolitik machen! Nur haben 
Sie damals zwischen 1966 und 1970 in Aus­
sidlt gestellt, daß Sie diese Fehler der OVP 
nicht machen werden. Sie setzen genau die 
Politik der OVP fort, Sie sagen heute nur: 
Die OVP hat es noch schlechter gemacht! 

Abe::: bei anderen, da haben Sie schon 
Prioritäten gebildet. Sie haben das vöHig ver­
gessen. "''lissen Sie, wo Sie eine Priorität 
gebildet haben, Herr Bundeskanzler? Beim 
Herrn Bundeskanzler hier hinter mir, im 
Bundeskanzleramt, dort haben Sie um 26 Pro­
zent c:-höhtt 2 Prozent bei der Landwirtschaft 
und 26 Prozent im Bundeskanzleramt! - Ja, 
Minister sollte man sein und nicht Bauer, 
dann würde man nicht so sehr im Schatten 
dieses Budgets stehen. Ich wiill jetzt gar nicht den Schiedsrichter 

Das sind Ihre Prioritäten, nur haben Sie spielen, ob es noch schlechter ;ist als bei der 
vergessen, die hier zu sagen. OVP, ich möchte nur sagen: Sie machen es 

Herr Bundesminister! Im Vorjahr hat der nicht anders. Sie machen genau eine nicht 
Klubobmann der Freiheitlichen von einem konjunkt~rgerechte Politik, indem Sie zur Zeit 

P · .. t t h M t W h 11 ·t der Konjunktur und der steigenden Preise 'lnanzmmIS er e was me r u zur a r.er . . 
.. .,- dile Ausgaben stärker antreIben: geradezu e.in 

verlange, etwas mehr Mut zur Unpopulantat. ~ h Ib' . 1 f' . k . k . d . B d 
Man kann sich nicht immer darauf verlassen, ..JC t ~ elspIe ur em onJun turwI nges u-

daß die freiheitliche Opposition in diesem I ge . 
Hause, so wie sie es bei der großen Koalition Frage: Wo legen Sie "rasch die Hand an", 
gemacht hat, wie sie es dann bei der Volks- um die Inflationsentwicklung lin den Griff 
partei gemacht hat und auch jetzt bei den zu bekommen? Ich möchte jetzt nicht eine 
Sozialisten, darauf hinweist, daß nicht alles Preisdebatte auslösen. Wir werden uns sicher 
Gold ist, was Sie in Ihrer Rede als gold- sehr eingehend damit befassen. Aber wenn 
glänzend darstellen. man diese 113 Seiten aufmerksam liest und 
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mit dem Rechenstift nachrechnet, so kommt 
man genau darauf, daß der Finanzilliinister 
selbst für das Jahr 1973 Preis steigerungen 
in der Höhe von 7,5 Prozent andeutet. Ich darf 
Ihnen gleich sagen: Nach unserer persönlichen 
Sicht ist das noch unterschätzt. Aber er selbst 
stellt 7,5 Prozent in den Raum! 

Herr Kollege Marsch! Darf ich Sie als den 
Sprecher der sozialistischen Fraktion daran 
erünnern, daß hier einmal sehr gepoltert 
worden ist. Präsident Benya und alle Gewerk­
schafter natürlich waren sehr böse, und zwar 
,in Zeiten, als die rechte Seite dieses Hauses 
mit den Preissteigerungen von 3 Prozent auf 
4 Prozent gegangen ist. Damals wurde gesagt: 
Das ist unzumutbar für den Konsumenten! 

Nun haben Sie hier eine Rede des Flinanz­
ministers,in der er, wenn Sie es durchrechnen, 
klar und deutlich, damit wir es auch wlissen, 
sagt: Im nächsten Jahr werden die Preis­
steigerungen 7,5 Prozent betragen. 

Ich weiß nicht, ob jetzt der Präsident Benya 
- der Gewerkschaftspräsident Benya - mit 
dem Gewerkschaftsbund auf die Straße gehen 
wird, wie er es der OVP angedroht hat. Aber 
ein Wort verlieren sollte man schon. Man 
sollte es nicht so einfach hinnehmen, daß jetzt 
Preissteigerungen von 1,5 Prozent nicht einmal 
mehr der Rede wert sind, wenn sie der 
Finanzminister ankündigt. 

Ich sehe darin auch als Freiheitlicher einen 
Widerspruch zum Lippenbekenntnis zur 
Stabilität. W,ie oft sprachen Sie von Stabilität! 
Wir haben gemeinsam der Volkspartei vor­
geworfen, daß sie keine Politik der Stabilität 
gemacht hat, aber Sie machen ja dasselbe, 
zum Teil noch viel ärger. (Zwischenruf bei 
der OVP.) Sie sprechen von 7,5 Prozent. Ich 
mag jetzt nicht streiten. Ich sage noch einmal: 
Ich will jetzt nicht wie beim Bundesheer einen 
Streit auslösen, ob es früher schlechter war 
oder ob es jetzt schlechter ist, ich wdll mich 
auch nicht in die Debatte darüber einmengen, 
ob es zur Zeit der OVP schlechter war oder 
ob es in der Zeit der SPO schlechter ist. Ich 
werde nur vergleichen: SPO mit SPO, nämlich 
in Minderheit und Mehrheit. Auf diese Idee 
bin .ich erst durch die Rede des Kollegen ... 
(Abg. M ars c h: Dann vergleichen Sie auch 
die Preise von asterreich und den OECD­
BerichtI) Das ist sehr gut, daß Sie von impor­
tierten Preissteigerungen reden. Da kann ich 
auch etwas, was ich gar nicht br,ingen wollte, 
gleich mit in die Debatte hereinbringen: 

Sie stellen sich an die Klagemauer der 
internationalen Preissteigerungen. Das ist ja 
sehr einfach und sehr billig. Sie übersehen 
aber dabei eines, daß nämlich die Importpreise 
gegenüber jener Zeit, wo die Preis-

steigerungen ,in Osterreich 5 Prozent betragen 
haben, um 1 Prozent gesenkt worden sind. 
Sie sind um 1 Prozent gesenkt worden, und in 
der gleichen Zeit haben Sie mit absoluter 
Mehrheit die Preise von 5 Prozent heuer auf 
6,5 Prozent hinaufgesetzt! Das heißt: Die 
Importpreise sind zurückgegangen, und Sie 
haben die Preissteigerungen künstlich von 
5 Prozent auf 6,5 Prozent hinaufgesetzt. 

Also nicht an die internationale Klagemauer 
stellen! Dort stehen schon andere Finanz­
minister. Aber Sie stehen dort völlig fehl 
plaziert, denn nach den dnternationalen Preis­
steigerungen, soweit sie limportiert werden, 
hätten Sie heruntergehen müssen und nicht 
hinaufgehen dürfen. 

Aber noch einmal: Sie bringen eben keine 
andere Politik zusammen, als Preissteigerun­
gen von 7,5 Prozent für das nächste Jahr anzu­
kündigen, und ich stelle fest: Das list ein 
Widerspruch zum Lippenbekenntnis zur 
Stabilität. An der Preisfront zeichnet sich 
heute schon die Pleite der Regierungspolitik 
ab. 

Diesen sogenannten Schwerpunkten der 
Regierung stelle ich zwei Schwerpunkte der 
Kr,itik gegenüber. Das ist einerseits einmal 
die Erhöhung des Personalaufwandes gegen­
über dem Vorjahr um 14,6 Prozent. Was der 
Finanzminister dazu sagte, kommt von vorn­
herein einer Kapitulation der Bundesregierung 
auf dem Gebiete der Verwaltungsreform 
gleich. Nichts von all dem, was auf diesen 
113 SeHen gesagt worden ist, deutet darauf 
hin, daß es der Reg,ierung Kreisky gelingt, 
dieses Problem zu meistern, daß sie auch nur 
ernsthafte Versuche macht. Das heißt: Unter 
einer Verwaltungsreform müssen Wlir genauso 
wie in der Zeit der Koalition und in der 
Zeit der OVP auch in jener der SPO einen 
Strich machen. 

Sie steigern die Kosten des Personalauf­
wandes gegenüber dem Vorjahr um 14,6 Pro­
zent. 

Der zweite Schwerpunkt der Kritik ist die 
schon genannte Dotierung der Land- und 
Forstwirtschaft. Ich möchte jetzt nicht im ein­
zelnen darauf eingehen. Ich darf nur daran 
erinnern, daß sich das ja bereits abzeichnete: 

Wir Freiheitlichen haben dem Herrn 
Bundeskanzler schon firn Sommer zur Dber­
legung gestellt, ob es nicht zweckmäßig wäre, 
die Regierung umzubilden und vor allem die 
schwachen Punkte, die sich nicht durchsetzen 
können :in der Regierung, auszumerzen. Wir 
haben dabei auch den Landwirtschaftsminister 
genannt. Die "Presse" schnieb damals, die Frei­
heitlichen "fordern den Kopf des Landwirt­
schaftsministers" . In Anlehnung an diese nicht 
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sehr pietätvolle Terminologie könnte man in 
Anbetracht des Budgets 1973 sagen: "Geköpft" 
wurde der Landwirtschaftsminister nicht, aber 
"geschoren" wurde er gründlichI 

NatürLich g-ibt es in der Budgetrede auch 
Formulierungen, denen wir Freiheitlichen 
durchaus zustimmen können, etwa wenn sich 
der Finanzminister zur Marktwirtschaft be­
kennt oder wenn er feststellt, daß der gün­
stige Verlauf der bisherigen Wirtschaftsent­
wicklung das Ergebnis von Arbeitswillen, von 
Fleiß, von Strebsamkeit und von Sparsamkeit 
der gesamten österreichischen Bevölkerung ist. 

Es entbehrt in diesem Zusammenhang 
übr,igens nicht der Pikanterie, daß der Finanz­
minister Dr. Androsch die Erhöhung des 
Lebensstandards - und zwar durchaus nicht 
zu Unrecht - unter anderem auch an der 
Anzahl der Fernsehapparate messen will, die, 
wie er sichtlich stolz vermerkt hat, bis August 
1972 auf 1,659.087 angestiegen ist. Weit mehr 
als 1,5 Millionen Fernsehapparate, trotz der 
nach sozialistischer Leseart ach so schlechter 
Programmqualität und trotz angeblich mani­
pulierter Information durch den ORF! 

Nun zu dem, was Sie, Herr Kollege, als 
Drohung gegenüber dem ORF in den Raum 
gestellt haben, ein offenes Wort: 

Wie man in letzter Zeit hört, prüft die 
Bundesregierung und prüft der Herr Ver­
kehrsmilliister gegenwärtig die Mögl:ichkeit, 
die Einhebung des Betrages, um den sich die 
Rundfunk- und Fernsehgebühr nunmehr 
erhöht, durch die Post zu verweigern. 

Lassen Sie mich dazu namens der freiheit­
lichen Nationalratsfraktion mit aller Klarheit 
feststellen: 

Die rechtliche Lage ist so klar und eindeutig, 
daß ich mich darauf beschränken kann, § 15 
Abs. 3 des Rundfunkgesetzes zu zitieren, in 
dem es heißt: 

"Die Post- und Telegraphenverwaltung hat" 
- hat! - "die Entgelte gleichzeitig mit den 
Rundfunk-(Fernsehrundfunk)-gebühren und in 
gleicher Weise wie diese einzuhebenj" 

Es handelt sich hier um eine zwingende 
gesetzliche Bestimmung, sodaß die Post- und 
Telegraphenverwaltung gar keine rechtliche 
Möglichkeit besitzt, die Einhebung eines 
erhöhten Rundfunk- und Fernsehentgeltes zu 
verweigern, zum al die Entgelterhöhung auf 
durchaus gesetzmäß.ige Weise - Beschluß des 
ORF-Aufsichtsrates und Bekanntmachung im 
Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" - zustande 
gekommen ist. 

Freilich hätte die Post- und Telegraphen­
verwaltung als Teil der Hoheitsverwaltung 
des Bundes. eine anderslautende und damit 

eine gesetzwidrige Weisung des zuständigen 
Ressortministers zu befolgen. 

Aber ich möchte hier an dieser Stelle der 
Regierung und dem Herrn Verkehrsminister, 
als Postminister, empfehlen, einen derartigen 
SchI1itt sehr, sehr sorgfältig zu prüfen. Dabei 
empfehle ich, in diese Prüfung alle rechtlidlen 
Aspekte miteinzubeziehen, einschließlich jener 
rechtlichen Möglichkeiten, welche die Bundes­
verfassung für den Fall vorsieht, daß ein 
Regierungsmitglied die Gesetze verletzt. 

Ich darf daran erinnern, daß auch einmal 
eine Erhöhung der Bahntarife - übrigens 
hier vom zuständigen Hauptausschuß über 
Vorschlag der Sozialisten - mit den Stimmen 
der Sozialisten beschlossen wurde. Ich muß 
den Herrn Verkehrsminister fragen: Haben 
Sie damals auch geprüft, ob Sie eine An­
weisung geben sollen, diese Erhöhung nicht 
zuzulassen? Oder - um jetzt den Kollegen 
Marsdl daran zu erinnern -: Ist damals der 
Herr Verkehrsminister etwa freiwillig zur 
Paritätischen Kommission gegangen? - Da­
mals haben Sie Sozialisten diese Erhöhung 
beantragt, und das hJiefür zuständige Gremium 
hat diese Erhöhung beschlossen. Ich er,innere 
mich nidlt ... (Abg. M a r 8 c h: Aber nicht 80 

hoch, wie die Direktion es vorgehabt hat! Das 
ist der Unterschied!) Herr Kollege! Das gesetz­
lich zuständige Organ hat es beschlossen. Ein 
Gesetz gilt auch dann, wenn es den Sozialisten 
unangenehm ist. 

Ich persönlich als Jurist halte es schon für 
bedenklich, daß die Regierung ankündigt, eine 
solche Gesetzesverletzung zu prüfen. Es liegt 
hier ein Gesetzesauftrag, ein Gesetzesbefehl 
vor: Der Verkehrsminister, die Post­
verwaltung hab e n einzuheben. Allein 
schon das Ankündigen, dieses ständige Unter­
wandern und Unterwühlen der gesetzlichen 
Bestimmungen, 'ist schon bedenklich. Aber bei 
einer solchen Ankündigung - daß also ein 
Miruister ankündigt, er überlege, eine gesetz­
widrige Weisung zu geben - müssen wir 
auf die Verfassung aufmerksam machen. Die 
angekündigte Nichteinhebung, mit der Sie sich 
sehr berühmen, steht eindeutig im Wider­
spruch - Herr Kollege, ich sage es Ihnen 
noch einmalj vielleicht kennen Sie nicht den 
Paragraphenj das wurde vom Parlament be­
schlossen; das gilt genauso für sozialistische 
Regierungen wie für andere Regierungen.­
zum § 15 des Rundfunkgesetzes, worin es 
heißt: 

"Die Post- und Telegraphenverwaltung hat 
die Entgelte gleichzeitig mit den Rundfunk­
(Fernsehrundfunk)-gebühren und in gleicher 
Weise wie diese einzuhebenj" 
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Das ist erin Gesetzesbefehl! Sie können das 
Gesetz ändern. Das können Sie! Sie haben ja 
schon angedroht, daß Sie Ihnen nicht ange­
nehme Gesetze ändern werden. Aber ein 
Gesetz nicht auszuführen wäre gesetzwidrig! 
Sie wissen, was in einem solchen Falle nach 
der Verfassung zu geschehen hätte. 

Daher würde ich also doch empfehlen, noch 
einmal diesen angekündigten Gesetzesbruch 
zu überdenken. 

Ich habe zuvor gesagt, es wäre interessant, 
Ihrer Spur zu folgen und das Budget 1973 
mit dem Budget 1971 zu vergleichen. Die 
gleiche Regierung, die gleiche Regierungs­
partei, die gleichen Minister - nur ein Unter­
schied: damals waren Sie ·in der Minderheit, 
heute haben Sie eine absolute Mehrheit! 
Damals ist der Herr Bundeskanzler mit dem 
Hut in der Hand in das Parlament gegangen 
und hat verhandelt und hat Mehrheiten ge­
sucht, heute kommt er gestützt auf zwei Man­
date Mehrhe.it ins Parlament und weiß genau, 
daß das, was er hier vorlegt, von der 
sozialistischen Mehrheit beschlossen werden 
wird. 

Sicher, Herr Kollege Marsch: Sie haben 
heute wieder bestätigt, daß die ORF-Bericht­
erstattung der Regierung unangenehm ist. Sie 
haben gesagt, daß der ORF die Argumente 
der Regierungspartei zurückstelle. 0 nein! Er 
berichtet sogar ausführHch über die Politik Herr Kollege Marsch! Die Idee ist mir erst 
der Regierungspartei, und zwar genauso aus- gekommen, als Sie mit der OVP verglichen 
führIich wie über die Regierungspolitik zu der I

1 

haben. Da .ausgerec~met Sie. das g~macht 
Zeit, zu der die OVP die Regierung stellte. haben, kam Ich auf dIe Idee, emmal dIe SPO 
Die OVP hatte daraufhin die MehrheH ver- mit der SPO zu vergleichen, und zwar um zu 
loren. Aber weil die Pohtik schlecht war! beweisen, daß djeselbe Regierung Kreisky 
Wenn Sie jetzt bei den Wahlen Stimmen ver- eine für die gesamte österreichische Bevöl­
lieren, so vielleicht deswegen, weil die kerung, eine für den Mann auf der Straße und 
Massenmedien und der ORF über Ihre Regie- eine für die Familie Osterreicher ganz andere 
rungspolitik berichten, und zwar objektiv be- und wesentlich bessere Politik machen konnte, 
richten. Es erfährt nämlich auch der kleine als sie noch in der Minderheit war. Es geht 
Mann draußen - es gibt 11/2 Millionen Fern- schon, wenn Sie wollen oder wenn Sie ge­
seher und noch viel mehr Rundfunkhörer _ zwungen werden. Wollen tun Sie jetzt nicht, 
daß Sie hier im Parlament ständig Gesetz~ und gezwungen können Sie nicht werden. 
beantragen, um etwa die Preise zu erhöhen. 
Der kleine Mann wird jetzt in diesen Stunden 
und Tagen die Budgetdebatte erleben und 
wird erfahren, wie Sie im nächsten Jahr die 
Preise anheizen werden. 

Das ist objektive Berichterstattung, die 
sicher unangenehm ist. Das war auch der 
OVP-Regierung unangenehm und hat ihr auch 
die Mehrheit gekostet. Das ist auch der SPO­
Regierung unangenehm. Sie sind aber mit 
dieser Berichterstattung des ORF an die Macht 
gekommen! Sie müssen eine andere, eine 
bessere Politik machen, wenn Sie nicht bei 
gleicher Berichterstattung die Macht wieder 
verlieren wollen. Andern Sie die Politik! (Bei­
fall bei der FPO und bei Abgeordneten der 
avp.) 

Herr Kollege Marsch als Zentralsekretär der 
Sozialistischen Partei: Andern Sie die Politik. 
Andern Sie aber nicht die Berichterstattung 
des ORF! Manipulieren Sie nicht dort, sondern 
hier auf der Regierungsbank. Sagen Sie den 
Reg:ierungsmitgliedern, sie mögen eine Poli­
tik machen, daß - wenn das nach außen 
berichtet wird - der Osterreicher vor Freude 
aufheult und sagt: Das ist eine Regierung, 
die wähle ich wieder! (Abg. Dipl.-Vw. 
J 0 s sec k: Aufheulen werden sie schon! -
Rufe bei der avp: Sie heulen schon!) Derzeit 
hat es nicht ganz den Anschein, daß es so ist. 

Jetzt machen Sie eben eine andere Politik. 
Im Jahre 1971 sind die Staatsausgaben um 
10,8 Prozent gestiegen. Das waren damals 
10,9 Milliarden Schilling. Damals waren Sie in 
der Minderheit, damals ist nicht mehr gegan­
gen, damals haben Sie für mehr ke:ine Mehr­
heit gefunden. 

Im Jahre 1973 werden die gesamten Staats­
ausgaben um 13,2 Prozent gesteigert. Oder 
Sie wollen sie steigern; ich nehme an, daß 
Sie das beschließen werden. Das heißt also 
um 16,3 Milliarden Schilling. 

Sehen Sie, wie sich das soziallistische Bild 
in zwei Jahren ändert, wenn man von der 
Minderheit zur Mehrheit kommt! Dann 
beginnt man plötzlich das Geld beim Fenster 
hinauszuschmeißen. 

Der Gesamtgebarungsabgang - wollen wir 
es vielleicht für die Offentlichkeit deutlicher 
sagen -: das Budgetdefi21it betrug im Jahre 
1971 7,7 Milliarden Schilling. Da waren Sie die 
Minderheit. Im Jahre 1973 sind es 11,2 Mil­
Harden Schilling. Das heißt, daß Sie das 
Defizit im nächsten Jahr - zum Unterschied 
zu damals, als Sie Minderheit waren - um 
nahezu 50 Prozent steigern! Wissen Sie, daß 
das ein Rekord in der österreichischen Budget­
geschichte ist? 
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Das ist der Unterschied: Damals waren Sie 

die Minderheit, jetzt sind Sie die Mehrheit. 
Niemand kann Sie hindern, wenn Sie sagen: 
Wir steigern dieses Defizit um 50 Prozent I 
Bezahlen muß es ja die Familie Osterreicher, 
und zwar bitter bezahlen, wie Sie es wissen 
und selber sagen: Der kleine Mann bezahlt es, 
nicht der wohlhabende. Der kleine Mann zahlt 
alle diese Preis steigerungen Vliel mehr als 
der Vvohlhabende. 

Ich darf hier zum inlandswirksamen Defizit 
ein Wort sagen. Wissen Sie, Herr Kollege 
Marsch, warum wir überhaupt von einem in­
landswirksamen Defizit sprechen? Darum, weil 
Sie die Mehrheit haben! Als Sie nämlich in 
der Minderheit waren, war es ein .inlandswirk­
samer Uberschuß. Darf ich Sie daran erinnern, 
daß es im Jahre 1971 noch einen inlandswirk­
samen Budgetüberschuß von 1,88 Milliarden 
Schilling gegeben hat? Im Jahre 1973, wo Sie 
ein Budget mit absoluter Mehrheit vorlegen, 
haben Sie bereits ein Defizit von 5,1 Mil­
liarden SchilUng! Sie wissen ganz genau, daß 
dieses ,inlandswirksame Defizit die Inflation 
wahnsinnig anheizt. Das ist die Voraussetzung 
der Inflation, die Ihr Finanzminister letzten 
Endes braucht, um die enormen Staats­
ausgaben befr:iedigen zu können. Sehen Sie, 
das sind die Folgen der Mehrheit! 

Darf idl Ihnen, Herr Finanzminister und 
Herr Kollege Marsch - hier gibt es so vieles 
zu lesen; man kommt nicht immer dazu, alles 
zu lesen; das glaube ich Ihnen, denn ich 
komme auch nicht dazu -, vorlesen, was der 
Finanzminister selbst zur Bundesgebarung lin 
den El-Iäuterungen schreibt. 

Er schreibt über das Jahr 1971, als Sie noch 
Minderheit waren: "Im Jahre 1971 wies der 
im Inland nachfragewirksame Saldo mit 
+ 1,8 Milliarden Schilling einen antizyklisch 
wirkenden Uberschuß auf." 

Bravo! Sehen Sie, da haben Sie keine 
Mehrheit gehabt. Da haben Sie - wenn kh 
sagen darf - mit uns Freiheitlichen verhan­
deln müssen. Das war das Ergebnis und die 
stolze Feststellung, die heute ein Finanz­
minister, der jetzt vor einer Pleite steht, in 
stolzer Erinnerung an die Zeit zitieren kann, 
als Sie Minderheit waren und als der Herr 
Kanzler - wie er selbst sagte - im Hause 
eine Mehrheit suchen mußte. 

Wie war es 1972? Ich zätiere wieder Seite 
236 der Erläuternden Bemerkungen. Kaum 
hatten Sie die Mehrheit, hat sich der Uberschuß 
in ein Defizit von 1,8 Milliarden Schilling ge­
wandelt. 1,8 Milliarden Schilling Uberschuß in 
der Minderheit bei derselben Regierung, den­
selben Ministern, derselben Politik - nur 
keine Mehrheit .im Parlament! - hat sich in 

ein Defizit von 1,8 Milliarden Schilling ver­
wandeltl Ein bescheidenes Defizit, aber immer­
hin ein Defi:ät von 1,8 Milliarden Schilling. 

Jetzt sagt der Finanzminister in den eben 
vorgelegten, zur Debatte stehenden Erläute­
rungen: "Das vorgesehene konjunktur­
politisch aussagekräftige inlandswirksame 
Defiz,it mit einer Höhe von 1,85 Milliarden 
Schilling hat daher leicht expansiv wirkenden 
Charakter. " 

Stimmt, Herr Finanzminister! Sie haben die 
absolute Mehrheit. Hätten Sie sie IlIicht, hätten 
Sie auch nicht ein Budget mit diesem expansiv 
wirkenden Charakter durchgebracht. Das darf 
ich ruhig sagen. Es ist ganz klar: Wenn man 
keine Mehrheit hat, muß man eben sparen, 
man muß eine Pollitik für den kleinen Mann 
machen. 

Herr Finanzminister ! Wenn Sie bei 
1,8 Milliarden Schilling bereits von einern 
leicht expansiv wirkenden Charakter im Jahre 
1972 gesprochen haben, wo schreiben Sie 
dann - ich suche es immer I -, daß Sie im 
Jahre 1973 bei 5,1 Milliarden Sdlilling - das 
ist fast das Dreifadle! - diesem Budget einen 
stark expansiv wirkenden Charakter zu eigen 
gegeben haben? 

Meine Damen und Herren! Das ist Ihre 
Politik: In der Minderheit ein Uberschuß; 
kaum haben Sie die Mehrheit, betreiben Sie 
eine Politik, die leicht expansiv, also leicht 
preissteigernd, wirkt mit 1,8 Milliarden 
Defizit, und nun kündigen Sie für 1973 ein 
Defizlit von 5,1 Milliarden Schilling an. Das ist 
preissteigernd! Das bedeutet - wie der 
Finanzminister an anderer Stelle sagt -, daß 
die Familie Osterreicher sidl darauf ge faßt 
machen muß - Sie werden Ihre 93 Mandate 
einsetzen -, daß jeder Osterreicher im näch­
sten Jahr um mindestens 7,5 Prozent für sein 
tägliches Leben mehr bezahlen muß als heute. 
Das steht hier dI1innen. 

Im bin sehr glüddich, daß der Herr Finanz­
minister selbst aus der Zeit der Minderheit 
zitiert hat, als Sie noch zu uns kommen 
mußten - mir wäre es gar nicht einge­
fallen! -, denn damit können wir Ihnen nach­
weisen, daß dieselbe Regierung Dr. Kreisky, 
derselbe Kanzler, derselbe Finanzminister, die­
selben Minister und dieselbe Regierungs­
fraktion auch eine andere Budgetpolitik 
machen können, wenn sie nicht die Mehrheit 
haben. Denn damals ist es audl gut gegangen, 
wesentlich besser als heute. 

Meine Herren Sozialisten I Wenn Sie schon 
die Vergangenheit zitieren, wühlen Sie nicht 
immer in der schlechten OVP-Vergangenheit, 
sondern - ich würde Sie dazu einladen - . 
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wühlen Sie in Ihrer eigenen guten Vergangen­
heit, als Sie noch Minderheit waren und eine 
gute Politik machten, wo nämlich die Preis­
steigerungen für den Herrn Osterreicher 
wesentlich geringer gewesen sind. Mir ist 
das alles eüngefallen, weil der Kollege Marsch 
offenbar das alles übersehen hat. 

Ich möchte auch den Verglekh der Preis­
steigerungen anziehen, als die sozialistische 
Fraktion, derselbe Kanzler, derselbe Finanz­
minister und Sie, meine Herren von der 
Sozialistischen Partei, noch /in der Minderheit 
waren und Sie, bevor das Budget beschlossen 
wurde, in den Bänken der damaligen Oppo­
sition eine Mehrheit suchen mußten. Wir 
haben Vorwürfe bekommen. Aber wie recht­
fertigend ist nachträglich die Haltung der frei­
heitlichen Fraktionl Denn wie Sie Minderheit 
waren, schwankten die Preissteigerungen im 
Jahre 1970 zwischen 3,8 und 4,9 Prozent. Das 
ist alles unter dem internationalen Schnitt. 
Heute sagt man - wir haben es gerade vom 
Finanzminister gehört -: 5 Prozent sind schon 
eine gegebene Größe. 

Im Jahre 1971 waren dann die Preis­
steigerungen 4,2 Prozent his 5,3 Prozent. In 
diesem Jahr errangen Sie die absolute Mehr­
heit. 

Im Jahre 1972, wo Sie mit absoluter Mehr­
heit allein regieren und Sie niemand beein­
flussen kann, betragen die Preissteigerungen 
mindestens 5,3 Prozent bis 6,5 Prozent. Das 
heißt: Das, was zur Zeit der Minderheits­
regierung die höchste jemals erreichte Preis­
steigerung war, war zur Zeit der absoluten 
SPO-Mehrheit die niedrigste Preissteigerung. 

Darüber müssen wir reden. Ich weiß, daß 
es unangenehm ist, wenn darüber berichtet 
wird. 

Es ist auch die Staatsschuld genannt worden. 
Hier wurde ein Vergleich mit der Zeit der 
OVP-Alleinregierung angestellt. Sehen Sie 
- der Kollege Marsch ist leider nicht da -, 

Herr Finanzminister: Die Staatsschuld ist im 
Jahre 1971 um 200 Millionen Schilling gesun­
ken, und zwar von 47 Milliarden auf 46,8 Mil­
liarden. 46,8 Müliarden Schilling sind schon 
viel! Das haben aber SPO und OVP gemein­
sam zu verantworten. Ich wühle nicht in der 
Vergangenheit, aber ich muß sagen: Man hat 
der Volkspartei - und 'idl muß sagen: zu 
Recht! - den Vorwurf gemacht, daß sie ab 
1966 die Staatsschuld gewaltig in die Höhe 
getrieben hat. Sie hat letzten Endes wahr­
sdminlich dafür die Rechnung bezahlt. 

Im Jahre 1971 hat die Minderheitsregierung 
im gleichen Staat unter gleichen Voraus­
setzungen mit dem gleichen Kanzler, mit dem 
gleichen Finanzminister und mit den gleidlen 
Ministern und der gleichen Regierungsfraktion 
- Sie waren damals noch ein paar weniger -
die Staatssdmld sogar gesenkt, und zwar von 
47 auf 46,8 Milliarden. Meine Damen und 
Herren, Sie waren sehr stolz darauf. Wir 
konnten nidlt stolz sein, denn wir waren 
Opposition und hatten damals die undankbare 
Aufgabe, mH einer Minderheitsregierung zu 
verhandeln. 

Ende 1971 war es mit 11,27 Prozent des 
Bruttonatiionalproduktes der niedrigste Wert 
seit 1966, als die Volkspartei nach der 
Koalition die Alleinherrsmaft übernommen 
hatte. 

Das ist der Unterschied, das muß eben aum I Kaum haben Sie die Mehrheit, beginnt das 
der Osterreicher wissen. Ich weiß, daß es I Steigen der Staatsschuld, setzt hier die umge­
Ihnen unangenehm ist, das zu hören. Ich kehrte Bewegung ein. 
hoffe, daß der ORF das nicht ausstrahlt, denn Meine Kollegen! Ich darf Sie bitten, daß 
sonst hat der Generalintendant des ORF Sie doch nachdenken. Wieso sinken die Smul­
wieder Schwierigkeiten, wenn solche Ziffern den des Staates, wenn die gleime Regierung 
bekanntwerden, d~e Ihnen als Regierungs- und die Sozialistische Partei jn der Minder­
partei, dem Kanzler und dem Finanzminister, heit slind, und wieso steigen sie - genau 
die sidl so gerne sozial geben, äußerst unan- wie zu Zeiten der OVP-Al1einregierung -
genehm sind. von dem Moment an, wo Sie genau wie dlie 

Das sind Tatsachen. Die amtliche Statistik 
weist aus, daß unter der gleichen sozialisti­
schen Regierung als Minderheit die höchsten 
jemals erreichten Preissteigerungen 5,3 Pro­
zent betrugen. Kaum hatten Sie die Mehrheit, 
sind die Preise von 5,3 Prozent bis 6,5 Prozent 
gestiegen, und zwar !in dem Moment, wo Sie 
die Verantwortung allein getragen haben. Das 
heißt: die absolute Mehrheit der Sozialisti­
schen Partei kostet der Familie asterreicher 
Milliarden! 

OVP die absolute Mehrheit haben? Die Ant-
wort lautet: Weil Sie eine Budgetpolitik, aus-
gerichtet auf Parteiinteressen, machen und 
nicht ausgerichtet auf die Interessen des klei­
nen Mannes, des Mannes von der Straße I 

Auch diesem Budget fehlen so wie in der 
Vergangenheit konkrete Hinweise auf die 
materielle Bas'is, von der aus die zahlreichen 
mit großem Stimmenaufwand angekündigten 
Reformen durchgeführt werden sollen. Sie 
haben ungeheures Geschi<k im Ankündigen 
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von Reformen, aber herausgekommen ist bis­
her nichts. Ich möchte sagen, es wird Zeit, 
daß sie sogar einmal offiziell gewisse Refor­
men abblasen, denn nach diesem Budget 
müssen Sie doch offen zugeben, daß Sie die 
Verwaltungsreform mit heutigem Tage ab­
blasen. Sie erklären sie selber als nicht mehr 
durchführbar, denn anders könnten Sie sich 
ja diese Ziffern nicht erklären. 

In diesem sozial so hoch gelobten Budget, 
bei dem interessanterweise das Kanzleramt 
um 26 Prozent erhöht wird, aber das soZ!ial­
politische Budget nur um 7 Prozent ansteigt, 
obwohl 13 Prozent der Durchschnitt wäre, wird 
die größte soziale Ungerechtigkeit unserer 
Tage, die Inflation, als gegebene Größe ange­
nommen und bagatellisiert. Man spricht nur 
noch darüber, ob sie noch schleicht, ob sie 
schon schneller geworden ist, ob sie schon 
galoppierend ist, ob sie trabt - also über die 
Gangart debattieren Sie nur mehr. Daß man 
auch einmal von der inflationistischen PoliNk 
zur Politik der Stabilität zurückkehren kann, 
dafür ist nicht ein einziges Anzeichen dI1innen. 
Es nützt nichts, wenn Sie heute so wie seiner­
zeit sagen: Nein, die Freiheitllichen sind 
Demagogen, wenn sie sagen: Die von Ihnen 
beantragten Gesetze bringen Preissteigerun­
gen von 6,2 Prozent! - Vier Monate später 
hat jeder Osterreicher durch die von Ihnen 
beantragten Gesetze um 6,2 Prozent für das 
tägliche Leben mehr bezahlen müssen! Es 
nützt also auch gar nichts, wenn Sie -heute 
schönmalen, sondern teilen Sie uns doch mit: 
Wir haben die Mehrheit I Wir beantragen ein 
Budget, das bedeutet, daß die Familie Oster­
reicher im nächsten Jahr um Milliarden mehr 
bezahlen muß! WÜ wollen mehr ausgeben, 
das heißt: Wir müssen den Osterreichern 
Pmissteigerungen von 7,5 Prozent zumuten! -
Das ist zusammengefaßt das Resümee dieses 
Budgets. 

Mit diesem Budget und seinem gigantischen 
Defizit - es ist konjunkturwidrig - hat sich 
die Regierung eines entscheidenden Instru­
mentes gegen die Inflation begeben. 

Auch die Staatsverschuldung steigt ent­
gegen allen anderslautenden Vernebelungs­
versuchen weiter an. 

Wiederum hat es die Bundesregierung ver­
säumt wie so oft in der Vergangenheit, Ent­
scheidungen zugunsten einer Priorität zu 
treffen. Sie zählen alle Minister,ien mit Aus­
nahme der Landwirtschaft als Priorität auf, 
aber Sie haben nicht eine echte Priorität her­
ausgearbeitet. 

Aus allen diesen Erwägungen habe ich 
namens der freiheitltichen Nationalratsfraktion 
gegen den vorliegenden Budgethaushalt für 

das Jahr 1973 die schwersten Bedenken anzu­
melden, die so weit gehen und so schwer­
wiegend sind, daß wir Freiheitlichen uns eine 
Zustimmung zu diesem Budget schon nach einer 
ersten Prüfung kaum vorstellen können. Ich 
deponiere daher schon heute ;in der ersten 
Lesung ein Nein der FPO-Nationalratsfraktion 
zu dem in dieser Form vorgelegten Bundes­
voranschlag für das Jahr 1973. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Tull. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Will man das Budget für das kommende Jahr 
ernst, objektiv und sachlich beurteilen, muß 
man zunächst von der Tatsache ausgehen, daß 
wir heuer bBi der Erstellung des kommenden 
Budgets vor einer einzigartigen und außer­
ordentlichen Situation stehen und dieses Bud­
get sich im wahrsten Sinne des Wortes als 
ein Unikat darstellt. 

Dieses Budget ist entgegen der Auffassung 
meines Vorredners ein Budget großer Refor­
men. Die Einführung der Mehrwertsteuer, das 
nunmehr unter Dach und Fach gebrachte 
EWG-Arrangement, der außerordentlich er­
freuliche, für alle Gebietskörperschaften gün­
stige Finanzausgleich und die in Verhandlung 
gezogene große Einkommensteuerreform drük­
ken dem Budget 1973 den Stempel auf. 

Es geht aber nicht nur, meine Damen und 
Herren, um eine Systemänderung. Der Bund 
muß mit diesen Maßnahmen, mit diesem Re­
formwerk auch entsprechend große finanzielle 
Opfer auf sich nehmen und muß das alles 
finanziell verkraften. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e r: Die Opfer bringt der Steuerzahler!) 

Die Einkommensteuerreform bedeutet für 
den Bund eine Abgabensenkung von rund 
5 Milliarden Schilling. 

Durch die Umstellung auf das neue Umsatz­
steuersystem, die Mehrwertsteuer, hat der 
Bund einen temporären Einnahmenentfall von 
rund 8 Milliarden Schil1ing zu verzeichnen. 
Wie wir bereits heute vernehmen konnten, 
werden die Gebietskörperschaften im kom­
menden Jahr auf Grund des abgeschlossenen 
Finanzausgleiches lin den Genuß von zusätz­
lichen 1250 Millionen SchiUing kommen. 

Der Weg nach Europa, meine Damen und 
Herren, der nunmehr erfolgte, der glücklich zu 
Ende geführte Brückenschlag, die Integration 
unserer Wirtschaft in den großen europäischen 
Bereich - das ist keine Einbahnstraße -, ver­
langt nicht nur von allen im Wirtschaftsprozeß 
tätigen Menschen entsprechend verstärkte An­
strengungen, sondern ist auch für den Bund, 
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Dr. Tull 

für die Gesamtheit des Volkes mit entspre­
chenden Verzichten verbunden. 

Aber auch der kooperative Finanzverbund 
von Bund, Ländern und Gemeinden bedeutet 
ein verstärktes Engagement des Staates bei 
der Erfüllung wichtiger Gemeinschaftsauf­
gaben. Ich zähle in diesem Zusammenhang nur 
einige auf, die gleichzeitig die Meilensteine 
im Sinne unserer gesellschaftspolitischen Vor­
stellungen darstellen: der Umweltschutz, zu­
sätzliche Mittel für den Naturschutz, für den 
Schulbau, tür den Theaterzuschuß, die Wirt­
schaftsförderung, verstärkte Beiträge des Bun­
des für den Investitionsaufwand der Kran­
kenhäuser, eine erhöhte Dotierung des Was­
serwirtschaftsfonds im kommenden Jahr 
handelt es sich um 150 Millionen Schilling -
und so weiter. 

Wh erkennen die Notwendigke.it dieser 
Maßnahmen und wir bekennen uns daher auch 
zu diesen. Wenn der Herr Abgeordnete Zeil­
linger gefragt hat, ob es unbedingt notwendig 
gewesen ist, daß der Herr Finanzminister eine 
so umfangreiche zweistündige Rede hält, und 
daß es für ihn und vielleicht auch für andere 
mit gewissen Strapazen verbunden gewesen 
ist, um diese Rede zu lesen, so bin ich bei sei­
ner schnellen Lesart überzeugt, daß er sich 
nicht allzu lang damit beschäftigt haben wird. 
(Abg. Z e i 11 i n ger: Tull, bleib bei der 
Wahrheit!) 

Meine Damen und Herren! Sie müssen eines 
zugeben: Wenn man unmittelbar vor einem 
neuen großen Abschnitt in der österreichi­
schen V/ütschaftspolitik steht, der gekenn­
zeichnet ist durch diese Maßnahmen, die ich 
aufgezählt habe - wie Mehrwertsteuer, EWG­
Arrangement, Einkommensteuer, Finanzaus­
gleich -, so ist es ein Gebot der Stunde, die 
gesamte Bevölkerung entsprechend aufzuklä­
ren. (Beifall bei der SPO. - Abg. Z ei 11 i n­
ger: Das ist ja nicht geschehen, Herr Kol­
lege TulI! Was haben wir damit zu tun?) Ich 
komme dann noch auf etwas anderes, Herr 
Kollege Zeillinger! Hören Sie mir bitte einen 
Augenblick zu! Auch ich kann auf Zwischen­
rufe reagieren; umso länger wird meüle Rede 
dauern.. Ich habe nichts dagegen, denn 1ch 
habe ja Zeit. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
ist immerhin verantwortungsbewußter und 
richtiger, wenn man, beispielsweise wie das 
Finanzministerium, alles aufwendet, um die 
Wirtschaft über die Probleme, über die Um­
stellungsschwierigkeiten auf die Mehrwert­
steuer aufzuklären, als wenn man beispiels­
weise hergeht und in den nächsten Tagen 
solche Plakate affichiert mit dem Wortlaut: 

"Rechnung 

Speisen erhöht ab 1. Jänner: 71/2 Prozent 
Steuern 

alkoholfreie Getränke: 21,5 Prozent Steuern 
Bier: 31 Prozent Steuern 
Wein: 27 Prozent Steuern 
Kaffee: 21 Prozent Steuern 
Zigaretten: 68 Prozent Steuern." 

Prost! Mahlz€li t! 

Dabei haben wir nun Mehrwertsteuer, Ge­
tränkesteuer, Alkoholsondersteuer, Biersteuer, 
Tabaksteuer gerechnet. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Die Herren des Wirtschaftsbundes 
haben zweifelsohne damit schon etwas zu tun, 
denn die Heinzelmännchen haben dieses Pla­
kat nicht in Auftrag gegeben! (Beifall bei der 
SPO.) 

Ähnl1ich verhält es sich so auch mit diesen 
Plaketten, die Sie nunmehr an den Autos 
anzubringen gedenken. Sie fordern die Auto­
fahrer auf, das nun anzubringen: 2,23 S Steuer 
zahlen sie pro Liter Benzin. (Rufe bei der 
OVP: Stimmt ja!) Ja, das ist richtig, aber 'Sie 
verschweigen, was mit diesen Steuern ge­
macht wird: daß man mit diesen Steuern dafür 
sorgt, daß die Autofahrer bessere Straßen 
haben. Es ist doch im Grunde genommen 
unmöglich, wenn ein Helbidl hier auftritt und 
sagt, es müsse mehr getan werden, um die 
Gefahrenstellen zu beseitigen, daß es jähr­
lich soundso viele Tote auf den österreichi­
schen Straßen gibt - was stimmt -, und 
man andererseits hergeht, wenn der Bund 
diese Mittel für diese Zwecke verwendet, und 
eine solche Täuschung und Irreführung der 
Offentlichkeit zu begehen beabslichtigt. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Die konjunktur­
Do1itische Einschätzung der Zukunftsaussicht 
~nserer Wirtschaft hat sich - ich glaube, 
zumindest über diesen Punkt dürfte überein­
stimmende Auffassung bestehen - dn den 
letzten Monaten grundlegend verändert. An­
fang 1972 lauteten die Prognosewerte für das 
reale Wachstum zwischen 4 und 4,5 Prozent. 
Jetzt können wir feststellen, daß eine Steige­
rung des Bruttonationalproduktes um minde­
stens 5 Prozent zu verzeichnen sein wird. Wir 
freuen uns alle, daß Osterreichs W,irtschaft 
der konjunkturellen Talfahrt, die in den letz­
ten Monaten so oft .in Aussicht gestellt wor­
den ist, ausgewichen ist. 

Nach dem längsten Aufschwung der öster­
reichischen Wirtschaft finden wir nunmehr, 
wie auch der OECD-Bericht eindeutig fest­
gestellt hat, nahtlos, ohne eine Flaute erlebt 
zu haben, ohne die Schwierigkeiten einer Tal­
wanderung mitgemacht zu haben, den An­
schluß an den nächsten europäischen Auf­
schwung. 
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Eines allerdings dürfen wir rridlt übersehen: 

Das günstige Bild der österreichischen Wirt­
schaft - wir haben 2,5 Millionen Beschäf­
tigte, wie festgestellt worden ist, die Indu­
strie wächst außerordenHich gut, wir haben 
ein sehr beachtliches Exportwadlstum zu ver­
zeichnen und außerordentlich erfreuHche Zu­
wachsraten in der Spartätigkeit der Bevölke­
rung zu registrieren - ist aber überschattet 
durch die Sogwirkung der westeuropäischen 
Teuerungswelle. Wir haben keine Ursache, 
etwas zu beschönigen, etwas zu bestreiten 
oder etwas zu verschweigen. Es wirkt sich 
hier der internationale Preiszusammenhang 
aus, und wir sind eben als kleines Land - das 
ist auch schon wiederholt erklärt worden -
durch unsere starke Außenverflechtung kein 
Sonderfall oder, wie Abgeordneter Machunze 
vor einigen Jahren anläßlich einer Budget­
debatte hier erklärt hat, wir sind keine Insel 
der Seligen. (Abg. Mit te r e I: Hat das auch 
vor fünf Jahlen gegolten, Helr Abgeordne­
ter? - Abg. La n C: Vor fünf Jahren eben 
nicht/) Ich komme später noch auf das zu spre­
chen. Vor fünf Jahren waren andere Ver­
hältnisse. Wir werden uns darüber noch unter­
halten, Herr Abgeordneter Mitterer! Alles zu 
se,iner Zeit. Herr Abgeordneter Mitterer, lassen 
Sie sich nur Zeit! Nicht so ungeduldig sein! 
(Abg. Mit tel e I: Da haben Sie gerufen: 
Reden Sie von Osterreich und nicht vom Aus­
land! - Abg. L an c: Da war auch im Aus­
land keine Teuerungswelle!) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
sich ,in ganz Westeuropa - und das beweist 
auch die letzte Konferenz der neun Regie­
rungsdlefs der EWG in Paris - die Inflation 
verstärkt hat und damit entsprechende Schwie­
rigkeiten aufgetreten sind. Das nst nicht zu 
verschweigen. Namhafte Nationalökonomen 
- und Herr Professor Koren, der im Augen­
blick nicht da ist, wird es bestätigen, denn 
er zählt vielleicht auch zum Kreis dieser illu­
stren PersönNchkeiten - bestätigen offen, 
daß die Nationalökonomje bisher keine kon­
struktiven Beiträge zum Phänomen der moder­
nen Inflation leisten konnte. (Ironische Heiter­
keit bei der OVP.) Herr Suppan! Ihnen nehme 
ich das nicht übel, denn Sie haben mit diesen 
Dingen offenbar doch zuwenig zu tun, um eine 
entsprechende Dbersicht und Weitsicht zu be­
sitzen. (Beifall bei der SPO. - Ruf bei der 
OVP: Modernes Osterreich!) 0 ja, Oster­
reidl wird von Tag zu Tag moderner (Abg. 
Dipl.-Ing. T s chi da: Moderne Inflation!), 
und die arbeitenden Menschen erfreuen sich 
des Umstandes, daß wir eine Regierungspartei 
haben, die dafür sorgt, daß Osterreich den 
Ansdlluß an die moderne Welt bekommt und 
daß wir weiterhin auf der Dberholspur blei­
ben können. (Beifall bei deI SPO.) 

Meine Damen und Herren! Es list nicht ein­
fach für einen Industriestaat, und er :ist fast 
überfordert, sich mit Problemen herumsdlla­
gen und eine Lösung suchen zu müssen, deren 
Ursache letzten Endes die Nationalökonomen 
bisher noch nicht ausreichend ermitteln und 
feststellen konnten. (Abg. A. Sc h 1 a geI: 
Ihr habt ja 1400 Wissenschaftler gehabt dazu!) 

Eine deflationistische Politik meine 
Damen und Herren, Sie haben zwar nie offen 
von einer solchen gesprochen, aber ab und 
zu hört man doch irgendwo den Schelm durdl­
klingen, der zwar nicht unmittelbar sagt, 
Arbeitslosigkeit ist erwünscht, aber es wäre 
nicht schlecht, eine Uberhitzung und so wei­
ter, vielleicht kann man da und dort etwas 
auf die Bremse steigen -, eine deflationisti­
sche Politik ist kein taugliches Mittel. (Abg. 
Me 1 t e r: Baubremse!) Von einer Baubremse 
war nie die Rede, sondern nur von einer Ko­
ordinierung. Und das ist der große Unter­
schied, meine Damen und Herren: daß koor­
diniert nach einem Konzept vorgegangen 
wird, um so die Mittel effizienter einsetzen zu 
können. Darum geht es, Herr Abgeordneter 
Melter! (Beifall bei deI SPO.) 

Meine Damen und Herren! Eine deflationi­
stische Politik ... (Rufe bei der OVP: Bau­
bremse!) Nein, von Baubremse war nie die 
Rede! Es war vielmehr immer die Rede - und 
dazu bekennen wir uns auch, Herr Kollege 
Schlager - von einer Koordinierung, von 
einern kooperativen Vorgehen zwtischen den 
einzelnen Gebietskörperschaften, um so einen 
entsprechenden Akkord herstellen zu können. 
(Abg. A. Sc h 1 a ger: Der Kanzler hat "Bau­
stopp" gesagt! - Weitere Zwischenrufe. -
Präsident Dr. Mal eta gibt das Glockenzei­
chen.) Ich muß Ihnen eines sagen: daß eine de­
flationistische Wirtschafts- und Finanzpolitik 
nicht zielführend list, kein tauglidles Mittel ist, 
davon sollten Sie sich auch schon überzeugt 
haben, denn die Stagflation von Kanada und 
England sollte Ihnen doch ein warnendes Bei­
spiel sein. Bewußt herbeigeführte Arbeits­
losigkeit bei weiterem Kaufkraftschwund der 
dortigen Währungen bedeutet in Wirklichkeit 
nichts anderes als enorme gesellschaftliche 
Kosten und ein immenses menschHches Leid. 
Das wollen wh verhindern und wir werden 
alles aufbieten, um Osterreich diesen Weg 
auch weiter zu ersparen. (Beifall bei der SPO.} 

Meine Damen und Herren! Die Stabilis'ie­
rungspolitik, das geben wir offen zu, ist nicht 
einfach. Sie ,ist die Achillesferse der modernen 
Wirtschaftstedmik. Die derzeitige Wirtschafts­
lage erfordert von uns - und dazu bekennen 
wir Sozialisten uns uneingeschränkt, das sei 
mit aller Deutlichkeit festgestellt -, daß die 
Kaufkraft des Schillings bei größtmöglidlem 
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wirtschaftlichen Wachstum und gesicherter 
Vollbeschäftigung zu sichern ist. Das ist unser 
Ziel, das ist es, was wir mit aller Konsequenz 
zu verfolgen beabsichbigen. 

Meine Damen und Herren! Wir stehen auf 
dem Standpunkt, daß das Budget 1973 somit 
auch im Dienste der Stabilisierungsbemühun­
gen zu erstellen ist und daß das Budget 1973 
sehr wohl ganz im Gegensatz zu Ihren Be­
hauptungen stabilitätsor,ientiert erstellt list 
und alle Voraussetzungen für einen konjunk­
turgerechten Vollzug gegeben sind. (Abg. 
Dr. S eh m i d t: Ob das die Hausfrauen auch 
glauben?) 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte 
ich mich mit einigen Ausführungen des Herrn 
Kollegen Zeillinger beschäftigen, der jetzt 
nicht hier ist. Er hat - er pflegt das oft sehr 
oberflächlich zu machen - von einer Non­
chalance gesprochen. Er macht es genauso: Er 
stellt etwas in den Raum und meint, es wird 
schon hängenbleiben. Wenn auch nur 5 Pro­
zent wahr sind, es ist egal, die Leute wer­
den es schon abnehmen und werden statt der 
5 Prozent dem Herrn Zeillinger zuliebe 
100 Prozent glauben. - Nun, so ist das nicht. 
Das stellen wir sofort richtig. 

Er hat davon gesprochen, daß die Preis­
steigerungen in der Zeit von 1966 bis 1970 
5,3 Prozent betrugen und 1970 bis 1972 6,5 Pro­
zent. Ja, schon, aber er hat nicht den zweiten 
Teil des Satzes gesagt. Um wieviel sind denn 
die realen Einkommen 'in der Zeit von 1966 
bis 1970 gesbegen im Vergleich zu den realen 
Einkommensteigerungen der letzten Monate 
- dank einer starken Sozialistischen Partei, 
dank einem segensreichen Wirken des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes! (Beifall bei 
der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat dar­
über hinaus moniert, es bestünde die Gefahr, 
daß die Preise jetzt weiter steigen ~m Zusam­
menhang mit all den großen Entscheidungen, 
die getroffen worden sind beziehungsweise 
noch getroffen werden. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Sie werden ja sehen!) Er hat damit 
eine Unterstellung vorgenommen. Ich weiß 
nicht, meline Damen und Herren beziehungs­
we'ise meine Herren von der Freiheitlichen 
Partei Osterreichs, ob Ihnen das nicht die 
Wirtschaft krumm nehmen wird. Er hat näm­
lich nicht mehr und nicht weniger gemacht, 
als hier einen sehr großen Verdacht ausge­
sprochen, nämlich unterstellt, daß es zu wei­
teren entsprechend hohen Preis steigerungen 
kommen muß, wenn entweder bei der Umstel­
lung auf die Mehrwertsteuer die Entlastun­
gen nicht vorgenommen werden oder die Zoll-

senkungen, die durch das EWG-Arrangement 
erreichbar sind, den Konsumenten nicht wei­
tergegeben, sondern von den Zwischenhänd­
lern einfach edngestedd, einfach kassiert wer­
den. (Abg. Dipl.-Vw. J 0 s sec k: Demagoge!) 

Meine Damen und Herren I Der Herr Abge­
ordnete Zeillinger hat darüber hinaus auch d~e 
Frage des 'inlandswirksamen Defizits aufge­
zeigt. Vorhin war der Herr Präsident des Rech­
nungshofes da. Vielleicht wird er [hm jetzt 
in der Zwischenzeit draußen die richtigen Zah­
len geben. Er hat nämllich hier mit vöUig fal­
schen Zahlen operiert. 

Ich muß hier feststellen, daß beisp:ielsweise 
im Jahre 1970 das Nettodefizit mit 4036 Mil­
lionen Schilling präliminiert war. Laut Bun­
desrechnungsabschluß betrug es 2239 Mil­
lionen Sdllilling. Der inlandswirksame Saldo 
war mit 2740 Millionen Schilling präliminiert; 
in Wirklichkeit betrug es nur 80 Millionen 
Schilling. (Abg. Dipl.-Vw. Jas sec k, ein 
Schriftstück hebend: Da steht es ja!) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren: Ein 
von Koren erstelltes Budget mit einem gro­
ßen Defizit mußte von einem Androsch voll­
zogen werden, und er hat es zustandegebracht, 
daß das rrnlandswirksame Defizit entsprechend 
reduziert worden ist. 1971 war ein solches von 
2670 Millionen Schilling präliminiert. (Abg_ 
Dipl.-Ing. T s chi d a: Wie lange wird die 
avp noch schuld sein für eure Schulden? 
Zehn Jahre noch?) Herr Dipl.-Ing. Tschida! 
Wir werden viel länger bleiben als zehn 
Jahre! Sie brauchen keine Angst zu haben! 
Wir bereiten uns für eine sehr, sehr lange 
Regierungszeit vor, weil wir große Aufgaben 
im Dienste des österreichischen Volkes durch­
führen wollen. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. 
Dipl.-Ing. T sc h i d a: Nur weiter so! - Abg. 
A. Sc h 1 a ger: Aber Tull! Wenn einer da 
vorne einen Witz macht, darf man schon 
lachen!) Natürlich I Wenn ich dich sehe, lache 
ich :.immer! 

Bundesvoranschlag 1971: Inlandswirksamer 
Saldo 2670 Millionen Schilling; in Wirklich­
keit war es dann ein Plussaldo von 1880 Mil­
lionen Schilling. Das list eine sozialistische 
Finanzpolitik! (Ironische Heiterkeit bei der 
avp.) So macht man es. An diesem Mann 
hätten sich Koren und Schmitz ein Beispiel 
nehmen können, dann hätten wir niemals diese 
große Verschuldung erreicht, wie wir sie 1970 
von Ihnen übernehmen mußten. (Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. A. Sc h lag e r: 
7,5 Prozent Preissteigerungen: Pfüat mi Gottl) 

1912 ist ein Saldo von 1850 Millionen Schil­
ling präliminiert; voraussichtlich, nach den bis­
herigen Angaben, wird es mit null ausgehen. 
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Meine Damen und Herren! Der Herr Bun- es nur auf Grund gemeinsamer, intematio­

desmill'ister für Finanzen hat sich in seiner naler Anstrengungen möglich sein wird, der 
Budgetrede auch mit dem Problem der rela- weiteren Predsentwicklung in Europa und da­
tiven Stabilität beschäftigt und erklärt, daß mit letzten Endes auch der Auswirkung auf 
er sich zu einer solchen bekenne. Das "Volks- Osterreich Einhalt zu gebieten! (Zustimmung 
blatt", das Organ der Osterreichischen Volks- bei der SPO.) 
partei, hat sich daraufhin veranlaßt gesehen, 
sich darüber lustig zu machen, weil er nur 
von einer "relaNven Preisstabilität" spricht. 

Nun, Herr Abgeordneter Mitterer, Sie als 
ehemaliger Handelsminister und als Mann der 
Wirtschaft wissen ganz genau, daß das Span­
nungsfeld der modernen Wirtschafts- und Ge­
sellschaftspolitik von drei Polen markiert ist, 
vom magischen Dreieck Geldwertstabilität, 
Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung. 
(Abg. Mit te r e r: Und wissen Sie, was der 
Röpke gesagt hat? Ich bin kein Magier, daher 
kann ich das nicht lösen!) Eben. Es ist daher 
ein Dilettantismus und ein plumper Akt poli­
tischer Demagogie, wenn heute Leute von 
Ihnen im Lande umherziehen und die Behaup­
tung aufstellen, daß man gleichzeitig optimale 
Stabilität, absolutes Wachstum und Vollbe­
schäftigung garantieren könne. Das kann nie­
mand machen. (Zustimmung bei der SPO.) 
Und wenn dann der Finanzminister von einer 
relativen Stabilität spricht, paßt Ihnen das 
audi nicht. Was wollen Sie also, Herr Abge­
ordneter Mitterer, Herr Bundesminister? (Abg. 
G r a f: Eine neue Regierung!) Eine neue 
Regierung bekommen Sie nicht! (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Eine bessere!) Eine 
neue Regierung bekommen Sie deswe­
gen nicht, weil sich die Osterreicherin­
nen und Osterreicher bisher davon überzeu­
gen konnten, daß das eine Regierung ist, die 
eine Politik für alle Bevölkerungsteile betreibt 
und für einen sozialen Interessenausgleich 
sorgt. (Beifall bei der SPO. - Abg. G ra f: 
Das glauben Sie selbst nicht, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herrenl Die größtmög­
liche Preisstabilität, die Ihnen manchmal so 
vorschwebt und die Sie vor allem in den Ver­
sammlungen einfach hemmungslos verlangen, 
wider besseres Wissen, wider bessere Einsicht, 
diese größtmögliche Preisstabilität würde 'in 
W.irklichkeit nichts anderes bedeuten (Zwi­
schenrufe bei der aVp), meine Herren Suppan 
und Konsorten, als Verzicht auf Vollbeschäfti­
gung, verlangsamtes Wirtschaftswachstum und 
damit verminderter Vlohlstand der österrei­
chischen Bevölkerung. (Abg. S u p pan: Haben 
Sie den Schiller gehört?) Auch Schiller hat 
nicht die Weisheit für sich gepachtet, sehr 
geehrter Herr Suppan! (Lebhafte Heiterkeit 
und Zwischenrufe bei der avp.) 

Haben Sie aber gehört, Herr Abgeordneter 
Suppan, was die neun Regierungschefs vor 
einigen Tagen in Paris festgestellt haben? Daß 

Eines möchte kh Ihnen schon sagen, meine 
Damen und Herren, nehmen Sie das ein für 
allemal zur Kenntnis: Wir sagen nicht ... 
(Abg. G r a f: Nein, wir nehmen gar nichts 
zur Kenntnis, Herr Kollege!) Entschuldigen 
Sie: Uns haben Sie beispielsweise zugemutet, 
wenn Withalm gesagt hat: Nehmen Sie zur 
Kenntnis, wir bestimmen das Tempo -, daß 
wir dann ja und amen sagen. Und wenn ich 
jetzt sage: Bitte nehmen Sie zur Kenntnis!, 
dann exaltieren Sie sich, Herr Abgeordneter 
Graf! (Zwischenrufe bei der avp.) 

Herr Abgeordneter Graf! Meine Damen und 
Herren! Ich muß doch (in diesem Zusammen­
hang ... (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
avp.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Also bitte, meine Damen und Her­
ren, bitte etwas mehr Ruhe! (Abg. Dr. Tu 11 
trinkt vom Wasserglas. - Ruf bei der OVP: 
Er hat keine Stimme mehr!) 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): Sie 
können unbesorgt sein. Es reicht noch (Abg. 
G r a f: Aber nicht mehr lange!), um Ihnen 
einiges vorzuhalten. Ich werde Ihnen jetzt 
den Spiegel vors Gesicht halten bezüglich 
Ihrer LizitationspolitJik, Ihrer hemmungslosen 
Forderungen. Hier reden Sie von Sparen, hier 
reden Sie von Inflationsanheizen - und drau­
ßen gehen Sie her und stellen maßlose Forde­
rungen. Das soll heute hier aufgezeigt wer­
den! (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i d a: 1967 haben 
die Sozialisten an einem Tag 8 Milliarden 
Schilling gefordert!) Wer schreit, muß nicht 
unbedingt recht haben, Herr Abgeordneter 
Tschida! (Abg. La n c: Sie müssen sich darauf 
einigen, wer von Ihnen scl1reit! - Heiterkeit 
bei der OVP.) Ici'1 muß mich ja bemerkbar 
machen, ich muß ja reden. Und Sie machen die 
Zwischenrufe! Das ist der Unterschied! 

Präsident Dr. Maleta: Wenn alle schreien, 
wer hat dann wirklich recht? (Heiterkeit.) 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): Meine 
Damen und Herren! Wir sagen daher nicht: 
Stabilität um jeden Preis!, sondern wir neh­
men - das haben wir schon einige Male 
hier deponiert - alle Schwierigkeiten, Kom­
plikationen, allen Arger und Verdruß in Kauf, 
der uns im Kampf gegen die Teuerung be­
schieden 'ist, um die Vollbeschäftigung in 
Osterreich zu sichern und für ein weiteres 
Wachstum der österreichischen \'\T.irtschaft ein-
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zu treten. (Beifall bei der SPO. - Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Uberlegungen, 
die Ihrerseits angestellt worden sind, ein 
Stabilitäts gesetz ins Auge zu fassen, müßten 
wir gleichfalls als nicht z-ielführend ablehnen, 
denn Stabilisierungspo1itik ist im Grunde ge­
nommen ein permanenter Prozeß, der Siich 
immer der jeweiligen Situation, der jeweiligen 
wirtschaftlichen Lage anpassen muß. 

Nun möchte ich doch noch, da sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Koren heute ver anlaßt ge­
sehen hat, sich neuerlich als Paukenschläger zu 
betätigen, die Sturmglocken zu läuten, etwas 
zu Ihren Behauptungen bezüglich InflaHons­
gefahr und so weiter hier in aller Deutlichkeit 
feststellen: Ich glaube, es wird gut sein, meine 
Damen und Herren, keine Panik auszulösen 
und keine Preis- beZiiehungsweise Inflations­
hyster,ie zu entfachen, denn das müßte irgend­
wo einmal unangenehme Folgen auslösen. 
Ich meine beispielsweise Behauptungen 
des Herrn Professor Koren wie: Die In­
flation ist nicht zu stoppen!, nachzulesen in 
der "Presse". (Abg. Dr. B 1 e n k: Von dieser 
Regierung nichtI) Es sei nur noch eine Frage 
der Zeit, prophezeite Koren, bis beim Ge­
werkschaftsbund die Alarmglocken zu klin­
geln beginnen. Solche Behauptungen soll man 
nicht so leichtfertig aufstellen und mit solchen 
Parolen hausieren gehen. 

Meine Damen und Herren! Während OVP­
Politiker leichtfertig da und dort zündeln, be­
ginnt der OAAB in den letzten Tagen im Zu­
sammenhang mit den Betriebsratswahlen ein 
Linksüberholmanöver, das unter Umständen 
einmal ins Auge gehen könnte. Das sei mit 
aller Deutlichkeit hier festgestellt. Denn ich 
glaube, es ist schon bedenklich, meine Damen 
und Herren, wenn beispielsweise der OAAB 
in einem Unternehmen, das mit 1. Oktober 
1972 die Löhne um 15 Prozent erhöht hat, 
nunmehr hergeht, weil Betriebsratswahlen 
sind, und einfach sagt: Wir verlangen ein 
Monatsgehalt als Teuerungsabgeltung. Oder 
wir haben heute beziehungsweise gestern Be­
tr·iebsratswahlen bei der VOEST gehabt. Was 
waren Ihre Forderungen bei der VOEST, Herr 
Abgeordneter Dr. Schwimmer und andere Grö­
ßen des OAAB? Sechs Wochen bezahlter Ur­
laub, größere betrliebliche Mitbestimmung 
(Abg. DI. Sc h w im me r: Aber andere Mit­
bestimmung, als Sie meinen!), und hier im 
Ausschuß wenden Sie alles auf, um das zu 
torpedieren. Höhere Löhne, Vorziehung der 
Vierzigstundenwoche, die für das Jahr 1975 
vereinbart worden ist. Und ich kann mich 
gut erinnern, als damals über die Arbeit ... 
(Abg. Dr. S c h w im m er: Echte Mitbestim­
mung, nicht die, die Sie wollen!) 

Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer! Sie 
waren damals noch nicht lim Haus (Abg. Dok­
tor Sc h w i m m er: Das ist kein Argumentf), 
als wir über die Einführung der Arbeitszeit­
verkürzung verhandelt haben, ich kann mim 
erinnern, was damals alles behauptet wor­
den ist. Eine Weltuntergangsstimmung wurde 
gezeichnet in der bewährten schwarzmaleri­
schen Manier des Herrn Dr. Koren. Jetzt 
gehen Sie her und verlangen, nur einfach 
aus Stimmungsmache heraus, die Vorverle­
gung der Vierzigstundenwoche auf 1. Jänner 
1973. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: Das war ein 
schlechtes Beispiel!) Das ist kein schlechtes 
Beispiel, das :ist die Tatsache. Und wir können 
Ihnen, Herr Dr. Schwimmer, und Ihren Partei­
freunden nur eines sagen: Gießen Sie kein 
01 ins Feuer. Wir warnen Sie vor Brandlegun­
gen. Seien Sie vorsichtig, daß es Ihnen nicht 
so ergeht wie dem Zauberlehrling, der die 
Geister, die er gerufen hat, nicht mehr losge­
worden ist. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. Sc h w i m me r: 01 ins Feuer gießen kann 
man erst dort, wo es brenntf) Sie haben ja 
dafür gesorgt, daß Unruhe zum Beispiel in 
die VOEST getragen worden ist zu €liner Zeit, 
als eine solche wahrlich nicht opportun ge­
wesen ist. 

Das Budget 1973, meine Damen und Her­
ren, ist aber auch gesellschaftspolitisch stark 
akzentuiert. Es enthält entsprechend beacht­
liche Ansätze weitreichender gesellschaftlimer 
Strukturveränderungen. Es sind höhere Mittel 
für Schülerfreifahrten eingesetzt worden. Die 
kostenlose Schulbuchaktion, die Ihnen ja nach 
wie vor ein Dorn im Auge ist, wird fortge­
setzt, und sie wird sich durchsetzen, und die 
Eltern werden es zu danken wissen, und drie 
Ehegründungszulagen werden auch entspre­
chend weiter fortgesetzt werden. 

Es wurden, Herr Abgeordneter Zeillinger, 
schon Schwerpunkte gesetzt, vor allem bei 
den Geme.insdlaftsaufgaben, um die es bei 
uns besonders geht, denn wir sind der Mei­
nung, daß in einer so rasanten gesellschaft­
lich-wissenschafUichen Entwicklung die Ge­
meinschaftsaufgaben unbedingte Priorität 
haben müssen, wie beispielsweise: mehr Schu­
len, entsprechend höhere Mittel für Forschung, 
mehr für den Wasserwirtschaftsfonds, für den 
Umweltschutz und so weiter. 

Meiine Damen und Herren! Darin erblicken 
wir einen Schritt zur Verringerung der Dis­
krepanz, Abbau der Diskrepanz zwischen der 
öffentlichen Armut und dem prdvaten Reich­
tum. Das sind alles Maßnahmen,. die der Ver­
besserung der Qualität des Lebens dienen, zu 
deren Notwendigkeit wir uns vorbehaltlos be­
kennen. 
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Dr. Tull 
Da das Budget 1973, meine Damen und Her­

ren, völlig neue Situationen schafft, ist es auch 
nicht zielführend, auf diesen Bundesvoran­
sd11ag die Argumente traditioneller Budget­
debatten anzuwenden. Es ist sehr billig und 
einfach, Kritik in der Form zu üben, daß man 
von Budgetexplosionen spricht, daß man da­
von spricht, daß die Inflation angeheizt wird 
und so weiter, selbst aber nicht in der Lage 
oder nicht willens ·ist, klare, konkrete Vor­
schläge und Alternativen zu erstellen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier den 
OVP-Plan für bessere KrankenverSlicherung, 
und zwar ist das eine Presseaussendung der 
Osterreichischen Volkspartei der letzten Tage. 
Da verlangen Sie zum Beispiel: "Hauspflege 
und Unterbringung in einem Pflegeheim sind 
als Pflichtleistungen für den Versicherungsfall 
der Pflegebedürftigkeit vorzusehen." In 
Ordnung. Nichts dagegen einzuwenden, 
eine sehr humane Auffassung. Aber: Kein 
Wort davon, daß das 55 bis 91 Mil1ionen 
Schilling kostet. "Reform des Hilflosenzu­
schusses", alles jetzt von Ihnen, Herr Doktor 
Schwimmer, ausgearbeitet. (Abg. Doktor 
Sc h w i m me r: Lesen Sie die Erläuterungen 
zur 29. ASVG-Novelle! Ein Uberschuß von 
500 Millionen Schilling!) Darf ich bitte weiter­
reden, Herr Kollege Schwimmer? Es wird 
Ihnen schwindlig vor den Augen, wenn Sie 
jetzt hören, was das kostet, was Sie ver­
langt haben, Herr Kollege Schwimmer. 

"Reform des Hilflosenzuschusses", Er soll 
auch der mitversicherten Ehegattin zugute 
kommen, Gewährung generell ab dem 80. Le­
bensjahr, kostet lim Jahr 1973 eineinhalb Mil­
liarden SchiHing, und die Gewährung ab dem 
80. Lebensjahr für die Ehegattin 400 bis 
600 Millionen Schilling. Und dann gehen Sie 
her, Herr Abgeordneter Schwimmer, in drei­
einhalb Zeilen - ich frage, ob das verant­
wortungsvolle F;inanz- und BudgetpolHik 
ist ... (Abg. Dr. Sc h w i m me r: Zahlen aus 
dem Traumbüchl!) Aber, Herr Kollege, das 
sind doch alles errechnete Unterlagen, fest­
gestellt von der Sozialversicherung, errechnet, 
neuesten Standes, jetzt. Wir werden uns aber 
dann über einen anderen Punkt noch unter­
halten. In dreieinhalb Zeilen verlangen Sie 
jetzt für 1973 - das ist Ihnen unangenehm, 
das weiß ich schon ." (Zwischenruf bei der 
avp: Alles vorlesen!) Nein, ich lese das vor, 
was Sie in einer Presseaussendung verschickt 
haben, Herr Kollege. 

Zum Beitragsteil der Häuser-Novelle stellt 
die OVP fest, daß sie die Dynamisierung der 
Höchstbeitragsgrundlage und die Erhöhung 
des Beitragssatzes lin der Pensionsversiche­
rung der Angestellten ablehnt. Das macht aus 
einen Einnahmeentfall für die Sozialversiche-

rung im Jahre 1973 von 755 Millionen Schil­
ling und steigert sich bis 1977 auf 4024 MH­
lionen Schilling. Und die Ablehnung bei den 
Angestellten macht 1974 197 Millionen Schil­
ling aus, 

Oder wollen Sie etwa Ihre Königsidee be­
streiten, die Sie geboren haben, betreffend 
das Lebenskapital für das Kind - aus einer 
Fragestunde ist das zu entnehmen. Das ist 
natürlich sehr publikumswirksam. Auf der 
einen Seite wird hier Preistreiberei betl1ieben, 
wird die Inflation angeheizt. Sie stellen For­
derungen, ohne zu sagen, woher der Staat 
die Gelder zur Bedeckung dieser Ausgaben 
nehmen soll. (Abg. Dr. B 1 e n k: Sie wissen 
heute noch nicht einmal, was die Schulbuch­
akUon kostetf) Das Lebenskapital, Herr Dok­
tor Blenk, für das Kind kostet laut Auskunft 
des Finanzministers an den Herrn Abgeord­
neten Lanc 6 Milliarden Schilling. 

Oder wollen Sie in Abrede stellen, meine 
Damen und Herren, daß Sie in den letzten 
Tagen massivst die Forderung erhoben 
haben, den Mehrwertsteuersatz auf 14 bezie­
hungsweise 7 Prozent herabzusetzen? Haben 
Sie ausgerechnet, was das bedeutet? 4 Mil­
liarden Schi Hing weniger Einnahmen! 

Sie haben verlangt, daß neben der lim Rah­
men der Einkommensteuerreform vorgeschla­
genen Progressionsmilderung auch noch die 
Sondersteuern abgeschafft werden sollen, aus­
laufen sollen. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der aVp,) Das list Ihnen nicht angenehm, wenn 
Sie hören, was das alles kostet, was Sie ver­
langen, damit die OffenUichkeit sieht, wo die 
unverantwortlichen Lizitierer sitzen, die ein­
fach fordern, ohne sich den Kopf zu zerbre­
chen, woher das Geld kommen soll. (Zustim­
mung bei der SPO. - Abg. Dr. S c h w i m­
me I: Sie haben es versprochen!) Das macht 
weitere 5 MiHiarden Schilling aus. Damit 
würde das Defizit bereits um 9 Milliarden 
Schilling erhöht werden. 

Sie verlangen mehr Gelder für den Grünen 
Plan, trotz Baubooms zusätzliche Mittel für 
den Schul- und Wohnungsbau, ein Pendler­
pauschale verlangen Sie. Das alles zusammen­
gerechnet, Ihre Forderungen, die Sie in den 
letzten Tcrgen einfach in den Raum gestellt 
haben, würde das Defizit um sage und 
schreibe 32 Milliarden Schilling erhöhen. 
(Widerspruch bei der OVP.) Das ist Ihr wah­
res Gesicht: Hier Wehklagen, und auf der 
anderen Seite versuchen, den Finanzminister 
und die Bundesregierung in den Augen der 
Offentlichkeit zu diskreditieren! (Abg. La n c: 
Das ist die aVP-Alternative! - Abg. Li b a 1: 
HeucheleiJ) 
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Dr. Tull 
Meine Damen und Herren! Sie haben uns 

in den letzten Jahren, als Sie allein regiert 
haben, wiederholt sehr, sehr gute Vorschläge 
gemacht: "Was wir, was das österreichische 
Volk vor allem von der Opposition ... er­
warten müssen, ist, daß sie ... bessere Alter­
nativen vorschlägt und die Sachlichkeit ... 
in den Vordergrund rückt; nicht uns zuliebe 
- das wäre von der Opposition zuviel ver­
langt -, sondern im Interesse des gesamten 
Volkes, dem auch die Opposition verpflichtet 
ist. Was wir ferner ... von der Opposition ... 
erwarten, ja was wir von ihr verlangen müs­
sen, ist, daß sie uns bei der Durchführung der 
volkswirtschaftlich notwendigen Maßnah­
men nicht aus rein parteitaktischen Grün­
den behindert." - Herr Dr. Withalm! Erin­
nern Sie sich, wer das gesagt hat? Sie waren 
es am 27. Oktober 1967! 

"Was uns brennend interessiert hätte, meine 
Damen und Herren, wäre die Frage, wie Sie 
konkret die Budgetprobleme gelöst hätten, 
wenn Sie darüber zu entscheiden gehabt hät­
ten. Sie müssen dod1 als große Oppositions­
partei zumindest vage Vorstellungen darüber 
haben, wie Sie es gemacht hätten. Aber an­
scheinend ist auch das nicht vorhanden, nicht 
einmal der Ansatz zu einer Alternative'" -
Wissen Sie, wer das gesagt hat? Niemand 
Geringerer als Herr Generalsekretär der Bun­
deswirtschaftskammer, Herr Abgeordneter 
Dr. Mussil. (Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Jetzt 
hat noch nicht einmal die Regierung vage 
Vorstellungen!) 

Herr Dr. Schwimmer, ich richte diese Auf­
forderung nicht zuletzt auch an Sie. Sie wer­
den nachher verstehen, warum. "Meine Damen 
und Herren! Wenn Sie der Meinung sind, daß 
mehr eingespart werden sollte, dann sagen 
Sie uns konkret, wo." - Das war Abgeordne­
ter Dr. WHhalm am 27. Oktober 1967. 

Und weil ich gerade von Herrn Dr. Withalm 
spreche, eninnere ich mich an e:inen schönen 
Artikel, der vor einigen Wochen in der 
"Presse" veröffentlicht worden ist. (Abg. Dok­
tor BI e n k: Mit eigenen Gedanken kommen 
Sie sowieso nicht weiter!) In diesem sehr 
interessanten Artikel beschäftigen Sie sich mit 
den Problemen der Geschäftsordnung, aller­
dings viel, viel wehleidiger als seinerzeit der 
"Eiserne Hermann" . Hier schlimmert nicht ein­
mal mehr etwas Rost vom Eisernen Hermann 
durch, gar nichts mehr ist vom Eisernen Her­
mann hier zu sehen. (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPO.) Hier wird wehgeklagt, wie not­
wendig es ist, die Geschäftsordnung zu refor­
mieren, damit die Rechte der ach so unter­
drückten Minderheit gewahrt werden können. 

Damit komme ,ich zu dem, was Herr Abge­
ordneter Dr. Koren heute gesagt hat, be~ie­
hungsweise was uns andere Lehrmeister der 
Demokratie immer wieder unter die Nase rei­
ben wollen: mehr Demokratie, mehr Debatte. 
(Abg. A. Sc h lag e r: Dafür sind Sie nicht!) 
Herr Abgeordneter Schlager, eines sei Ihnen 
und Ihren Parteifreunden gesagt: Die Sozial­
demokraten dieses Landes haben noch niemals 
den Boden der Demokratie verlassen oder die 
Freiheit dieses Landes um ein Linsengericht 
verkauft. Das sei Ihnen gesagtl (Anhaltender 
Beifall bei der SPO.) 

Und noch eines: Sie müssen uns nicht debat­
tieren lehren, WÜ sind durch das Debattieren, 
wir sind durch die Uberzeugungskraft unserer 
Idee groß geworden, wir haben keine Büttel 
gebraucht, um Andersdenkende niederzuhal­
ten (Abg. Dr. Sc h w i m m er: Nur den Olah!), 
wie es andere seinerzeit 'in diesem Lande 
getan haben. (Beifall bei der SPO.) 

Und noch eines 'in diesem Zusammenhang, 
Herr Abgeordneter Dr. Blenk. Eines sei klar 
gesagt, wenn davon gesprochen wird, daß 
wir einer Debatte ausweichen. (Abg. Mi t­
t e r er: Gerade Sie müssen das sagen mit 
Ihrer Vergangenheitl) Herr Kollege, wir wei­
chen keiner Debatte aus. Sie hätten am ver­
gangenen Mittwoch nicht weggehen müssen, 
Sie hätten dableiben und debattieren können. 
Die Regierung war bereit dazu. (Beifall bei 
der SPO.) Sie sind gegangen, Sie haben den 
Saal verlassen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Und darüber hinaus noch eines: Einmal seit 
1945, Herr Abgeordneter Mitterer, hat es in 
diesem Hause einen Antrag auf Schluß der 
Debatte gegeben, und der wurde nicht von 
einem sozialistischen Abgeordneten gestellt, 
sondern von einem Abgeordneten der Oster­
reichischen Volkspartei. (Abg. Mit te I e r: 
Warum sagen Sie das mir? Wenn ich Ihre 
Vergangenheit hätte, würde ich über Demo­
kratie weniger reden! Sie haben es notwen­
dig!) Herr Abgeordneter Mitterer, idl bin 
gerne bereit, mit Ihnen darüber zu reden. 

Ich darf im Zusammenhang mit diesem Bud­
get noch folgendes sagen: Wir sind jetzt 
bereit, gerne zu hören, was Sie an 
Vorschlägen zu erstatten haben, wie man 
das Budget besser machen könnte, wo 
man einsparen könnte, wo zuviel ausgegeben 
wird beziehungsweise woher zusätzliche Mit­
tel genommen werden können. Eines :aller­
dings, meine Damen und Herren, ist, glaube 
ich, unfair und nicht möglich: Hemmungslos 
Kritik am Gesamtausgabenrahmen zu üben, 
verbunden mit der Forderung, mehr Geld be­
reitzustellen, wie es in den letzten Tagen 
verschiedene Redner der Osterreichischen 
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Dr. Tull 
Volkspart~ü getan haben. Man soll keine Kri­
Nk an der Höhe des Defizits üben, gleich­
zeitig aber auch v-erlangen, daß weitere Ein­
nahmereduktionen erfolgen müssen. (Abg. 
Dr. BI e n k: Feststellen dürfen wir es!) Und 
man soll auch nicht Kritik an der Personal­
vermehrung üben und gleichzeitig die Forde­
rung :stellen, es müssen mehr Lehrer, mehr 
Professoren, mehr Postler, mehr Eisenbahner, 
mehr Justizpersonal eingestellt werden. Das 
geht nicht, meine Damen und Herren. 

Wir haben einen Budgetrahmen; wenn Sie 
glauben, daß die Mittel, die Einnahmen ge­
steigert werden können, dann hahen Sie den 
Mut, das offen und ehrlich aufzuzeigen und 
zu sagen, wo es g-eschehen soll. (Abg. Doktor 
Sc h w i m m er: Reden Sie auch über die 
Kosten der Sonderverlräge!) Wenn nicht, dann 
dürfen Sie auch in der Offentlichkeit nicht 
den Eindruck entstehen lassen, als se1i dieses 
Budget stabilitätswidrig, konjunkturwidrig, 
als sei dieses Budget nicht geeignet, die gro­
ßen Probleme, die vor uns liegen, zu lösen. 
(Abg. Dr. Sc h w i m me r: Uber die Sonder­
verträge reden Sie auch einmal! - Abg. 
D e u t s c h man n: Das interessiert ihn nichtJ) 
Wir sind bereit, in Verhandlungen einzutre­
ten. Sie, meine Damen und Herren, sind einge­
laden, nun konkrete Vorschläge auf den Tisch 
zu legen, über die man reden kann, und am 
Schluß wird man ja sehen, was von Ihren 
Vorschlägen übr.igbleiben wird. Ich befürchte, 
es wird nicht mehr sein als ,im vergangenen 
Jahr, wo zwar sehr viel für Optik geschehen 
ist, 'aber in Wirklichkeit keine brauchbaren 
Unterlagen bereitgestellt werden konnten. 
(Ruf bei der OVP: Das bestimmen Sie, was 
brauchbar istf) Wir Sozialisten erblkken in 
diesem Budget einen konstruktiven Beitrag, 
Osterreich auf dem Wege nach Europa einen 
entsprechend hohen Wohlstand für alle Be­
völkerungskreise zu sichern, und deswegen 
begrüßen wir dieses Budget aufrichtig. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Broda. Er 
hat das Wort. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Herr Klubobmann 
Professor Dr. Kor-en hat sich in seiner Rede 
auf die Beratungen des Arbeitskreises Me­
dienrechtsreform bezogen. Es liegt mir jetzt 
das stenographische Protokoll dieser Stelle 
aus der Rede des Herrn Klubobmannes vor. 
Dazu scheint mir eine Klarstellung notwendig. 
Es ist in den l-etzten Tagen beziehungsweise 
Stunden die Enbscheidung eines Gef1ichtes in 
öffentliche Diskussion gezogen wonden. Um 
jedes Mißverständnis in der Dffentlichkeit von 
vornherein ein für allemal auszuräumen, darf 

ich Ihnen den Inhalt eines Briefes zur Kennt­
nis bringen, den ich heute femschriftlich dem 
Herrn Chefredakteur der betroff.enen Zeitung, 
des "Niederösterreichischen Volksblattes", ge­
schrieben habe. Ich zitiere wörtlich: 

"Auf Seite 2 des ,Niederösterreidlischen 
Volksblattes' vom 24. 10. 1972 ridlten Sie in 
einem Artikel, der sich mit der Beschlagnahme 
Ihres Blattes vom 19. 10. 1972 befaßt, einen 
Angriff gegen das BunJdesministerium für 
Justiz und midl" - ich füge noch hinzu: auch 
gegen die Bundesregierung -, "der jeglicher 
sachlichen Grundlage entbehrt. Die Beschlag­
nahme und Hausdurchsuchung wurden in 
einem Privatanklageverfahren beantragt U!Ild 
vom Bezirksgel1icht Linz beschlossen. Gemäß 
Artikel 81 der österreichischen Bundesverfas­
sung sind Richter in Ausübung ihres richter­
lichen Amtes unabhängig. Da es sidl im gegen­
ständlichen Fall um ein Privatanklageverfah­
ren handelt, sind hier auch nicht Idie staats­
anwaltschaftlichen Boehörden eingeschritten, 
sodaß mit diesem keinerlei weisungsgebun­
dene Justizorgane befaßt sind. Weder das 
Bundesministerium für Justiz noch staats­
anwaltschaftliche Behörden hatten überhaupt 
Kenntnis vom Antrag des PI1ivatanklägers be­
zi-ehungsweise vom Besdlluß des Gerichtes. 
Di'e von Ihnen gezogenen Schlußfolgerungen" 
- schrieb ich an den Herrn Chefredakteur 
des "Volksblattes" - "bezüglich des Bundes­
mini'steriums für Justiz entbehren daher jeder 
tatsächlichen Grundlage. Im übrigen wird vom 
Ergebnis des anhängigen Beschwerdeverfah­
rens abhängig sein, ob die Generalprokuratur 
beim Obersten Gerichtshof mit der dem Be­
schwerdeverfahren zugrunde liegenden 
Rechtsfrage zu befassen sein wird. 

Ich darf der Erwartung Ausdruck verleihen" 
- schloß ich meinen Brief -, "daß Sie diese 
KlarsteIlung Ihrer Lesersch.aft zugänglich 
machen werden, und zeichne mit dem Aus­
druck meiner 

vorzüglichen Hochachtung" 

Hohes Haus! Ich habe mich verpflichtet ge­
fühlt, diese Klarstellung dem Hohen Haus 
im vollen Wortlaut zur Kenntnis zu bring-en. 
Dem Herrn Klubobmann Professor Dr. Koren 
und dem Hohen Haus möchte ich versichern, 
daß wir mit größter Intensität so wie bisher 
die Beratungen des Arbeitskreises Medien­
rechtsreform mit dem Ziel der Schaffung eines 
modernen östeneichischen Presserechtes fort­
setzen werden. Das entspricht auch einem 
neuerlichen dringenden Verlangen der öster­
reichischen Journalistengewerkschaft, dem ich 
gerne nachkommen werde. (Beifall bei der 
SPO.) 
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Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
mir vorgenommen, heute eine Rede zu halten 
in der Dauer, wie es beim Europarat in Straß­
burg üblich ist, nämlich nicht mehr als zehn 
Minuten. Aber da doch einige sozialistische 
Redner vor mir gesprochen haben, bin ich ge­
zwungen, auf diese Ausführungen einzugehen, 
und deshalb bitte ich jetzt schon um Nach­
sicht, wenn es bei den vorgenommenen zehn 
Minuten leider nicht bleiben kann. 

Der erste - 'ich komme, Herr Minister 
Broda, auf die Sache, die Sie jetzt gebracht 
haben, dann ausführlich zurück. -, mit dem 
ich mich - und das ist mir wirklich nicht 
besonders angenehm - beschäftigen muß, ist 
wieder einmal Finanzminister Dr. Androsch. 

Herr M'inister Dr. Androseh, Sie können 
offensichtlich laus Ihrer Haut nicht heraus. 
(Abg. Ha a s: Sie auch nicht! Ge.rade Ihnen 
sieht das nicht zu! Gerade Ihnen!) Ja passen 
Sie nur auf, was ich jetzt sage. Vielleicht 
trifft auch manches von dem auf Sie zu, denn 
Sie sind ja einer derer, Herr Kollege Haas -
wenn Sie schon geglaubt haben, jetzt einen 
Zwischenruf machen zu müssen -, die s:ich 
~mmer durch eine ganz besondere Art von 
Zwischenrufen auszeichnen. Ich möchte nicht 
unbedingt den Ausdruck "gehässig" gebrau­
chen, aber so ähnlich; in diese Kategorie ge­
hören Ihre Art von Zwischenrufen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Herr Minister Dr. Androsch! Sie wollen 
offensichtlich oder können nicht, ich glaube 
eher, Sie wollen nicht zur Kenntnis nehmen, 
daß es nicht möglich ist, von der Regierungs­
bank aus zu polemisieren. Sie sind Abgeord­
neter dieses Hohen Hauses, und wenn Sie 
polemisieren wollen, dann von diesem Pult 
aus. Hier oben 'sprechen Sie als Regierungs­
mitglied und nicht als Abgeordneter. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. Li b a 1: Wer bestimmt, 
was Polemik ist, Herr Dr. Withalm?) Das 
mußte einmal in diesem Hohen Haus, ich 
weiß nicht, ob Sie damals diesem Haus schon 
angehört haben, dem damaligen Vizekanzler 
Dr. Pittermann klargemacht werden, und er hat 
tatsächlich dann, ich glaube, Sie waren damals 
schon da, von diesem Rednerpult aus gespro­
chen. 

Herr Minister Dr. Androsch, ich hahe viel 
Verständnis für jugendliches Temperament. 
Aber immerhin haben Sie jetzt eine zwei ein­
halbjährige Erfahrung als Regierungsmitgl:ied, 
sodaß, glaube ich, mit Recht erwartet werden 
kann, daß die Spielregeln endlidl auch von 

Ihnen eingehalten werden. Ich habe genau 
bemerkt, daß Sie den Abgeordneten Doktor 
Tull, der soeben gesprochen hat - es war 
bereits eine Nutzanwendung offensichtlich 
antizipativ -, zu sich gerufen haben und ihm 
gesagt haben, er solle zu einem bestimmten 
Punkt eines Vorredners Stellung nehmen. Da. 
haben Sie gewußt, daß Polemiken von Abge­
ordneten der eigenen Fraktion hier von die­
sem Pult vorzutragen sind und offensichtlich 
nicht von der Regierungsbank. (Ruf: Hellsehe­
,rische Fähigkeiten!) 

Im übrigen war Ihre Bemerkung, die Sie 
zur Frage der Brotprei:serhöhung gemacht 
haben, hochinteressant. Abgesehen von der 
Polemik, die auch in dieser Bemerkung ent­
halten war, zeigte diese Ihre Bemerkung - ich 
habe ganz genau Ihre Physiognomie beob­
achtet - Ihre große Vorliebe und Sympathie 
und - das ist jtetzt alles unter Anführungs­
zeichen - Ihr "großes Verständnis" für die 
Bauernschaft. Alles das - und darüber müs­
sen Sie sich jetzt auf der Regierungsbank und 
hier auf der linken Seite in diesem Hohen 
Haus im klaren sein - trägt nicht c1azu bei, 
das Klima in diesem Hause zu verbessern. 

Gerade Sie als Regierungspartei müssen 
doch besonders daran interessiert sein, daß 
ein halbwegs vernünftiges Klima in diesem 
Hause list, denn Sie wollen ja etwas weiter­
bringen. Und etwas weiterbringen können Sie 
nur, wenn ein entsprechendes Klima in die­
sem Hause gegeben ist. (Abg. Ha a s: Vor 
1970 sprach.en Sie anders!) 

Herr Minister Dr. Androsch! Sie sprachen 
von Alternativen der Sozialistischen Partei in 
den Jahren 1966 bis 1970, und Kollege Dr. Tull 
hat eben auch davon gesprochen. Sie haben 
gesagt, !in Form von Programmen hätten Sie 
damals eine ganze Reihe von Alternativen 
entwickelt. 

Ich halte mich hier an den damaligen ge­
schäftsführenden Klubobmann der sozialisti­
schen Fraktion, den jetzigen Larudeshaupt­
mannstellvertreter von Niederösterreich Czet­
tel, der gesagt hat - und da bin ich ganz 
mit ihm einer Meinung -: Es ist nicht die 
Aufgabe einer Oppositionspartei, womöglich 
ein Alternativbudget vorzulegen. Laut Ver­
filssungsauftrag hat die Bundesregierung die­
ses Budget dem Hohen Haus vorzulegen, und 
Aufgabe der Opposition i'st es, dieses Budget 
entsprechend - und das werden wir machen -
unter die Lupe zu nehmen. 

Nun einige Ausführungen zu dem, was der 
Zentralsekretär der Sozialistischen Partei 
Marsch gesagt hat. Sie sprachen von der 
Wirksamkeit der Waffe "Dringliche Anfrage". 
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Sie sagten - wenn ich das richtig mitgeschrie­
ben habe -, die Wirkung hänge von dem ab, 
der sie einbpingt. 

Ich war vorige Woche nicht da, habe daher 
den Mittwoch und die Wirkung der beiden 
dringlichen Anfragen nicht unmittelbar mit­
erlebt, sondern nur die Fernwirkungen in 
Straßburg gespürt. Ich muß sagen: Es muß 
einiges hier in diesem Haus gegeben haben, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Idl 
glaube, die Wirkung hat hier wirklich von 
dem, der sie eingebracht hat, abgehangen, und 
sie sdleint mir beträchtlich gewesen zu sein. 

Sie haben mich zitiert. Sie haben gesagt, 
ich hätte 1966 erklärt: Natürlich muß eine 
Regierungspartei von der Mehrheit, die sie 
vom Volk bekommen hiat, entsprechend Ge­
brauch machen. - Dazu stand ich damals, dazu 
stehe ich heute. Sie haben dann gesagt: Wir 
werden es nicht so machen. - Soll ich das 
so auffassen, daß Sie von der Mehrheit nicht 
Gebrauch machen wollen? Hier befinden Sie 
sich offensichtlich in einem Widerspruch zu 
Ihrem Klubkollegen Dr. Fischer, der mich 
ebenfalls - im Sommer dieses Jahres ist 
es gewesen - zitiert hat und der, wie ich 
glaube, damals das gleiche Zitat gebracht hat: 
Nun, natürlich, genauso wie Dr. Withalm es 
damals gesagt hat, werden w,ir es praktizie­
ren, nämlich - das ist durchaus legal - von 
der Mehrheit Gebrauch machen. 

Jetzt eine Anmerkung zu Ihren Ausführun­
gen betreffend den OECD-Bericht. Herr Kol­
lege Marsch, das müssen Sie doch wissen: Der 
OECD-Bericht - das hat auch Dr. Hauser in 
einem Zwischenruf gesagt - ist doch ein 
Reg~erungsbericht, also der Bericht der öster­
reichischen Bundesregierung an die OECD, 
und das wird dort ... (Zwischenruf des Bun­
deskanzlers Dr. Kr eis k y.) Herr Bundes­
kanzlerl Natürlich ist das :so, das war auch 
zu unserer Zeit so. - Und das wird dort ent­
sprechend eingearbeitet beziehungsweise auf­
gearbeitet. 

Jetzt zu Ihrem Zwischenruf, den Sie zu den 
Ausführungen des Abgeordneten Zeillinger 
gemacht haben. Als er von den Preissteige­
rungsraten in Osterreich sprach, riefen Sile 
dazwischen: "So vergleichen Sie doch mit den 
Preissteigerungsraten in der OECD!" 

Ich darf Ihnen dazu sagen: In Osterreich 
interessiert es keinen Menschen, linteressiert 
es nicht eine einzige Hausfrau, interessiert 
es nicht einen einzigen Pensionisten, wie hoch 
die Preissteigerungsrate in den Ländern der 
OECD ist, sondern interessant ist aus­
schließlich, wie hoch sie bei uns in Osterreich 
ist. (Beifall bei der OVP.) 

Wlenn eine Hausfrau in ein Geschäft geht 
und feststellt, daß schon wieder dies und jenes 
teurer geworden ist, frägt sie nicht den Ge­
schäftsinhaber: Wlie hoch ist denn die Preis­
steigerungsrate in Frankreich oder in der Bun­
des republik?, sondern sie legt sich die Frage 
vor, wie stark ihre eigene Geldbörse belastet 
wird. Also einzig und allein das ist für die 
Osterreichel'in und den Osterreicher interes­
sant. (Abg. Dr. Fis ehe r: Das Hausfrauen­
niveau ist das Argument, das Sie hier im 
Parlament bringen!) Nein. Sie brauchen gar 
nicht ein Hausfrauenniveau zu nehmen. neh­
men Sie meinetwegen das Niveau des jetzi­
gen Handelsmini:sters Dr. Stapibacher, des da­
maligen Abgeordneten Dr. Staribacher, der im 
Februar 1970, also unmittelbar vor den Wah­
len vom 1. März 1970, gesagt hat: Mich inter­
essiert das überhaupt nicht. - Vielleicht hat 
er genau die gleichen Worte gebraucht. die ich 
jetzt gebraucht habe. Er meinte: Mich inter­
essi,ert das überhaupt nicht! - Es war also 
nicht das Hausfrauenniveau. Wenn Sie damit 
allerdings die Hausfrauen irgendwie diskri­
mInIeren wollen. Herr Kollege Dr. Fisdler, 
wird das nicht uninteressant :sein. (Zwischen­
rufe.) 

Ich halte mich hier an Dr. Staribacher, der 
im Februar 1970 genau das gleiche konstatiert 
hat, was ich fiestzustellen mir jetzt gestattet 
habe. 

Zur Frage der PersonaleinsteIlungen: Sie 
haben gemeint, Herr Kollege Marsch, daß es 
immerhin notwendig war, jetzt mehr Lehrer 
einzustellen, Hochschullehrer, Assistenten, 
Dozenten und so weiter. 

Ich darf in aller Bescheidenheit dallauf hin­
we~'Sen, daß in der Zeit, in der wir allein 
regierten, 16.000 Lehrer zusätzlich eingestellt 
wurden und daß es in dieser Zeit - in aller 
Bescheidenheit merke ich das an - gelun­
gen ist, über 5000 Beamtenposten einzusparen. 
trotz der Einstellung von 16.000 zusätzlichen 
Lehrpersonen. 

Aber wie wir leider Gottes überall in Oster­
reich momentan eine Inflation haben, haben 
wir leider Gottes auch eine Personalinflation 
unter der Regierung Dr. Kreisky. 

Zu Ihren Ausführungen zur Meinungsviel­
f.alt bei der Pres:se. Hier sagten Sie empha­
tisch: Das nehmen wir sehr ernst! - Ich 
komme dann im Zusammenhang mit dem 
"Unzer Volksblatt" auf diese Frage zu spre­
chen. 

Nur eine kurze Anmerkung zur Frage ORF­
Volksbegehren. Herr Kollege Marsch und 
meine Damen und Herren von der sozialisti­
schen Fraktion! Wir haben 1966, damals auch 
mit den Stimmen der Freiheitlichen Partei, 
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dem Volksbegehren dadurch entsprochen, daß 
wir ,als erstes Gesetz in der damaligen Legis­
laturperiode das Rundfunkgesetz beschlossen 
haben. Damit war dem Verlangen von 832.000 
Osterreichern Rechnung getragen worden. 
(Abg. Hans M a y r: Das stimmt nichtI) Ich 
glaube doch. Mir ist nicht bekannt geworden, 
daß die Initiatoren des Volksbegehrens ge­
sagt hätten: Das, was wir verlangt haben, ist 
in diesem Gesetz nicht entsprechend zur Gel­
tung gekommen. 

Aber heute geht Dr. Kreisky her - das ist 
wirklich hochinteressant - und sagt, daß er, 
Bundeskanzler Dr. Kreisky, dafür Sorge tra­
gen werde, daß dem Volksbegehren aus dem 
Jahre 1965 - 832.000 Unterschriften! - nun 
endlich wüklich Rechnung getragen werde. 
(Abg. Dr. K 0 h I mai e r: Haben Sie es unter­
schrieben, Dr. Kreisky?) Er fügte allerdings 
hinzu, er müsse das Volksbegehren noch ein 
bißchen studieren. Ich weiß nicht, ob das Stu­
dium mittlrerweile beendet ist. (Heiterkeit. -
Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Ja, ja!) Ist 
schon beendet. Das list sehr beruhigend, Herr 
Bundesklanzier! (Neuerliche Heiterkeit.) 

Jetzt eine Bemerkung zum Abgeordneten 
Dr. Tull. Dr. Tull hat seine Ausführungen 
ungefähr so begonnen, daß er gesagt hat: Das 
Budget 1973 stellt ein Unikat dar. 

Ich muß sagen: Mit diesen Ausführungen 
Dr. Tulls bin ich voll und ganz einverstanden. 
Das Budget 1973 ist wirklich in jeder Bezie­
hung ein Unikat. (Abg. Mit te r e r: Das ist 
wahr!) So etwas an Expansion, an Explosion, 
an höchstem Defizit hat es in Osterreich noch 
nicht gegeben, daher ist der Ausdruck "Uni­
kat" in Jeder Beziehung gerechtfertigt. (Beifall 
bei der OVP.) 

Nom etwas zu Dr. Tull: Er meinte, daß es 
Auffassung der Sozialistismen Partei sei, daß 
größtmögliche Stabilität in· Osterreich herr­
schen solle. Finanzminister Dr. Androsch 
spricht von relativer Stabilität. Handelsmini­
ster Dr. Staribacher sagt, daß die VollbesChäf­
tigung labsoluten Vorrang vor der Stabilität 
habe. 

Ich habe der Sozialistischen Partei keine 
Ratschläge zu geben. Aber vielleicht wäre 
doch eine allgemeine Sprachregelung: Han­
deIsminister, Finanzminister, Abgeordnete, 
nicht ganz unzweckmäßig. 

Daß im übrigen größtmögliche Stabilität und 
Vollbeschäftigung durchaus miteinander in 
Einklang zu bringen sind, hat doch, glaube 
ich, ein Kamitz bewiesen und hat letzten Endes 
·auch die Alleinregierung der Osterreichischen 
Volkspartei in der Zeit von 1966 bis 1970 
bewiesen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben die 
Frage Inflation völlig unterschätzt. Jetzt ent­
wickelt di1ese Frage eine Eigengesetzlichkeit, 
derer Sie einfach nicht mehr Herr werden kön­
nen - zu meinem größten Bedauern muß ich 
sagen, wenn rich hier als Osterreicher spreche 
und nicht parteipolitisch denke und partei­
politisch spreche. Jetzt wird Ihnen angst und 
bange. 

Di,e ersten Auswirkungen haben Sie bereits 
am 8. Oktober 1972 feststellen können, und 
Sie können sie jeden Tag ... (Abg. Li baI: 
Wo?) Wo? Na, so naiv, Herr Kollege Libal, 
sind Sie eigentlich nie gewesen, daß Sie da 
die Frage stellen: Wo? Sie werden doch die 
Resultate in Salzburg mit großer Aufmerksam­
keit verfolgt haben. Ich glaube, daß die Be­
triebsratswahlen in verschiedenen Betrieben 
auch nicht uninteressant ... (Abg. S e k a­
ni n a: Seit wann sind Sie ein Anhänger der 
KPO geworden?) Nicht erfreulich! Nicht er­
freulich, sage ich. Unterschieben Sie mir nicht 
etwas! Ich habe nicht gesagt, daß sie für uns 
erfreulich :sind, sondern für die Kommunisten 
erfreulich sind. (Abg. Se k an i n 0: Ihre Par­
tei hat nichts gewonnen!) Ich sage nur, daß 
sie für die Sozialistische Partei offensichtlich 
nicht ganz befriedigend zu sein scheinen. (Bei­
fall bei de.r avp. - Abg. Se k a n in a: In 
welchen Betrieben haben Sie gewonnen?) 

Jetzt sage ich Ihnen eines. Mit Ihnen werde 
ich mich in einer Frage gleich anschließend 
beschäftigen, Herr Kollege Sekanina. (Abg. 
Se k an i n 0: Natürlich, ich werde mich auch 
damit beschäftigen! In welchen Betrieben 
haben Sie Mandate gewonnen?) 

Ich hatte Getegenheit, mit einigen soziali­
stischen Kollegen darüber zu sprechen. Ich 
sage Ihnen eines: Si'e können mich in ,einem 
Jahr beim Wort nehmen, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei. Es ist 
wirklich ein reiner Zufall, daß die Gemeinde­
ratswahlen in Salzburg am 8. Oktober 1967 
stattgefunden haben, und wegen des Schalt­
jahres fanden sie jetzt wieder am 8. Oktober 
1972 stattj und damals, auch amt Tage vorher, 
am 1. Oktober 1967, in Krems und jetzt, im 
Jahre 1972, auch wieder, am 1. Oktober. 
Krems werden Sie ja nicht als einen ausge­
sprochenen Erfolg für sich betnachten, wenn 
Sie 1600 Stimmen dnnerhalb eines einzigen 
Jahres, verglichen mit der Nationalratswahl, 
verloren haben. (Abg. Se k a n i n 0: Wie viele 
Mandate haben Sie bereits verloren?) Das ist 
ein Faktum! 

Meine Damen und Herrenl Wenn Sie vom 
Burgenland reden, so ist das ja nur ein Selbst­
trost, den Sie sich zusprechen, wenn Sie sagen: 

269 
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So sbark waren wir noch nie! - Die absolute 
Mehrheit ist weg, und das ist doch immerhin 
et.was! 

Von Salzburg will ich gar nicht reden. Mit 
viel Glück sind es dort nicht drei Mandate 
geworden, die Sie verloren haben, sondern 
nur zwei. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Also merken Site sich, nehmen Sie mich in 
einem Jahr beim Wort. Wie wir uns damals 
den 8. Oktober 1967 gut gemerkt haben, so 
merken Sie sich den 8. Oktober 1972. (Beifall 
bei der OVP.) 

Abschließend zu Dr. Tull. Er hat auf einen 
Zeitungsartikel, den ieh vor wenigen Wochen 
in der "Presse" geschrieben habe, hingewie­
sen, und gesagt, ich hätte eine Wehklage 
angestimmt über die P1arlamentsreform. Meine 
Damen und Herren! Viele Leute haben mich 
wegen dieses Artikels angesprochen, aber nie­
mandem ist aufgefallen, daß ich hier eine 
Wehklage angestimmt hätte. Ich habe in bezug 
auf die Parlamentsreform eigentlich nur das 
getan - und das ist eigentlich der Gegenstand 
meiner heutigen Ausführungen, zu denen ich 
sprechen wollte; ich komme dann darauf 
zurück -, was Dr. Broda vor einigen Jahren 
verlangt hat. Er hat damals gesagt: Jetzt ist 
es Zeit, und es darf einfach - ich weiß nicht 
mehr wörtlich den Ausdruck - die Reform der 
Geschäftsordnung des Parlaments nicht mehr 
aufgeschoben werden. 

Jtetzt komme ich zu dem - wie ich es 
sagen mödite - sehr ernsten Vorfall aus 
den letzten Tagen, mit dem sich Justizminister 
Dr. BrOida - ich gebe zu, sehr geschickt, indem 
er die Flucht nach vorne angetreten hat -
bereits beschäftigt hat. 

Vor mir liegen die "Salzburger Nachrich­
ten" vom heutigen Tag. Da heißt es unter 
dem Titel "Wehleidige Politik" - ich zi­
tiere -: "Wie in Osterreich mit der Presse­
freiheit umgegangen wird und wie Politiker, 
die sonst im Austeilen nicht zimperlich sind, 
die Nerven verlieren können, zeigte die Haus­
durchsuchung beim ,Unzer Volksblatt', einem 
Organ der OVP." (Abg. Se k a n i n a: Ent­
schieden hat ein unabhängiger Richter!) 

Als idl das gelesen habe, habe ich mir gleich 
gedacht: Wer könnte denn das sein? Und wer 
sonst ja im Austeilen nicht sonderlich zimper­
lich ist - er hat sich jetzt eigentlich gleich 
selbst gemeldet, der Kollege Sekanina! (Hei­
terkeit und Beifall bei der OVP.) Er hat sich 
angesprochen gefühlt. Und da fand nun eine 
Hausdurchsuchung beim "Unzer Volksblatt .. 
statt. 

Eine Äußerung eines Ärztevertreters, daß 
die Wiener Gebietskrankenkasse betrügeri­
sche Manöver - oder so ähnlich war der 
Ausdruck - begangen habe .... (Abg. S e k a­
ni n a: Nicht so ähnlich, sondern wörtlich!) 
Wörtlich? Bitte! Dann gebe ich es wörtlich 
wieder. Ich bin Ihnen dafür sehr dankbar. 

Herr Kollege, wenn Sie mim unterstützen, 
auch korrigieren, bin ich sehr dankbar. Es 
bleibt also bei b€trügerischen Manövern, die 
der Ärztevertreter vorgeworfen hat, und 
gen au das hat das "Volksblatt" wie auch 
landere Zeitungen berichtet. (Abg. Se k a­
n i n a: Andere Zeitungen haben es anders 
formuliert!) 

Und interessanterwleise wurde nur bezüg­
Nch des "Volksblattes" eine Aktion eingelei­
tet. Aber das bleibt natürlich der Wiener Ge­
bietskrankenkasse überlassen. (Zwischenruf 
bei der SPO.) 

Und dazu darf ich Ihnen jetzt folgendes 
:sagen. Vielleicht werden Sie heute noch Ge­
legenheit haben - es wäre sehr interessant, 
Ihren Standpunkt kennenzulernen -, hier von 
diesem Pult aus den Standpunkt des Obman­
nes der Wiener GebietskI1ankenkasse dem 
Hohen Haus und damit der OffentIichkeit be­
kanntzugeben. (Abg. Se k an i n a: Gern!) 
Die Hausdurchsuchung - das steht ja mittler­
weile eindeutig fest - war gesetzwidrig. Ich 
verweise auf das Erkenntnis des Obersten 
Gerichtshofes, Entscheidung vom 12. Juli 1966. 
Der Succus dieser Entscheidung ist: Der im 
Pressegesetz verankerte Schutz des Redak­
tionsgeheimnisses bewirkt, daß auch die Vor­
nahme einer Hausdurchsuchung zum Zwecke 
der Auffindung und Beschlagnahme nicht frei­
willig hemusgegebener Schriftstücke unzuläs­
sig ist. - Ich glaube, da gibt es überhaupt 
nichts zu debattieren. Das war die Entschei­
dung des Obersten Gerichtshofes. Soweit die 
jurtistische Seite dieser Angelegenheit. 

Aber ich glaube, jetzt wird die Frage auch 
für uns Politiker interessant. Und da schritt 
nun ein Rechtsanwalt Dr. Amhof als Rechts­
vertreter der Wiener Gebietskrankenkasse, 
immerhin einer öffentlich-rechtlichen Körper­
schaft, ein und gab im Fernsehen - das Wlar 
gestern abend - eine Erklärung ab, die be­
reits vom Klubmann Dr. Koren zitiert wurde. 

Weil mir das so ungeheuerlich vorkommt, 
scheint es mir notwendig, diese Erklärung 
noch einmal im Hohen Haus - in diesem Fall 
würde ich sagen: in der etwas gedehnten 
Sprechweise, die uns ja nicht ganz unbekannt 
ist - zu bringen. Es heißt hier - das sagte 
Dr. Amhof gestern abend lin der "Zeit im 
Bild" -: Richtig ist, daß die Red1tsprechung, 
besonders was die Beschlagnahme eines. 
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Manuskripts betrifft, gegenteiJiiger Meinung 
ist. Gleichwohl wurde dieser Versuch unter­
nommen aus der Erwägung, weil man auf 
diesem Umweg noch hin und wieder die Wahr­
heit erfährt, wer als Verfasser hinter diesem 
Artikel steht." 

Meine Damen und Herren! Sind wir uns der 
Ungeheuerlichke~t der Aussage dieses Rechts­
anwaltes bewußt? - .pas ist wirklich etwas 
Ungeheuerliches, wenn er sagt - im Fern­
sehen hat er das gesagt, ein Jurist, ein Rechts­
anwalt! -: "Gleichwohl wurde dieser Ver­
such unternommen" - lalso ganz vorsätzlich; 
ich unternehme einen Versuch, um eben zu 
diesem Ziel zu kommen - "aus der Erwägung, 
weil man auf diesem Umwege doch hin und 
wieder die Wahrheit erfährt, wer als Ver­
fasser hinter diesem Artikel steht." 

Damit beschäftigen siCh. die heutigen Zeitun­
gen zum Teil sehr ausführlich. Die "Kleine 
Zeitung" Graz ISchreibt unter dem Titel "OVP­
Redaktion durchsucht": " ,Quick-Affäre' nun 
bei uns: Kriminalbeamte fahnden nach Arti­
kelschreiber." - Es heißt hier: "Die deutsche 
,Quick-Affäre' gerichtlich angeordnete 
Hausdurchsuchungen in Redaktionen - wie­
derholte sich nun lin Osterreich. " 

Die "Salzburger Niachrichten" schreiben da­
zu: "Dank der Empfindlichkeit der Wiener 
Gebietskrankenkasse einem Blatt gegenüber, 
dessen Verbreitung regional sehr eingeengt 
ist, hat Osterreich seinen provinziellen Quick­
Skandal erhalten." (Abg. Se k an in a: Das 
Wehren gegen einen Betrugsvorwurf ist doch 
keine Empfindlichkeit!) 

Herr Sekanina, wenn Sie jetzt noch das 
rechtfertigen wollen, was hier getan wurde, 
dann, muß ich leider Gottes sagen, nimmt 
diese Affäre Formen an, die wirklich gefähr­
lich werden können, denn Sie bekennen sich 
mit dem, was Sie jetzt gesagt haben, zu die­
sem Vorgehen Ihres Rechtsanwaltesl (Beifall 
bei de.r OVP.) 

Auf eine Frage der "Kleinen Zeitung" an 
Sie - hier nachzulesen - steht, daß Sie sich 
offensichtlich von dieser Angelegenheit zu 
distanzieren versucht haben, dadurch nämlich, 
daß Sie gesagt haben, der Anwalt hätte von 
der Gebietskrankenkasse, das heißt von ihrem 
Obmann, keinen Auftrag gehabt, einen Antrag 
auf Hausdurchsuchung zu stellen. Das wollten 
Sie mit dem, was Sie hier der Zeitung gegen­
über ausgesagt haben, mehr oder weniger 
ablehnen beziehungswi'ese von sich wegwäl­
zen. Nach dem, was Sie jetzt gesagt haben, 
Herr Kollege Sekanina, haben Sie sich mit 
dem, w,as von Ihrem Anwalt durchgeführt 
wunde,voll und ganz solidarisiert. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. S e k a n in a: Das 

stimmt doch gar nicht! Jetzt sagen Sie bewußt 
etwas Unwahres!) Schön, dann berichtigen Sie, 
Herr Kollege Sekanina, die "Kleine Zeitung" r 
Aber ich persönlich verbitte es mir ganz ener­
gisch, daß Sie, der Sie in dieser Angelegen­
heit einige Dinge gemacht haben, die nicht 
ganz sauber sind, mir jetzt womöglich Un­
Wiahrheit nachsagen beziehungsweise mir 
nachsagen, daß ich Dinge sage, die mit der 
Wahrheit im Widerspruch stehen. (Lebhafter 
anhaltender Beifall bei der OVP. - Abg. 
Li b a 1: Sie haben es ja gerade gesagt! -
Präsident Pro b s t gibt das Glockenzeichen.) 
Weil gerade ein Oberösterreirner 
- Libal - einen Zwischenruf gemacht hat, 
darf ich natürlich auCh. nicht die "Oberösterrei­
chischen Nachrichten" vergessen. Die "Ober­
österreichischen Nachrichten" schreiben heute 
zu diesem Thema: Niemand kann leugnen, daß 
eine Hausdurchsuchung bei einer Zeitung zu­
mindest an einen bedenklichen Vorgang 
mahnt, nicht nur, weil ihn ein höchstgeridlt­
licher Beschluß bereits als fragwürdig abstem-­
pelte, sondern weil es einfach gegen einen 
Staat spricht, in dem so etwas passiert. Deut­
licher, meine sehr geehrten Damen und Her-­
ren, k,ann man es nicht mehr sagen. (Zustim­
mung bei der OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Ich gehe auf das, was Justizminister Doktor 
Brolda gesagt hat, gar nicht ein. Das ist nicht 
meine Aufgabe (Zwischenrufe bei der SPO), 
aber ich bezeichne das, was sich hier abge-­
spielt hat, zumindest - um mich jetzt zurück­
haltend auszudrücken - als ein unmoralisches 
Verhalten, das Richter in unmöglichste Situa­
tionen bringen kann und auch tatsächliCh. 
bringt, wie sich da:s in Oberösterreich gezeigt 
hat. (Zwischenruf des Abg. Ha a s.) Bitte? Aha, 
der Haas wieder, natürlich. 

Wir haben heute ganz bewußt und sehr 
wohl überlegt davon Abstand genommen, die­
sen Vorfall auf breiter Ebene hier in diesem 
Hohen Haus zu besprechen. Ganz bewußt. 
Wir warten einmal die Entscheidung, die fäl­
lig ist, ab. Es läuft ja, wie Dr. Broda gesagt 
hat, ein Beschwerdeverfahren. Diese Entschei­
dung warten wir ab. Aber e.ines darf ich 
Ihnen jetzt wirklich mit allem Ernst und mit 
allem Nachdruck sagen: Seien Sie überzeugt, 
daß wir mit allergrößter Aufmerksamkeit den 
Fortgang dieser Angelegenheit verfolgen wer­
den. Wir können nur eindringlichst warnen: 
Wir lassen an der Pressefreiheit, von der so 
viel gesprochen wird, nicht rütteln. Wir lassen 
sie nicht antasten. Das, meine Damen und Her­
ren, ist ein kritischer Punkt. Und wenn wir 
zu diesem kritischen Punkt einmal kommen 
sollten, so würde das wirklich das innen­
politische Klima leider Gottes nicht nur nicht 
verbessern, sondern sehr, sehr verschlechtern. 
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Und jetzt komme ich zu meinen ursprüng­

lich vorgehabten Ausführungen, die glaube 
kh, die Gemüter, vor allem auch des Herrn 
Kollegen Sekanina, nicht mehr besonders er­
regen werden. Ich wollte miCh nämlich heute 
wirkliCh nur zehn Minuten hinduI<h mit dem 
Parlament, seinen Rechten und notwendigen 
Reformen beschäftigen. Wir wissen doch alle 
und haben es miterlebt, daß seit dem 6. März 
1966 in Osterreich manChes in Bewegung ge­
raten ist, gerade auch auf parlamentarischem 
Boden. Damit sollten wir uns und damit müs­
sen wir uns als Parlamentarier beschäftigen. 
Wir scheinen allerdings erst nach dem 6. März 
1966 daraufgekommen zu sein, daß siro ver­
schiedenes hier geändert hat; die Fl"eiheit­
lichen als Oppositionspartei haben ja diese 
Erfahrung immer schon maroen müssen, aber 
uns, den bei den großen Parteien, wurden diese 
Dinge erst so richtig nach dem Ende der Koali­
tion bewußt. 

Wenn ich heute zu Problemen der parla­
mentarischen Demokratie Stellung nehme, 
dann möchte ich den Versuch unternehmen, 
es nIcht von der Warte eines derzeitigen - ich 
betone "derzeitigen" - Oppositionspolitikers 
zu tun, sondern als Mann, der immerhin 
20 Jahre diesem Hohen Haus angehört, der 
in dieser Zeit manche Erfahrungen gesammelt 
hat und der - das gebe ich zu - auch vieles 
gelernt hat und der überzeugt ist, daß die 
parlamentarische Demokratie trotz aller Män­
gel, die ihr anhaften, ein System ist, in dem 
das Leben lebenswert ist, ein System, das 
erhalten und ausgestaltet werden muß, das 
heißt, den jeweiligen Gegebenheiten im ge­
sellschaftlichen Leben angepaßt werden muß. 

Wie schaut es nun, meine Damen und Her­
ren - und ich glaube, es list gut, wenn wir 
uns gerade diese Frage bei der ersten Lesung 
des Bundesfinanzgeset~es vorlegen -, dies­
bezüglich bei uns in Osterreich aus? Schon in 
den Schulen haben wir gelernt, daß die parla­
mentarische Demokratie auf dem Prtin~ip der 
Gewaltentrennung beruht: der Gesetzgebung, 
der Verwaltung und der Gerichte. In diesem 
Rahmen war es immer ein unbestrittener 
Grundsatz, daß die Verwaltung der Gesetz­
gebung verantwortlich 'ist. Das ist die Theorie. 
In der Praxis sieht es allerdings etwas anders 
aus. Audl das, glaube lich, wurde uns erst 
so richtig seit dem März 1966 bewußt. Seit 
damals stützt, von der Minderheitsregierung 
1910171 abgesehen, eine mit absoluter Mehr­
heit ausgestattete Regierungspartei die Bun­
d esregi erung. 

Ich erinnere mich sehr genau - und es 
sind viele da, .die das genauso wissen, wd'e 
ich -, daß in der ersten Zeit der OVP­
Alleinregierung versucht wurde, zu argumen-

tieren, auch die Regierungspartei als Teil des 
Parlamentes habe die Bundesregierung zu 
kontrollieren und, wo notwendig, auch zu kri­
tisieren. Ich glaube, daß wir mittlerweile alle 
zur Kenntnis genommen haben, daß der Regie­
rungspartei, und damit bestätige ich das, was 
Dr. Fischer zum Beispiel vor einiger Zeit 
zitiert hat, denn doch in erster Linie dazu 
berufen ist, das Regierungsprogramm durch­
zusetzen. Das galt für di:e OVP-Alleinregie­
rung genauso, wie es heute für die SPO-Allein­
regierung gilt. 

Aber damit ist auCh die Problematik der 
VerantwortliChkeit der Regierung ge9'enüber 
dem Parlament aufgeworfen. Es kann doCh 
wirkliCh niemand erwarten, daß bei Vorhan­
densein einer mit absoluter Mehrheit aus­
gestatteten Regierungspartei einem von die­
ser Regierungspartei gestellten Regierungs­
mitglied womöglich das parlamentarische 
- ich betone das "parlamentarisChe" - Miß­
trauen ausgesprochen wird. Die beiden gro­
ßen Parteien haben mittlerweile die sehr 
unterschiedliChen Rollen der Regierungs- und 
der Oppositionspartei kennengelernt. Es 
könnte daher eigentlich gar niCht so .schwer 
sein, diie Fragen, die ich jetzt behandeln 
möchte, nicht vom Standpunkt der Opportuni­
tät oder vorn jeweiligen Standort als Regie­
rungspartei oder als Oppositionspartei, son­
dern ausschließlidl von der demokratisChen 
Verantwortung her, die ja gerade den Volks­
vertretern aufgetragen ist, zu sehen und auch 
zu diskutieren. 

Ich gehe davon aus, daß das Parlament eine 
zweifache Aufgabe hat: die Gesetzgebung und 
die Kontrolle. Wir alle wissen, daß die Ge­
setzgebungsrolle des Parlaments - ich spreChe 
jetz,t niCht allein vorn österreichischen Parla-· 
ment - stark eingeschränkt ist; aus den ver­
sdliedensten Gründen sind diese Möglichkei­
ten besChränkt. Man spricht ja von der Rolle 
des Notars. ICh persön~iCh habe niChts da­
gegen, daß die Notare stark eingeschaltet 
werden. Aber wir sind leider Gottes jetzt 
mehr GesetzesbesChließer als Gesetzesinitia­
toren. Das mag bedauerlich sein, darüber 
wurde viel geschrieben und viel diskutiert. 
Ich verweise zum Beispiel auf dde sicherlich 
interessanten Ausführungen Dr. Pittermanns 
und Dr. Neissers erst vor wenigen Wochen 
in verschiedenen Zeitungen. Es handelt sich 
hiebei um ein Faktum. Diese Entwicklung ist 
nicht von heute auf morgen gekommen, nicht 
von ungefähr, aber dieses Faktum haben wir 
zur Kenntnis zu nehmen, ob es uns paßt oder 
nicht. 

Das heißt also, daß bei Schwächung einer 
der beiden Säulen, auf denen das Gebäude 
der Parlamente ruht, die andere, nämlich die 
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Kontrolle, gestärkt werden muß. Diese Kon­
trolle muß ausreichende Befugnisse und ge­
nügend Mittel zur Verfügung gestellt bekom­
men. 

Derzeit ist weder das eine nom das andere 
der Fall. Von einer Waffengleichheit zwismen 
Regierung und Parlament kann doch heute 
leider Gottes nidJ.t die Rede sein. 

Ich möchte jetzt gar nicht in Details ein­
gehen, aber ich möchte doch darauf verweisen, 
daß Möglichkeiten für qualifizierte Minder­
heiten - um nur einige Beispiele anzufüh­
ren - in der Frage etwa des Enqueterem­
tes, in der Frage der AnfeChtung von Gesetzen 
beim Verfassungsgerichtshof, in der Frage der 
Einsetzung parlamentarischer Untersuchungs­
aussmüsse oder was Anträge beziehungsweise 
Aufträge an den Rechnungshof wegen Uber­
prüfung verschiedener Vorfälle anbelangt, un­
bedingt geschaffen werden müssen, wenn wir 
ernsthaft von der Ausgestaltung der Kontroll­
red1te des Parlamentes reden wollen. 

Diese Fragen, meine Damen und Herren 
- vielleicht wird uns das gar niCht ganz 
leichtfallen -, müssen wir völlig abseits 
der jeweiligen Situation, in der wir uns ent­
weder als Regierungspartei oder als Oppo­
sitionspartei befinden, sehen. Ich weiß, nicht 
zuletzt aus eigener Erfahrung, daß es gar 
nicht leicht ist, sich völlig aus der Rolle, 
in der man sich momentan befindet, zu lösen 
und diese Fragen nicht bloß als Regierungs­
oder als Oppositionspolitiker zu sehen, son­
dern ganz schlicht und einfach als Demokrat. 

NatürliCh ist es für eine Regierungspartei 
wesentlich bequemer, wenn sie niCht in allem 
und jedem von der Opposition hart und unab­
lässig kontrolliert wird. Das wäre mir als 
dem damaligen Klubobmann in der Zeit von 
1966 bis 1970 auCh wesentlich lieber und 
sympathisCher gewesen. 

Meine Damen und Herren! Es geht aber 
hier nicht um Fragen der Bequemlichkeit 
- die Demokratie list nun einmal keine be­
sonders bequeme Regtierungsform -, sondern 
es g"eht darum, daß der Wähler jederzeit das 
Gefühl haben kann, daß die MaCht, die ja 
letzten Endes er verliehen hat, ständig unter 
Kontrolle gehalten wird und daß sie nicht 
mißbraucht werden kann. (Beifall bei der 
OVP.) 

Es geht hier audl nicht um Fragen der 
Taktik oder der Opportunität, es geht um 
fundamentale Fragen, von deren positiver 
Beantwortung nicht zuletzt die Funktions­
fähigkeit und damit die Daseinsberechtigung 
der parlamentarischen Demokratie abhängt. 

Wenn wir uns daher zur parlamentar,isChen 
Demokratie bekennen - und IlIiemand ,ist in 
diesem Saal, der das nicht täte -, dann, 
meine Damen und Herren, und das ist jetzt 
wirklich mein Appell an alle Mitglieder die­
ses Hohen Hauses, reden wir nicht länger 
über die gegebenen MögHchkeiten und Not­
wendigkeiten: dann handeln wir und schaffen 
wir aus unserem Parlament jenes Instrument, 
das in der Lage ist, jene Rolle auCh wirklich 
zu spielen, die ihm in der parlamentar.ischen 
Demokratie des ausgehenden 20. Jahrhunderts 
zukommt! 

Die Vorarbeiten dazu sind geleistet. Die 
Wlissenschafter und die Politiker haben siCh 
eingehend mit diesem Fragenkomplex be­
schäftigt und haben die Entscheidungsgrund­
lagen geschaffen. Die Notwendigkeit der 
parlamentarischen Kontrolle der vollziehen­
den Gewalt ist, glaube iCh, völlig unbestritten 
und geradezu eine Lebensfrage für die parla­
mentarisChe Demokratie. Sie kann aber nicht 
dem Belieben der jeweiligen Regierungspartei 
überlassen werden. Zwangsläufig fällt diese 
Aufgabe der Opposition zu. Sie, die Oppo­
sdtion, muß in die Lage versetzt werden, daß 
sie d·ieser Aufgabe auCh gerecht werden kann. 

Das ist meine Auffassung: Alles ist voll­
kommen klar. Die Sache ist entsmeidungsreif. 
Es bedarf nur mehr dieser Entscheidung selbst. 
Meine Damen und Herren! Diese Entscheidung 
ist uns aufgetragen, und niemand IlJimmt uns 
d.iese Entscheidung ab. Treffen wir daher diese 
Entscheidung gut und bald. Ich glaube, daß 
das im Interesse einer Verlebendigung der 
Demokratie in Osterreich gelegen wäre. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 
Er hat das Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Dr. WHhalm! Zuerst eine 
Feststellung zur Frage der Alternativen. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß Sie .ln der 
Zeit 1966 bis 1969 von uns nicht nur Alter­
nativen verlangt haben, sondern daß Sie sogar 
ein Alternativbudget verlangt haben, wobei 
Sie sicherlich gewußt haben - und Sie haben 
das sofort, als Sie in der Opposition waren, 
erklärt -, daß eine Opposition dazu nie in 
der Lage ist. 

Warum haben Sie es auch getan? Nicht nur 
weil es berechtigt ist, von einer großen Partei 
zu verlangen, daß sie dhre Vorstellungen 
kundtut, sondern auCh um sie !in ihrer Kritik, 
in der Glaubwürdigkeit ihrer Kritik zu er­
schüttern, um zu zeigen, daß sie es nicht 
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besser könne. Das haben Sie vier Jahre von 
uns verlangt. Sie haben Alternativen bekom­
men. 

Sie haben von sich aus sofort gesagt: Bin 
Alternativbudget - so etwas geht rein tech­
nism nicht!, und haben keine Alternativen 
dargelegt. 

Nun zu einem anderen Problem. Ich darf 
an den 8. Juli dieses Jahres erinnern, als wir 
einen ganzen Tag über Ihre Vorwürfe im Zu­
sammenhang mit der ErDichtung der UNO­
City diskutiert haben. Sie haben selbst das 
Wort ergriffen und haben ermahnende Worte 
an mich gerichtet. Gar nichts dagegen einzu­
wenden, wenn ein älterer Parlamentarier an 
einen jüngeren solche Ermahnungen richtet. 
Aber was ist dann zwei Tage später gesche­
hen, als ob es die Diskussion am Samstag 
nicht gegeben hätte? - Dieselben Verdächti­
gungen, die am Samstag ausführlich diskutiert 
wurden und von Ihnen nicht zu halten waren, 
wurden in einer längst vorgedruckten Bro­
schüre namens des OVP-Klubs - also auch, 
nehme ich an, in Ihrem persönlichen Namen­
der Offentlichkeit präsentiert. Waren es am 
Samstag noch Verdächtigungen, so würde ich 
glauben, daß das im normalen Sprachgebrauch 
ab Montag, dem 10., eine Verleumdung war. 

Nun zur Frage der Spielregeln. Bei dieser 
Diskussion über die UNO-City hieß es: Ver­
fassungsbruch, Amtsrnißbrauch - also straf­
rechtliche Tatbestände. Dasselbe am vergan­
genen Mittwoch. Heute, aber nicht zum ersten 
Mal - also so gesehen könnte man sagen, 
nicht einmal erwähnenswert mehr -, lin den 
Ausführungen des Klubobmannes mehrfach: 
Irreführung, Täuschung, Manipulation - Herr 
Abgeordneter Dr. Kohlmaier! -, Halbwahr­
heiten. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Und nun sagen Sie, .ich könne aus meiner 
Haut nicht heraus. Ich bekenne mich dazu, 
daß dch nach zweieinhalbjähriger Tätigkeit 
hier noch immer auf strafrechtlich zu verfol­
gende Vorwürfe oder auf ehrenbeleidigende 
Vorwürfe dieser Art nicht mit einer Elefan­
tenhaut, sondern empfindliCh reagiere. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Ich war selbst einige Jahre oppositioneller 
Abgeordneter und hatte oft Gelegenheit, 
meine Fraktion unten am Rednerpult zu ver­
treten. (Ruf bei der OVP: Das wäre auch 
heute besser!) Aber Sie werden sich erinnern, 
daß Sie diesen Vokabelschatz in meinen Aus­
führungen nicht finden. 

Ich bekenne mich zu einer harten Sach­
kritik, aber ich bitte um Verständnis, daß 
man derartige einerseits strafreChtlich zu ver-

folgende Vorwürfe, andererseits jedenfalls 
schwer ehrenrührige entschieden auch von der 
Regierungsbank aus zurückweisen darf und 
daß das in der Geschäftsordnung gedeckt list. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO. - Ruf bei 
der OVP: Wahrheitsbeweis!) 

Zur Frage der Polemik: Ich bekenne mich 
zur Geschäftsordnung ebenso wie zu den un­
geschriebenen Gesetzen, von denen ich meine, 
daß sie in einem Parlament oft wichtiger sind 
als die geschniebenen. Man könnte jetzt lang 
diskutieren, wer wann wo sich dann nicht 
daran hält. Das kann immer wieder vorkom­
men. Aber mir ist ebenso aufgefallen, daß Sie 
immer dann, wenn ich ein Argument bringe, 
das Ihnen unangenehm ist, und seien es nur 
nackte und nüchterne Zahlen, der Vorwurf der 
Polemik erheben. (Zustimmung bei der SPO. -
Rute bei der OVP: Also das . . . 1) Sie haben es 
heute ... (Abg. Dr. W i t ha 1 m: Wann war 
das der Fall? - Abg. Dr. Kor e n: Unter 
Beweis stellen! J Am Beispiel des Brotpreises 
habe ich festgestellt, daß jedenfalls die Er­
höhung des Brotpreises nicht auf. einen 
Wunsch der Bundesregierung zurückgeht. Das 
ist eine nüchterne Feststellung. (Abg. Doktor 
Kor e n: Aber es ist eine Konsequenz Ihrer 
Politik! - Zwischenruf des Abg. W i t haI m.) 
Ich komme noch auf andere Preise zurück. 

Und nun zu dem Vorwurf - denn das ist 
ein Vorwurf, Herr Abgeordneter -, der 
OECD-Bericht sei ein Regierungsbericht. Sie 
waren selbst in Ihrer Eigenschaft als Vlize­
kanzler in dem Bereich tätig, dn dessen Kompe­
tenz die Frage der OECD gehört, nämlich im 
Bundeskanzleramt. Ich kann mir nicht vor­
stellen, daß Ihnen dabei nicht zur Kenntnis 
gelangt ist, wie der OECD-Bel'iCht entsteht. 
Er entsteht durch eine Analyse und durch 
eine unabhängige Beurteilung der OECD in 
Paris - natürlich auf Grund der aus dem 
Inland stammenden Zahlen. (Bewegung bei 
der OVP.) Ja, aus welchen Zahlen soll er 
denn sonst entstehen? Er entsteht aus jenen 
Zahlen, die das Finanzministerium, das Stati­
stische Zentralamt und das Institut für Wirt­
schaftsforschung zur Verfügung stellen. 

Das ist so: Wer macht eine Bilanz? Macht 
sie der Buchhalter, der sorgfältig die Fakten 
aufzeichnet, oder macht sie jener, der bilan­
ziert und die Bilanzanalyse vornimmt? Und 
ist es dann die Bilanz des Buchhalters oder 
jenes, der sie tatsächlich erstellt hat, wenn 
sie mir den Vergleich gestatten. 

Also bei der Lieferung der Zahlen ist die 
Bundesregierung gewissermaßen derjenige, 
der das Material zur Verfügung stellt. Aber 
die Analyse, die Beurteilung und die Empfeh­
lung ist eine Sache der unabhängigen OECD, 
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und daher ist es völlig unrichtig, von einern 
Regierungsbericht zu sprechen. (Zustimmung 
bei der SPD.) 

Zur Frage der relativen Stabilität. Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneterl In keiner Phase 
hatte es eine absolute gegeben. Es heißt also 
Illusionen zu wecken, im guten Glauben oder 
wider besseres Wissen, wenn man den Ein­
druck erweckt, es wäre eine absolute Stabili­
tät möglich. Am allerwenigsten ist das in 
einer solchen Zeit möglich. 

Aber daß es Ihnen gelungen wäre, eine 
größtmögliche StabHität bei Vollbeschäftigung 
zu erzjelen, ist nicht zutreffend. Ich' darf Sie 
an das Jahr 1967 erinnern. Sie kommen selbst 
auf Ihrer Fahrt von Wolkersdorf nach Wien 
und zurück durch Floridsdorf, durch meinen 
politischen Bezirk. In dieser Zeit waren 
4000 ,industrielle Arbeitsplätze unmittelbar 
bedroht. Ein Großteil list auch verlorengegan­
gen, und ein Großteil der Firmen hat zusper­
ren müssen. 

Ich erinnere an die Bauwirtschaft, die in 
dieser Zeit eine partielle Arbeitslosigkeit 
hatte und sich erst etwa 1970 von diesen 
Rückschlägen erholt hat. 

In Zahlen ausgedrückt - ich bitte, mir diese 
Zahl jetzt nicht als Polemik zu werten - hat 
der Beschäftigtenstand seither um gut 100.000 
oder etwa 100.000 zugenommen. Also daß es 
damals eine Vollbeschäftigung gegeben hätte, 
ist sicherlich nicht zutreffend. (Ruf bei der 
OVP: Aber keine Arbeitslosen!) Freilich hat 
es Arbeitslose gegeben, schauen Sie sich bitte 
die Zahlen an! (Widerspruch bei der OVP. -
Abg. Dr. W i t h alm: Die gibt es heute genau­
so wie damals!) 

Und nun zur Preissteigerungsrate: Ich gebe 
gerne zu, daß sich die Hausfrau keine Gedan­
ken macht über internationale WirtSichafts­
zusammenhänge und auf dem Standpunkt 
steht, daß s:ich ihre Situation darin zeigt, was 
sie beim Einkauf beim Kaufmann bekommt. 
Das gebe ich gerne zu. Das ist auch das beson­
dere Problem, die Situation, in der wir uns 
befinden - nicht nur wir in Osterreich, son­
dern das ist ,in allen Industriestaaten so. 

Der wesentliche Unterschied, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Dr. Withalm, zu der Zeit 
1966 bis 1969 ist doch der, daß wir damals ein 
geringeres Maß an relativer Stabilität trotz 
niederer absoluter Rate hatten, weil inter­
national gesehen die Preissteigerungsrate ge­
ringer war als in Osterreich und in den letz­
ten Jahren das eben umgekehrt war. (Beifall 
bei der SPO. - Widerspruch bei der OVP. -
Abg. G 1 ase r: Das glauben Sie doch selber 
nichtI) So unangenehm, so undankbar und so 

schwierig es ist, das zu erklären und darzu­
stellen, ist es doch, glaube lieh, die Pflicht 
jedes Verantwortungsbewußten, eine entspre­
mende Aufklärung vorzunehmen. 

Ich habe die ganze Diskussion verfolgt. Sie 
haben gesagt, Sie sprechen hier als Oster­
reicher. Die Angriffe waren dieselben bei 
4,4 Prozent und bei 4,1 Prozent, wie sie jetzt 
bei 6 Prozent sind, Daß das so ganz uneigen­
nützig, frei von parteipolitischen Interessen 
gewesen dst, kann ich nicht glauben, aber 
vielleicht täusche ich mich darin. 

Und nun ein letztes Wort zum Budget 1913 
und seinem Defizit. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: 
Das letzte Wort ist noch nicht gefallen!) 

Ich darf noch einmal sagen: Sie waren 
Staatssekretär im Finanzministel'ium und ken­
nen die Dinge von daher; Sie waren Vize­
kanzler und kennen sie von dort. Ich bitte, 
doch zu überlegen, bei weldlem Budget eine 
Zollsenkung im Zusammenhang mit dem 
EWG-Arrangement zu verkraften war, von 
dem zu hoffen ist, daß es auch dem Konsu­
menten zugute kommt. Das ist nidlt so selbst­
verständHch, weil auch der Wegfall der Auto­
sondersteuer nicht den Käufern von Autos 
zugute gekommen ist, sondern vom Preis auf­
gesogen wurde. Zu berücksichtigen war eine 
Einkommen- und Lohnsteuersenkung , die 
durchgeführt wurde. Gleichzeitig war - das 
hat Vorteile, aber natürlich durch die Be­
lastung Nachteile - ein Fiinanzausgleich, der 
dem Bund nicht mehr, sondern weniger Mit­
tel bringen wird, zu verkraften. Außerdem 
war eine so einschneidende Maßnahme wie 
die Umstellung auf das Mehrwertsteuersystem 
mit seiner Finanzierungslücke !in der ersten 
Zeit zu verkraften - nicht weil das eine 
gesellschaftspolitische Zielsetzung der Regie­
rungspartei ist, nein, sondern schlicht und ein­
fach, weil es eine Notwendigkeit ist und eine 
Regierung eben auch dann, wenn es unange­
nehm ist, das Notwendige zu tun hat. (Beifall 
bei der SPO.) 

In diesem Limte bitte ich Sie auch, das 
Defizit zu sehen, weil ja 5,5 MiHiarden Schil­
ling zu verkraften waren, die im als Finanz­
minister hätte, wenn alle diese Maßnahmen 
nicht eintreten würden. Das heißt, wenn dch 
mir erlaube, das hypothetisch abzuzüehen, weil 
ja diese Maßnahmen getroffen wurden, ergibt 
das ein Budgetdefizit von 5,7 Milliarden Schil­
ling, welches jedenfalls geringer list als die 
Schuldentilgungen und die Zinsen, die für 
früher eingegangene Verpflichtungen zu lei­
sten sind. 

Und nun noch etwas zum Defizit. Es wurde 
gesagt, es sei das höchste Defizit. 
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"Die traditionelle Auffassung, die konjunk­

turpolitische Rolle des Budgets könne allein 
aus dem Saldo des Staatshaushaltes abge­
lesen werden, ist leider immer noch weit ver­
breitet. Narn dieser allzu vereinfarnenden 
Vorstellung wäre der heuer präliminierte Ab­
gang als konjunkturverstärkend zu bezeich­
nen. Diese rein statische Betrachtungsweise 
wird den vielfältigen Wirkungen des Staats­
haushaltes aber nicht gerecht. Die Beurteilung 
muß sich beziehen auf: 

die Höhe und Veränderung des Ausgaben­
und Einnahmenvolumens, 

die Struktur und Strukturänderungen der 
Einnahmen und Ausgaben, 

die Finanzierungspolitik und 

die praktische DurChführung des Budgets. 

BerücksiChtigt man all diese Faktoren, dann 
ergeben säe, daß der Haushalt 1970 eher kon­
junkturneutral angelegt ist." (Rufe bei der 
avp: Eher! Nur eher!) Ja, eher. Haushalt 
1970! Das war die Budgetrede des Abgeordne­
ten Dr. Koren im Herbst 19691 (Heiterkeit und 
Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Sekanina. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Sekanina (SPU): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl 
Die erste Lesung des Bundesfinanzgesetzes 
1973 gibt den Abgeordneten zum österreichi­
schen Nationalrat Gelegenheit, grundsätzLiche 
politische Standpunkte auszusprechen (Abg. 
S te i n e r: Und Hausdurchsuchungen zu ver­
teidigen!), gibt den Oppositionsparteien die 
Mög~ichkeit, ihre Meinung zur Tätigkeit der 
Bundesregierung auszusprechen. Wenn Sie 
gemeint haben, verehrter Herr Abgeordneter, 
daß es auch die Gelegenheit bietet, Haus­
durchsuchungen zu verteidigen, dann darf 1ch 
Ihnen sagen: Ich habe die Absicht, hier einEm 
Vorwurf, der gegen eine Körperschaft erhoben 
wurde, die immerbin eine Million Versicherte 
zu vertreten hat, zu entkräften. 

ICh kann mir vorstellen, daß für Sie, meine 
Damen und Herren der OsterreiChischen 
Volkspartei, durdlaus nicht angenehm ist, 
wenn man Ihnen das vorhält, was Sie in dem 
Zusammenhang mit dieser Angelegenheit ge­
tan haben. Der Klubobmann der UsterreiChIi­
sdlen Volkspartei, Herr Dr. Koren, und zu­
letzt auch der Herr Abgeordnete Dr. Withalm 
haben sich mit dieser Angelegenheit doch sehr 
umfangreich beschäffJigt. Es erscheint mir sinn­
voll und zweckmäßig, daß ich die Gelegenheit 
wahrnehme, um von unserer Warte aus als 
Körperschaft, als Sozialversicherungsträger, 

aber auch ich persönlich als der dort gewählte 
Obmann zu dieser Angelegenheit Stellung 
zu beziehen. 

Erlauben Sie mir, meline Damen und Herren, 
einmal eine grundsätzliche Bemerkung: Die 
Wiener Gebietskrankenkasse als Kranken­
versicherungs- oder Sozialversicherungsträger 
ist gemäß § 32 des Allgemeinen Sozialver­
sicberungsgesetzes eine Körperschaft des 
öffentLichen Rechtes mit eigener Rechtspersön­
lichkeit, und Slie genießt demzufolge auch ge­
mäß § 492 StG als gesetzlidl anerkannte 
Körperschaft Ehrenschutz. Dieser Samverhalt 
ist auch die Grundlage und di'e Ursache einer 
Vorgangsweise, die von Ihnen, meine Damen 
und Herren, aus politischen Uberlegungen in 
ein Lidlt gerückt wird, von dem ich behaupten 
möchte, daß es ein falsches Limt ist. 

Herr Dr. Withalm! Ich stehe nicht an, zu 
behaupten, daß ich als der nicht nur an Lebens­
jahren jüngere Abgeordnete, sondern audl an 
Dienstzeit, wenn ich das so formulieren darf, 
jüngere, aber immerhin mit einer Angehörig­
keitszeit von zehn Jahren in diesem Hohen 
Hause gerne bereit bin, Erklärungen, Aufklä­
rungen entgegenzunehmen. Ich erlaube mir 
nur, diese Erklärungen dementsprechend zu 
analysieren. Sie haben, Herr Dr. Withalm, 
in Ihren Bemerkungen hier den Versuch 
unternommen, mit gewohnter Routine den Ab­
geordneten der Sozialistischen Partei Oster­
reichs ,in diesem Hohen Hause einen Vortrag 
über Demokratie zu halten. Ich möchte fragen, 
woran denken Sie, Sie und Ihre Fraktions­
kollegen, wenn Sie in Ihren Klubräumen das 
Bild des Dr. Dollfuß sehen? Denken Sie da 
auch an Demokratie und an ähnLiche Dinge 
mehr, Herr Dr. Withalm? (Abg. Dr. W i t­
haI m: Ein Mann, der tür Ost erreich ermor­
det wurde!) W,ir als Sozia)istisme Partei haben 
es nicht notwendig, von Ihnen Vorträge über 
Demokratie zu hören. (Beifall bei der SPO.) 

Wir haben, Herr Dr. Wäthalm, und auch für 
Ihre Fraktionskolleginnen und -kollegen sage 
im das, in unserer jahrzehntelangen Ge­
schichte durchaus eindeutig und kontrollier­
bar bewiesen, daß wdr auf der Seite der Demo­
kratie stehen. Das können Sie nicht wider­
legen. Ich glaube, das sagen zu dürfen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Wenn Sie nun hergehen, Herr Dr. Withalm, 
und diese Frage in e'iner durchaus möglidlen 
objektiven Art und Weise behandeln und hier 
mit viel Nachdruck und mit viel Energie - um 
Ihre Worte zu gebrauchen - uns vorwerfen, 
daß wir hier empfindlidl reagiert, daß wir 
zimperlich reagiert hätten ... (Abg. Dr. W i t­
haI m: Die Zeitung hat das geschrieben!) Ja, 
Sie haben die Worte verwendet, Herr Dr. Wit-
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halm, daher muß ich mich auf Ihre Ausagen 
beziehen, wenn Sie auch meinetwegen Zeitun­
gen zitiert haben. 

Ich darf mir beli der Gelegenheit vorher aber 
auch noch eine Bemerkung erlauben. Ich zähle 
mich zu jenen Abgeordneten dieses Hohen 
Hauses, die nachweisen können, daß sie zu 
den Repräsentanten und Vertretern der öster­
rekhischen Presse nicht nur in dieser Funk­
tion, sondern auch in anderen Funktionen 
bisher ein ausgezeichnetes Verhältnis hatten. 
Ich habe gestern im Fernsehen, verehrter Herr 
Abgeordneter, das getan, wozu ich als Ob­
mann der Wiener Ge'bietskrankenkasse durch 
einen Amtseid verpflichtet bin, nämlich Vor­
würfe gegen diese Körperschaft, die nicht zu­
treffend sind, zurückzuweisen und das An­
sehen und die Ehre dieses Instituts zu vertre­
ten. (Beifall bei der SPO. - Abg. 0 f e n­
böe k: Was ist das für ein Ansehen, wenn 
Sie Hausdurchsuchungen vornehmen und Be­
schlagnahmungen?) Herr Kollege Ofenböck, 
Sie reden nur von einem Teil. Sie reden nicht 
vom anderen Teil, weil der andere Teil in Ihr 
politisches Konzept nicht paßt. Sie haben es 
anscheinend durchaus gern gesehen, daß in 
den Zeitungen stehen könnte, daß die Wiener 
Gebietskrankenkasse als Versicherungsträger 
in betrügerischer Absicht handelt, und gegen 
das haben wir uns gewehrt, weil es unser 
Recht ist und weil lich dazu verpflichtet bin. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Aber die Mittel!) 

Darf ich Ihnen, Herr Dr. Kohlmaier, bei 
der Gelegenheit auch folgendes sagen: Wenn 
ich nicht irre, sind Sie freigestellter Sozial­
versicherungsangestellter. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Karenzurlaub!) Oder beurlaubter, um 
die richtige Formulierung zu gebrauchen. Das 
heißt, Sie sind also im Bereiche der Sozial­
versicherung viele Jahre tätig gewesen. Sie 
haben gestern - ich werfe Ihnen das vor -, 
weil- es in Ihr politisches Konzept paßt, der 
Offentlichkeit einen Satz vda Fernsehen über­
mittelt, der eigenUich attraktiv klingt. Sie 
haben gesagt: Es ,ist anzunehmen, daß es der 
Sekanina gewesen ist, der veranlaßt hat, daß 
solches geschehen kann. (Abg. Dr. W i t­
haI m: Verantwortlich ist der Obmann, das 
ist doch völlig klar!) Herr Dr. Withalm, Ihre 
Attacke war unnütz. Ich habe das nicht be­
stritten, was Sie gesagt haben. 

Ich wollte ja nur das zitieren, was nach 
meinem Dafürhalten Herr Dr. Kohlmaier falsch 
gesagt hat. Er :ist ja Sozialversicherungsange­
stellter, derzeit beurlaubter, und daher müßte 
er wissen, wie das in den Sozialvers'icherungs­
trägern gehandhabt wird, auf welcher Grund­
lage die Tätigkeiten der verantwortlichen 
Funktionäre durchgeführt werden. Dr. Kohl-

maier sage das, weil es ins Konzept paßt, weil 
ja wahrscheinlich etwas in der Offentlichkeit 
hängenbleibt. Es geht Ihnen ja nicht nur um 
diese Angelegenheit. Es geht Ihnen darum, 
der Offentlichkeit möglichst laufend zu doku­
menhleren, wie die Sozialistische Partei und 
ihre Funktionäre die Pressefreiheit in Oster­
reich mit Füßen treten. Und das dst falsch, weil 
das Demagogie ist, weil das nicht zutrifft, weil 
Sie hier die Unwahrheit sagen, meine Damen 
und Herren. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
o t e n böe k: Das haben wir alles genauso 
erlebt! - Abg. Dr. S eh w i m m er: "Kronen­
Zeitung"!) 

Herr Dr. Kohlmaier sagte gestern: Diese 
Vorgangsweise des Obmannes der Wiener 
Gebietskrankenkasse - also des Abgeordne­
ten Sekanina - ist durch kein Gremium ge­
deckt. 

Sie müßten wissen: Erstens einmal wie die 
Eidesformel lautet. Als beurlaubter Sozial­
versdcherungsangestellter dürfte Ihnen das ge­
läufig sein. Herr Dr. Schwimmer, Sie werden 
das sicher auch wissen, weil Sie auch Mit­
gl'ied der Hauptversammlung der Wiener Ge­
bietskrankenkasse sind (Abg. Dr. S eh w i m­
me r: Ich bin auch angelobt!), Sie haben lin 
meine Hand das Gelöbnis geleistet, wenn ich 
Sie daran erinnern darf. Und Sie werden bei 
diesem E~d auch inhaltlich wissen, daß der 
Obmann dieses Instituts verpflichtet ist ..• 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das Pressegsetz zu 
achten!) - natürlich, ohne Differenzen, Herr 
Dr. Kohlmaier -, unter anderem auch, das 
Ansehen des Versicherungsträgers zu wahren. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Dem haben Sie mit 
dieser Aktion geschadet! - Abg. Dr. W i t-
11 alm: Dagegen ist ja gar nichts einzuwen­
den! Aber Sie haben Hausdurchsuchung be­
antragtl) Ich weiß, daß das nicht angenehm ist, 
und ich weiß, daß es der OVP nicht gelegen 
kommt, wenn die Offentlichkeit über die wah­
ren Zusammenhänge informiert wird. Ihnen 
geht es nur darum, etwas zu produzieren, das in 
der Offentlichkeit hängen bleibt, daß auf jeden 
Fall die Sozialistische Partei und ihre Funk­
tionäre in ihrem Ansehen herabgesetzt wer­
den. Herr Dr. Withalm, Sie haben sich sehr be­
müht, das der Offentlichkeit kundzutun. (Abg. 
Dr. W i t haI m: Es geht uns ausschließlich 
darum festzustellen, wer die gesetzwidrige 
Hausdurchsuchung beantragt hat! Bekennen 
Sie sich dazu oder nicht?) Ich werde Ihnen 
eine konkrete Antwort geben. Es wäre nur 
politisch fair von Ihnen gewesen, Herr Doktor 
Withalm, auch von Ihrem Klubobmann Doktor 
Koren und möglicherweise von allen anderen 
Rednern der OVP, die heute noch dazu Stel­
lung beziehen, wenn Sie gesagt hätten, nur 
mit einer einzigen Andeutung: Die Behaup-
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tung, daß die Wiener Gebietskrankenkasse 
betrügerische Absichten betreIbt, ist durchaus 
deplaciert gewesen. Das wäre sehr fair von 
Ihnen gewesen. Aber Ihnen geht es ja nicht 
darum, sondern Ihnen geht es noch einmal 
darum, daß Sie möglichst viel politisches Kapi­
tal aus dieser Frage schlagen können. An­
scheinend haben Sie keine anderen Probleme 
zu bewältigen. Daher beschäftigen Sie sich 
ausschließlich mit dieser Frage. (Abg. Doktor 
W i t hai m: Ist das für Sie ein ganz neben­
sächliches Problem, ob eine gesetzwidrige 
Hausdurchsuchung beantragt wird?) 

Herr Dr. Schwimmer oder welcher Abge­
ordnete von Ihnen diesen Zwischenruf ge­
macht hat, ich darf Ihnen noch einmal sagen: 
Die Sozialistische Partei tritt uneingeschränkt 
für die Pressefreiheit ein. (Abg. G las e r: 
Das hat man gesehen! - Abg. Dr. S c h w i m­
me r: Rundfunk und "Kronen-Zeitung"! -
Abg. GI ase r: Die "Kronen-Zeitung" woll­
ten Sie ausräuchern!) Dazu brauchen wir von 
Ihnen wirklich keine Aufforderung. (Beifall 
bei der SPO.) 

Wenn der Rundfunk über Sie berichtet, 
wenn der ORF etwas sagt, was nicht ganz in 
Ihr Konzept paßt, gibt es haufenweise Briefe 
an den GeneraUntendanten, Sie erheben Be­
schwerden, weil er sich erlaubt hat, einmal 
etwas anderes zu tun als das, was Ihnen 
gepaßt hätte. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: Das 
Rundiunkgesetz bleibt von uns unangetastetl) 

Die niederösterreichische Ausgabe des 
"Volksblattes" schrieb am 19. Oktober: "Ärzte 
werfen Kassen Betrug vor", und sie war im 
weiteren Text ,im Gegensatz zu den anderen 
Zeitungen. Weder die "Kleine Zeitung" Graz 
noch der "Kurier" hat das so deutlich wie Ihre 
Zeitung geschrieben, und deswegen konnte 
ich mich nur mit Ihrer Zeitung beschäftigen. 
Sie haben wörtlich gesdlrieben: Die Wiener 
Gebietskrankenkasse list es, der man diese 
betrügerischen Absichten vorwirft. (Abg. Dok­
tor W i t hai m: Dann wehren Sie sich da­
gegen! Das ist ja richtig. Aber warum haben 
Sie eine Hausdurchsuchung gemacht? Diese 
Frage beantworten Sie!) 

Was ist dann weiter geschehen, Herr Doktor 
Withalm, damit Sie über den Vorgang infor­
miert sind? (Abg. Dr. Kr eis k y: Hören Sie 
zu, Herr Dr. Withalm!) In der weiteren Folge 
hat der verantwortliche Funktionär, Herr Dok­
tor Withalm, das getan, wozu er verpflichtet 
ist, wozu jeder andere auch verpflichtet ge­
wesen wäre. (Abg. Dr. W i t hai m: Zur 
Hausdurchsuchung, zur gesetzwidrigen Haus­
durchsuchung?) Einen Augenblick! Ich kann 
das nur der Reihe nach beantworten. 

Ich weiß, Herr Dr. Withalm, Sie möchten 
noch immer möglichst viel politisches Kapital 
herausholen. (Abg. Dr. W i t haI m: Na net 
werde ich!) Natürlich, jetzt geben Sie es ja 
zu. Es geht Ihnen nicht um die fachLiche und 
sachliche Frage, es geht Ihnen um den politi­
schen Erfolg aus dieser Angelegenheit. (Abg. 
Dr. W i t haI m: Es geht um die Hausdurch­
suchung!) Aber den werden Sie nicht haben, 
Herr Dr. Wlithalm. Und wenn Sie sich hier 
noch so salbungsvoll herstellen und noch so 
dn gedehnten Sätzen reden, wir kaufen es 
Ihnen nicht ab, daß Sie, der Herr Dr. Withalm, 
und Ihre Parteifreunde uns einen Vortrag 
über Demokratie halten. Das kaufen wir Ihnen 
nicht ab, Herr Dr. Withalm. (Lebhafte Zustim­
mung bei der SPO. - Abg. Dr. W i t hai m: 
Das ist Ihnen unangenehm!) Sie haben es sehr 
oft prakti~iert, was es heißt, sich in Härte aus­
zudrücken. (Abg. Dr. W i t hai m: Sie geben 
keine Antwortl) Wenn Sie Geduld haben, 
Herr Dr. Withalm, werden Sie die Ant­
wort bekommen. (Abg. GI ase r: Bekennen 
Sie sich zu den illegalen Methoden Ihres An­
walts? Ja oder nein?) Kollege Glaser, ich habe 
Verständnis, daß Sie Aktivität zeigen. Den­
ken Sie an Ihren letzten Landesparteitag und 
an das Abstimmungsergebnis. (Abg. GI ase r: 
Das war sehr gut!) Da haben Sie alle Bedürf­
nisse, aktiv zu werden, damit Sie wiederge­
wählt werden. (Beifall bei der SPO.) Herr 
Kollege Glaser, Sfe sind nicht die geeignete 
Person, uns etwas vorzuwerfen. Sie haben den 
Zwischenruf gemacht. Produzieren Sie diese 
Aktivität, sie wird Ihnen sicherliieb bei Ihren 
Parteifreunden niebt schaden. 

Und Ihnen, Herr Dr. Withalm, darf ich fol­
gendes sagen: Ich habe dann das getan, was 
meine Verpflichtung list. (Abg. GI ase r: Wir 
fragen Sie, ob Sie sich von den Wegalen 
Methoden Ihres Anwaltes distanzieren oder 
nichtl) Sie sind schon wieder voreilig, Herr 
Glaser, Ihre Voreiligkeit hat Ihnen schon oft 
geschadet. Sie waren gedankLich schon ~n 
Funktionen, die Sie dann nie bekommen 
haben. Seien Sie daher jetzt bitte nirnt so vor­
eilig. (Abg. Dr. W i t haI m: Nur nicht ab­
lenken!) Nein, ich will ja hinkommen, aber 
der Kollege Glaser läßt mich nicht, er redet 

von "illegalen Methoden". 
Ich habe als Obmann der W!iener Gebiets­

krankenkasse dem Büro den Auftrag gege­
ben ... (Abg. Dr. W i i haI m: Jetzt wird es 
interessant!) Wenn Sie gewartet hätten, Herr 
Kollege Woithalm, wäre ich schon ein paar 
Minuten früher zu dem gekommen, was Sie 
jetzt hören werden. Ich habe dem Büro pflicht­
gemäß den Auftrag gegeben, sieb mit unserem 
Rechtsvertreter ins Einvernehmen zu setzen 
und zu beurteilen, ob auf Grund dieser 
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Schreibweise und auf Grund der Gesetzes-I illegale Meth?den Ihres ~nwaItes!) Es 'ist I~r.e 
lage, in der wir uns als Versicherungsträger AngelegenheIt, wenn SIe durch Ihre pohb­
befinden, eine ehrenrührige Handlung festzu- schen Aktivitäten nun die Vorgangsweise 
stellen ist. Daraufhin hat der Rechtsanwalt eines Richters einer entsprechenden Kritik 
die entsprechenden Uberlegungen angestellt unterziehen. Wir werden einen unabhängigen 
und die entsprechenden Maßnahmen eingelei- RJichter nicht beeinflussen, wir werden ihn 
tet. (Abg. Dr. W i t h alm: Von denen er durd1 keinerlei Maßnc.hmen beeinflussen, er 
selbst die Uberzeugung hatte, daß sie illegal wird zu entscheiden haben! (Beifall bei der 
waren!) Das ist für mich nicht maßgebend SPO. - Abg. Dr. W j i haI m: Dann stellen 
(Oho-Rufe bei der OVP), für mich ist maß- Sie keine illegalen Anträge!) Und wenn die 
gebend, welche Vorgangsweise meinerseits Entscheidung des Richters rechUich nicht ge­
praktiziert wurde. deckt ist, Herr Dr. Withalm (Abg. Doktor 

Ich habe den Auftrag gegeben, das zu prü­
fen, der Rechtsanwalt hat das getan und hat 
beim zuständigen Gericht Anträge gestellt. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Gesetzwidrige! -
Abg. Dr. W i t h alm: Gegen das Gesetz!) 
Und nun kommt der AugenbLick, wo sich der 
Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse, 
nachdem das Gericht damit beschäfttigt wurde, 
nicht mehr einzumengen hat. (Abg. Dr. W i t­
haI m: IJJega] ist das!) Der unabhängige Rich­
ter hat zu entscheiden, und es ist anscheinend 
Ihre Absicht, diesen unabhäng:igen Richter 
hier dn asterreich unter Druck zu setzen. (Abg. 
Dr. Sc h w i m me r: Das ist eine bodenlose 
Unterstellung! So können Sie von der Illegali­
tät nicht ablenken!) Aber das machen wir 
nicht. (Beifall bei der SPO.) Wir lehnen die 
Methode, die Sie praktiZlieren, ab. Wir wehren 
uns dagegen, daß ein unabhängiger Richter 
in diesem Staate durch Ihre Aktivitäten unter 
Druck gesetzt wird! Das lehnen wlir ab. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) Daher iden­
Hfizieren wir uns nicht mit Ihrer Methode, 
denn das ist eine falsche Methode, das wider­
spricht der Rechtsauffassung der gesamten 
österreichischen Bevölkerung. (Andauernde 
Zwischenrufe bei der OVP. - Gegenrufe bei 
der SPO.) 

Es ist nicht meine Aufgabe, Herr Doktor 
Withalm (Abg. Dr. W i t haI m: ... dem Rich­
ter den Schwarzen Feter zuzuspielen!), die 
Handlungsweise des Richters von diesem 
Platze aus einer Beurteilung zu unterziehen. 
(Neuerliche lebhafte Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Meine Damen und Herren! Sie haben 
eine Antwort erwartet, Sie bekommen sie, 
Sie können wieder antworten, aber mit Zwi­
schenrufen werden wir die Frage nicht lösen. 
Sie haben vorhin den Herrn Abgeordneten 
Withalm angehört, hören Sie jetzt auch den 
Abqeordneten Sekanina an. 

Abgeordneter Sekanina (fortsetzend): Meine 
Damen und Herren! Das Wort hat in dJiesem 
Falle, wie Sie heute bereits gehört haben, ein 
unabhängiger Richter. (Abg. G las er: Durch 

Kr e j s k y: Aber der Richter entscheidet!), 
wird es ,in diesem Staat Möglichkeiten genug 
geben, daß sich die Betroffenen zur Wehr 
setzen. (Abg. Dr. W i t haI m: Das ist ein 
Antrag gegen das Gesetz! Sie sind ja auch 
ein Jurist! - Abg. Dr. Kr eis k y: Eben des­
halb sage i eh es!) 

Aber jetzt sage ich Ihnen noch etwas Per­
sönliches: Ich habe Ihnen, meine Damen und 
Herren, die Vorgangsweise geschildert. (Abg. 
GI ase r: Eine illegale Entscheidung!) Im sage 
noch einmal: Sie behaupten, daß der Richter 
megal gehandelt hat; das ist Ihre Angelegen­
heit. Sie behaupten das. (Abg. G las e r: Nein, 
wir reden von Ihrem Anwalt! Verdrehen Sie 
mir nicht die Worte im Mund!) Ich verdrehe 
Ihnen kein Wort -im Mund, aber Sie sagen 
permanent, das ist illegal. Wenn diese Vor­
gangsweise so wäre, wiie Sie sie interpretie­
ren, hätte ja der unabhängige Richter seine 
Entscheidung zu treffen. Ich sage Ihnen noch 
einmal: Sie können noch so laut Ihre Meinung 
in Zwischenrufen kundtun, die Unabhängig­
keit des Richters werden wir nicht antasten, 
das überlassen wir Ihnen, meine Damen und 
Herren! (Lebhafte Zustimmung bei der SPO. -
Abg. GI ase r: Ich habe gemeint, Sie können 
Anwalt und Richter unterscheiden!) Ob Sie 
oder ob ich besser deutsch verstehe, wie Sie 
das jetzt gemeint haben, Herr Kollege Glaser, 
das können wir vor einem anderen Forum 
jn Form eines Wettstreites einmal beurteilen 
lassen. (Abg. G las e r: Sehr gern!) Ich glaube 
noch nicht, daß Sie in dieser Frage unbedingt 
Schiedsrichter sein könnten. 

Zum gegenständlichen Fall absdlließend fol­
gende Bemerkung - vielleicht ist das auch ein 
Akt einer gewissen Fa:irneß, den ich bei Ihnen, 
meine Damen und Herren, nicht festgestellt 
habe -: Ich habe diesen Auftrag in meiner 
Funktion als Obmann der Wiener Gebiets­
krankenkasse gegeben. Dieser Auftrag wurde 
in der Ihnen bekannten Form praktiziert. (Abg. 
Dr. W i t haI m: Eine schlechte Form war das!) 
Das vermag ich, soweit es - noch einmal -
den Richter betrifft, nicht zu beurteilen. Das 
können Sie tun I (Abg. Dr. Sc h w i m me r: 
Wir reden von Ihrem Anwalt! - Abg. Doktor 
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W i t haI m: Wenn Sie wenigstens Selbst­
erkenntnis üben, und sagen, daß das unmög­
lich war!) 

Als Politiker hier in diesem Hohen Hause, 
Herr Dr. Withalm, bin ich gerne bereit zu 
sagen, daß ich im Zusammenhang mit der 
Hausdurchsuchung, wenn ich als Person ent­
schieden hätte, diese Vorgangsweise durch­
aus nicht als notwendig angesehen hätte. 
(Abg. Dr. W i t haI m: Was haben Sie denn 
für einen Anwalt?) Ich möchte Ihnen, meine 
Damen und Herren, mit dieser Erklärung 
durchaus beweisen, daß man hier aus funk­
tionellen Gründen eben nicht immer gleich­
artig vorgehen kann. (Abg. Dr. Sc h w i rn­
me r: Haben Sie Ihrem Anwalt schon in die­
ser Frage die Vollmacht gekündigt?) Ich darf 
Ihnen, Herr Dr. Schwimmer, sagen, daß dann 
letztlich ein unabhängiges Gericht zu befinden 
haben wird. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: Haben 
Sie die Vollmacht dem Anwalt gekündigt?) 
Was innerhalb der Wiener Gebietskranken­
kasse geschieht, werden die letztlüh in diesem 
Fall zuständigen Gremien zu beschließen ha­
ben. Das kann im Gegensatz zu anderen Vor­
gangsweisen der Obmann nicht allein. (Abg. 
Dr. Sc h w i m me r: Vollmacht geben können 
Sie - Vollmacht kündigen können Sie nicht?) 
Ich möchte Ihnen, Herr Dr. Schwimmer, gerne 
die Gelegenheit geben, sich über solche Detail­
fragen m1t mir zu unterhalten. Ich glaube 
nicht, daß es unbedingt Gegenstand der j etzi­
gen Diskussion sein muß. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. W i t haI m.) 

Ich habe diesen Fall so geschildert, meine 
Damen und Herren von der Osterreichlischen 
Volkspartei, wie er abgelaufen ist. Ich sage 
noch einmal: Wir wehren uns gegen Verdäch­
tigungen, die man gegen uns als Körperschaft 
ausspricht. (Abg. Dr. W i t haI m: Ja! Rich­
tig! Nichts dagegen einzuwenden!) Wir weh­
ren uns gegen Vorwürfe, die dn dieser Art 
und Weise vorgetragen werden. Möglicher­
weise hat eben Ihr Parteiblatt - das ,ist ja 
eine ausschließliche Parteizeitung - in irgend­
einer Form die Meinung gehabt, daß eine 
solche Ausdrucksweise geeignet sein könnte, 
daß in der Offentlichkeit doch etwas hängen 
bleibt. Um das scheint es Ihnen vielleicht 
gegangen zu sein. (Abg. Dr. W i t haI m: Wir 
wehren uns gegen Ihre Methoden, Herr Kol­
lege Sekanina! - Abg. Li baI: Und wir gegen 
Ihre!) 

Im übrigen aber darf ich feststellen, meine 
Damen und Herren ... (Abg. Dr. W i t h alm: 
Vv'ir wehren uns gegen Ihre Methoden!) Und 
wir wehren uns dagegen, daß man uns Der­
artiges vorwirft! Das ist unser gutes Recht! 
Daher werden wir immer dabei bleiben, Herr 
Dr. Withalm! (Zustimmung bei der SPO.) Sie 

möchten ja von den Fakten gerne ablenken. 
(Abg. Dr. W j t ha 1 m: Nein, zum Kern wol­
len wir kommen, nicht ablenken!) Das sehen 
Sie nicht! Wir haben das in Anspruch genom­
men, was uns reChtlüch zusteht. Ich sage Ihnen 
noch einmal: Ein unabhängiger Richter hat 
entschieden. 

Ich darf zur Schlußbemerkung kommen: Ich 
habe den Eindruck, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei, daß Sie 
natürlich gerne Derartiges ausnützen möchten, 
um in aller Offentlichkeit den Eindruck zu er­
wecken, was denn alles an Rechtsunsicherheit 
in diesem Staate entsteht, seit es eine soziaLi­
stische Alleinregierung gibt. (Abg. Dr. W i t­
haI m: Den Eindruck erwecken ja Sie, Herr 
Kollege Sekanina! Da brauchen wir gar nichts 
zu tun!) Sie, Herr Dr .. Wdthalm , aber auch 
Ihre Fraktionskollegen, die vor mir gespro­
chen haben, haben sich sehr ausführlich mit 
der allgemeinen Situation dieses Landes be­
schäftigt. 

Sie haben sich sehr vehement auf das Pro­
blem der PreissituatJion und auf die allge­
meine wirtschaftliche Situation konzentriert 
und haben immer wieder den Versuch unter­
nommen, dieser Offentlichkeit zu sagen: Seht 
her, seit es eline sozialistische Regierung gibt 
- und Ihre Worte waren es -, ist die Ent­
wicklung so geartet (Abg. K ern: Ist alles 
billiger geworden!), daß die österreichische 
Bevölkerung mit einiger Besorgnis in die Zu­
kunft sehen müßte. (Abg. G las e r: Herr Kol­
lege Sekanina! Seit der sozialistischen Regie­
rung macht das Einkaufen wieder Freude! Er­
innern Sie sich noch?) Der Herr Kollege Glaser 
oder sein Nachbar hat gemeint, daß die In­
flation in Osterreich eine erhebliche Bedro­
hung, wie Sie das formuLiert hatten, für die 
Stabilität, aber auch für den Wohlstand der 
Bevölkerung darstellt. 

Ich möchte Ihnen auch als Gewerkschafts­
funkNonär bei der Gelegenheit etwas sagen, 
meine Damen und Herren: Als Beweis dafür, 
daß es bereits einen Abbruch dieses bestehen­
den oder einmal ausgesprochenen Vertrauens 
gibt, haben Sie mehrmals Betr-iebsratswahl­
ergebnisse zitiert. Sie, Herr Dr. Withalm, 
haben von Krems gesprochen, Sie haben vor 
allem von Salzburg gesprochen (Abg. GI a­
se r: Salzburg war guU), aber Sie haben ge­
Hissentliich vergessen, das Burgenland zu er­
wähnen. (Abg. Dr. W i t h alm: Das habe ich 
erwähnt! Sehr deutlich!) Aber nicht mit der 
DeutHchkeitj natürlich, selbstverständlidl. 
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. Dr. W i t­
haI m.) Nein, das haben Sie durchaus nicht 
zu deutHch erwähnt. Sie kamen dann unter 
anderem auch auf Resultate bei den derzeit 
laufenden Betriebsratswahlen zu sprechen. 
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Unbestritten: Es wäre der Fraktion soziali­

stischer Gewerkschafter 1ieber - (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Das kann ich verstehen!) das 
ist eine Selbstverständlichkeit, glaube lich -, 
könnte sie bei all diesen Wahlentscheidungen 
als alleiniger Sieger hervorgehen. (Abg. 
K ern: Wir haben ja dafür Verständnis!) 

Aber wir haben uns ohne Zweifel mit dem 
Problem der Preissituation in Osterreich zu 

Ich sage noch einmal mit Nachdruck: Wir 
werden uns der Entsmeidung zu beugen 
haben, die letztlich ein unabhängiges Gericht 
treffen wird. Wir wehren uns gegen den Ver­
damt, daß wir betrügerisch handeln! Im übri­
gen überlassen wir es der österreichisrnen 
Bevölkerung, Ihre Vorgangsweise, meine 
Damen und Herren, in diesem Zusammenhang 
zu beurteilen. (Beifall bei der SPtJ.) 

beschäftigen. Bei dieser Gelegenheit möchte Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
ich Ihnen auch als Arbeitnehmervertreter der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Er hat 
einen Vorwurf machen: Wenn S'ie diese Situa- das Wort. 
tion so hart kritisieren und wenn Sie mit sol­
chem N achdru<k und mit solcher Energlie dar­
auf verweisen, daß nach Ihrer Auffassung 
dort nichts geschieht und daß die Situation 
immer schlechter wird, dann werfen wir Ihnen 
vor, daß Sie gar nicht bereit sind, Stabilisie­
rungsmaßnahmen mit jenem N achdru<k zu 
unterstützen, wie es auch von Ihnen als Oppo­
sitionspartei zu erwarten wäre! (Zustimmung 
bei der SPO. - Widerspruch bei der OVP.) 

Ich erinnere Sie an die Fleischpreissituation 
und daran, was hier von Ihren Bereichen aus 
praktiziert worden ist. Wie sagte Herr Doktor 
Mussil, als er von einem Journalisten gefragt 
wurde: Nun, Herr Generalsekretär, was emp­
fehlen Sie denn jetzt im Hinblick auf die sich 
nicht bessernde Situation im Bereiche der 
Fleischpreise? Laut Zeitung - ich darf zitie­
ren - hat damals der Herr Genera.lsekretär 
Dr. Mussil gesagt: Jetzt bleibt mir nichts ande­
res übrig als eine Seelen-Massage. 

Der Herr Dr. Mussil ist anscheinend ein 
schlechter Masseur, sonst hätten diese seine 
Uberlegungen doch mehr Erfolg haben müs­
sen. (Abg. G 1 ase r: Kollege Sekanina, darf 
ich einen Augenblick etwas sagen? Sie haben 
eine Zeitung zitiert . . . 1) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Aber, Herr Abgeordneter! Das Wort 
erteilt doch 'immer der Präsident und niCht 
der Abgeordnete, der beim Rednerpult steht. 
Ich bitte: Irgendw.ie müssen wir die Form 
doch wahren. Machen Sie einen Zwischenruf, 
aber fragen Sie nicht, ob Sie reden dürfen. 
Da müßten Sie mich fragen. (Heiterkeit.) 

Abgeordneter Sekanina (fortsetzend): Ich 
darf feststellen, Herr Präsident: Im hatte nimt 
die Absicht, dem Herrn Kollegen Glaser das 
Wort zu erteilen. (Neuerliche Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf abschlie­
ßend folgendes bemerken: Es ging mir in 
erster Linie darum, einen Sachverhalt klarzu­
stellen, der im Zusammenhang mit einem Ver­
sicherungsträger aufgetreten ist. Es ging mir 
darum, die Zusammenhänge zu erklären und 
die Vorgangsweise zu schildern. 

Abgeordneter Dr. Broesiglie (FPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Im darf 
vielleicht wieder zum Verhandlungsthema, das 
ist der Haushalt für das Jahr 1973, zurück­
kehren. 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
in seiner Budgetrede darauf aufmerksam ge­
macht, daß die Voraussetzungen für einen 
Staatshaushalt noCh nie so unklar gewesen 
sind wie in diesem Jahr. Man muß ihm zwei­
fellos darin recht geben, wenn er laIs Um­
stände, die das bedingen, genannt hat: die 
Umsatzsteuerreform, das Einkommensteuer­
gesetz, das Arrangement mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Schaffung 
eines neuen Finanzausgleichsgesetzes. 

Das ist also zugegeben. Welche Folgerungen 
müßten aber aus einer solchen Sachlage 
gezogen werden, die doch darin besteht, daß 
man nicht genau weiß, wie sich die Staats­
einnahmen im kommenden Jahr entwi<keln 
werden, ob sie den Smätzungen entsprechen 
werden oder nicht? Die Folgerung daraus 
müßte doch sein, daß mit besonderer Vorsicht 
und mit besonderer Sparsamkeit budgetiert 
wird. 

Nun sehen aber die Ziffern, die wir im 
Budgetentwurf finden, wesentlich anders aus. 
Es muß zunächst an diesen Ziffern eine 
Korrektur angebracht werden. Sie sind nicht 
unrichtig, sie sind aber irreführend, denn im 
Artikel I des Budgetgesetzes heißt es, daß 
Einnahmen von 127,5 Milliarden Schilling 
angenommen werden. 

Wie Sie mir zugeben werden, sind das keine 
echten Einnahmen, denn in diesen 127,5 Mil­
liarden Schilling ste<ken aum jene 8,9 Mil­
liarden Schilling, die der Finanzminister auf 
Grund der ErmächtigU'llg des Einführungs­
ges,etzes zum Umsatzsteuergesetz aufnehmen 
muß, um die Lü<ke der Vorratsentlastung zu 
decken. 

Auf Seite 69 unter Post 51909 sind diese 
8,9 Milliarden Smilling als Kasseneingang 
eingesetzt. Die Konsequenz dal1aus ist, daß 
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der Bund in Wirklichkeit nicht 127,5 Mil­
liarden Schilling, sondern um 8,9 Milliarden 
Schilling weniger, nämlich 118,6 Milliarden 
Schilling ~innimmt. Diese Ziffer muß man den 
Ausgaben gegenüberstellen. 

Das ergibt nun, daß, um das Budget zu 
finanzieren, folgende Beträge im Anleiheweg 
hereingebracht werden müssen: erstens der 
erfor,derliche Betrag zur Finanzierung des aus­
gewiesenen Defizits von 11,1 Milliarden 
Schilling und zweitens die 8,9 Milliarden 
Schilling für die Vorratsentlastung, sodaß also 
der Gebarungsabgang für 1973 in Wirklichkeit 
20 Milliarden Schilling beträgt. 

Das ergibt, auf eine einfache Formel ge­
bracht, daß von den rund 140 Milliarden Aus­
gaben 20 Milliarden, das ist ein Siebentel, 
durch Einnahmen nicht gedeckt sind. Von 7 S, 
die der Bundesminister für Finanzen in diesem 
Jahr ,ausgeben will, hat er fakti:sch nach seinen 
Einnahmenschätzungen, die aber auch unsicher 
sind, nur 6 S, und der siebente Schilling muß 
ausgeliehen werden. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete Marsch 
etwas ironisch sagte, es handle sich um ein 
"Riesendefizit" , so ist das nicht ironisch zu 
betrachten, sondern es ist das die bittere 
Wahrheit. Denn noch nie hat es in Osterreich 
ein DefizH von dieser Größe gegeben, wenn 
es auch budgetmäßig sehr geschickt zwei­
geteilt ist, und auch niemals hat es in Oster­
reich gegeben, daß ein Siebentel der Staats­
ausgaben im Anleiheweg beschafft werden 
muß. Ob es überhaupt auf dem Inlandmarkt 
gelingen wird, diese 20 Milliarden Schilling 
zu besdlaffen, ist eine große Frage. Da 
bestehen nur Mutmaßungen, und die Mei­
nungen sind geteilt. Jedenfalls ist es aber eine 
Budgetlücke, wie sie in Osterreich noch nie­
mals da war. Wenn es daher im J,ahre 1973 
bei den 5 MilliaIlden Schilling an inlands­
wirksamem Defizit bleiben sollte, dann wäre 
das als wahrer Glücksfall zu betrachten. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Tull 
gemeint, die Nationalökonomen hätten zur 
Frage der Inflation bisher noch nichts Ver­
nünftiges beitl1agen können. Ich glaube, daß 
man die Dinge dodl nicht so abwerten darf, 
denn es hat sich die Theorie sehr ausführlich 
mit diesen Problemen beschäftigt, und man 
kennt einige Ursachen der Inflation sehr 
genau. 

Sicherlich gibt es eine importierte Inflation 
_ .. gar kein Zweifell -, obwohl ich den leisen 
Verdacht habe, daß jeder Finanzminister in 
jedem Lande sidl immer auf die importierte 
Inflation aus dem 'anderen Lande ausredet. 
Doch wollen wir ohne weiteres zugeben: Es 
gibt diese importierte Inflation. 

Es gibt aber audl eine Inflation - und 
das ist die wichtigste Form -, die durdl die 
eigene Tätigkeit in dem betreffenden Lande 
hervorgerufen wird. Hier kann ich nur sagen: 
Nennen wir die Dinge beim Namenl Hören 
wir auf, uns gegenseitig auf die preis­
treibenden Kaufleute und auf die lohnfordern­
den Dienstnehmer auszureden! Die Ursadle 
der Inflation steckt nämlich bei keinem von 
beiden. Sie steckt beim StCllatshaushalt, sie 
steckt darin, daß der Staat selbst die Preise 
in die Höhe treibt indem er sie entweder 
selbst erhöht oder indern er in seinem eigenen 
Laden keine Ordnung hält, mehr ausgibt, als 
er einnimmt und auf diese Wei-se durdl nidlt 
zu verantwortende Haushaltsdefizite systema­
tisdl eine ständige Prejssteigerung herbei­
führt. Das sind die Tatsachen! (Zustimmung 
bei der FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Heute wurde auch schon von dem magischen 
Dreieck: Vollbeschäftigung, Stabilität und 
W,achstum, gesprochen. Bei diesem magi'schen 
Dreieck gibt es ziemlich an~rkannte und klare 
Begrenzungen. Bei der Stabilität sagt man, 
daß eine Preissteigerung, ein Kaufkraftverlust, 
der über die Sparkassenzinsen hinausgeht, auf 
jeden Fall eine Krankheitserscheinung in dem 
betreffenden Land darstellt. Ich brauche hier 
nidlt mit Ziffern zu beginnen. Daß wir diese 
Grenze bei weitem übersdlritten haben, ist 
klar. 

Es gibt aber audl einen 'international aner­
kannten Wert bei der Vollbesdläftigung. Sie 
ist in einem Land gegeben, in dem die Arbeits­
losigkeit hödlstens bei 3 Prozent liegt. 

Augenblicklich ist das Problem darin 
gelegen, daß die Stabilität in Frage gestellt 
ist. Das kann zu einem anderen Zeitpunkt 
der wirtsdlaftlichen Entwicklung völlig anders 
sein. Die Vollbeschäftigung oder das W,achs­
turn kann dann die in Frage gestellte 
Komponente darstellen. 

Wirtschaftlich falsch ist es aber auf jeden 
Fall, sich auf einen Punkt zu konzentrieren, 
koste es, was es wolle. Gerade das ist der 
wirtschaftliche Fehler Ider augenblicklichen 
Bundesregierung. (Zustimmung bei der FPO.) 

In einem Zeitpunkt, da es eine Uber­
beschäftigung gibt, da wir 200.000 auslän­
dische Arbeitskräfte im Lande haben müssen, 
in einem Zeitpunkt, lin dem wir aber anderer­
seits über die 6 Prozent an Inflation schon 
hinauskommen, gibt es noch immer Minister, 
die vom Vorrang des Wachstums reden, gibt 
es noch immer Leute, die die volkswirtschaft­
lich kindliche Formulierung bringen, daß hier 
die Wahl zwischen Vollbeschäftigung und 
Inflation bestehe. Das ist ja nicht wahr! (Der 
Prä s i den t übernimmt wieder den Vor­
sitz.) 
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Das ist ja nur eine Propagandaerfindung 

derer, die der Inflation nicht Herr werden 
können in diesem Land! (Beifall bei de.r FPO.) 

Die Budgetrede enthält zweifellos eine 
Reihe von sehr schönen Bekenntnissen zur 
Stabilität. Schon auf Seite 2 steht etwas von 
"strenger Beachtung der stabilitätspolitischen 
Bemühungen". Dann heißt es allerdings gleich, 
die Wirklichkeit verkennend, daß der Preis­
und Kostenanstieg nicht dramatisch sei. 

Meine Damen und Herren! Wie hoch muß er 
denn nach Ihrer Meinung sein, um dramatisch 
zu werden? Wie sehr müssen denn die Preise 
ansteigen in diesem Land, daß Sie einmal der 
Meinung sind, daß Alarmzeidlen vorliegen? 

Auf Seite 13 heißt es: Den Preisauftrieb 
einzudämmen, war von Beginn an eines der 
häuptsächlichsten Ziele der Regierung. Ich will 
gar nicht in Abrede stellen, daß es vielleicht 
eines der Ziele war, aber jedenfalls die Mittel, 
um diese Ziele zu erreichen, hat die Regierung 
'entweder nicht gekannt oder sie hat :sie zwar 
gekannt, aber andere Dinge kllar und bewußt 
dem vorgezogen. Das ist eben der Vorwurf, 
den wir bei diesem Budget erheben müssen. 

Osterreich erlebt in den letzten drei Jahren 
eine Teuerungswelle, die es von einer solchen 
Dauer bisher nicht gegeben hat. Bis jetzt 
folgte auf stärkere Preiserhöhungen immer 
wieder eine Beruhigung. Das zeigt die Quer­
schnittstabelle der einzelnen Jahre. Idl will das 
alles nicht vorlesen. Ziffern werden genug 
zitiert. Nur daß für 1972 der Durchschnitt der 
Preissteigerung mindestens bei 6 Prozent liegt, 
kann doch von niemandem mehr bestritten 
werden. 

Osterreich steht vielleicht noch im Mittel­
feId der Teuerungsraten der westlichen Welt, 
wenn man die Länder vergleicht. Aber es 
wurde heute schon mit Recht gesagt: Wlas hat 
denn unsere Bevölkerung davon, wenn man 
sagen kann: Wir sind noch nicht die Ersten 
bei der Teuerung, wir sind zwar nicht die 
Letzten, aber wir sind im MittelfieId. Die jüng­
sten Prognosen für 1973 räumen Osterreich 
die Chance ein, das Spitzenfeld bei der 
Teuerung für sich zu erobern. Der Herr 
Bundesminister für Finanzen hat 7,5 Prozent 
der Budgeterstellung zugrunde gelegt. Pro­
fessor Nemschak hat geschätzt, daß es sogar 
8 Prozent im kommenden Jahr sein werden. 
Wie schon erwähnt, kann man die Verant­
wortung für diese Entwicklung nicht mit dem 
Argument, daß es sich um eine importierte 
Entwicklung handelt, abschieben. 

Es ist richtig, daß wir in Osterfleich keine 

zwischen Regierungen, von der heute in der 
Debatte sdlon die Rede war, zwisdlen Noten-­
banken und Sozial- und Wirtschaftspartnern, 
um die man sich bemüht, wird zwar wesent-­
lidles leisten können, doch darf nidlt über­
sehen werden, daß die Inflation zum erheb­
lichen Teil auf innerösterreichischen Faktoren 
beruht, die durch ein solches Zusammenwirken 
nicht beseitigt werden können. Hier ist anzu­
führen, daß das Steigen des Verbraudlerpreis­
index wesentlidl auf die Hinaufsetzung einer 
großen Zahl amtlich geregelter Preise zurück­
zuführen ist: Bundesbahn, Tabak, Grund-­
nahrungsmittel und dergleichen. 

Eine große Rolle spielt auch der Kredit­
sektor. Die Investitionskredite sind zurück­
gegangen, während die Konsumkredite sehr 
stark angezogen haben. Während die 
Investitionsfinanzierungen keine Einschrän­
kung erfahren dürfen, müssen aus konjunktur­
politischen Gründen die Konsumkredite unbe­
dingt gebremst werden. 

Die vordringlimste Aufgabe des Budgets 
wäre es also, zumindest keine zusätzlichen 
Auftriebstendenzen zu verursamen. Wie 
schaut es nun wirklich aus? Nach der herr­
schenden Meinung - wie sie etwa Lord 
Keynes entwickelt hat - müßte ein Staat 
in den Zeiten der Konjunktur Uberschüsse 
haben, um diese 'im Zeitpunkt :der Rezession 
einsetzen zu können, damit die Konjunktur 
wieder angekurbelt wird. 

Es ist zweifellos richtig, und wir verkennen 
gar nicht di'e reale Situation, daß das mit den 
Uberschüssen eine sehr problemati:sche Sache 
zu allen Zeiten gewesen ist, aber es ist eine 
besmeidene Forderung demgegenüber, wenn 
man sagt, es soll zumindestens bei einer wirt­
schaftlichen Entwicklung, wie es heute der 
Fall ist, kein inlandswirksames Defizit geben. 

In diesem Zeitpunkt kommen Sie mit einern 
'inlandswirksamen Defizit von 5 Milliarden 
Schilling und einer mit Anleihen zu finan­
zierenden Budgetlücke von 20 Milliarden 
Schilling und wollen sagen: Es wird schon 
alles gutgehen. Das hat überhaupt keinen Ein­
fluß auf die Frage der Preise, das muß man 
halt so machen. Dann kommt wieder der 
Handelsminister und sagt: Das Wachstum hat 
Vorrang!, und wie diese Formulierungen alle 
heißen. 

Das bedeutet, daß der Marsch in die Geld­
entwertung, die Schwundgeldgesinnung fort­
gesetzt werden soll unter dem Vorgeben, daß 
es nur um die Frage geht: Teuerung oder 
Arbei tslosigkeit. 

Insel der Stabilität sein können. Dazu sind die Es wurde heute 'erwähnt, daß die Ein­
internationalen Wirtschaftsverbindungen zu kommen vielfach stärker gestiegen sind, als 
eng. Eine internationale konzertierte Aktion es der Geldentwertung entspricht. Zweifellos 
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ist das ein Argument und audl für breitere 
Kreise der Bevölkerung richtig. Es gibt aber 
sehr viele Menschen in diesem Lande, für die 
das nicht zutrifft. Wollen Sie also bei diesen 
Erwägungen freundlicherweise berücksich­
tigen, daß es eben viele gibt, die die Teuerung 
hart trifft, ohne daß sie über eine Ein­
kommenserhöhung verfügen, die höher ist als 
die -eingetretene Teuerung. Eine Bundes­
regierung, die sich die Bekämpfung der Armut 
laut Regierungserklärung zum Ziel gesetzt hat, 
müßte das an allererster Stelle berücksich­
tigen! (Beifall bei der FPO.) 

Doch sie beruhigt sich leicht mit dem Hin­
weis, daß ja soundso viele Leute in diesem 
Land eine Einkommensvermehrung haben, die 
größer ist, wobei ich es noch ganz dahin­
gestellt lassen möchte, ob es vielen von diesen 
nicht lieber wäre, bei einer stabilen Währung 
niedrig'ere Beträge zu haben, als befürchten 
zu müssen, daß jeder ersparte Schilling im 
Nu wieder entwertet ist. 

Nun wurde darauf hingewiesen, daß eine 
Fülle von Ausgaben geplant ist. Zweifellos 
und gar nicht bestritten, daß alle diese Dinge 
sehr nützlich und notwendig sind, vi,elleicht 
mit bestimmten Ausnahmen. Denn in einem 
Zeitpunkt, in dem das Defizit 20 Milliarden 
beträgt, haben wir für die staatliche Ver­
schwendung, wie sie etwa im Wegwerfbuch 
zum Ausdruck kommt, kein Verständnis und 
haben uns auch dagegen gewandt. (Beifall bei 
der FPO und bei Abg. Dr. B 1 e n k.) 

Abgesehen davon soll gar nicht bestritten 
weI1den, daß alles das, was der Herr Finanz­
minister in seiner Budgetrede angeführt hat, 
sehr notwendig und nützlich ist. Aber trotz­
dem gibt es ja eine Gl1enze, eine natürliche 
Grenze, die durch die Einnahmengestaltung 
gezogen ist. Denn sonst könnten wir ja sagen: 
Geben wir noch doppelt soviel aus!, ohne 
die erforderlichen Geldbeträge zur Verfügung 
zu haben. Daher ist es ja kein Argument, 
wenn man sagt: Das ist wichtig, jenes ist 
wichtig, und das ist auch wichtigl, sondern 
es muß <eben eine Priorität gefunden wenden. 
Und in der Zeit der Hochkonjunktur kann 
eben nicht der Staat von sich laus jene Impulse 
geben, die in der Rezession sehr stark am 
Platze :sind. 

Ich darf nom zu der Einkommensteuer­
reform, die in der Rede des Herrn Bundes­
ministers behandelt ist, etwas sagen. Wir sind 
zunächst der Meinung, daß das keine Reform 
ist. Das Umsatzsteuergesetz war eine Um­
stellung auf ein völlig neues, auf das euro­
päische Umsatzsteuersystem; es war eine echte 
Reform. Die Einkommensteuerreform ist laber 
nicht damit bewerkstelligt, daß man ein neues 
Einkommensteuergesetz mit neuen Para-

graphennumerierungen macht, sondern nur 
dadurch, daß man das Sy:stem entscheidend 
verbessert. Wenn man es aber genauer an­
sieht, dann 'ist es nicht entscheidend ver­
bessert und verändert, sondern es handelt sidl 
nur darum, jene Tarifänderung durchzuführen, 
die bei Verlust der Kaufkraft des Geldes not­
wendigerweise von jeder Regierung und in 
regelmäßigen Abständen durchgeführt werden 
muß und die, wie wir befürchten, in dem 
Augenblick, in dem sie beschlossen wird, 
bereits überholt sein wird. (Beifall bei der 
FPo.) 

Wir gehen durchaus konform mit dem 
Bundesminister für Finanzen, wenn er di1e 
Beseitigung der altertümlichen Haushalts­
besteuerung als einen Vorteil, als einen Fort­
schritt bezeichnet. Anders ist es mit den Din­
gen, die nach seiner Meinung ein Eloement 
der sozialen Ger'echtigkeit tdarstellen, nämlich 
das Verwandeln von Freibeträgen in Absetz­
beträge. Das ist in Wirklichkeit kein Akt der 
sozialen Gerechtigkeit, sondern es beinhaltet 
eine Progressionsversmärfung, und zwar sehr 
wesentlichen Inhalts, und es fußt im Falle der 
Kinderfreibeträge auf dem Irrtum desjenigen, 
der da glaubt, es gehe um die betreffenden 
Kinder und nicht um den Steuerpflichtigen. 

Nun ist aber das Einkommensteuergesetz 
ein Gesetz, das sich ja mit dem Steuer­
pflichtigen beschäftigt. Was also für Erwägun­
gen bei einem Familienlas1lenausgleichgesetz 
durchaus richtig ist, ist auf dem Gebiet der 
Einkommensbesteuerung, wo es nur darum 
geht, wie viele Lasten nun dem Steuerpflich­
tigen erwachsen, durchaus falsch und nichts 
als eine Nivellierungsrnaßnahrne, die gegen­
über dem derzeitigen Zustand eine Verschlech­
terung darstellt. 

Von der Staatsverschuldung wurde heute 
schon sehr viel gesprochen, nur von einem 
wurde nicht gesproch'en: von jeder unsicht­
baren Staatsschuld, die man als Verwaltungs­
schuld bezeichnet, also von den Anweisungs­
rückständen bei einzelnen Dienststellen, die in 
Osterreich viele MilHarden Schilling aus­
machen und die ja im Budget gar nicht zum 
Vorschein kommen. Wie das mit dem Haus­
haltsrecht nun zu vereinbaren ist, ist eine 
andere Frage, und es wird eine wesentliche 
Aufgabe eines künftigen Haushaltsrechtes 
sein, diese Frage der Verwaltungsschulden 
zu klären und hier eine Rechtsform zu finden. 

Es wäre sehr verlockend, hier zu den Aus­
führungen von Herrn Abgeordneten Doktor 
Withalm zur Parlamentsreform einige Betrach­
tungen anzustellen. Ich möchte mir di1es aber 
ersparen, um meine Ausführungen nicht in 
die Länge zu ziehen. 
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Ich möchte nur eines sagen: Nach meiner 
Meinung war nicht nur nach der Ubung, son­
dern auch Il!ach dem Gesetz das Verhalten der 
Bunldesregierung angesichts der dringlichen 
Anfragen der vergangenen Woche unrichtig. 
Nach dem Gesetz war es deshalb unrichtig, 
weÜ ein Minister sich wohl jederzeit nach der 
Geschäftsordnung melden kann, aber nur zu 
einem gegebenen Tagesordnungspunkt und 
nicht außerhalb der Tagesordnung des Par­
laments. (Beifall bei der FPO und bei Abg. 
Dr. BI e TI k.) Es kann also etwa in der heu­
tigen Sitzung der Herr Bundesminister für 
Justiz, der ja vorhin auf der Regierungsbank 
saß, nicht plötzlich sagen: Und jetzt möchte 
ich dem Parlament einen Bericht über die 
Frage des Pressegesetzes erstatten!, sondern 
es ist erforderlich, daß etwas Derartiges auf 
der Tagesordnung steht. Wenn also aus 
irgendeinem Grund, sei er welcher Art immer, 
die Regierung oder einzelne Minister sich 
außerstande sehen, momentan eine dringliche 
Anfrage zu beantworten, so kann die Beant­
wortung nur in einem festgesetzten Tages­
ordnungspunkt erfolgen und nicht in einem 
Augenblick, zu dem es den betl1effenden 
Ministern angenehm und zweckmäßig 
erscheint. 

In diesem Sinne wurde dadurch, daß der 
Bundeskanzler und zwei Minister den Zeit­
punkt ihrer Anfragebeantwortung in eine 
andere Parlamentssitzung verlegt haben, wo 
das nicht zur Debatte stand, die Geschäfts­
ordnung eindeutig verletzt. (Beifall bei der 
FPO.) 

Nun darf ich Ihnen aber noch etwas sagen: 

trachtungen und gerade mit diesem Begriff 
verbindet, bedeutet es doch, daß, wenn die 
Herausforderung da ist, der Betreffende, der 
Herausgeforderte, alles tun muß, um sich in 
der Stunde der Herausforderung zu bewähren. 
Das aber erfordert nicht Gefälligkeitsbudgets, 
das erfordert nicht Bequemlichkeitsbudgets, 
das Nichtbekämpfen wirtschaftlicher Fehlent­
wicklungen der Inflation, der Preissteigerung, 
sondern das erfordert im Gegenteil, daß der 
betreffende Staat alles daran setzt, um sich 
gegenüber der Herausfonderung von außen 
zu behaupten, das heißt, wenn die Inflation 
in den Nachbarländern groß ist, sile hier klein 
zu gestalten, ohne sich auf die im Nachbarland 
auszureden, wenn die Nachbarländer ihren 
Staatshaushalt nicht in Ordnung haben, dafür 
zu sorgen, daß er im eigenen Land in Ordnung 
ist. Das verlangt die Herausforderung, und das 
wäre die notwendige Reaktion. (Beifall bei 
der FPO.) DieSle können wir in diesem Budget 
beim besten Willen nicht finden. 

Es wird immer wieder gesagt: Wir sind lauf 
der Dberholspur. Ich kann dazu nur sagen: 
Es ist für einen Kraftfahrer mitunter sehr 
unangenehm, wenn er ständig auf der Uber­
hol spur ist, denn da kann sehr leicht etwas 
passieren. Man muß sich aLso slehr vorsichtig 
verhalten. Und wenn es tatsächlich so wäre, 
daß es eine Dberholspur ist, nicht nur auf dem 
Gebiet der Inflation, sondern lauch positiver 
wirtschaftlicher Entwicklungen, dann hätte 
gerade dieser Umstand bei der Budget­
erstellung zu größter Vorsicht gemahnt. 

Ich möchte hier abschließend einen Satz 
zitieren, der vor 21 Jahren von Professor 
Nem-schak gegenüber einem OVP-Finanz­
minister ausgesprochen wurde und der wört­
lich lautet: "Es ist notwendig, anstelle der 
bisherigen vielfach nur improvisierten, punk­
tuellen, in sich widerspruchsvollen, den Spar­
samen und Tüchtigen entmutigenden, darüber 
hinaus das gesamte Volk demoralisierenden, 
in ihren Auswirkungen absolut leistungs­
hemmenden und produktivitätsfeindlichen 
Wirtschaftspolitik eine neue Wirtschafts­
politik zu konzipieren." 

Selbst wenn es nicht so wäre, wollen Sie 
doch verstehen, daß gerade bei dem Uber­
gewicht, das - es wurde heute schon aus­
geführt - die Bundesreg-ierung naturgemäß 
durch die ihr gegebenen Möglichkeiten und 
durch die Tatsache einer absoluten Mehrheit 
im Haus hat, es geboten wäre, dort, wo in 
der Geschäftsordnung auch nur der mindeste 
Zweifel an der Auslegung besteht, eine Aus­
legung im Sinne der Rechte des Hauses und 
nicht im Sinne der Rechte der Regierung 
durchzuführen. (Beifall bei der FPO.) 

Dieser Satz scheint uns heute aktueller denn 
Ich komme zum Schlp.ß. Der Herr Bundes- je zu sein. (Beifall bei der FPO.) 

minister hat in seiner Budgetrede ein Wort 
von Toynbee zitiert, im Zusammenhang mit 
der Herausforderung, die uns durch den Ver­
trag mit den Europäischen Gemeinschaften, 
durch die Entwicklung in Europa gestellt wird. 

Wir wollen hier nicht untersuchen, ob 
Toynbee mit dieser Form der Auslegung des 
Begriffes "Challenge" einverstanden wäre. 
Aber jedenfalls, wenn wir den Sinn betrach­
ten, den Toynbee mit seinen historischen Be-

Präsident: Zum Wort kommt die Frau 
Abgeordnete Albrecht. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht (SPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Wir waren heute Zeugen sehr 
dntensiver Bemühungen, in dieses Budget 
Negatives hineinzulegen, es negativ zu inter­
pretieren. Wir waren am vergangenen Mitt­
woch Zeugen eines an Ereignissen sicher nicht 
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armen Tages, wie alles darangesetzt wurde, 
um diesem Budget einen smlemten Start zu 
verschaffen. 

Es wurde dabei natürlim auch Kritik an 
der Gebarung der Regierung geübt, und heute 
hörten wir, wie Klubobmann Professor Doktor 
Koren erklärte, daß Kritik in einer Demokratie 
notwendig sei. 

Das ist selbtsverständhlm zu bejahen, 
Kritik ist gesund, Kritik ist notwendig. 
Aber es ergibt sich dann die Frage, 
wie denn eine so notwendige Kritik 
auszuschauen hat. Ich darf sagen, daß man 
manchmal den Eindru<k hatte, hier bei einer 
Dichterlesung zu sein. Es kam zu sehr 
dichterischen Vergleichen. Dimterisch, . möchte 
ich sagen, der Form nach, und Dichtung auch 
dem Inhalt nach. Man ging sogar bis ins 
Märchenreich, ins Feenreich, wenn ich mich 
recht erinnere. Man spram von einem Haus, 
in dem es zieht, von einem Smerbenhaufen 
und von einern Chaos. 

Solche Katastrophenmalerei ist nicht nur 
einer sachlichen Behandlung abträglich, sie 
glaubt auch kein Mensch. Ich schließe mim da 
der Meinung eines meiner Vorredner an, daß 
es kaum zu glauben ,ist oder schwer zu glau­
ben list, daß irgendwerin diesem Saale wirk­
lich davon überzeugt wäre, Osterreim befinde 
sich nun ,in chaotischen Zuständen. 

Nun zum Budget. Das Budget, das vor uns 
liegt und dem auch vorgeworfen wird, es 
hätte keinen Inhalt, zeigt - und ich glaube, 
das ist nidlt abzuleugnen - eine sehr starke 
gesellsdlaftspolitJische Tendenz neben den 
Zahlen, die es zu bieten hat. Es ist wohl unbe­
stritten, daß dieses Budget sehr gewalt,ige 
Brocken zu verkraften hat: die Mehrwertsteuer 
und die sehr umfassende Steuerreform. Es 
muß sich bemühen, einer anspruchsvoller 
gewordenen raschen EntwJicklung auf nahezu 
allen Gebieten, auf wirtsdlaftlichen und 
sozialen Gebieten, geredlt zu werden. Es ist 
- und damit teilt es wohl das Sdlicksal aller 
Budgets in den Industrie- und Konsum­
ländern - mit der Schizophrenie unserer Zeit 
belastet. 

Einerseits wollen wir alle miteinander eine 
gesunde Umwelt, ,in der man gesund und 
zufrieden lebt, andererseits ist niemand bereit, 
auf die nicht immer sehr gesunden Annehm­
lichkeiten zu verzichten, die uns dieses 
moderne Leben bieten, auch dann, wenn sidl 
diese Annehml,idlkeitenins Gegenteil ver­
kehren, wie das etwa bei Autos in verkehrs­
starken Gebieten der Fall ,ist. 

sondern das ist eine Frage mit einem starken 
gesellsdlaftspoHtischen Inhalt, mit Bedeutung. 
Es ist positiv zu werten, daß sim" vor allem 
bei den jüngeren Leuten immer mehr die 
Uberzeugung festsetzt, daß der Wagen seinen 
Wert als gesellschaftliches Status-Symbol 
verHert und immer mehr das wird, was er ja 
sein soll, nämlich ein Zweckgegenstand. 

Das bessere Leben - und diese Uber­
zeugung wird ja langsam eine allgemeinere 
und muß eine allgemeinere werden - rist nicht 
nur durdl einen versdlwenderischen Konsum 
gewährleistet, einen Konsum, der mit schuld 
ist an einer tatsächlidlen Selbstvergiftung und 
auch an einer Selbstvergiftung .im über­
tragenen Sinn. 

Interessanterweise, und drie aufmerksamen 
Fernseher unter uns werden das ja gehört 
und gesehen haben, besdläftigte sidl die erste 
Gipfelkonferenz der erweiterten EWG sehr 
eingehend mit diesen Problemen. Man kam 
dahinter, daß es nicht nur dJie rein wirtschaft­
lichen Fragen seien, die entscheidend wären 
für die Vereinigung Europas, sondern auch 
eine sehr vernünftige damit im Zusammen­
hang stehende Sozialpolitik, eine emte Ver­
besserung der Lebensqualitäten. 

Und was hörte man nom? -=- Es wurde dort 
gesagt, man brauche auch Ideale, um dieses 
Vereinigte Europa zusammenzubringen: 
Soziale Fragen, bessere Lebensqualität, 
Ideale keine neuen Töne für uns 
Sozialisten! 

Das Ringen um die ideologäsmen Inhalte 
wird also sehr wesentlich mit die Zukunft 
Europas bestimmen und sicher die Zukunft 
der Menschen überhaupt. Die wirtsmaftlichen 
Notwendigkeiten und Erwägungen werden un­
trennbar mit der sozialen Sicherhelit und mit 
solidarischem Denken einherzugehen haben. 
Ich glaube, daß wir sagen können, daß diesen 
Geist audl das vorliegende Budget erkennen 
läßt. 

In dem Beifall, der die Budgetrede unseres 
Finanzministers begleitete, besonders dort, wo 
es um die Schwerpunkte ging - und ich 
glaube, es gibt in jedem Budget Schwer­
punkte -, also wo wir applaudierten, weil die 
Bildung, die Wissenschaft, die Sozial-, die 
Finanz- und die Familienpol:itik besser dotiert 
werden sollte, da galt dieser Applaus nicht 
allein dem Mehraufwand der Mittel, sondern 
er galt aum der Art der Verwendung dieser 
Mittel, weil wir überzeugt sind, daß sie in 
einem guten, lin einem fortschI1ittIimen Sinn 
verwendet werden, etwa für eine moderne 
Schule, für die humane Forschung. 

Wieviel ist uns der eigene Wagen noch Hier möchte ich schon sagen, daß man jene 
wert? - Das ist nicht nur so eine Frage, Passagen, die sich mit der Mensdllidlkeit und 
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mit dem Humanen beschäftigen, doch nicht 
nur so als Gerede abtun sollte. Die Verwen­
dung der Gelder list nicht weniger bedeutend 
als die Bereitstellung der Gelder selbst. 

Dieses Budget strebt eine Chancengleichheit 
und eine gerechte Lastenverteilung an. Man 
kann nun zu dem Einkornmensteuerrecht und 
zu der neuen Steuerreform welche Meinung 
immer haben: Jedenfalls begrüßen wir es, weil 
es jedes Kind lim gleichen Maße fördert. Hier, 
glauben WÜ, ist auch die Politik für den 
kleinen Mann zu suchen, die ja heute gefor­
dert wurde und von der gesagt wurde, man 
fände s'ie nicht in diesem Budget. 

Eine Politik der Chancengleichheit wird 
zweifellos die Zustimmung der Frauen finden. 
Mehr Frauen als je zuvor sind ja lin den 
Wirtschaftsprozeß eingegliedert, sind für die 
Wirtschaft mobilisiert. Wir können es nach­
lesen: DJe Zahl der berufstätigen Frauen ist 
gestiegen. 

Damit geht zweifellos ein erhöhtes Interesse 
an Berufs- und Wirtschaftsfragen einher. Nun: 
Natürlich sind die Frauen ganz besonders an 
einem guten, an einem besseren Lebensstan­
dard interessiert. Sie sind ja die ersten, die 
wirtschafthlche Schwankungen und Schlechter­
steIlungen zu spüren bekommen. Bei den 
Familien fängt ja immer die Mutter bei sich 
zu sparen an. Daher ist es selbstverständlich, 
daß die Frauen ganz besonders aufmerksam 
die Gestaltung der Preise verfolgen werden. 

Hier möchte ich doch elin paar Worte zur 
Verteidigung der Hausfrauen sagen. Na, so 
lauter Analphabetinnen sind ja die Haus­
frauen gerade audl I1!idlt. Erstens aus der 
Praxis heraus, und dann gibt es ja eine Reihe 
von Frauen, die eine akademische Wirtschafts­
ausbildung haben und nun, gezwungen durch 
die Verhältnisse und auch nicht !immer gerade 
sehr gern, nur Hausfrau sein müssen. 

Außerdem, meine Damen und Herren, ist ja 
das Heer der berufstätigen Frauen auch im 
Haushalt beschäftigt. Man soll doch da keine 
Gräben aufreißen, wo keine Gräben sind. 

Die Frauen wissen auch, daß die Beobach­
tungen der Preise ja nicht nur vom Preiszettel 
her erfolgen kann, sondern daß man sehr wohl 
abwägen muß, was hereinkommt, wie das 
Familienbudget ausschaut und was man aus­
gibt. 

Dazu ist zu sagen: Ganz allein sind es ja 
auch nicht die Sozialisten, die die Preise ge­
stalten. Daher wird der Appell an die Frauen 
ergehen, die Preise kritisch zu beobachten und 
der wird ja immer wieder auch von dieser 
Regierung aus an die Frauen gerichtet. Idl 
möchte da schon sagen: Wlir haben eine sehr 

konsumentenfreundliche Regierung. Ich 
glaube, wir haben derzeit den ersten Handels­
minister in Osterreich, der sich so intensiv 
mit Konsumentenfragen befaßt. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Es wird also sehr notwendig sein, daß sich 
gerade die Frauen ihrer Macht als 
Konsumenbinnen - denn die Frauen sind ja 
vor allem diejenigen, die einkaufen, audl für 
die Familien einkaufen - vermehrt bewußt 
werden. 

Die Leistungen auf konsumentenpolitisdlem 
Gebiet und die Leistungen für die Familien 
sind ja auch immer gleichzeitig Leistungen für 
die Frauen. 

Ich glaube nicht, daß man sagen kann - idl 
hoffe, ich habe das mißverstanden -, daß 
sich die lockere Hand, mit der nun Geld 
ausgegeben wird, auf die Familienpolibik 
bezieht. Wir brauchen ja nur auf Seite 72 der 
Budgetrede nachzuschauen: Dort erfahren wir, 
daß durch die Anhebung der monatlichen Bei­
hilfen eine prozentuelle Anhebung um 25 bis 
35 Prozent erfolgt und daß für den Aufwand 
an Geburtenbeihilfen insgesamt 230 Millionen 
Schilling vorgesehen sind. 

Nun komme ich zu einem vieldiskutierten 
Problem, nämlich zu der freien Schulfahrt und 
zu den freien Schulbüchern. Im Jahre 1973 
werden für die freien Sdlulfahrten 800 Mil­
lionen Schilling und für die freien Sdlulbücher 
600 MiHionen Schilling an Mitteln zur Ver-· 
fügung stehen. 

Und nun WIeder: Po~itik für den kleinen 
Mann. Ja, wenn wir nicht iin der Bereitstellung 
der freien Schulbücher für alle eine Politik für 
den kleinen Mann sehen, dann weiß ich nicht, 
was eine Politik für den kleinen Mann ist! 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Ich glaube, auch die massivsten Angriffe 
- es hat Schwächen gegeben, das wiird ja 
niemand abstreiten - gegen die freien Schul­
bücher können das nicht aus der Welt schaffen, 
daß hier eine großartige soziale Leistung im 
Sinne der Chancengleichheit gesetzt wurde! 
(Neuerliche Zustimmung bei der SPO.) 

Man hört in diesem Zusammenhang immer: 
warum freie Schulbücher für die Kinder von 
Eltern, die sidl's leisten können? Die 
brauchen doch diese Schulbücher gar nicht, 
das ist doch eine Verschwendung der Mittel!­
Ich möchte hier sagen, daß diese Mittel hier 
ganz besonders gut eingesetzt sind, denn das 
Kind aus dem sogenannten besseren Haus 
soll doch nicht auch in der Schule das Gefühl 
haben, daß es ein besseres Kind ist, und das. 
Kind, das neben ihm sitzt, soll nicht schon mit. 
Minderwertigkeitsgefühlen dasitzen und sich 
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sagen: Ich habe die Bücher geschenkt 
bekommen. - Daher freuen wir uns, daß 
diese kostenlosen Schulbücher für alle Kinder 
da sind! (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Mit tel er: Zu den 600 Millionen Schilling 
müssen Sie noch viel dazulegen!) Da kann 
nicht von Verschwendung die Rede sein. (Abg. 
Mit tel e I: Aber Sie müssen zu den 600 Mil­
lionen Schilling viel dazulegen!) Das ist uns 
die Sache wert, daß dafür so viel ausgegeben 
wird. (Neuerlicher Beifall bei der SPt). -
Abg. Mit te r e r: Mit 600 Millionen Schilling 
kommen Sie nicht aus!) 

Mehr Mittel für die Bildung und mehr für 
die Schülerbeihilfen, mehr für die Studien­
förderung und mehr für die Erwachsenen­
bildung. Gerade das ist auch interessant. Denn 
die Frauen, die ja ,immer mehr im Beruf 
stehen, sind auch mit dem Problem konfron­
mert - nicht nur vielleicht jene, die im Beruf 
stehen -, dazuzulernen. W.ir werden uns ja 
damit abfinden müssen, daß wir, der raschen 
Entwicklung folgend, wahrscheinlich ein Leben 
lang lernen müssen. 

Das größere Interesse an all diesen Fragen 
hängt ja sehr wesentlich mit der geänderten 
Stellung der Frau in der Gesellschaft 
zusammen. Dafür arbeiten wir jetzt an dem 
Familienrecht und auch an der Reform des 
Strafrechtes mit dem für die Frauen so wich­
tigen § 144. Es wird hier über diese heiden 
großen Themen ja noch sehr eingehend ge­
sprochen werden. Ich möchte mich daher nicht 
verbreitern. 

Aber eines möchte ich doch betonen, und 
das ist, glaube ich, allgemein etwas Positives: 
Ich glaube, daß sich das Verständnis für dtie 
rechtliche und die praktische Gleichstellung 
der Frau, für ein modernes Ehe- und Familien­
recht, für eine größere Entscheidungsfreiheit 
der Frau und für das Anerkennen ihrer 
Mündigkeit in entscheidenden Fragen ver­
stärkt hat, und wir glauben, auch bei den 
Männern verstärkt hat. 

Auch in diesen Fragen zeigt sich ja die Un­
trennbarkeit von Gebarung und gesellschaft­
lichem Undenken, dieses gesellschaftliche Um­
denken, das auch so sehr das Strafrecht, die 
Strafrechtsreform betrifft, an der nun so inten­
siv gearbeitet wird und so intensiv gearbeitet 
werden muß. Es list ja in dem Unterausschuß 
eine Frist gesetzt worden. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Das ist ja Ihre Methode/) Das Budget zeigt 
die Aufgeschlossenheit für diese Neuein­
steIlung zum Strafrecht bereits in einem 
Posten, und zwar in der aufdotierten 
Bewährungshilfe. Ihre Bedeutung, ihre Not­
wendigkeit und ihr Ausbau list wohl von allen 
Seiten unbestritten. 

Wissensmafter, Experten und Politiker sind. 
nun gemeinsam am Werk, um nicht nur einer 
bereits gehandhabten Praxis zu entsprechen, 
sondern auch, um sich auf die zu erwartende 
Entwicklung einzustellen, die sie ja damit 
gleichzeitig mitbestimmen. 

Dieses gemeinsame Wirken muß heute von 
einem sehr großen Verantwortungsbewußtsein 
getragen sein, von einer humanen Beziehung 
zum Fortschritt, denn die Wissenschaft allein 
garantiert noch keine humane Gesellschaft. 
Die Wissenschaft paßt sich der politischen 
Handhabung an. 

Ich mödlte hier ein Beispiel nennen, das 
nur weit hergeholt scheint. Denn was ist denn 
in der heutigen Welt weit hergeholt? - Es 
'ist ein Beispiel, das einem Hitchcock-Film ent­
nommen sein könnte: In Libyen wurden die 
mittelalterliche Methode der Verstümmelungs­
justiz wieder eingeführt. Aufmerksame Zei­
tungsleser werden eine entsprechende Notiz 
gelesen haben. Nam altislamischem Brauch 
werden nun den Dieben die Hände abgehackt. 
Das aber geschieht mit den modernsten 
Mitteln der Medizin. Das ist, glaube ich, durch­
aus nicht lächerlich, es ist, meine Damen und 
Herren, smreck.lich, daß so etwas in der heu­
tigen Welt überhaupt noch möglich ist. 

Sie sehen: Man kann die W,issenschaft miß­
brauchen. Es gibt aus der Vergangenheit eine 
Reihe von Beweisen dafür, wlie man sie miß­
brauchen kann. Man mißbraucht heute die 
Wissenschaft zur Manipulation, zu einer ge­
fährHchen Man.ipulation. Ich möchte als Bei­
spiel nur die sehr geschickte wissenschaftlich­
psychologisch fundierte Werbung und 
Reklame nennen. Zweifellos braumt die Welt 
die Wissenschaft wie nie zuvor. Nur mit ihrer 
Hilfe können große Probleme gelöst werden. 

Mit Freuden sehen wir, daß die Wissen­
schaft einen besonderen Platz in diesem Bud­
get und bei der Dotierung dieses Budgets 
einnimmt.Es werden die Kinder-, die Jugend­
und die Altenbetreuung, die Kranken- und die 
Gesundenpolitik, sowie die Vorsorge­
medizin, also alle diese gigantischen Auf­
gaben nur mit ihrer Hilfe zu lösen sein. Aber 
mit aU den großartigen Forsmungsergebnissen 
ist nichts gemacht., wenn sie nicht der Masse 
der Menschen zugute kommen. Dieser Um­
setzungsprozeß von einer kleinen privilegier­
ten Gruppe zur Allgemeinheit wird Geld 
kosten. Das wird !in Zukunft, in vielen Jahren, 
noch timmer viel Geld zu kosten haben. 

Aus dieser Erkenntnis heraus haben die 
Krankenanstalten zum ersten Mal, also 1973, 
Gelder für die Investitionsförderung 
bekommen; ich glaube, eine Viertelmilliarde 
steht da zur Verfügung. Wir sind heute smon 
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sehr weit mit dem EinIlichten von modernen 
und teilweise automatisierten Kranken­
häusern, aber das kostet eben sehr viel. 

Wir werden begrüßen, daß die Altenver­
sorgung besser dotiert ist. Die Menschen 
werden älter. Ich habe am vergangenen 
Samstag eine Rundfahrt mit Pensionisten 
meines Bezirkes gemacht, und da waren 
94jähI"ige und 95jährige darunter. Die wirkten 
wie recht rüstige Siebziger. (Ruf bei der OVP: 
Bravo!) 

Es ist schon so: Obwohl uns die Medien 
schon einige Zeit hindurch immer vorgaukeln: 
Ihr lebt nun in einer Welt der Jungen, der 
sehr Jungen!, ist die Wahrheit anders. Es wird 
ein großes Problem sein, die älteren und die 
alten Menschen nicht nur zu betreuen, sondern 
sie irgendwie auch in unser gesellschaftliches 
Leben einzubeziehen. 

Aber weil die Medien hier bei den Alten und 
bei den Jungen verzeichnet sind, so möchte 
ich da noch ein Wort über die Medien fallen 
lassen, näml,ich die Verzeichnung des Rollen­
bildes der Frau in den Medien. Ich glaube, 
w.ir knüpfen die Hoffnung an eine Medien­
Reform, daß auch hier einmal etwas geschieht 
und man die Frau beziehungsweise die Welt 
der Frau doch wenigstens annähernd so zeigt, 
wie es der Wahrheit entspricht. 

Auch hier also gesellschaftspoLitische Uber­
legungen, die auf allen anderen Gebieten 
wirksam werden müssen, wie zum Beispiel 
auf dem so gewaltigen Gebiet des Umwelt­
schutzes. Es sind 2 Milliarden Schilling für 
Umweltschutzmaßnahmen vorgesehen. Diese 
2 Milliarden SchilLing - das :ist ja ebenso 
wichtig - gehen mit dem Bestreben, mit der 
Warnung einher, daß ein Industriestaat kein 
Opfer ungezügelter Industrialisierung sein 
darf. Hohes Haus! Aus Uberlebensgründen 
und nicht nur deswegen, meine Damen und 
Herren, weil wir es in allen sozialistischen 
Programmen nachlesen können, werden wir 
überall den Menschen in den Mittelpunkt aller 
Uberlegungen zu stellen haben! (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Daher - das habe dch beim Anhören und 
beim Studieren dieser Budgetrede sehr 
wichtig gefunden ist nicht nur ein 
Wirtschaftsdenken, sondern auch eine 
Wirtschaftsgesinnung notwendig. Meine 
Damen und Herren! Es geht halt nicht 
ganz ohne Gesinnung. Nicht nur deswegen, 
weil wir so gute und humane Menschen sind 
- obwohl es ja auch keine Schande ist, sich 
zu bemühen, gut und human zu sein -, son­
dern weil die Welt nicht zusätzlichen Zünd­
stoff brauchen kann, begrüßen wir es, daß wir 
nun den EntWicklungsländern mehr helfen. Ich 

glaube nicht, daß man hier von einer Ver­
schwendung reden kann. Im vorLiegenden 
Budget sind die Ansatzposten für die Ent­
wicklungshilfe um 70 Prozent gestiegen, und 
die Gewährung eines Kreddtes, einer Ent­
wicklungsnrilliarde, wird erwogen. Ich kann 
hier nur das wiederholen, was lich von 
Experten gehört habe, die behaupten, daß 
dieser Kredit auch währungspolitisch zu emp­
fehlen wäre. 

Osterreich hat einen guten Platz ,in der 
Welt. Es hat durch die Erschließung neuer 
Märkte im europäischen Raum neue Möglich­
keiten bekommen. Es hat nach seil.ner so gut 
wie einstimmig erfolgten Wahl in den Sicher­
heitsrat erhöhte .internationale Bedeutung, 
eine Bedeutung, die vor allem in seiner 
strikten Neutralität begründet liegt. 

Daher werden alle Anstrengungen dahin 
gehen müssen, daß die ungestörte, besonnene 
und fortschrittliche Entwicklung in unserem 
Land weitergeht. Wir werden sehr wachsam 
sedn müssen gegen den Mißbrauch jeder Art, 
gegen den Mißbrauch und gegen die Miß­
achtung der Demokratie, gegen düe Verletzung 
der WirtschaftsdiszipHn und gegen die Ver­
letzung der Umweltdisziplin. 

Das vor uns liegende Budget soll den Men­
schen in einem Land des linneren und des 
äußeren Friedens bessere Lebensbedingungen 
schaffen. Es ist bemüht, diese besseren Lebens­
bedingungen zu schaffen, und es ist bemüht, 
vor allem ein Budget im Dienste des Menschen 
zu sein. Aus manchen anderen Gründen auch, 
aber vornehmlich aus diesen verdient es 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr 
Abgeordneter Dr. Mock. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Hohes Haus r 
Ich möchte zunächst auf einige Bemerkungen 
von Vorrednern der Regierungspartei ein­
gehen. 

Herr Abgeordneter Tull! Ich möchte nur 
sagen: Uber alle politischen Grenz€n hinweg 
habe ich halt wirklich ein gewisses Mitgefühl 
für Ihre schwere Situation gehabt, denn 'ich 
würde mich auch sehr schwer tun, diese Wirt­
schaftspolitik hier im NatioIlJalrat zu verteidi­
gen. Ich habe daher durchaus v.erstanden, daß 
Sie sich in -einer sehr schwierigen Situation 
befunden haben, und werde mir erlauben, 
später auf einige Ihrer Bemerkungen einzu­
gehen. 

Eine echte Uberraschung war die Mitteilung 
des Zentralsekretärs der Sozialistischen Par­
tei Osterreichs, also eines Spitzenfunktionärs, 
daß man von der Mehrheit hier im Hause 
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nicht Gebrauch mamen wird. Er hat ja den 
früheren Klubobmann der Osterreidlisdlen 
Volkspartei, Viz1ekanzler Withalm, zitiert, der 
am Beginn der Per.iode der Alleinregierung 
die Aussag'e machte, daß man sehr wohl auch 
in entsprechender Weise von der Mehrheit 
Gebraudl machen wird. Herr Abgeordneter 
Marsch hat gemeint: Wir wellden diese Metho­
den nicht anwenden. - Ich hoffte, vom Ge­
sicht des Herrn Vizekanzlers eine freudige 
Uberraschung ablesen zu können. Dadurch 
ergeben sich durchaus neue Aspekte zum Bei­
spiel für die 29. ASVG-NoveHe. Vielleicht 
kommen wir doch noch in dieser Frage zu­
sammen, wenn Sie von diesem Recht nicht 
Gebrauch macnen. Ich stelle mir vor, daß 
der Zentralsekretär der SPO eine so bedeu­
tende Aussage nicht leichthin macht, sondern 
<:laß das sehr überlegt ist. 

Zu einer zweiten Bemerkung, bei der er sich 
auch mit den Bundesbahnbarifen beschäftigt 
'hat. Ich möchte da nicht ins Detail gehen. Sie 
haben festgestellt, in der Alleinregierungszeit 
der Volkspartei seien di'e Tarife der Bundes­
bahn viel stärker angehoben worden. Jetzt 
könnte ich wieder antworten: Und gerade die 
Tarife der Kurzfahrstrecken sind in Ihrer Zeit 
teilweise bis 80 Prozent angehoben worden. 

Das wäre vielleicht alles Kleinkram, Herr 
Abgeordneter! Tatsache ist, daß vier Jahre 
hindurch die Alleinregierung der Osterreichi­
schen Volkspartei gezeigt hat, was sie unter 
Stabilität versteht, und daß seit dem Jahre 
1970 eine permanente AUfwärtsentwicklung 
bei den Lebenshaltungskosten festzustellen 
ist. Das ist das Entscheidende, das spürt der 
Mensen draußen (Beiiall bei der OVP) und 
nicht, daß man sich hier im einzelnen in 
Details verliert. 

Wenn man die Dinge mit der Inflation wie­
derholt, wird man gelegentlich sehr bös, so 
war es auch heute beim Herrn Finanzmini­
ster - ich habe momentan nicht das Vergnü­
gen seiner Anwesenheit; das soll nicht abwer­
tend gemeint sein, Herr Bundesminister für 
Inneres -, man ist sehr empfindlich und be­
klagt sidl, daß man Irreführung vorgehalten 
erhält und ähnliches. Das geht so weit, daß 
man dann versucht, bei jeder Gelegenheit Kri­
tik und Kritikmöglichkeiten 'einzuschränken. 
Mich wundert immer, daß gerade von seiten 
der Sozialisten doch von unserem Bildungs­
system die Erziehung zum kr,itikfähigen Men­
schen verlangt wird. Wenn dann in der demo­
kratischen Auseinandersetzung Kritik geübt 
wird, dann geht das sofort unter die Haut, 
dann ist man beleidigt und böse. Dann sieht 
man den Herrn Bundeskanzler, wie er ein­
mal mehr eine Angriffswelle gegen den ORF 
startet. Daß die eigenen Leute mit Maulkorb-

erlässen wie der Herr Landesverteidigungs­
minister ausgestattet werden, ist ja Ihre 
Sache, vielleicht hat das seinen Grund. Man 
könnte vielleicht sogar sagen, man hätte Ver­
ständnis dafür in Anbetracht dessen, was so 
gelegentlich von ihm an Aussagen gemacht 
wird. Das geht dann so weit, daß auch ein­
zelne Journalisten einem gewissen Druck -aus­
gesetzt werden. Sie eI1innern sich noch alle 
sehr genau, wie einmal einer es gewagt hat, 
die Frage zu stlellen, wie es denn mit der 
Preisprognose von 7 Prozent sei, was die 
Regierung machen wird, und die Reaktion des 
Herrn Bundeskanzlers eine sehr ungewöhn­
liche und sehr rauhe war. 

Meine Damen und Herren! Das kann hier 
nie zu oft gesagt werden; denn die freie Mei­
nungsäußerung ist eine der wertvollsten Ein­
richtungen: Wer im öffentlichen Leben Isteht, 
ob im Parlament oder in der Regierung, der 
hat natürlich ein Recht, mit besseren Argu­
menten gegen die Argumente des politischen 
Gegners anzukämpfen, er muß sich aber der 
Kritik stellen. Und wenn er versucht, der Kri­
tik auszuweichen, oder versucht, die Kritik­
möglichkeit einzuschränken, dann darf er sich 
nicht wunldern, wenn das demokratische 
Selbstverständnis einer solchen Persönlichkeit 
in Frage gestellt wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat sicher auch ein 
Anrecht darauf, daß seine persönliche demo­
kratische Uberzeugung respektiert wird. Aber 
wenn er gegen den ORF so agiert, gegen ein­
z.elne Journalisten, ja man klann auch sagen, 
wenn er Leute in seiner Regierung duldet, die 
erklären, Personalvertreter seien nur die Be­
schützer der Dummen und Faulen, wie das der 
Landesverteidigungsminister gemacht hat, der 
sich die Frage gestellt hat, was überhaupt 
Abgeordnete in Landesverteidigungssachen 
mitsprechen, die haben ja keine Generalstabs­
'Clusbildung, dann darf sich auch der Herr Bun­
deskanzler nicht wundern, daß man sein 
Demokratieverständnis einem gewissen Zwei­
fel aussetzt. Das scheint mir eine sehr entschei­
dendes Element der Demokratie zu sein. 

Herr Abgeordneter Sekanina! Sie haben 
sicher mit Ihren Argumenten die Möglidlkeit, 
Ihren Standpunkt hier und woanders klar 
darzulegen. Aber Sie müssen Verständnis 
haben, daß wir ein Anrecht haben, alles das 
aufzuzeigen, was in dieser Alleinregierung 
darauf abzielt, die Kritikmöglichkeit in unse­
rem Land einzuschränken, Tatsache war, daß 
über einen Antrag Ihres alter ego, Ihres Rechts­
anwaltes, eine Rechtswidrigkeit Platz ge­
griffen hat. Wir haben nie dem Richter unter­
stellt, daß er nicht unabhängig sein soll, daß 
wir ihn einem Druck. aussetzlen wollen. Sie 
haben das sehr geschickt so gedreht: Sie ver-
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teidigen die Unabhängigkeit des Ridlters. Das 
ist gar nicht notwendig, kann idl Ihnen sagen. 
Sie sollten sidl vielmehr um Ihren Rechts­
anwalt annehmen. Was wir hören wollten 
und was Sie hier gesagt haben, das anerkenne 
ich: daß Sie seinen Standpunkt nicht teilen. 
Wenn Sie das trüher gesagt hätten, wäre die 
Debatte im Nationalrat in dieser Form viel­
leicht nicht notwendig gewesen. Wir würden 
es auch sehr begrüßen, wenn man dann auch 
Konsequenzen aus dieser falschen, aus dieser 
rechtswidrigen Position Ihres Mandanten zie­
hen würde, zumindest von der Gebietskran­
kenkasse aus. Das war der Zweck, warum wir 
das hier zur Sprache gebracht haben. Denn 
eines darf hier nicht Platz greifen: der alte 
Spruch von Pascal, daß man den Eindruck 
hat: Es ist die Macht, die die Meinungen 
macht. Das wird der Herr Bundeskanzler hof­
fentlich auch im Zusammenhang mit seinem 
Verhalten gegenüber dem ORF feststellen 
müssen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Bei der geg,ebe­
nen wirtschaftspolitischen Situation muß man 
das Budget natürlidl unter dem Gesichtspunkt 
analysieren, wieweit es geeignet ist, einen 
stabilitätsorientierten Beitrag zur wirtschaft­
lichen Entwicklung zu leist'en. Denn die Bud­
getpolitik ist nun einmal das wichtigste oder 
eines der wichtigsten Instrumente bei den Be­
mühungen um Preisstabilität. Der Herr Finanz­
minister hat vorhin von der Regierungsbank 
verkündet, es sei wirtschaftstheoretisch falsch, 
wenn man sagt, ldaß StJabilitätspolitik allein 
vom Budg'et her gemacht wird. - Das hat 
niemand behauptet. Aber was wir behaupten, 
ist, daß die Budgetpolitik von großem, von 
entscheidendem Gewicht für die Preisstabili­
tät ist. 

Ubrigens möchte ich hier ein Zitat bringen, 
worin es heißt: "Unter den Instrumenten der 
Konjunkturpolitik ist die Budgetpolitik beson­
ders wichtig, weil die öffentlichen Haushalte 
direkt und mit großem Gewicht in den Wirt­
schaftskreislauf eingreifen." - Dieses Zitat 
ist aus dem Finanzbericht "Bericht über die 
Lage der Finanzen der Republik Osterreich", 
der ja vom Herrn Finanzminister herausgege­
ben worden ist. Niemand hat gesagt, allein 
die Budgetpolitik sei entscheidend, aber er 
selbst hat auch einen Bericht herausgegeben, 
worin es heißt, daß die Budgetpolitik ein ent­
scheidendes Instrument ist. 

Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
welchen Sinn eine 15prozentige Bindung in 
einer solchen konjunkturellen Entwicklung 
hat, wo es eher um eine Dämpfung der Kon­
junktur geht, um eine Dämpfung des Preis­
auftriebes, wobei heuer der Finanzminister 
bewiesen hat, daß er trotz einer Uberhit'lung 
die 15prozentige Bindung mit Ende dieses 
Jahres fast vollumfänglich, nämlich im Aus­
maß von 1200 Millionen, laufgelöst hat. Das 
trotz der Uberhitzung, die wir in unserer 
Wirtschaft haben. 

Der Herr Finanzminister war auch vorhin 
sehr beleidigt, als man von halben Wahrhei­
ten gesprochen hat. Ich möchte hier von seiner 
Rede nur drei Beispiele zitieren. Wenn er auf 
Seite 5 die Summe der Löhne und Gehälter 
aufzählt, wie sie 1971 um 15,3 Proz'ent und 
heuer voraussichtlich um 12 Prozent steigen, 
so wäre es auch gut, wenn man die Einnahmen 
aus der Lohnsteuer zitieren würde, das wÜDde 
das Bild etwas abrunden. Die Steigerung der 
Lohnsteuer liegt nämlich zwischen 25 und 
30 Prozent. Wenn Si'e, Herr Finanzminister, 
hier die Höhe der Spareinlagen zitieren und 
erwähnen, die Spareinlagen erreichten Ende 
August einen Gesamtstand von 163 Milliarden 
Schilling, :so wäre es auch sehr wertvoll, wenn 
Sie dazu sagen würden, daß di'e Zuwachsraten 
der Spareinlagen laufend zurückgehen. Die 
Zuwachsrate der Spareinlagen ist von 1969 
auf 1970 noch von 7,8 auf 8,7 gestiegen. Wenn 
man jetzt die Zeit überspringt, so ist die 
Sparrate in den ersten acht Monaten des Jah­
res 1972 die ni1edrigste seit vier Jahren. 

Ich wollte nur folgendes sagen: Ich ver­
lange nicht, Herr Finanzminister, daß Sie das 
ganz groß hervorsteHen, aber Sie könnten 
wenigstens Ihrer Sorge Ausdruck geben über 
diese Entwicklung. Dann wäre das, was Sie 
hier bringen, nicht so halb. 

Und wenn ich am Schluß noch Ihre Anfüh­
rungen über die Entwicklung des Preisindex, 
des Bruttonationalproduktes zitiere, so möchte 
ich dazu sagen: Es wäre eben auch gut, wenn 
Sie hier nicht nur davon reden, wie die Ent­
wicklung 1970 und 1971 war, sondern auch wie 
sie im Jahre 1972 ist. Und was die Graphik 
anbelangt, hat Kollege Koren das hier schon 
vorgebracht. Das sind eben halbe "Vahrhei­
ten. 

Herr Finanzminister! Ich muß Ihnen leider 
Wenn man nun dieses Budg,et ansieht folgendes sagen: Sie sind vorhin hier aufge­

- hier sind eine ganze. Reihe von Zahlen standen und haben in Ihrer Replik auf die 
schon genannt worden, die ich nicht wieder- Bemerkung des Herrn Abgeordneten Withalm 
holen möchte -, so handelt es sich um ein sozusagen seine Aussage widerlegt, daß es 
sehr expansives Budget. Es ist hier vor allem sich bei drem OECD-Bericht um ein Papier 
5 Milliarden inlandwirksames Budgetdefizit handle, dessen Unterlagen seitens der Regie­
genannt worden. Ich frage mich in diesem rung geliefert werden. 
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Ich muß Sie daran erinnern, daß zur Erstel­

lung des Jahresberichtes der OECD ein Oster­
reich-Memorandum ausgearbeitet wird, das 
natürlich die Ziffern des Wirtschaftsforschungs­
institutes, Experten des Finanzministeriums, 
des Bundeskanzleramtes und anderer ein­
schlägiger Rachstellen verwendet. Dieses 
Memorandum geht als Papier der Regierung 
an die OECD nach Paris. Und dort wird die 
Situation auf der Basis dieses Papieres ana­
lysiert, und der Jahresbericht, der von der 
OECD ausgearbeitet wird, kann und wird nur 
mit Zustimmung der österreichischen Bundes­
regierung beschlossen. Das ist ein einstim­
miger Beschluß im Rat der OECD. Das muß 
man auch dazusagen. Das heißt, was dort 
,drinnenstand, hat und muß Ihre Zustimmung 
erfahren. Das haben Sie halt so rasch wieder 
einmal weggelassen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe das deswegen so ausführlich ge­
bracht, weil auch der Herr Bundeskanzler 
mich vorhin eingeladen hatte, ich könnte jla 
dazu Stellung nehmen. Man darf, wie gesagt, 
nicht empfindlich sein, wenn es heißt, hier 
ist nur die Hälfte eines Problems aufgeze'igt 
worden. Und übrigens, wenn Sie heute schon 
zweimal so geflissentlich auf das Budget 1970 
verwiesen haben - es wäre wirklich einmal 
Zeit, daß Sie dieses RüCkverschieben der Ver­
antwortung bleiben lassen. Wissen Sie, da 
wird so untersdlwellig angedeutet: Na ja, dias 
Budget 1970 war auch eine Mitursache für die 
heutige negative Entwicklung, nämlich den 
Preisauftrieb. Das erinnert mich dar an, als der 
Herr Bundeskanzler vor kurzem bei Hinweis 
auf die Misere beim Bundesheer gemeint hat: 
Na, und dann darf man iauch nicht vergessen, 
daß das noch auf die Verteidigungsminister 
Pr ader und Schleinzer zurückgeht. BiUe, im 
Jahre 1962! 

Auf der anderen Seite flüchtet man wieder 
in die Zukunft. Bei der Verwaltungsaufblä­
hung, bei der Steigerung der Dienstposten­
anzahl um über 3000 - rund 3500 - hat in 
einem Interview der Herr Staatssekretär im 
BundeskanzleI1amt - leider haben wir nicht 
das Vergnügen - gemeint: Ja, was man 
machen müsse, ist eine langfristige, zehn­
jährige Planung, eine Bedarfsplanung für den 
öffentlichen Dienst! Da kann ich nur sagen: 
Es ist schon Dedlt, so etwas zu madlen. Aber 
eine Regierung muß sich in der Gegenwart 
bewähren. Nicht immer ausweichen in die 
Vergangenheit oder in die Zukunft. Mir 
kommt die SPO als eine Bartei so vor - ich 
muß es hier einmal offen sagen -, die dauernd 
von der Zukunft redet, mit der Gegenwart 
nicht fertig wird und sich dabei auf die Ver­
gangenheit ausredet, meine Damen und Her­
renl (Beifall bei der OVP.) Das haben Sie 
eben heute hier auch versucht. 

Sie haben beim Budget 1971, in Ihrer dama­
ligen Budgetrede, Herr Finanzminister , ge­
meint, das sei eine Wende. Ich stimme Ihnen 
zu. Wir sind hier einmal einer Meinung - es 
war eine Wende, aber zu einer einmalig neuen 
inflationären, andauernd inflationären Wirt­
schaftspolitikl 

Meine Damen und Herren! Seit der Schil­
lingstabilisierung des Jahres 1953 hat Oster­
reich im internationalen Durchschnitt eine 
relative Stabilität halten können. Das heißt, 
die jährliche Inflationsrete betrug zwischen 
1954 und 1971 3,1 Prozent und - wenn ich 
die sechziger Jahre nehme - zwischen 1960 
und 1969 3,4 Prozent. Diese stabile österrei­
chische Inflationserfahrung konnte trotz großer 
Sdlwankungen in den umliegenden und wich­
tigsten Partnerstaaten durch die damalige 
Wirtschaftspolitik gehalten werden. Durch die 
vVirtschaftspolitik eines Kamitz, eines Klaus, 
eines Schmitz, eines Koren, und wie die ande­
ren Finanzminister hießen. Das zeigt, meine 
Damen und Herren (Zwischenruf bei der SPO), 
das zeigt, Herr Kollege, daß man trotz starker 
Schwankungen im Ausland die notwendige 
Autonomie im Inland durchaus bewahren 
kann. (Beifall bei der OVP.) Der dauernde 
Hinweis, den hier auch heule der Finanz­
minister gebracht hat - wir sind halt so ein 
unendlich kleines Land, so wie das Burgenl,and 
in Osterreich liegen wir da im Herzen Europas 
und können uns überhaupt nicht helfen -, 
hat zumindest für die vergangenen zwanzig 
Jahre nicht gegolten. Da konnten wir uns 
helfen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir verlangen 
ja nicht, daß Sie mehr machen, als wir selbst 
zusammengebracht haben. Ich habe das ja 
sowieso nie geglaubt. Aber Sie werden ver­
stehen, daß die OVP wenigstens das gleiche 
verlangt. Wobei idl ja hier mit dieser Fest­
stellung nur eine Feststellung wiederhole, die 
Professor Streisler vor kurzem getroffen hat ... 
(Zwischenruf bei der SPtJ.) Herr Abgeordne­
ter! Ich lade Sie sehr herzlich ein, dann hier 
zu replizieren. (Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO.) Ich weiß schon, das tut halt weh. Aber 
odas müssen Sie Ihrer eigenen Regierung 
sagen! Sie werden jetzt immer wieder von 
uns das hören, was Sie prophezeit haben, 
was Sie an Illusionen vorgeg,aukelt haben, 
und was jetzt eingetret~m ist. Sie sind doch. 
angetreten mit ,,3 Prozent sind genug!" (Zwi­
schenruf bei der SPO.) 

Der Herr Bundeskanzler hat am 15. Februar 
1970 gemeint: Das wichtigste in der neuen 
Bundesregierung ist, die Prei:se in den Griff 
zu bekommen. Meine Damen und Herren I ICh 
habe mir das "Die Preise in den Griff zu 
bekommen" anders vorgestellt. Also im Jahre 
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Dr. Mode 
1971 ist eine Weooe eingetreten. (Ruf bei der 
OVP: Ausgerutschtl) Mir macht es nichts, 
wenn sie ausrutschen, aber nicht auf Kosten 
der Offentlichkeit und der Bevölkerung! 

Im Budget 1972, Herr Finanzminister, haben 
Sie dann davon gesprochen, daß dieses Budget 
im klaren Gegensatz zur konservativen Phi­
losophie steht, wonach die Budgetpolitik die 
Kunst ist, Enttäuschungen gleichmäßig zu ver­
teilen. 

Selbst wenn diese Aussage richtig wäre, 
wäre sie mir noch immer lieber als Ihre jetzige 
Politik. Sie verteilen nämlich die Enttäuschun­
gen ungleichmäßig, vor allem zu Lasten der 
schwachen Einkommensschichten, der Rentner, 
der Pensionisten und der großen Familien. 
(Beifall bei der OVP.) 

Und für den Bundesvoranschlag 1973 sagen 
Sie, daß es weder mit dem Budget verg,ange­
ner Jahre zu vergleichen ist, noch wird man 
künftige Budgets mit gleichen Maßstäben mes­
sen können. Es wurde heute schon aufgezeigt, 
daß dieses Budget wirklich unvergleichlich ist: 
es hat das größte Defizit. Es ist vor allem das 
Budget, das bei einer so starken andauernden 
Inflation die geringste stabilitätsorientierte 
Auswirkung hat. Das ist sicher ein Unikat, wie 
es hier genannt wurde. Aber dabei sprechen 
Sie siebzehnmal - ich habe mir einmal den 
Spaß gemacht, das durchzublättern - von Sta­
bilität, von Stabilitätsorientiertheit, von sta­
bilitätspolitischen Maßnahmen; obwohl gerade 
diese Stabilität ja immer mehr verlorengeht. 
Herr Finanzminister! Quantität :in Worten ist 
kein Ausgleich und keine AUernative für die 
Qualität Ihrer Wirtschaftspolitik! Ich fürchte 
sehr, obwohl es nicht meine Sorge sein soll, 
daß Ihre Popularitätskurve bei dieser Infla­
tionskurve einmal nicht mehr mithalten kann. 

Jetzt, Herr Finanzminister, im September 
1972 überraschen Sie die Offientlichkeit mit 
einem Stabilisierungskonzept. Jetzt, meine 
Damen und Herren, nachdem das Inflations­
tandem Kreisky-Androsch zweieinhalb Jahre 
unbekümmert und selbstbewußt durch die 
wirtschaftspolitische Landschaft gefahren ist, 
gibt es ein Stabilisierungskonzept. Wo waren 
Ihre Uberlegungen, Herr FiIlJanzminister, in 
den vergangenen zweieinhalb Jahren? 

Sie haben heute gesagt, wir bieten keine 
Alternativen an. Ich nehme an, daß Sie auf­
merksame Pressemitarbeiter haben. Am 
18. Juni 1971 hat es ein Stabilisierungskonzept 
der Volkspartei gegeben. Nicht Sie haben erst 
eines erstellt, wir haben es Ihnen angeboten. 
Wir haben es gefordert. Sie konnten es in 
den Zeitungen lesen. Der Bundespartei­
obmann, der Klubobmann hat es hier wieder­
holt vorgetragen; Sie haben ja gemeint, Sie 

halten nichts von "hochgestochenen Stabili­
sierungsprogrammen". Ich zitiere 27. 11. 1971. 
Das war eine Alternative. 

Eine andere Alternative, Herr Finanzmini­
ster, weil Sie die Frage gestellt haben, wir 
bieten keine Alternativen lan. Monatelang, 
jahrelang wurde der Abschluß mit der EWG 
verhandelt. Jeder hat gewußt, wir stehen jetzt 
vor einem Abkommen, das zwar ein Minimal­
abkommen ist, aber doch eine vollkommen 
neue Konstellation für unsere Unternehmen 
bringen wird, wo die Sicherheit der Arbeits­
plätze ein besonderes Anliegen sein wird. Wer 
hat ein EWG-Begleitprogramm gefordert und 
vorgeschlagen? Es war die Opposition, und 
nicht die Regierungspartei, obwohl diese ja 
die Ministerien hat, die Fachleute hat, die 
zusätzlichen Experten hat: 1500, die zusätz­
lich als Vertragsbedienstete eingestellt wur­
den. (Ruf bei der SPO: 1400!) Herr Abgeord­
neter, 1400, bitte. Ich revidiere: Es waren 
nicht 1500, sondern 1400 waren es zusätzlich. 

Herr Finanzminister! Hier haben Sie Alter­
nativen. Ein Stabilisierungsprogramm vom 
18. Juni 1971. Ein EWG-Begleitprogramm von 
diesem Jahr, und als wir über die Durch­
führung des EWG-Begleitprogramms ver­
handelt hatten, kamen von den neun Maß­
nahmen, die im Abschlußprotokoll vorgeschla­
gen und fixiert wurden, acht aus dem Vor­
schlagspaket der Oppositionspartei. Hier 
sieht man, ob wir Alternativen gebracht 
haben, ob wir es uns leicht gemacht haben, 
nur zu kritisieren, oder ob wir in der Lage 
waren, auch politische AlterIlJativen vorzu­
schlagen. In diesen Chor hat ja der Abge­
ordnete Tull auch" frohgemut eingestimmt, er 
hört es zwar jetzt nicht. (Abg. Li b a 1: Aber 
ja!) Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter 
Libal, wenn Sie sagen "aber ja". Ich nehme 
an, Sie werden es ihm berichten, denn das 
scheint mir sehr wichtig zu sein. 

Wenn ich nachdenke, Herr Finanzminister, 
daß Sie im September 1972 nach zweieinhalb 
Jahren ständiger Aufwärtsentwicklung groß 
ein Stabilisierungskonzept ankündigen oder 
verkünden, dann frage ich mich: Wie werden 
Sie jenen das zurückgeben, was sie auf Grund 
Ihrer inflationären Politik in den letzten zwei­
einhalb Jahren verloren haben. Allein das 
Sparguthaben der Arbeitnehmer hat, wie 
Ihnen ja beklannt ist, im Jahre 1971 einen 
Kaufkraftverlust von 2,5 Milliarden Schilling 
erlitten. Das ist nicht von der OVP ausge­
rechnet worden oder sonst von irgendeinem 
unabhängigen Fachmann, Ihr Genosse Karl 
Ausch ... (Abg. B 1 e c h a: Was heißt sonst?) 
Herr Abgeondneter Blecha, es täte Ihnen gar 
nicht schaden, wenn auch Sie sich auf das 
Wesentliche konzentrieren würden. 
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Wenn man das jetzt fortschreibt, meine 

Damen und Herren, so kommt man darauf, 
daß das Sparvermögen der Arbeitnehmer in 
Osterreich in diesem Jahr einen Kaufkraft­
verlust von rund 3,5 Milliarden SchHling er­
leiden wird. Werden Sie denen das zurück­
zahlen, Herr Finanzminister? Nur weil Sie 
zweieinhalb Jahre geschlafen haben; denn in 
dieser Hinsicht haben Si'E geschlafen, oder Sie 
waren zu überheblich, ein Konzept für die 
Stabilisierung der Entwicklung auszuarbeiten. 

Ich glaube, es schadet gar nicht in der 
Demokratie, wenn man auch einmal eine Idee 
der Opposition akzeptiert, und es hätte vor 
allem breiten Krei:sen der Bevölkerung ge­
nützt, wenn auch Sie seinerzeit über das Sta­
bilisierungskonzept der Volkspartei wenig­
stens gesprochen hätten. Aber das war ein 
"Blattl Papier", um das man sich nicht ange­
nommen hat. Im Gegenteil. Man hat uns in 
großen Aussprüchen verkündet: Ich persönlich 
halte nichts von großartig aufg'Emachten Sta­
bilisierungsprogrammen. 

"Die Inflation" - schreibt auch Ihr Genosse 
Karl Ausch - "ist wahrlich kein Kavaliers­
delikt." Herr Finanzminister! Der, der die In­
flation verniedlicht, macht sich in jeder Hin­
sicht mitschuldig, und ein Budget, das so ex­
pansiv ist, das sich in seinen Ausgaben explo­
sionsartig entwickelt, zeigt, daß Sie die Situa­
tion noch immer völlig verkennen, daß Ihr 
Bekenntnis zur Stabilität ein reines Lippen-
bekenntnis ist. 

ist. Wir haben, was die Inflationsrate anbe­
langt, diese Länder bereits überholt. Aber 
diese beginnen früher Stabilitätspolitik zu 
machen, als wir das tun. 

Und mit einem sollte lauch einmal Schluß 
sein, mit dem ständigen V,erweisen auf das 
Ausland, mit dem ständigen Hinweis, unsere 
Inflation sei importiert. Ich darf hier daran 
erinnern, daß 'es im Wirtschaftsbericht der 
OECD (Zwischenrufe bei deI SPO) - nein, 
nicht im Wirtschaftsbericht über Osterreich, 
sondern in einer Gesamtbeurteilung der wirt­
schaftlichen Entwicklung im OECD-Raum vom 
Juli 1972, heißt: "Mitte 1972 werden sich die 
Preise mit einer Durchschnittsrate von 4 bis 
41/2 Prozent im gesamten OECD-Raum ent­
wickeln." Das heißt, Herr Finanzminister, daß 
das beträchtlich unter der österreichischen 
Preissteigerungsrate liegt. 

Und was die EWG anbelangt, so kann ich 
nur aus Id'en "Finanznachrichten" zitieren, 
worin es gleichfalls heißt: Ob wir die EWG 
als Sechsergemeinschaft oder als Zehner­
gemeinschaft nehmen - di-e österreichische 
Preisentwicklung mit 61/2 Prozent im Juni die­
ses Jahres lag bereits deutlich über dem EWG­
Niveau. Die Wahrheit, Herr Finanzminister, 
ist nichts anderes, ;als daß wir bezüglich der 
Preisentwicklung schon seit Monaten auf der 
Dberholspur sind, aber nicht auf der Dber­
holspur, von der hier die Abgeordneten der 
Regierungspartei Idauernd sprechen. 

Unsere Haupthandelspartner Deutschland, 
Man spricht sehr laut unld immer öfter von Frankreich, Italien, Großbritannien und USA, 

St.abilitätspolitik uIltd ist eigentlich in Wirk- von denen rund 60 Prozent unserer Einfuhren 
lichkeit eine Art Stabilitäts-Klau. Man spricht kommen, haben alle ein niedrigeres Preis­
von der Erhaltung des Geldwertes und macht niveau. Meine Damen und Herren I Tatsache 
dabei aus dem stabilen Schilling einen ist, daß wir heute die Stabilität importieren, 
Schwumlschilling. Man wird wahrscheinlich die Stabilität aber, die wir importieren, an 
eines Tages -auch 'einmal von einem Kreisky- uns-eren Grenzen durch die inflationäre Wirt­
SchiHing und von einem Androsch-Schilling schaftspolitik der Regierung zunichte gemacht 
sprechen. wird. (Zustimmung bei deI OVP. - Abg. 

Mei-ne Damen und Herren! Der Herr Finanz­
minister hat geglaubt in seiner Antwort auch 
den Generaldirektor des Internationalen Wäh-
rungsfonds P,ierre Schweitzer zitieren zu müs­
sen, der auf die starke inflationäre Entwick­

Wad i ca: 0 Logos!) 0 Logos! Wenn das ein 
bißchen schwer für Sie ist, Herr Abgeordneter, 
so bin ich gern bereit, Ihnen auch die nötigen 
Statistiken zu geben, weil Sie einen so schwe­
r,en Seufzer machen. 

lung auch international verwiesen hat und Und noch eines, Herr Finanzminister: Wenn 
gemeint hat, wir müssen eben hier herunter- Sie nicht der halben Wahrheit bezichtigt wer­
kommen. Sie haben dann lauch das Kommu- den wollen, dann müßte man auch einmal 
nique der Pariser Gipfelkonferenz zitiert. Bei anerkennen, daß die Inflation - und das 
der europäischen Gipfelkonferenz am Ende I ergibt sich schon aus dem, was ich vorhin 
voriger Woche wurde einhellig festgestellt, gesagt habe - eben primär hausgemacht ist. 
daß man die Frage der Inflation als ein Haupt- Sie haben das für das Jahr 1971 in den Monats­
problem Europas lansieht. Herr Finanzminister! bericht'en des Instituts für Wirtschaftsfor­
Die Herren, die für die Politik in vielen ande- schung von Professor Nemschak, wo es 
ren europäischen Ländern verantwortlich sind, heißt: ... verlagerte sich 1971 das Schwer­
sind eben früher daraufgekommen, die Infla- gewicht \des Preisauftriebes zu den binnen­
tion zu bekämpfen, als das bei uns der Fall wirtschaftlichen Ursachen. 
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Dr. Mo~ 
Sie haben es neuerdings in dem zitierten 

OECD-Bericht auf Seite 17 vorgefunden, wo es 
heißt: 

Da die ausländische Nachfrage zurückgegan­
gen ist und die Außenhandelspreise die Ten­
denz haben, bedeutend weniger als 1970 zu 
steigen, ist der inflationistische Druck in den 
letzten eineinhalb Jahren hauptsächlich inlän­
dischen Faktoren zuzuschreiben. - (Abg. 
E. Hof s te t te r: Wer macht die?) Das madlt 
die OECD, Herr Abgeordneter Hofstetter (Ruf 
bei der SPO: Das ist ja ein Regierungsberichtl), 
und das mußte auch die Zustimmung des 
Regierungsvertreters finden. Also die Argu­
mentation der Experten der OECD muß schon 
sehr stark gewesen sein, daß selbst die öster­
reichische Bundesregierung hier zustimmen 
mußte. Das zeigt ganz klar ihre Verantwor­
tung, die Verantwortung di'eser Bundesregie­
rung. Man soll endlich einmal aufhören, dau­
ernd das Ausl,and zu strapazieren und für 
diese wirtschaftliche Entwicklung verantwort­
lich zu machen. Konzentrieren Sie Ihre Kapa­
zität nicht so sehr - das wäre vor allem auch 
wichtig für den Herrn Bundeskanzler - auf 
das Finden neuer Ausreden, sondern darauf, 
daß Sie wirklich einmal diese Wirtschaftsent­
wicklung in den Griff bekommen! 

Der Herr Bundeskanzler hat doch ,am 15. Fe­
bruar 1970 gemeint: Das erste, was eine neue 
Bundesregierung machen muß, ist, die Preis­
entwicklung in den Griff zu bekommen. - Ich 
habe vorhin schon erwähnt: das war nach 
vier Jahren pro Jahr 3 Prozent Pr,eissteige­
rung. Also ich habe mir das anders vorgestellt, 
meine Damen und Herren! 

Ich habe mir auch die Europareife landers 
vorgestellt. Gerade in dem Zeitpunkt, wo wir 
zum Gemeinsamen Markt stoßen (Zwischen­
ruf bei der SPO), wo die schützenden Zoll­
barrieren abgebaut weI1den, erleben wir (Ruf 
bei der SPO: Mut zur Mehrwertsteuer!) die 
seit 20 Jahren stärkste Preissteigerung. Das 
ist Ihre "Wettbewerbsfähigkeit", die Sie her­
stellen, Herr Abgeordneter, das ist Ihre Ver­
antwortung! Und damit sind Sie konfrontiert. 

Wenn Sie die Mehrwertsteuer hier in den 
Raum :stellen, so wissen Sie genau, warum wir 
di'e Mehrwertsteuer abgelehnt haben (Ruf bei 
der SPO: Sie hätten 17 Prozent haben wollen!); 
weil ein unberechtigter Satz von 16 Prozent 
außerdem preisauftriebfördernd wirkt, weil der 
Zeitpunkt, zu dem Sie Idie Mehrwertsteuer 
einführen, völlig falsch gewählt war. 

Der Herr Finanzminister mußte selbst 
ebenso wie der Herr Gewerkschaftsbundprä­
sident seine Prophezeiungen über die Aus­
wirkungen der Mehrwertsteuer revidieren. 
Kein Mensch hat uns vorgeschrieben, am 

1. Jänner 1973 di'e Mehrwertsteuer einzufüh­
ren. Italien war Gründungsmitglied der EWG 
und hat das bis jetzt nicht eingeführt. Das 
war doch nur eine Ausrede, um die Offentlich­
keit glauben zu machen .,. (Abg. S te i ni n­
ger: Die ist schon beschlossen! Am 1. Jänner!) 
Ist beschlossen, aber Idie versuchen, einen kon­
junkturpolitisch besseren Zeitpunkt zu errei­
chen. Und darum ist es uns ,auch gegangen. 
Daher haben wir gesagt: Der Zeitpunkt ist 
falsc:']! (Zustimmung bei der OVP.) 

Als~ mit der Mehrwertsteuer zeigen Sie nur 
neuer:~~ings einen Fehler in der Wirtschafts­
poHtli(;. auf! (Abg. Ho r r: Reden Sie von den 
Arbejtslosen in Italien dann auch!) Ja, können 
wir durchaus reden! Wir haben nämlich ge­
zeigt, Herr Präsident Horr, daß man Voll­
beschäftigung und eine relative Stabilität, wo 
Sparen noch einen Sinn hat, durchaus ver­
einbaren kann; weil das von Ihnen dauernd 
in Abrede gestellt wird. Hier wird dauernd 
gesagt: Entweder Arbeitslosigkeit oder Infla­
tion! (Abg. SkI i t e k: In Italien ist doch die 
Zahl der Beschäiligten um 100.000 zurück­
gegangen! - Zwischenruf des Abg. E. H 0 f­
s te t tel.) Herr Abgeordneter Hofstetter! 
(Abg. E. Hof s te t te r: Wenn wir da nicht 
eingegriffen hätten im OGB, wären mehr ge­
worden! Das nehmen Sie doch einmal zur 
Kenntnis!) Herr Abgeordneter Hofstetter! Ich 
darf Ihnen vielleicht folgendes vorlesen (Abg. 
W 0 die a: 100.000 Arbeitsplätze in de.r Zeit 
der OVP in zwei Jahren weniger!): Im vor­
jährigen OECD-Bericht, heißt es hier, wurde 
auf die eindrucksvolle Verbindung von 
paschern vVachstum, verbesserter Zahlungs­
bilanz und relativer Kosten~ und Preis:stabili~ 
tät während des Konjunkturaufschwunges 1968 
und 1970 hingewiesen. . 

Das ist das Urteil über die OVP-Wirtschafts­
politik, Herr AlJgeoI1dneter Hofstetter! Im 
OECD-Bericht ... (Ruf bei der SPO: Das ist 
ja ein Regierungsbericht, Herr Kollege!) Ist 
ein Regierungsbericht, durchaus, ja, Herr Ab­
geordneter, und das findet :sich ... (Ruf bei 
der SPO: Ich verstehe nicht, auf was Sie sidl 
du berufen!) Es ist verständlich, daß man sidl 
ein bißehen schwertut. vWssen Sie, wo das 
steht? Das steht im \Virtsmaftsbericht des 
Herrn Bundeskanzler:s! Mehr kann ich ihm 
nicht wünschen, als daß der Herr Bundes­
kanzler über Idie OVP-Wirtschaftspolitik ein 
solches Urteil abgibt! (Beifall bei der OVP.) 

Ich bin sicher nicht qualifiziert, dem Herrn 
Abgeordneten Tull wirtschafts theoretischen 
Unterricht zu erteilen, aber da hat der Herr 
Abgeordnete TuB gemeint, es ist daher ein 
Unsinn, wenn in dem Land Leute herumzie­
hen, die eine optimale Lösung des Magisdlen 
Dreiecks verlangen, nämlich Zahlungsbilanz, 
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Preisstabilität und Vollbeschäftigung. In die- durchaus diskutiert werden könnt,en - zitiert 
sem Papier haben Sie es! Da muß man eben ja bei jeder Gelegenheit, wie das heute auch 
ein bißchen warten mit den Zwischenrufen, geschehen ist, die reale Einkommenssteige-
dann können solche Sachen nicht passieren. rung. 

Karl Ausch, um das einmal mehr zu zitieren, Er - das schreibt wiederum Karl Ausch -
schreibt in seinem jüngst erschienenen Buch, hat allerdings nicht hinzugefügt, daß diese 
er, nämlich Ausch, will vielmehr seiner Be- 3 Prozent Realeinkommenssteigerung ver­
fürchtung Ausdruck geben, daß die großen schiedentlich erreicht weI1den könnte. Man 
wirtschaftlichen Erfolge des l'etzten Viertel- kann zum Beispiel Löhne und Gehälter um 
jahrhunderts durch die immer rascher wer- 6 Prozent erhöhen. Gehen davon 3 Prozent für 
dende sChleichende Inflation ernstlich gefähr- eine bescheidene GeLdentwertung und höhere 
det werden. Steuern ab, so bleiben die restlichen 3 Pro-

Er schreibt weiter: zent real übrig. Man kann hingegen auch die 

"Beschwichtigungshofräte" - bitte, Herr 
Finanzminister, das bin nicht ich, der diesen 
Ausdruck erfunden hat, das ist Karl Ausch -
"weisen darauf hin, daß in dem oder jenen 
Land die Inflationsrate höher sei als im eige­
nen. Als ob die Hausfrau" - ich erinnere 
daran, was hier Abgeordneter Withalm ge­
sagt hat - "mit statistischen Tabellen in der 
Hand einkaufen ginge'" - Und da hat der 
Herr Abgeordnete Fischer gemeint: Sie be­
geben sich auf das Hausfrauenniveaul 

Das ist für uns kein unteres Niveau, son­
dern das sind sehr wesentliche Interessen für 
die Wirtschaftspolitik! (Beifall bei der avp.) 

Meine Damen und Herren! ICh muß Ihnen 
doch noch ein drittes Zitat bringen: 

"Maßnahmen zur wirksamen Bekämpfung 
der Inflation werden abgelehnt, weil, so lautet 
der Einwand, die Gefahr bestehe, daß dadurch 
die Konjunktur abgewürgt, die Vollbeschäfti­
gung gefährdet und Arbeitslosigkeit ausge­
löst werden könnte. Wer so argumentiert" -
bitte wieder Genosse Karl Ausch! -, "gleicht 
einem Mann, der sich· dagegen sträubt, daß 
ein Hochwasser bekämpft wird. laus Besorgnis, 
es könnte Wassermangel entstehen. Diese Ar­
gumentation ist jedoch unbegründet." (Abg. 
Dr. W i t h alm: Wer hat das geschrieben?) 
Karl Ausch, Generalrat der Nationalbank, 
meine Damen und Herren! (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. W i t haI m.) 

Mehr können Sie ja von uns !Ilicht ver­
langen. als daß Sie, wenn Sie schon unsere 
eigenen Argumente, obwohl es in der Demo­
kratie der Fall sein soll, nicht akzeptieren, 
wenigstens Ihren eigenen Experten glauben I 
Aber Ausch war offensichtlich bei der Konzi­
pierung Ihrer Wirtschaftspolitik niCht dabei. 
(Abg. G r a f: Experte ist einer nur, wenn er 
sagt, was der Regierung paßt! Sonst ist er 
kein Experte!) 

Der Herr Präsildent des GewerksChaftsbun­
des - er hat dankenswerterweise vor kur­
zem festgestellt, daß seine politischen Aus­
sagen auch während seines Vorsitzes hier 

Bezüge nominell um 16 Prozent erhöhen, aber 
darf sich nicht wundern, wenn bei einer Geld­
entwertung von 13 Prozent auch 3 Prozent 
Realeinkommen bleiben. 

Aber was dann mit der Wirtschaft p.assiert, 
das ist ja wohl jedem klar. So einfach darf 
man es sich eben auch nicht machen. 

In der von mir vorhin erwähnten OECD­
Studie hat Walter Heller, der frühere Vor­
sitzende des Wirtschaftsbeirates von Präsident 
Kennedy, festgestellt: 

Eine Wirtschaftspolitik darf keine Mühe 
scheuen, alle wiChtigen Zielsetzungen gleich­
zeitig zu verwirklichen, um nicht nur einfadl 
auf ein Ziel loszusteuern, nämlich entweder 
nur Vollbeschäftigung oder nur Preisstabilität. 

Das, Herr Finanzminister, was Sie und vor 
allem der Herr Bundeskanzler immer wieder 
zitieren, nämliCh entweder Inflation und Voll­
beschäftigung oder Stabilität und Arbeits­
losigkeit - zumindest deuten Sie das immer 
wieder an -, ist kein wirtschaftspolitisches 
Konzept. Hier untersdleiden wir uns ganz 
wesentlich! Eine Regierung, meine Damen und 
Herren, die nichts anderes als Inflation oder 
Arbeitslosigkeit anzubieten hat, hat meiner 
AuUassung nach wirtschaftspolitisCh abge­
dankt! (Zustimmung bei deI avp.) 

Hier hat sich ja der Herr Abgeordnete Dok­
tor Tull heute bitter beklagt, daß nicht einmal 
Wirtschaftstheoretiker dieses Problem schon 
gelöst hätten. Herr Abgeondneter! Idl bin 
nicht qualifiziert, Ihnen Nachhilfestunden zu 
geben in diesem Bereich (Abg. DI. Tu 11: Sie 
können es auch nichtl), aber ich darf Ihnen 
vielleicht Experten zitieren, die anderer Auf­
fassung sind und deren Werke ich Ihrer wer­
ten Lektüre empfehle. 

Zum Beispiel stellte der bekannte Schweizer 
Nationalökonom Werner vor kurzem fest: 

Jedenfalls liefern weder die Wirtschafts­
geschichte noch die theoretische Betliachtung 
überzeugende Argumente für die AufreCht­
erhaltung der These, -eine leicht inflatorische 
Tendenz bilde das sChmierende Fluidum des 
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Wirtschaftswachstums. Eine an einem optima­
len Wachstum orientierte Politik wird gut 
daran tun, den Preisauftrieb zu dämpfen. 

Ein zweites Zitat könnte ich Ihnen von Gott­
fried Bombach bringen. 

Und bitte ein drittes Zitat, falls diese beiden 
Herren aus dem Ausland für Sie nicht maß­
gebend sind: Es hat jta der heutige Herr Staats­
sekretär Dr. Veselsky in "Arbeit und Wirt­
schaft", in der Nr. 12/1966, festgestellt, daß 
ein Preisanstieg von 4 Prozent das Uberschrei­
ten der Unbedenklichkeitsgrenze darstellt. Wo 
sind wir denn heute, Herr Abgeordneter Dok­
tor Tull? (Abg. Dr. Tu 11: Wann hat er das 
gesagt?) Das hat er - bitte, wenn Sie nach­
lesen; ich nehme an, daß Sie als informierter 
Abgeordneter "Arbeit und Wirtschaft" immer 
ausführlich studieren; ich mache 'es - in der 
Nr. 12/1966 gesagt. Ich stelle Ihnen die Num­
mer auch zur Verfügung, falls Si'e das näher 
interessiert. (Abg. Dr. Tu 11: Eben! Andere 
Verhältnisse waren damals als heute!) 

Ubrigens hat der jetzige Herr Staatssekre­
tär - bitte in der Opposition - in der gleichen 
Nummer eine Belebung des Wirtschaftswachs­
tums unter gleichzeitiger Dämpfung des Preis­
auftriebes verlangt. Es war eben dazumal alles 
anders, da hat man es sich etwas leicht ge­
macht. (Abg. Dr. Tu 11: Jedenfalls war es 
schlechter! Schlechter war es!) Heute ,sind di'ese 
Zitate eben sehr unangenehm. (Abg. Doktor 
Tu 11: Schlechter war es, Herr Kollege! -
Abg. 0 f e n b ö c k: Damals hat den Haus­
frauen das Einkaufen noch Freude gemachtl) 

Meine Damen und Herren! Eine Aussenidung 
der "Sozialistischen Korrespondenz" aus dem 
Jahre 1968 lautete bei einem Preisauftrieb 
von 2,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr: Es 
kommt eine neue Preiswelle auf uns zu! 
Zucker wird teuer, die Verbrauchsteuem 
steigen, wir sind am Tiefpunkt angelangt! 

Das war bei einer Preissteigerung von 
2,1 Prozent. - Dort war man schon am Tief­
punkt, und heute sind wir bei 6 Prozent noch 
nicht einmal am Höhepunkt angekommen! 

Nun wurde die Frage gestellt - auch der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull hat ja di'eses Wort 
elegant in die Debatte hineingeworfen (Abg. 
Li ba 1: Wenn der Tull nicht wäre! - Abg. 
Dr. Tu 11: Jawohll) -: Wir erwarten die An­
träge, wo man sparen solle. 

Herr Abgeordeter Dr. Tull! Bei der Auf­
blähung des Verwaltungsapparates! Natürlich 
könnten Sie nicht so viele neue, geschätzte 
Mitarbeiter einstellen. Hier haben Sie schon 
läng'st das verspielt, was die OVP-Regierung 
seinerzeit an Dienstposten eingespart hat 
(Abg. Dr. Tu 11: Wollen Sie weniger Lehrer, 

weniger Professo.ren, weniger Justizbeamte?) 
Herr Abgeordneter Dr. Tull! (Abg. Dr. Tu 11: 
Was wollen Sie? Sagen Sie, was Sie wollen!) 
Ja, Herr Abgeordneter Dr. Tull. 

Die Osterreichisdle Volkspartei und die ihr 
verantwortliche Bundesregierung (anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPO - der Prä s i den t 
gibt das Glockenzeichen) haben 5217 Dienst­
posten absolut eingespart. Mit diesem Budget 
haben Sie die Dienstposten seit 1970 um 6500 
ausgeweitet. Trotzdem haben wir zum Bei­
spiel - um nur aus dem letzten Budget zu 
zitieren - dazumal um fast 1000 Lehrer mehr 
eingestellt. Die Dienstposten im Bereich der 
Gerichtsbarkeit und des Sicherheitswesens am 
Gerichtssektor haben zugenommen. Wir haben 
durchaus aufgestockt. Aber in anderen Berei­
chen haben wir so entsdleidend gespart - das 
Wort scheint Ihnen doch weitgehend unbe­
kannt zu sein -, daß es uns noch immer mög­
lich war, für die Exekutive, für die Sicherheit 
im Gerichtsbereidl und für die Bildung mehr 
Dienstposten vorzusehen. 

Das, was dazumal eingespart wurde, ist jetzt 
binnen 21/2 Jahren verspielt worden! 

Sie erinnern sich noch, Herr Abgeordneter 
Dr. Tull, wie anläßlich der Gründung des 
neuen Bundesministeriums für Wissenschaft 
und Forschung ... (Abg. Dr. Tu 11: Was wür­
den Sie Jeden, wenn ich nicht vorher gespro­
chen hätte, wenn ich nicht da wäre?) Bitte, ich 
kann nicht auf jedes Vorargument eingehen. 
Ich glaube aber, Idaß der politische Gegner ein 
gewisses Anrecht darauf hat, daß man sich 
mit seinen Feststellungen auseinandersetzt. 
(Abg. Dr. Tu 11: Gut, reden Sie weiter!) 

Damals hat auch der Herr Abgeordnete 
Blecha die Gründung des neuen Ministeriums 
sehr lebhaft befürwortet und verteidigt. Das 
ist durchaus natürlich. Die Frau Bundesmini­
ster hatte uns ja die Mitteilung gemacht, daß 
es keine Zunahme an Dienstposten geben 
wird, weil man nur die Beamten vorn alten 
Ministerium nimmt. Heute sinld wir im neuen 
Ministerium schon bei der doppelten Anzahl 
von Dienstposten des Standes 1970171 ange­
langt. 

Da können Sie sparen, meine Damen und 
Herren! Da können Sie sparen! Wenn ich mir 
nur die Entwicklung der Bundestheater her­
nehme ... (Abg. Dr. Tu 11: Wo ist der 
Gasperschitz? Gasperschttz soll her! - Abg. 
H Q a s: Während Ihrer Regierungszeit ist ja 
nichts geschehen! Aber jetzt geschieht etwas!) 
Moment, Herr Abgeordneter Haas. 

Wenn ich mir die Bundestheater hernehme, 
meine Damen und Herren: Der Herr Bundes­
kanzler ist ja mit den Gagen einiger prominen­
ter Schauspieler im Wahlkampf 1970 durch die 
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Lande gezogen. Wenn man das mit der rich­
tigen Betonung darstellt, so provoziert das 
natürlich den normalen Einkommensbezieher, 
wenn er ohne Erklärung hört, was eine Spit­
zenkraft verdient. Da hat man Stimmung ge­
macht. 

Wenn vom Jahre 1970 bis zum Jahre 1973 
das Bllndestheaterdefizit um mehr als 50 Pro­
zent gestiegen ist, so bin ich überzeugt davon, 
Herr Bundeskanzler, daß Sie -das draußen 
heute nicht verkünden. Nur zeigt sich eben 
wieder, wie man seinerzeit gesprochen hat 
und wie man die Dinge jetzt von der Regie­
rung sieht. (Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: 
Zitieren Sie, was ich gesagt habe! Wörtlich! 
Zitieren Sie das noch einmal!) Herr Bundes­
kanzler! Jawohl, ich kann Ihnen auch das 
genau schicken. Mir wurde es zum Beispiel 
bei einer Versammlung in Grießkirchen vorge­
halten: Eine über 50prozentige Steigerung des 
Bundestheaterdefizitsl (Abg. Li b a 1: In Grieß­
kirchen !lat man das gewußt?) 

Um noch ein Beispiel zu nennen: Die Bun­
desbahntarife, meine Damen und Herren, hat 
man ganz stark angehoben. Man hat damit 
auch einen Druck auf die inflationäre Auf­
wärtsentwicklung ausgeübt. Das Defizit ist 
jetzt höher als vor der Tlariferhöhung: Von 
3,9 Milliarden Schilling ist es auf 5,3 Mil­
liarden Schilling gestiegen! 

Hier, Herr Finanzminister, fangen Sie sich 
eben schon in der eigenen Inflationspolitik, 
denn auch für Ihre Bereiche steigen die Kosten 
ganz beträchtlich an. 

Aber, meine Damen und Herren, wir haben 
ja die angenehme Möglichkeit, wenn man eine 
Zusammenfassung der Wirtschaftspolitik die­
ser Regierung bringt, nur ·auf dieses Doku­
ment greifen zu müssen. (Der Redner zeigt 
ein Schriftstück vor.) 

Hier hat uns der Herr Bundeskanzler am 
6. Juli 1972 im Hohen Hause mitgeteilt, daß 
das Wirtschaftswachstum im Jahre 1910 um 
1,8 Prozent, ein Jahr später um 5,5 Prozent 
gestiegen ist und daß es im Jahre 1972 auf 
4 bis 4,5 Prozent beziehungsweise nach der 
Budgetrede des Herrn Finanzministers auf 
5 Prozent steigen wird. Das heißt: Trotz des 
Wachstumsfetischismus ist mit jedem Jahr, 
seitdem diese Bundesregierung im Amte ist, 
das Wirtschaftswachstum gefallen. (Abg. Dok­
tor Tu 11: Das haben Sie aus dem ägyptischen 
Traumbuch gelesen! - Widerspruch bei Bun­
deskanzler Dr. Kr eis k y. - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPG.) Ich verbessere: Ist die 
Zuwachsrate mit jedem Jahr gefallen. Herr 
Bundeskanzler! Ich hoffe (Abg. Dr. Tu 11: Da 
wird der Klaus sagen: Loisl! Das wird doch 
nichts! - Heiterkeit), ich hoffe, daß Sie - Sie 

haben es gelegentlich schon bewiesen ~ ;in 
Ihrem Köcher stärkere Argumente haben als 
das Argument, daß sich der Sprecher hier am 
Rednerpult einmal versprlicht. 

Meine Damen und Herren! Dann lese ich die 
Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers vor, 
was die Preise anlangt: Im Jahre 1910 sind die 
Preise um 4,4 Prozent, 1971 um 4,1 Prozent 
gestiegen, jetzt steigen sie um 5,7 und über 
6 Prozent. Nach elinem Dokument des Regie­
rungschefs sind seit dem Zeitpunkt der sozia­
Hstischen Alleinregierung die Zuwamsraten 
des Wirtschaftswachstums gefallen und die 
Preise permanent gestiegen. (Zwischenruf des 
Abg. Ha a s.) Was will man mehr, Herr Ab­
geordneter Haas, als sim auf die Ausführun­
gen des Regierungschefs hier im Hohen Haus 
abstützen zu können. Mehr können Sie von 
der Opposition wirklich nicht verlangen. 
(Zwischenrufe bei der SP.O.) 

Meine Damen und Herren! Ob die öster­
reichische W!irtschaft europareif ist, das haben 
wir bereits bei den Integrationsabkommen 
diskutiert. Die Wirtschaftspolitik ist jedenfalls 
nicht europareif. 

Nun noch ein letztes Wort zur Diskussrron in 
der letzten Woche. (Unruhe bei der GVP. -
Abg. Li b a 1, auf die Bänke der GVP weisend: 
Die horchen nicht zu bei Ihnen!) Herr Abge­
ordneter Libal! Ich unterhalte mich viel lieber 
mit dem politischen Gegner. Mit meinen 
eigenen Kollegen bin lim ohnedies einer Mei­
nung. (Beifall bei der GVP. - Abg. Dr. Tu 11: 
Ich dachte, daß Sie dort nichts zu reden hätten, 
daher reden Sie mit uns!) Damit wü nicht 
aneinander vorbeireden, bin ich auf die Argu­
mente des Herrn Abgeordneten Dr. Tull und 
auf die Zwischenrufe des Herrn Abgeordneten 
Hofstetter, soweit es möglich ist, eingegangen. 
(Abg. Dr. Tu 11: Der Hofsletter war ruhig!) 
Wir wissen schon, wo wir wirtschaftspolitisch 
stehen. Da können Sie ganz beruhigt sein. 

Nun hat der Sekretär des SPO-Klubs vorige 
Woche verkündet, man werde an Härte nicht 
nachstehen, wenn die Opposition zur Zusam­
menarbeit nicht bereit ist. 

Herr Bundeskanzler! Das ist ein sehr wich­
Hges Thema. Ich glaube, bei aller politischen 
Auseinandersetzung muß immer die Möglich­
keit bestehen, daß auch zw.ischen politischen 
Gegnern ein Dialog vorhanden, eine Ge­
sprächsmöglichkeit gegeben ist. Aber jetzt 
tragen Sie die Hauptverantwortung dafür, daß 
die Gesprächsmöglidlkeit hier und außerhalb 
des Nationalrates gewahrt ist. Sie tragen die 
Hauptverantwortung! Sie haben ja die Allein­
verantwortung angestrebt. Sie haben gesagt: 
Wir wollen die absolute Mehrheit. Das war 
Ihr legitimes Remt. "Laßt Kreisky und sein 
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Team arbeiten!" Sie haben jetzt die Allein­
verantwortung. Bekennen Sie sich dom auch 
dazu. (Abg. Dr. Tu 11: Ja, ja! Das tun wir 
gerne! Mit Freude!) 

Zum Gespräch gehören zwei. Aber die 
Hauptverantwortung liegt heute bei Ihnen. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. Dr. Tu 11: 
Er ist heute schwach! - Abg. G r a f: Aber 
noch lange besser wie Sie!) 

Hohes Haus! Zur Frage des Dienstposten­
standes und seiner Entwicklung im Bereiche 
des BundesmJnisteriums für Wissensmaft und 
Forschung möchte ich nur zwei Zahlen nennen. 
Der Stand der Hochschullehrer betrug 1969 
4279 und er wird 1973 5677 betragen. Wir be­
kennen uns zu dieser Erhöhung. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. W i t h alm: Das war 
bei uns!) 

Wir können heute ohne UberhebHc:hkeit Herr Abgeordneter! Sie haben gemeint, Sie 
darauf verweisen, daß dieses Gespräch, das in könnten an irgendeinem Beispiel nac:hweisen, 
der Demokratie so wlic:htig ist, in den Jahren daß ic:h eine Halbwahrheit gesagt hätte. Sie 
1966 bis 1970 mögHch war. (Abg. Li b a 1: Wir haben dann die Sparentwicklung angeführt 
sind nie fortgegangen, aber Sie sind davon-I und haben von einer Zuwachsrate im Jahre 
gelaufen! - Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: 1970 von 7,8 Prozent gesprochen, die ~nzwi­
War nicht möglich!) Herr Bundeskanzler! Ich schen zurückgegangen sein soll. 
mächte jetzt nicht die Diskussion wäederholen, 
wieweit man. " (Abg. Dr. Tu 11: Auch beim 
Prader sind wir dageblieben! - Neuerlicher 
Zwischenruf des Bundeskanzlers Doktor 
Kr eis k y. - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO. - Der Prä si den t gibt mehrmals das 
Glockenzeichen.) 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, die Ge­
schäftsordnung und auch Ihr Status als Abge­
ordneter gibt Ihnen genügend Möglic:hkeit, zu 
sprechen, damlit Sie nicht -immer von der 
Regierungsbank herunter die Zwisc:henrufe 
machen müssen. 

Ich darf Ihnen die Zuwachsraten bei den 
Spareinlagen von 1966 an vorlesen (Abg. 
Dr. Tu 11: Schreiben Sie es mitl): 1966 14,5 
Prozent, 1967 11,7 Prozent, 1968 11,8 Prozent, 
1969 15,4 Prozent und 1970 - das Jahr, das Sie 
genannt haben - 15,9 Prozent. Sie haben also 
die Hälfte nicht erreicht. 1971 betrug sie 15,8 
und im September 1972 im Verhältnis zu 
September 1971 betrug sie 15,1 Prozent. (Abg. 
Dr. W i t ha 1 m: Immer weniger: 15,9, 15,8,. 
15,1 Prozent! - Weitere Zwischenrufe.) 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. Wit­
halm! Sie haben in den vier Jahren nie eine 
so hohe Zuwachsrate erreicht wie wir. (Beifall 
bei der SPO.) Sie haben in vier Jahren 
44,5 Milliarden Schilling Zuwachs an Spar­
einlagen erreicht; wir in zweidreivliertel Jah­
ren 51 Milliarden. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Aber schlech­
teres Geld! - Abg. Dr. W i t haI m: Das ist 
weniger als bei uns! Der Schilling ist doch 
nicht mehr das wert als zu unserer Zeitl) 

Wir haben in der Praxis den Beweds er­
bracht, daß gesprochen werden konnte. Ich und 
Sie waren Zeugen dafür. Sagen Sie hier nicht 
etwas wider besseres Wissen und Gewissen. 
Sie müssen den Beweis, daß dieses Gespräch 
auch in der Zeit Ihrer Alleinregierung aufrecht 
bleibt, erst erbringen. (Bundeskanzler Doktor 
Kr eis k y: Heute erbrachtJ) Diesen Beweis 
müssen Sie erst erbringen. Herr Bundeskanz­
ler! Am Ende dieser Legislaturperiode werden 
wlir darüber we-iterreden. (Beifall bei der OVP.) Hohes Haus! Herr Abgeordneter Dr. Wit­

Präsident: Zum Wort gemeldet hat si'c:h der halm! Ich möchte, wie ich vorhin bei meinem 
Herr Bundesminister Dr. Androsch. Bitte, Herr Votum gemeint habe, nur ein paar nüc:hterne 
Minister. und nackte Zahlen vortragen. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Zur Frage der 
Bereitschaft, Gespräche zu führen, darf ich Sie 
erinnern, daß Sie der Herr Bundeskanzler in 
Ihrer Eigenschaft als Obmann des OAAB am 
17. Mai 1972 zu einem Gespräch eingeladen 
hat. Sie haben ihm am 25. Mari einen ablehnen­
den Antwortbrief gegeben. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Eine kurze Feststellung ... (Abg. Dr. P r a­
der: Gegenseitig ausspielen! Das ist etwas 
ganz anderes! - Abg. Li b a 1: Ihr wollt nicht 
reden! - Abg. Dr. Kr eis k y: Wir haben 
heute gesprochen und sogar unterschrieben! -
Anhaltende Zwischenrufe.) 

Der durchschnittliche Beschäftigtenstand be­
trug 1966 2,386.000, er betrug 1967 2,359.000, 
also das Slind bereits um 27.000 weniger (Abg. 
Dr. W i t h alm: Da war eine Rezession, das 
wissen Sie; mit der mußten wir fertig werden!), 
1968 2,339.000, da waren es bereits um 50.000 
weniger. Wir haben im Durchschnitt 1971 
2,454.000 und im August 1972 2,558.000. Diese 
Zahlen wollte ich nennen. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Nur eine kurze Bemerkung zur Mehrwert­
steuer noch. Sie haben die Einführung für 
1. Jänner 1968, 1. Jänner 1969, 1. Jänner 1970, 
1. Jänner 1971 - das war schon Prognose -
in Aussicht genommen. Offenbar hatten Sie 

47. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 104

www.parlament.gv.at



3916 Nationalrat XIII."GP - 47. Sitzung - 24. Oktober 1972 

Bundesminister Dr. Androsch 
auch die Einschätzung, daß es notwendig wäre. 
Allerdings ist es nicht dazu gekommen, außer 
definitiven Terminzusagen. 

Sie wissen genau, daß nun auch Italien 
- das ein ganz anderes Steuersystem hat als 
Osterreich - zum 1. Jänner 1973 die Mehr­
wertsteuer einführt - allerdings meiner In­
formation nach bisher ohne jeg1iche Vorbe­
reitung - und daß England, weil es ein 
abweichendes Fiskaljahr hat, am 1. April des 
kommenden Jahres das tun wird. Nur ist 
zwischen Osterreich und Italien ein ganz 
wesentlicher Unterschied: Italien hat nicht die­
ses Umsatzsteuerrückvergütungssystem, das 
Wlir nur mehr mit größter Mühe halten konn­
ten. Wir haben im Februar 1971 die verbind­
liche Erklärung abgegeben, um ~nternationale 
Verfahren im Rahmen der EFT A abzuwehren, 
das mit 1. Jänner 1973 zu tun. Ich h~hne es ab, 
daß man solche Erklärungen sozusagen mit 
Augenzwinkern und Mentalreservation ab­
gibt. (Beifall bei der SPO.) 

Schließlich bin ich gern bereit, Ihnen zuzu­
gestehen, daß es ganz beträchtliche Teile des 
Preisauftriebes gibt, die hausgemacht sind. Es 
ist sicherlich der Fleisch- und Wurstpreis vom 
Sommer dieses Jahres ein hausgemachter ge­
wesen. (Abg. Dr. Mus si 1: Herr Minister! 
Nur bei den hausgemachten Würsten viel­
leicht, aber sonst nichtl) Es ist sicherlidl der 
Brotpreis ein hausgemachter, es ist sicherlidl 
die Zuckerpreiserhöhung eine hausgemachte 
(Rufe bei der OVP: Bahnpreiserhöhung/ Die 
gesamten TariferhöhungenJ), und es wird, 
wenn es dazu kommen sollte, sicherlich der 
Milchpreis ein hausgemachter sein. Aber ich 
frage Sie, wer diesen verlangt und wer dhn 
madlt. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
W i t haI m: Die Zigarettenpreise und die 
Bahntariie haben Sie vergessen!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Dipl.-Vw. J osseck.. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO): Sehr 
verehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Was mich persönlich in Erstaunen 
versetzt, list die Tatsadle, daß bis jetzt außer 
Herrn Dr. Tull lediglidl der Herr Bundesmini­
ster für Fiinanzen sein Budget verteidigt hat. 
(Rufe bei der SPO: Marsch! Sekanina!) Viel­
leicht kommt noch jemand, Herr Bundeskanz­
ler, das kann ja sein. Was Herr Sekanina ge­
sagt hat, hat doch zweifellos nicht zum Budget 
gehört, und das, was Herr Marsch vorgelesen 
hat, war slicher auch interessant, .aber es ist 
doch sehr weit abgewichen. Ich stelle also 
noch einmal fest: Eine echte BudgetverteidJi­
gung habe ich nur vom Herrn Finanzminister 
und von Herrn Dr. TuB gehört. 

Es drängt sich natürlidl die Frage auf, warum 
das so ist. Es könnte natürlich sein, daß die 
einen oder anderen Herren, die dazu etwas zu 
sagen hätten, nicht wlider besseres Wissen 
und Gewissen hier sprechen wollen. (Abg. 
Li b a 1: Aber gegen die bisherigen Ausfüh­
rungen hat das genügt, was der Abgeordnete 
Dr. Tull gesagt hatf) Herr Kollege I Sie haben 
heute schon so oft gesprochen. Wenn man das 
alles zusammenhängen würde, was Sie an 
Zwisdlenrufen praktiziert haben, wäre das 
schon eine Zweistundenrede. Sie halten also 
nur den Betrieb auf, stelle <ich fest. (Abg. 
Li baI: Ich nicht, aber Sie!) 

Meine Damen und Herrenl Ich habe voriges 
Jahr anläßlich der Budgetrede des Herrn 
Finanzministers Androsch aus einer Zeitung 
zitiert und habe dabei gesagt, in dieser unab­
hängigen Zeitung steht: "Der beste Androsdl, 
den es je gab." Es gab donnernden Applaus 
bei den Sozialisten, weil man mich nicht aus­
reden ließ. Ich habe dann versucht, etwas an 
dem Image des Herrn Bundesministers herum­
zukratzenj ich hoffe, es 'ist mir auch gelungen. 

Aber eines steht auch fest: Heute würde 
nicht einmal eine sozialistische Zeitung, ge­
schweige denn eine unabhängige Zeitung so 
etwas ausdrücken, denn selbst Uneinsichtige 
müssen doch heute feststellen: Von dem 
"besten Androsch, den es je gab" sind wir 
weit entfernt. (Abg. S k r i te k: Er ist ein 
noch besserer geworden! - Abg. lng. H ä u­
seI: Bis jetzt noch nichts zum Budgetf) Es 
kommt schon, es kommt schon. 

Ich darf Ihnen sagen, Herr Bundesminister: 
Von unserer Warte aus gesehen - und wir 
haben des langen und breiten in unserem 
Kreis diskutiert - treiben Sie Iruit Ihrem 
Budget ein gefährliches Spiel, denn dieses 
Budget ist in seinen Dimensionen und in 
seiner W,irtschaftsgesinnung ausgesprodlen 
katastrophal. Dieses Budget wird der öster­
reichischen Wirtschaft im kommenden Jahr 
die größten Schwierigkeiten bereiten. Es dst 
heute schon so oft gesagt worden, aber idl 
wiederhole es, weil man es niCht oft genug 
sagen kahn: Es treibt uns weiter hinein .in die 
Inflation! 

Man könnte auch sagen: Es ,ist im ganzen 
zu groß und im einzelnen zu klein. (Heiterkeit 
bei der SPO.) Sie können nicht folgen. Sie 
können deshalb ruhig lachen. Das klingt· im 
ersten Moment wie ein Widerspruch, dst aber 
sicher keiner, wenn Sie zuhören und mit mir 
feststellen, daß schwerpunktmäßig ,in dem 
Budget überhaupt niChts dI1innen ist. (Abg. 
Dr. Fis c her: Zeillinger hat gesagt: Zuviel 
Schwerpunkte!) Das verstehe ich eben unter 
Schwerpunkten, Herr Dr. Fischer. Ich brauche 
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doch Ihnen nicht zu definieren, was ein Schwer­
punkt ist. Wenn ich zwanzig Schwerpunkte 
habe (Abg. Dr. Fis ehe r: Nicht zwanzig!) 
oder so viieie Schwerpunkte wie Minister, 
dann gibt es doch nach meiner Sprachregelung 
keinen echten Schwerpunkt mehr. 

Sie' führen in Ihrer Erklärung aus, Herr 
Bundesminister, daß Ihnen diesmal jede Ver­
gleichbarkeit fehlt. Das ist durchaus richtig. 
Sie sprechen auch von einer ungewissen Zu­
kunft. Auch das ist richtig. Aber ich meine 
- und hier darf man nicht den Unschulds­
engel spielen -, daß dieses R,isiko doch 
zweifellos von Ihrer Regierung kalkuliert 
wurde. Sie mußten doch mit dem Schritt zur 
EWG, mit der Einführung der Mehrwertsteuer, 
mit dem Finanzausgleich, mit der kommenden 
Einkommensteueränderung diese Ubergangs­
schwierigkeiten herankommen sehen und da­
mit rechnen. 

Ich darf sagen: Es gefällt uns Ihr Weg nicht. 
Es ist in Ihrem Budget nicht ein einziges Mal 
von einer Dämpfung die Rede. Wenn Sie 
Sportwagenfahrer wären - vielleicht sind Sie 
es, ich weiß es nicht -, dann hätte ich noch 
Verständnis dafür. Sie geben ununterbrochen 
Gas, und an Bremsen denken Sie nicht. Ich 
führe das aber auf Ihren jugendlichen Elan 
zurück. 

Was mir auch an Ihnen fehlt - ich habe 
das voniges Jahr auch schon einmal ausge­
führt -: Sie haben nicht den Mut, harte und 
klare Worte zu sprechen. Ich stelle mir vor, 
daß Sie, so wie zum Beispiel vorgestern oder 
vorvorgestern der Herr Generaldirektor Geist, 
auch einmal harte Worte aussprechen, wenn 
es darum geht, Unpopuläres zu sagen, etwas 
was nJidlt unbedingt gerade gut zu verkaufen 
ist. 

Ich finde es aber geradezu lächerlich, wenn 
von sozialistJischer Seite bei der heutigen 
Beschäftigungslage dauernd mit dem Slogan 
gedroht wird - meine Damen und Herren, es 
wird nämlich gedroht! -, lieber Inflation ,in 
Kauf zu nehmen als Arbeitslosigkeit zu haben. 
Auch darüber list heute schon sehr viel ge­
sprochen worden. Ich kann aber doch nicht 
dauernd dieses Gespenst der Arbeitslosigkeit 
herbeizitieren, wenn der Teufel der Inflation 
schon im Zimmer sitzt. 

Von Ihnen, Herr Bundesminister, kommt 
kein einz,iges konkretes Wort, wie Sie uns 
aus dieser Geisterbahn herausführen werden. 
Die Politik der Regierung Kreisky mit der 
Vollbeschäftigung um jeden Preis, nicht aber, 
wie es die Situation erfordern würde, Stabili­
tätspolitik zu betreiben, wird durch Ihr Budget 
noch unterstützt, anstatt mit allen Mitteln, 

und seien es auch einmal unpopuläre Maß­
nahmen, energische Stabilitätspolitik zu be­
treiben. Das fehlt uns hier ausgesprochen. 

WÜ Freiheitlichen haben vor etwa vier 
Monaten der Mehrwertsteuer zugestimmt und 
dabei auch eine Anzahl von Erleichterungen 
und Verbesserungen im Rahmen dieses Ge­
setzes erreicht, aber doch in der sicheren 
Annahme, Herr Bundesminister, daß diese 
Bundesregierung eine maßvolle Tarifpolitik 
betreiben wird. Das hätte sich schon lim Budget 
zeigen können. Aber nichts von all dem 
geschieht. 

Die unvermeidlichen Auftriebstendenzen mit 
der Einführung der Mehrwertsteuer wären 
doch hintanzuhalten gewesen. Das haben wir 
von Ihnen erwartet, und Sie versäumen das! 
Sagen Sie aber jetzt ja nicht, wenn Ihnen die 
Dinge entgleiten und letztlich die Preise auf 
den Kopf fallen: Na ja, bei der Mehrwert­
steuer haben ohnehin die Freiheitlichen mit­
gestimmt! 

Ich darf hier !im Namen meiner Partei­
freunde ausdrücklich feststellen, daß wir uns 
von so einer Argumentation energisch distan­
zieren müssen. Es ist skher auch die Inflation 
- so haben ich und meine Parteifreunde das 
Gefühl - ein kalkulierter Bestandteil der 
sozialistischen Politik, denn die Erhöhung des 
Ausgabenrahmens ist doch ke~ine Stabilisie­
rungspolitikl Dieses Budget zeigt, daß es nur 
die Grundlage ist, die finanziell ... (Abg. 
Ing. H ä u seI: Jetzt liest er auch!) Herr Vize­
kanzler! Wenn ich mir einen Satz aufsdueibe, 
erlauben Sie, daß :ich den hier genau herunter­
lese, weil es mir auf jedes Wort ankommt! 

Dieses Budget zeigt, daß es nur die Grund­
lage ist, die finanziellen Mittel bereitzustellen, 
damit das rein sozialistische Regierungspro­
gramm erfüllt wird. 

Herr Bundesminister! Ich muß feststellen: 
Sie haben zwei echte Stiefkinder in Ihrem 
Budget. Das eine der Stiefkinder wurde heute 
schon einmal erwähnt und es wird sicher noch 
zur Sprache kommen. Sie dürfen nur einmal 
raten, meine Damen und Herren, welches das 
Stiefkind sein kann. Es wundert uns überhaupt 
nicht: Es sind wieder einmal die Bauern, die 
in diesem Budget zum Handkuß kommen! 
(Abg. Ing. H ä u s e r: 300 Millionen den 
Bauern!) Ich frage Sie: Ist das Absicht? (Die 
Läutanlage tritt in Funktion.) - Beö. diesem 
Budget bricht sogar die Technik zusammen! 

Herr Vizekanzlerl Es ist der Budgetansatz 
fast gleich geblieben wie in den Vorjahren. 
Wenn man nun die Preissteigerungen ver­
gleicht ... (Abg. Ing. H ä u seI: Auch im 
Sozialen?) Sie haben etwas mehr bekommen, 
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während die Bauern fast gleich geblieben sind. 
Ich sage, daß es das in einem Budget der 
Nachkriegszeit in Osterreich noch nie gegeben 
hat. 

Wenn wir das zweite Stiefkind hernehmen, 
so darf man sich auch nicht wundern. Es 
handelt sich dabei um die Landesverteidigung. 
Man darf sich dann nicht wundern, wenn man 
unlängst gesehen hat, daß selbst der Bundes­
kanzler über seinen Minister Witze erzählt. 
Das sei tihm unbenommen, aber nach meiner 
Meinung ist es nicht ganz plaziert, wenn man 
sich über einen seiner Ministerkollegen, der 
ohnehin schon im Kreuzfeuer steht, Witze 
erzählt. Aber wo wirkt es sdch aus? Offen­
sichHich dann auch beim Budget, denn ent­
sprechend schwach hat man nun das Ver­
teidigungsressort dotiert. Aber es gibt sicher 
einige, die sich lachend die Hände darüber 
reiben werden, nämlich von den Jungen, ganz 
Linken, ohne Namen zu nennen. 

Auf der anderen Seite aber wiederum er­
leben wir eine Beamtenexplosion sonderglei­
chen, wie sie noch nie da war, die dem öster­
reichischen Steuerzahler zusätzlich rund 6,5 
Milliarden Schilling kosten wird. Meine Äuße­
rung richtet sich keinesfalls gegen die Herren 
Beamten, sondern sie ist lediglich ein Vor­
wurf an die Bundesreg·ierung, die nichts, aber 
auch schon gar nichts zu einer Verwaltungs­
reform beigetragen hat. 

Ich frage also: Wo bleiben die echten 
Reformen? Wrir haben gehört: Außer der 
neuen Umsatzsteuer gibt es keine Reform. 
Bei der Einkommensteuer ist es zweifelhaft, 
ob das eine Reform :ist. Abgesehen davon 
steht sie ja noch immer im Raum. (Abg. 0 r l­
ne r: Das ist schon eine Reform!) Herr Kollege 
Ortner! Sie sind sicher Fachmann, aber es list 
doch keine Reform, wenn ich Steuers ätze 
ändere oder senke oder wenn ich im ganz 
konkreten Fall hergehe und statt Steuerfrei­
beträge fixe Beträge absetze! Ich sehe da keine 
echte Reform. Das list ein min sozialistisches 
Denken, aber unter "Steuerreform" stelle ich 
mir etwas anderes vor. (Zwischenruf bei der 
SPO.) Na das verlange ich ja gar nicht, Herr 
Kollege, aber unter "Reform" verstehe ich 
etwas völlig anderes. 

Daß die Sozialisten eine Progressionsmilde­
rung propagieren, sei lihnen völlig unbenom­
men. Das muß man dem Steuerzahler aber 
sagen, daß es doch in Wirkltichieit nichts 
anderes ist als ein Abfangen der bisherigen 
Geldwertverdünnung. Der kleine Mann glaubt, 
weiß Gott was ihm nun der FinanzIlllinister 
geschenkt hat. Daher kann man das nicht oft 
genug aussprechen, damit er weiß: Das ist 
kein Geschenk, das steht mir ja schon längst 
zu! 

Die Frage taucht auch auf, ob dieses Budget 
konjunkturgerecht ist und ob wir damit die 
Zukunft bewältigen können. Nach meiner 
Meinung ist es unmöglich, wenn ,immer wieder 
- heute auch schon mehrmals erwähnt - die 
drei Faktoren VollbesCt~äftigung, Wlirtschafts­
wachstum und stabiler Geldwert gleichzeitig 
zu bewältigen versucht werden. Ich frage Sie 
daher, Herr Bundesminister: Welchen Zielen 
geben Sie den Vorrang? Ich glaube, wenn wir 
die hausgemachte Inflation, unser Selbstein­
gekodltes, nicht in der Lage sind selbst zu 
erledigen, dann können wir auf keinen Fall 
eine importierte Inflation lösen. 

Ich darf Sie aber auch darauf hinweisen, 
Herr Bundesminister, daß in Ihrem Budget 
einige offensichtltiche Irreführungen drin­
stecken. (Anhaltende Zwischenrufe.) Sie sagen 
in Ihrer Regierungserklärung und rühmen sich 
damit, daß Sie eine Verschuldung übernom­
men haben und diese stabilisiert und abgebaut 
haben. Ich weiß nicht, nach welchen Ziffern 
Sie dies berechnet haben. Ich habe mir heraus­
rechnen lassen - andere gibt es, die lassen 
sich sogar alles aufschreiben -, daß die tat­
sächLiche Verwaltungsschuld gegenüber der 
gesamten Staatsschuld vor 1953 um 11 Prozent, 
1969 um 25 Prozent und 1911 um 23 Prozent 
gestiegen ,ist. Ich habe das Gefühl, Sie be­
dienen sich hier eines Triicks, weil Sie offen­
sichtlich die Verwaltungsschulden rein um der 
Optik willen, um ja lim Kreditrahmen zu 
bleiben, als längerfristige Schulden ausge­
wiesen haben. Aber dort gehören s'ie ein­
deutig nicht hin, sondern es sind doch kurz­
fristige Llieferantenschulden. Ich finde: Das ist 
bedenkldchl 

Das zweite, das ich als einen Trick. bezeich­
nen möchte, ist die Frage der Personalkosten. 
(Weitere Zwischenrufe.) Sie wollen optisch 
unbedingt unter 50 Milliarden Schilling blei­
ben und machen sikh das ganz einfach, indern 
Sie hergehen und die Bezüge der Lehrer von 
6,4 Milliarden Schilling einfach in den Sach­
aufwand verlagern. Hier wird es bedenklich, 
wenn Sie Budget- und TagespoHtik so ver­
quicken. 

Herr Bundesminister I Ich brauche Ihnen 
nichts zu sagen zu dem Thema Budgetwahrheit 
und Budgetklarheit. Aber von einern Punkt 
sei mir doch erlaubt, daß ich dhn auch positiv 
erwähne - leider ist der Herr Bundesminister 
Frühbauer nicht herinnen -, das ist die Frage 
der Bundesbahnen. Wir müssen uns klar sein, 
daß wohl die Erhöhung des Budgetansatzes 
positiv zu erwähnen dst, daß aber auf der 
anderen Seite von den derzeit zirka 37.000 
Güterwaggons in wenigen Jahren 24.000 nicht 
mehr den linternationalen Bedingung~n ent­
sprechen werden. Wenn man hier einen 
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Schwerpunkt setzt - schon wieder ein neuer I ich eine Einladung des Herrn Bundeskanzlers 
Schwerpunkt, aber das ist vlielleicht ein echter I zu einem Gespräch anläßlich der Verhandlun­
Schwerpunkt - und nach jahrelangen Forde- gen über das Preisbestimmungsgesetz abge­
rungen endlich einmal den Nachholbedarf fest- lehnt hätte. Das ist unwahr. Ich habe in dem 
stellt, so wird man mit 1500 Güterwaggons Schreiben an den Herrn Bundeskanzler mitge­
trotzdem nach unserer Meinung einer EWG- teilt, daß lich durchaus zu elinem solchen Ge­
gerechten Verkehrspolitik noch n~cht ent- spräch bereit bin, nur werden Parteienge­
sprechen. spräche geführt zwischen den Parteiobmännern 

Vielleiicht noch ein Wort von Mann zu der beiden Parteien. Ich bin gerne bereit mit­
Mann, Herr Bundesminister! Ich kann mir vor- zukommen, er soll mit dem Büro des Bundes­
stellen, daß dieses Budget in einigen wenigen parteiobmannes Dr. Schleinzer einen Termin 
oder vielleicht auch in mehreren Punkten nicht verelinbaren. Ich habe auf dieses Sdueiben 
ganz Ihren Vorstellungen entspricht; das soll nie eine Antwort bekommen und habe daher 
es ja geben. Wir haben SCt1.on einmal bei an den Gesprächen dann nicht teilgenommen. 
einer EWG-Debatte erlebt, daß man beim Das heißt, meine Antwort war grundsätzlich 
Herrn Handelsminister Staribacher aus seinen eine positive. 
Reden gemerkt hat, eine Anregung der Opposi- Im übI1igen möchte ich sagen, Herr Bundes­
tJionsparteien würde ;ihm genehm sein, aber minister für Hnanzen, daß Sie meine Fest­
dann hat er erklärt: Ich habe dazu keinen stellung, daß die Sparrate in den ersten acht 
Regierungsauftrag. Es könnte natürlich nun Monaten des Jahres 1972 die niedrigste seit 
sein, Herr Bundesminister, daß auch sie vier Jahren war, nicht widerlegt haben. (Bei­
nun in Zweifel geraten und daß gewisse Vor- faIl bei der OVP.) 
stellungen in dem Budget nicht ganz Ihren 
Intentionen entsprechen. Aber dann gäbe es Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
doch dank dem Vorbild Ihres Amtskollegen hat sich der Herr Minister. Ich erteile es ihm. 
in der Bundesrepublik Deutschland ein sehr 
probates Mittel, dieses Problem zu lösen. Ich 
sagte: von Mann zu Mann, und darf das noch 
einmal sagen; :ich schaue Sie dabei auch an: 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Abgeordneter! In Ihrem Schreiben vom 
25. Ma:i haben Sie die Einladung, die an Sie 
in Ihrer Eigenschaft als Obmann des OAAB 
seitens des Herrn Bundeskanzlers ergangen 
ist, abgelehnt beziehungsweise an den Partei­
obmann und an das Büro des Bundespartei­
obmannes Schleinzer abgetreten. (Abg. Doktor 
W i t haI m: Ah, jetzt sagen Sie "beziehungs­
weise"! "Beziehungsweise" ist besser, das 
sclwut anders aus! - Abg. G r a f: Das ist die 
ganze Wahrheit! - Abg. Dr. Mus s i 1: "Leise, 
leise, langsam und beziehungsweise"! - Hei­
terkeit. - Weitere Zwischenrufe. - Präsident 
Dr. Mal eta gibt das Glockenzeichen.) 

Mir ist ein Mann mit persönlichem und sym­
pathischem Charme und mit telegenem Äuße­
ren für einen österreichischen Finanzminister, 
der sich nicht durchsetzen kann, leider etwas 
zuwenig. (Beifall bei der FPO. - Abg. Z i n g­
I e r: Jetzt hat er ihm's hineingesagtf) Das ist 
nicht "hineingesagt", Herr Vizekanzler. Von 
Mann zu Mann, das verträgt man. Der Herr 
FinanzminJister ist, glaube ich, nicht so leicht 
in der Höhe wie Sie. (Neuerlicher Beifall bei 
der FPO. - Abg. Ing. H ä u se r: Ich habe 
jetzt überhaupt nichts gesagt! - Präsident 
Dr. Mal eta übernimmt den Vorsitz.) 

Die Einladung ist an Sie ergangen als 
OAAB-Bundesobmann, und Sie haben geant­

Zum Sdlluß ein Satz noch, der die ganze wortet, damit das ganz klargestellt ist ... 
Bundesregierung umreißen soll; Herr Vize- (Abg. Dr. W i t haI m: Und Dr. Mock hat dann 
kanzler, das betrifft jetzt vielle,icht auch Sie: geantwortet, er ist bereit, aber gemeinsam 

Voriges Jahr schloß ich mit einer Anekdote. mit dem Bundesparteiobmann!) 

Es war sogar eine Tatsache, die sich in Ober- Präsident Dr. Maleta: Also bitte, tatsäChliCh 
österreich abgesp:ielt hat. Da hat ein Schul- berichtigen kann immer nur einer! 
lehrer den Schülern ein Aufsatzthema gegeben: .. 
Jedes Land hat die Regierung, die es verdient. BundesmlJ.~lster Dr. Androsch (fortsetzend): 
- Ich darf hier sagen: Diese Bundesregierung I "Sehr geehner Herr Bundeskanzler! 
hat der Osterreicher wirklich nicht verdient! Besten Dank für Ihr Schreiben vom 17. Mai 
(Beifall bei der FPO.) 1972, das ich mit Interesse gelesen habe. Es 

Präsident Dr .. Maleta~ Herr ~bg~ordneter I freut. mich, daß, die Beratungsergebnisse des 
Dr. Mock hat SIch zu emer tatsachhchen Be- ArbeIter- und Angestelltenbundes der OVP 
richtigung zum Wort gemeldet. Ich mache ihn auch Ihre werte Aufmerksamkeit gefunden 
darauf aufmerksam, daß er nach § 49 nur fünf haben. 
Minuten Redezeit hat. Diese wurden der Bundesparteileitung VOT-

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Hohes Hausl gelegt und verlangen sowohl einen Stabilisie­
Der F:inanzminister hat vorhin festgestellt, daß I rungsplan . der Bundesregierung als auch die 
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Prüfung der Möglichkeit einer verstärkten 
temporären Preiskontrolle. 

Die grundsätzliche Bereitschaft der Oster­
reichischen Volkspartei, an geeigneten Stabili­
sierungsmaßnahmen auch anläßlich der Ein­
führung der Mehrwertsteuer teilzunehmen, ist 
in dem an Sie gerichteten Schreiben des 
Bundesparteiobmannes Dipl.-Ing. Dr. Sdllein­
zer vom 4. Mai 1972 neuerlich zum Ausdruck 
gekommen. Ich würde mich daher freuen, 
wenn es möglichst rasch zu einer Termin­
vereinbarung zwischen Ihrem Büro und dem 
Büro des Bundesparteiobmannes Dr. Schlein­
zer käme." (Hört! Hörtl-Rufe bei der OVP. -
Abg. Dr. W i t haI m: Na also!) 

"Im Einvernehmen mit dem Bundespartei­
obmann Dr. Schleinzer bin ich gerne bereit, 
Ihrer Einladung dahin gehend Folge zu leisten, 
daß ich im Rahmen dieses nächsten Parteien­
gespräches auch zu den in Ihrem Schreiben 
vom 17. Mai 1972 aufgeworfenen Fragen 
Stellung nehme." (Abg. G ra i: Diese Argu­
mentation geht schief, Herr Minister! - Abg. 
Dr. W i t haI m: Das Einvernehmen mit dem 
Bundesparteiobmann wurde nicht hergestelltl) 

Präsident Dr. Maleta: Also bitte jetzt den 
Herrn Minister aussprechen zu lassenl 

Bundesminister Dr. Androsch (fortsetzend): 
Also darf lich bitten, das vorlesen zu dürfen! 
Ist das zuviel verlangt? Es ist sonst nicht 
ganz leicht. " (Abg. GI a f: Das ist Ihr Pro­
blem!) Ich bin der Meinung, Herr Abgeord­
neter Graf, daß es zum Gedankenaustausch 
gehört, daß man wechselweise zuhört. (Abg. 
G r a f: Sie können Zwischenrufe nicht ver­
hindern! Sie haben es auch gemacht! Seien Sie 
nicht so empfindlich! - Gegenrufe bei der 
SPtJ.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte, meine Damen und Herren, jetzt 
ist der Herr Bundesminister am Wort! 

Bundesminister Dr. Androsch (fortsetzend): 
"Es wird von der Erstellung eines Stabilisie­
rungskonzeptes der Bundesreg,ierung und in 
dessen Rahmen von der Art der vorgeschla­
genen verstärkten Preisregelung abhängen, ob 
die von Ihnen gewünschte breite Mehrheits­
bildung im Parlament zusammen mit den 
Stimmen der UVP möglich ist. 

Mit den besten Grüßen ... " 
Die Gespräche haben stattgefunden, Sie 

haben nicht teilgenommen, weder im Rahmen 
der OVP noch als Obmann des OAAB. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. W i t haI m: Jetzt 
haben Sie nachgewiesen, daß wir schon lange 
ein Stabilisierungsprogramm verlangt 
haben!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ulbrich. Icb erteile es ihm. 

Abgeordneter Ulbrlch (SPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Haus! Werte Damen und 
Herrenl Im Laufe der heutigen Diskussion 
steht Meinung gegen Meinung, Auffassung 
gegen Auffassung. Doch eines ,ist mir in 
der Debatte um die Fragen der Demo­
kratie, des Anstandes und des gegenseitigen 
Verhaltens im besonderen aufgefallen: Ich 
muß feststellen, daß die Abgeordneten der 
Osterreichischen Volkspartei an dieses Pult 
herantreten, ohne dem Präsidenten die ent­
sprechende Reverenz mit der Ansprache "Herr 
Präsident" zu erweisen. (Widerspruch bei der 
tJVP.j Ja, ja. Sagen Sie nicht nein. Einige Ihrer 
Herren gehen ruhig heraus, ohne zu sagen: 
Herr Präsident! Hohes Haus!, sondern ihre ein­
zige Anrede ist: Hohes Haus! (Abg. Dr. W i t­
h alm: Der Präsident gehört ja auch zum 
Hohen Haus!) Herr Vtizekanzler Withalm! Sie 
müssen uns eines zugestehen: daß wir jedes­
mal, wenn wir an dieses Pult gehen, den 
Präsidenten begrüßen, das Hohe Haus be­
grüßen und dann die Ansprache halten. Ich 
mache das immer. (Abg. Dr. W i t haI m: 
Ich habe es nie gemachtf) Sie haben es eine 
Zeitlang auch gemacht. (Abg. Dr. W i t haI m: 
Wenn Sie dasmachen, müssen doch wir es 
nicht auch machen!) Nur jetzt fehlt es. Lesen 
Sie Ihre Protokolle nach. (Abg. Dr. W i t­
haI m: Ich habe es nie gemacht!) 

Präsident Dr. Maleta: Also bitte, lassen wir 
die Protokollproblemel 

Abgeordneter Ulbrich (fortsetzend):Tut mir 
leid, daß Sie das nicht tun. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. W i t haI m.) Das list ja keine De­
batte, aber die Ansprache wäre von Ihnen 
anständiger gewesen. Reden Sie nicht so 
herum und suchen Sie keine Ausredel 

Herr Dr. Wiithalml Stellen Sie sich nicht 
da her und halten Sie uns Vorträge über das 
Verhalten und Benehmen in diesem Haus und 
machen dann aus der Sache einen Spaß. Neh­
men Sie eines freundlich entgegen: Sie 
- Sie I - werden in Ihrer ganzen Art und 
Weise niemals in diesem Hause ein Dr. Gor­
bach werden mit seiner Aussage und mit 
seliner Bedeutung I Sie versuchen es zu wer­
den, aber Chance haben Sie keine dazu, denn 
dazu haben Sie schon viel zuviel verdorben! 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Ein Ulbrich wird 
er sicher nicht!) Ich bin froh, aber ein Doktor 
Schwimmer auch nicht. Wenn ich Sie wäre, 
wäre ich nicht so arrogant. Wegen Ihres pro­
movierten Körpers brauchen Sie sich nichts 
einzubilden! (Heiterkeii,) 

Ich muß mich beim Herrn Dr. Mock be­
danken, weil er mir einige MögLichkeiten ge­
boten hat im Laufe der Diskussion; auf 
Wienerisch sagt man: "Oe Wiesn war oh­
gmaht." Sie waren der Botaniker, der wieder 
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kung der Ausgaben im Budget, durchaus zu 
begrüßen sind. Vereinzelt werden jedoch Auf­
fassungen vertreten, die überholt und volks­
wirtschaftlrich nicht realisierbar sind. 

Lieber Herr Dr. Mock! Das list das Urteil 
Ihrer eigenen Partei zu den Stabilisierungs­
vorschlägen. (Abg. Dr. PI ade r: Na, na t 

der Bundeswirtschaftskammer!) Was heißt na, 
na? Das heißt ja, ja! (Heiterkeit und Beifall 
bei der SPO.) 

Hier haben Sie dann einen Hnanzkommen­
tar. Da heißt es: 

"Nationalökonomie für Anfänger, Politik für 
Fortgeschrittene." Und da schreibt man: "Ein 

Geschäftsordnung zu. Das meinte mein Freund _ hoffentlich mißlungener - politischer 
Marsch, nicht aber meinte er damit, von der Selbstmordversuch des OAAB.'· 

"B1eamerln gsetzt" hat, an denen kh meine 
Freude haben kann. Sie sagten zu den Worten 
unseres Freundes Marsch: Werden Sie wirk­
lich jn der Form und Weise, wie Sie sagten, 
auch Ihre Politik führen? Werden Sie diese 
Mehrheit nicht anwenden? - Sie vergessen 
ganz auf eines: daß mein Kollege Marsch in 
Fragen der Mehrheitsanwendung gemeint hat, 
w.ir werden sie in bestimmter Hinsicht nicht 
so anwenden wie Sie. Wir werden grundsätz­
lich keine Anträge auf SChluß der Debatte 
stellen, wie Sie sie gestellt haben (Abg. 
K ern: Fristsetzungen!), um die Diskussion 
abzuwürgen und Ihr politisches Programm 
durchzuführen. Das steht Ihnen nach der 

Mehrheit als sozialistische Fraktion dieses 
Hauses nicht Anwendung zu machen. Das 
möge einmal klargestellt werden. (Abg. 
Dipl.-Ing. T s chi d a: Kollege Ulbrich! Was 
ist denn Fristsetzung?) Eine Fristsetzung ist 
ein Beschluß, und der gilt nach der Geschäfts­
ordnung. (Heiterkeit. - Ruf bei der OVP: 
Das ist ein Argument!) Ja, wir haben manches 
Argument. 

Wenn Sie dann zum Beispiel ununter­
brochen auf den OBB-Tarifen herumreiten: 
Steigen Sie herunter von dem Pferd, es 
könnte sich wieder einer von euch den Fuß 
bred1en, und das wollen wlir ja wirklich nicht 
haben. Wer hat denn den Osterreichischen 
Bundesbahnen die kaufmännische Gebarung 
mit Gesetzesbeschluß auferlegt? Waren das 
nicht Sie? Waren das nicht Sie mit dem 

So schaut es also wirklich aus mit Ihrem 
Stabilrisierungsprogramm, von Ihren eigenen 
Leuten nicht akzeptiert, nicht realisierbar. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach geht zuwenig 
ins Profitsad{erl, und das paßt der anderen 
Seite nicht. Sie vertreten ja nur Arbeiter und 
Angestellte. Oder ist es irgendwie anders ge­
worden? - Sie sind abhängig von dem, was 
in Ihrer Partei Gültigkeit hat. Ich mache Ihnen 
keinen Vorhalt, aber dann sprechen Sie nicht 
von einem Stabil>isierungsprogramm, das Sie 
selbst I1Iicht haben. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: 
Erzählen Sie lieber was von der Werkstätte 
in Linz!) Wenn ich Ihnen was von der Werk­
stätte in Linz erzähle, ist das eine unnötige 
Rederei, denn verstehen werden Sie das nie! 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPO.) 

Bundesbahngesetz 1969 mit dem § 2 Abs. 2, In der Blüte Ihrer Rede haben Sie Ausch 
wo das klar und deutlich drinnen steht? - zitiert. Sie haben gesagt, daß in der Budget­
Und wenn nun die Bundesbahnen entspre- rede des Finanzministers zum Ausdruck 
chend dem Gesetzesauftrag handeln, dann kommt, Löhne und Gehälter seien um 15,3 Pro­
kommen Sie und argumentieren über Tarif- zent erhöht worden und sie wachsen firn 
erhöhungen, Preissteigerungen und derglei- heurigen Jahr auf 12 Prozent - ja, aber die 
chen. (Abg. Dr. K e im e 1: Kaufmännisch Inflationsrate! Hätten Sie aber die 6 oder 
heißt rationell und nicht Preise hinautf) Ja, 7 Prozent von den 12 Prozent abgezogen, 
ja, das ist wirklich nicht von Ihnen! Aber dann bleibt auch nach Ausch noch immer eine 
mit der Rationalis'ierung allein werden Sie reale Steigerung um 6 Prozent bestehen. 
wahrscheinlich den Betrieb auch nicht führen (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Ohne Steuern!) Ohne 
können, Sie werden Preise ebenfalls irgendWlie Steuern? - Nehmen Sie die Steuern auch 
berücksichtigen müssen, Herr Keimel! noch weg, bleiben noch immer 4 Prozent. 

Herr Dr. Mock. hat hier von der Stabilität Das heißt also: Eine reale Steigerung ist 
gesprochen. Er hat weiter erklärt, er sei mit 
seinen Freunden innerhalb der OVP in den 
verschiedensten Fragen einig. Ich habe hier 
einen Auszug, er nennt sich: Stabilisierung; 
Bundeswirtschaftskammer zu OAAB-Vor­
schlägen; Stabilisierungspolitik ohne Gefähr­
dung der Marktw:irtschaft. Da heißt es: 

Zu dem Stabilisierungsprogramm des Arbei­
ter- und Angestelltenbundes stellt die Bundes­
wirtschaftskammer in einer ersten Stellung­
nahme fest, daß einige Forderungen, wie Sen-

gegeben, und der Erfolg :innerhalb der Lohn­
und GehaltspoEtik bestätigt sich also. 

Dann sagte Herr Dr. Mock: Schaut doch 
nach Italien, die haben das bis heute nicht 
eingeführt. - Herr Dr. Mock! Ich habe hier 
einen Auszug der Zeitschrift "Der Volkswirt­
Aktionär" von Frankfurt am Main. Er beschäf­
tigt sich mit den zwölf bedeutenden Handels­
partnern und Weltkonkurrenten der Bundes­
republik Deutschland. Unter den zwölf 'ist 
auch Osterreich angeführt. Ich glaube, das ist 

272 
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etwas Besonderes, auf das man hinweisen 
darf. Da heißt es über Italien: Eine Arbeits­
losenziffer von drei' Prozent, das sind rund 
1,6 Millionen Menschen. Da heißt es, daß 
es im Jahr 1972 wenig Aussicht auf wirt­
schaftliche Besserung gibt. Wollen Sie wirklich 
die wirtschaftlichen und gesellschafUichen 
Verhältnisse Italiens mit Osterreich tauschen? 
Wollen Sie das? Oder sind Sie nicht so wie 
ich froh, in Osterreich zu leben und nur hie 
und da an der Grenze mit der Eisenbahn 
stehenbleiben zu müssen, weil sich drüben 
harte soziale Auseinandersetzungen ergeben? 

So kann man nicht argumentieren. Und 
wenn Sie uns hier mit der Erzählung von 
den Volkswirten Werner, Bomber und 
unserem Kollegen Veselsky kommen, dann 
beantworten Sie mir die Frage, ob einer dieser 
drei Herren in seinen Lehren und Theonien 
das magische Dreieck gelöst hat, ob es 
einen Volkswirt gibt - Sie können von mir 
aus bei Adam Smith anfangen und über 
Keynes und Robinson, Schumpeter bis zu 
Samuelson wandern~, der das magische Drei­
eck lösen konnte oder kann? - Man kann 
es nicht lösen. Deswegen sitzen wir ja bei­
sammen und unterhalten uns darüber. 

Wenn Herr Dr. Withalm erklärt hat, es hat 
eine Zeit der Stabilität und Vollbeschäftigung 
gegeben - bitte schön, wann? Wissen Sie, 
wann es die gibt, Herr Doktor? Ich bin nicht 
so gstudiert wie Sie, verzeihen Sie: Diese 
StabHität gibt es in einer Kriegswirtschaft 
und in einer Diktatur. Stabilität und Voll­
beschäftigung hat es -in Osterreich nie gege­
ben, es hat nur etwas anderes gegeben. (Abg. 
DI. W i t h alm: Sie wären glücklich, wenn 
Sie drei Prozent hätten, wie wir es gehabt 
haben von 1966 bis 1970!) Suchen Sie keine 
Ausrede, bleiben Sie dort, wo Sie hingehören. 
Stabilität gibt es in der modernen Volks­
wirtschaft nicht. Wenn Sie das Glück. hatten, 
über die Nachkriegsjahre hinwegzukommen, 
dann sprechen Sie doch nicht nur von Raab 
und Kamitz, deren Leistungen wir gar nicht 
bestreiten, dann sagen Sie doch dazu, wer die 
Belastungen getragen hat: der OGB unter 
dem Präsidenten Böhm mit den Lohn- und 
Pre'isabkommen. Und von dort heraus kommt 
dann erst die Paritätische Kommission. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Mir ist vollkommen klar: Die Budgetfrage 
ist ein Streit um die Verteilung des Brutto­
nationalproduktes, des gesamten Einkommens. 
Sie wollen Ihren Anteil, wir wollen den 
unseren. Nichts für ungut. Das Budget steht 
zur Debatte, und am Schluß wird, so wie 
üblich, mit der Abstimmung parlamentarisch 
abgeschlossen. Ich glaube, ich muß Ihnen nicht 
sagen, daß wir dafür sind. Das ist ja logisch. 

Sie sind dagegen. Einverstanden. Es 'ist Ihr 
gutes Recht, in der parlamentarischen Ausein­
andersetzung Ihre Standpunkte zu bringen. 

Aber wenn Sie es so madlen wie bisher -
wenn ich mir nur die Rede des Herrn Pro­
fessors Koren anhöre, da fängt es bei der 
Inflation an: Parlamentsverdruß, syndikalisti­
sche Tendenzen und so fort. Stimmt denn 
das? Sind das vielleicht die syndikalistischen 
Tendenzen, die Sie hier zum Ausdruck. brin­
gen? Keinen Gewerkschaftsstaat Osterreich?! 
Sind Ihnen in Ihrer Profitpolitik die Gewerk­
schaften eventuell lim Wege, meine Herren? 
'Hier schreibt man (der Redner zeigt ein 
Exemplar der "Furche" vor) über den OGB 
- und da sitzen Ihre Leute genauso drin­
nen-: 

"Die in Osterreich geplante Betriebsräte­
gesetz-Novelle ist also eine sehr folgenschwere 
Weichenstellung mit dem Ziel einer Umstruk­
turierung der Gesellschaft und in weiterer 
Folge des ganzen Staates. Sie läuft letzten 
Endes auf nichts anderes als auf eine Um­
wandlung der Demokratie in eine Syndiko­
kratie, einen Gewerkschaftsstaat hinaus, in 
dem die letzten Entscheidungen nicht mehr .in 
den Parlamenten, sondern in den Gewerk­
schaftszentralen fallen." 

Und das wagen Sie der österreichischen 
Gewerkschaftsbewegung zu sagen, aus deren 
Reihen Hunderte von Männern dafür starben, 
daß wir hier reden können (Abg. Ha h n: 
Ist das eine OVP-Zeitung?), daß wir hier 
eine Debatte haben, daß wir hier den Streit 
haben? - Das steht hier in Ihrer Zeitung! 
(Zwischenrufe.) Ist das eine unsrige? - Also 
gut. Wir wissen, worum es geht. (Abg. 
Ha h n: Haben Sie noch nichts von Presse­
freiheit gehört? Die werden doch etwas schrei­
ben dürfen!) Aber Heber Freund, das ist ja 
köstlich. Wir sagen ein herzliches Danke­
schön, denn wir können nun den Standpunkt 
der christlkhen Gewerkschafter und der 
OAAB-Politiker zu Fragen des OGB ein­
schätzen. (Abg. Anton Sc h 1 a ger: Vor zwei 
Tagen hat der Pittermann in derselben Zei­
tung geschrieben!) Na ja, gut. (Abg. La n c: 
Aber sicherlich nicht so einen Unsinn!) Aber 
nein, der Pittermann hat doch deswegen in 
der Zeitung geschrieben, Schlager, damit sie 
sich besser verkauft! (Abg. Anton Sc h 1 a­
ger: Vielleicht stammt das eh vom Pilter­
mann! - Abg. Dr. Schwimmer: Warum 
ist in der Eisenbahnwerkstätte Linz gestreikt 
worden? - Weitere Zwischenrufe.) Warum 
sie in Linz gestreikt haben? - Na, weil sie 
ein Problem haben. Das Brot in der Kantine list 
teurer geworden. Das Brot ist deswegen 
teurer geworden, weil Sie und die Brotindu­
strie das gewollt haben. (Heiterkeit bei der 
SPO.) 
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Ich möchte noch zu einigen Dingen sprechen, 
die sich im Laufe der letzten Tage ergeben 
haben. - Aber vorerst noch etwas anderes. 

Es wurde hier über die Verwaltungsreform 
gesprochen, die unter der OVP abgelaufen 
ist. Ich habe mir den Dienstpostenplan her­
genommen. Ich lese hier: Dienstpostenstände 
der Bundesbediensteten !im Jahre 1966: 
276.951. Ich habe die Zahlen des Dienstposten­
planes 1970 noch in Erinnerung: 276.955. Ich 
habe hier im Hause einige Male erklärt: Er­
zählen Sie dieses Märchen niemandem. Es 
sind ja in der Gesamtzeit nur vier Dienst­
posten echt erspart worden. Das andere war 
eine geschickte Manipulation am Dienst­
postenplan, mit Hinauf und Hinunter, damit 
Sie einen Nachweis über eine Verwaltungs­
reform gehabt haben, aber mir brauchen Sie 
das nicht erzählen. Ich sitze mit Ihren Freun­
den im Verhandlungsausschuß beisammen. Ich 
kenne Ihr Denken und unser Denken in der 
Frage der Verwaltungsreform. Machen Sie 
daher nicht soviel Wind, wenn etwas nicht 
stimmt. vVenn Ihnen die gegenwärtigen 
Dienstpostenstände nicht passen, dann sagen 
Sie uns bitte, wo Sie Abstriche wünschen, 
damit wir den Beamten dann sagen können, 
unter Ihrem Beamtenschutz ist alle Sicherheit 
für sie gegeben. - So schaut es aus. 

Wenn heute über die Frage der Verwal­
tungsreform gesprochen wird, dann erklären 
Ihre Gewerkschaftsvertreter dazu: Da muß 
man s,ich wirklich noch sehr, sehr überlegen, 
was wir tun. 

unter den Nägeln brennt!, und dann sind Sie 
fort, anstatt daß Sie beim Löschen helfen. -
Das geht nicht. Ich glaube schon, daß es wert 
gewesen wäre, die Beantwortung Ihrer Fragen 
anzuhören. Ich sage es noch einmal. Darf 
ich die Worte des Herrn Dr. Withaim ver­
wenden? (Anhaltende Zwischenrufe.) Ich sage 
es deshalb, weil ich weiß, Sie sind ein Mann, 
der dazu steht. Da heißt es folgendermaßen 
- horch zu, da oben -: 

"Slie werden doch nicht behaupten wollen, 
daß die Geschäftsordnung des Nationalrates 
undemokratisch ist?" - Aber Sie haben sich 
aufgeregt, weil man Ihren Angriff mit Hilfe 
der Geschäftsordnung gestoppt hat, und Herr 
Dr. Kohlma,jer hat das sogar als einen 
Skandal bezeichnet. (Abg. Dr. W i t haI m: 
Warum habe ich das damals gesagt, Herr 
Kollege?) 

Ja, aus folgendem Grund - darf ich das 
vorlesen? - Bitte. Da gab es also eine Dis­
kussion um einen Antrag im Ausschuß. Ich 
glaube, es war Kollege Kern. Da haben Sie 
gesagt: 

"Und was haben wir getan? Wir haben 
gar nichts anderes getan, als Sie getan haben. 
Sie haben von den Möglichkeiten der 
Gesdläftsordnung Gebrauch gemacht. Sie 
haben geredet. Wir haben gleichfalls von den 
Möglichkeiten der Geschäftsordnung dadurch 
Gebrauch gemacht, daß Kollege Kern den An­
trag auf Schluß der Debatte gestellt hat ... " 

Kenn ma uns aus? - Sie haben also hier 
immer wieder heute an dem Pult erklärt: 
Diskussion, parlamentarische Debatte und 
Aussprache. Wir wollen mit Ihnen reden, Herr 
Bundeskanzler, haben Sie die Bemitsdlaft, mit 
uns zu reden? (Abg. Ha h n: Der ist sehr 
selten da, der Helr Bundeskanzler!) Ob selten 
oder nicht selten, Hauptsache ist, wir haben 
dich da. (Heiterkeit.) Des is viel wichtiger. 
Du bist doch die I a-Figur ,in diesem Haus I 

Dann heißt es weiter: 
"Sie werden doch nidü behaupten wollen, 

daß die Geschäftsordnung des Nationalrates 
undemokratisch ist? Der Gesetzgeber muß sich 
doch irgend etwas gedacht haben, als er 
seinerzeit !in d:ie Geschäftsordnung die Be­
stimmung über den Schluß der Debatte einge­
baut hat. Der Gesetzgeber hat sich doch 
dabei sicherlich etwas gedacht," 

Ich bring das nicht so klassisch wie Sie, 
weil mir da die ganze F1igur dazu fehlt. 
(Heiterkeit.) 

Aber es geht dann weiter: 

Jetzt komme ich zu meinem Freund Doktor 
Kohlmaier. Mir tut ja nur leid, daß er nicht 
da ist. (Abg. DI. La n n e I: Ich werde es 
ihm sagen!) Werden Sie es ihm sagen? - Ich 
bezeichne ihn als politischen Sonntagsjäger, 
viel Krach und kane Treffer! (Heiterkeit.) Er 
schießt in der Gegend umher, und dann geht 
er da heraus und entschuldigt sich. Wenn man 
da hört, wie er ganz aus sich herausgeht, 
uhd daß er gesagt hat: Es ist ein Skandal, 
was Sie hier aufführen!, dann frage lich mich 
eines: Die Geschäftsordnung hat doch ihre 
Gültigkeit in diesem Haus. Sie basiert doch 
auf demokratischem Recht in der Anwendung 
der Minderheiten und der Mehrheiten. Sie 
haben uns mit einer wirklich eleganten 
Tour, muß ich sagen, am Mittwodl mit den 
zwei Dringlichen überholt. Auf einmal wams' 
da, zwei zu Null ist die Partie gstanden. Und 
was war dann? Wie's auf einmal zwei zu zwei 
gstandn is, habn S' a Schnoferl gmacht und san 
von der Debatte davonglaufn. (Heiterkeit und 
Beifall bei deI SPO.) "Jetzt eines, meine Damen und Herren" 

Sie können der österreichischen Bevölke- - und das gilt auch gleich weiter auf Ihrer 
rung nicht erklären: Das ist eine Frage, die Seite, damit Sie sich auskennen -: "Der 
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Nationalrat list ke,in Kindergarten, und wie der 
PräS!ident des Hohen Hauses einmal gesagt 
hat, wir sind hier kein Mädchenpensionat ... 

Das geht in Ordnung. ICh glaube, darüber 
gibt es ja keine Debatte. (Abg. Dr. Pr ade r: 
Dagegen sind wir!) Ja, ich auch. - Soviel 
zu den Erklärungen des Herrn Dr. Kohlma'ier. 

Inflation. Alte und neue Erkenntnisse, naivb 
Annahmen und mathematische Lösungsvor­
schläge, Fakultätsfeindschaften und unbeirrtes 
Klammern an einmal aufgestellte Thesen 
zeichnet die Nationalökonomen dieser Welt 
aus ... Nur wenige Theoretiker, die sdch mit 
gesunder Selbstironie über den Stand und 
Fortschritt ihrer eigenen Wissenschaft Gedan-

Zur Frage der Inflation, die Sie mit so viel ken machen - die Tatsache vor Augen, 
Nachdruck hier vertreten, ein ganz ernstes daß es wohl keine Schwierigkeiten mehr gäbe, 
Wort. (Ruf bei der avp: Ah, wir nicht! Sie hätte lirgend jemand die Inflation, das Welt­
vertreten das!) Wir vertreten es nicht. Sie problem Nr. 1, völlig durchschaut ... " 

propagieren die Rede um die Inflation. Heute In Paris ist Europa beisammengesessen ;im 
hat Herr Dr. Schwämmer gesagt: 01 kann Zusammenhang mit dieser Frag~, und Sie be­
man ja erst hineinschütten, wenn ~as Feuer haupten, wir können das von uns aus allein 
brennt. Des Brandl haben aber Sle gelegt. meistern! _ Dann heißt es da weiter' 
Des Brandl um die Inflationsdebatte in Oster- I . 
reich haben Sie gelegt! (Abg. Ha h n: Das I "Fre.ildch gibt es :immer wieder Männer, die 
kommt vom Ausland!) Lieber Kollege Hahn, die Wurzel des Ubels längst geortet haben und 
horch doch zu, da lernst a bisserl was. Be- es schaffen, das komplexe Thema auf eine 
greifen tust doch eh nix. (Anhaltende Heiter- Primitivformel zu bringen." 
keil. - Abg. Ha h n: Der Brandt kommt aus 
DeutSChland!) 

Jetzt möchten wir folgendes sagen: Ist die 
Diskussion um die Inflation soviel wert, wie 
ihr Sie in die Höhe spielt? Wissen Sie nicht, 
daß tin der Frage der Inflation in den Lehr­
büchern für Volkswirtschaft ein bestimmter 
Hinweis lautet: Das ernsteste Problem bei 
der Inflation ist die Inflationspsychose. Wenn 
Sie heute oder morgen imstande sind, durch 
Ihre Argumente und unterstützt von versch,ie­
denen Medien in Osterreich die Angst um 
die Inflation Wirklichkeit werden zu lassen, 
dann nehmen Sie zur Kenntnis: Es nimmt 
Ihnen die Verantwortung niemand mehr ab. 
Dann geht es nicht mehr um Arbeiter und 
Angestellte, dann geht es um die Wirtschaft, 
und geht es um diesen Staat! (Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. Dr. Schwimmer: 
11,4 Prozent sind keine Psychose, sondern 
eine Tatsache!) Sie kriegen noch eine Antwort 
auf die Tatsache. (Abg. La n c: Der Inflations­
Schwimmer! - Abg. Dr. Sc h w i m me r: Mit 
dem Psychiater werden Sie die Inflation nicht 
wegbringen!) Nein, denn als Inflationskasperl 
treten ja Sie auf in diesem Theater. (Abg. 
Dr. K e i me 1: Mit einem KasperItheater 
kann man die Inflation nicht wegbringen!) 
Das list lieb; Keimei, du bist. der Beste da 
oben! 

Aber da habe ich etwas Interessantes in der 
Hand, ein Zitat aus dem Wirtschaftsjournal 
"Economy". Ich darf Ihnen das vorlesen. Da 
heißt es auf Seite 30: 

"Wie ein Irrer in seiner Zelle. Die Infla­
tionsursachen ... 

,," .. Tausende Spitzen-Okonomen beschäf­
tigten sich seit Jahrzehnten mit dem Phänomen 

",An der Inflation', so beispielsweise der 
OVP-Abgeordnete Wolfgang Blenk, ,ist die 
falsche Regierungspolitik schuld: .. 

Das list zuweIllig! Das ist primitiv, das ist 
nicht wissenschaftlich bewiesen. 

Dazu können Sie sich alle zählen, die hier 
so klug und weise über die InflaHon reden. 
Ich habe hier wieder einen Ausspruch von 
unserem geschätzten Herrn Vizekanzler der 
Vergangenhe:it, ein Zitat vom 27. Oktober 
1967: 

"Was wir ... von der Opposition - das 
gilt für beide Parteien -" - da hat er die 
FPO und uns gemeint - "erwarten, ja was 
wir von ihr verlangen müssen, ist, daß sie 
uns bei der Durchführung der volkswirtschaft­
lich notwendigen Maßnahmen Illicht aus rein 
parteitaktischen Gründen behindert." (Abg. 
Dr. W i t haI m: Das haben wir heute schon 
gehört!) Also dann macht es ja nichts! Zwei­
mal hält besser als einmal! (Abg. Dr. W i t­
haI m: Ich höre gerne das, was ich gesagt 
habe!) Ich glaube, das ist in Ordnung. 

Vielleicht kommen Sie dann drauf, daß Ihr 
Propagandagerede um die Inflation dom mehr 
Schaden ist als Nutzen. Ich muß mich noch ein­
mal mit Ihrem Obmann beschäftigen. (Abg. 
Dr. Sc h w i m me r: Sie kann man nicht hin­
dern! Sie tun nichts dagegen! Sie wollen nichts 
dagegen tun! Sie sagen es se1bstf) Ach Gott! 
Bitte, weiter in der "Dicken" i was Dümmers 
habe ich heute noch nicht gehört! 

Ich habe hier noch einmal das Plakat von 
Ihrem Finanzgenie, Klubobmann und seit 
neuester Zeit Wetterfrosch des Parlaments. 
Hier spricht er davon, daß ein gutes Wirt­
schaftswachstum lin den nächsten Jahren unbe-
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dingt notwendig ist. Wir brauchen es also. 
Obwohl dieses Wirtschaftswachstum, durch 
das Budget forciert, entsprechend garantiert 
wird, ist man hier ,in der Diskuss,ion dagegen. 

Man spricht von den Schulden: "Die Staats­
schuld ,ist also kein Ausdruck der staatlichen 
Geldverlegenheit, sondern Mittel zur aktiven 
Konjunkturpolitik ... 

Weiter he;ißt es hier: 

"Osterreichs Wirtschaft setzt zu einem 
Uberholmanöver an. Wir alle sollten dazu 
beitragen, daß es gelingt." 

Was tragen Sie dazu bei? - Gar nichts 
tragen Sie dazu bei! Sie versuchen zu hemmen, 
wo es nur möglieh ist, um dann für Ihre 
Partei zu einem Erfolg zu kommen. Und jetzt 
wiederhole ich schlicht und einfach folgendes: 

"Das Tempo" bei der Abwicklung der Bud­
getdebatte und der Durchführung des Regie­
rungsprogramms "bestimmen wirl Nehmen Sie 
das bitte zur Kenntnis , .. 

Wir werden versuchen, mit Ihnen in diesen 
Fragen zu Lösungen zu kommen. Aber wenn 
Sie glauben, durch Obstruktionspolitik unsere 
Arbeit verhindern zu können, dann müssen 
Sie zur Kenntnis nehmen, daß es in Osterreich 
gegenwärtig eine politische Mehrheit der 
Sozialistischen Partei ,im Parlament gibt und 
daß unsere Fraktion ihre Regierung in allem 
unterstützen wird, was zum Vorteil und zum 
Nutzen der österreimischen Bevölkerung und 
unserer Wirtschaft geht! (Zustimmung bei der 
SpO.) 

Herr Professor Koren hat am Mittwoch er­
klärt: Hängt nicht an dieser heiligen Kuh der 
Vollbeschäftigung! - Nehmen Sie zur Kennt­
nis: Für uns ist die Frage der Vollbeschäfti­
gung eine der entscheidensten Fragen über­
haupt! (Neuerliche Zustimmung bei der SPtJ.) 
Und tun Sie nicht so, als wäre das bei Ihnen 
immer der Fall gewesen! - Das stimmt ja 
nicht. 

Wir haben Sie gezwungen, zur Vollbeschäf­
tigung beizutragen, denn nach Ihren Gedan­
ken, nach Ihren Uberlegungen braucht man 
sie ja nicht, denn da wäre die verkehrte Rich­
tung viel günstiger. Denn man könnte ja 
der Arbeiterschaft diktieren, wenn auf dem 
Arbeitsmarkt entsprechend viele Arbeitslose 
vorhanden wären. (Abg. Dr. K ei me 1: Wir 
verlangen seit Jahren von Ihnen ein Gast­
arbeitergesetz! - Abg. Dr. Pr ade r: Wir 
sind dafür, daß alle stempeln gehen! Das 
glauben Sie ja selber nichtf) Hören Sie nur 
ein bisserl zu! Es war Kollege J osseck, der 
gesagt hat: Nicht drohen!, das gibt es ja gar 
nicht. - Irgendwie so ähnlich drü<kte er 

sich aus in dieser Frage "Inflation oder 
Arbeitslosigkeit" . 

In Belgien haben wir das Jahr der 
Stagflation. Das heißt Stagnation der Wirt­
schaft, inflatorische Tendenzen und Arbeits­
losigkeit. In Holland haben wir das glei<:he 
Bild. Von Italien habe :ich es Ihnen bereits 
erzählt. In Großbritannien wiederholt sich 
dieses Spiel. In Amerika haben wir es eben­
falls. (Abg. Ha h n: Schweden!) Auch in 
Schweden gibt es eine Arbeitslosenzahl. Aber 
Ihre Behauptung hier, in der Debatte, Arbeits­
losigkeit, Stagnation und Inflation gebe es 
nur in sozialistisch regierten Ländern, ist 
dallllit, glaube ich, hinreichend widerlegt. 

Nehmen Sie zur Kenntnis: Für uns Gewerk­
schafter :ist die Frage der Vollbeschäftigung 
ein sehr ernstes Problem. (Abg. Dr. W i t­
ha 1 m: Für uns genauso!) Bitte, das ist Ihre 
Auffassung, sie hat sich also gewandelt. 

Wenn wir heute sagen, wir haben 
2,558.000 Beschäftigte, dann nehmen Sie zur 
Kenntnis, daß es zu einer Zeit, als Sie d~e poli­
tisch Stärkeren waren, in diesem Lande mehr 
als 100.000 Arbeitslose gegeben hat! Wenn 
man nicht davon betroffen ist, dann spielt das 
sicherlich keine Rolle. Aber wenn man davon 
betroffen ist, dann ist das ein anderes Lied. 
(Abg. Dr. Mus si 1: Das war im Jänner! 
Und wenn der Bautenminister mit seinem 
Bautenstopp so weiter macht, werden wir es 
bald auch so weit haben!) Ja, ja, ja, na 
freilich, jetzt ist wieder die heilige Kuh her­
außen! (Heiterkeit.) 

Ich sage Ihnen in aller Freundschaft: Die 
gegenwärtige Situation in Osterreich ist ja 
nicht so, wie Sie sie schildern. (Abg. Doktor 
K ei me 1: Dafür sind wir gegen die Bau­
bremse!) Das ist ja a Stuß, was Sie plaudern! 
Gegen das Bauen ist kein Mensch. Aber Sie 
werden doch zugeben müssen: Wenn hier in 
Osterreich ein Bauverlangen da ist, das mit 
der Baukapazität nicht in Einklang kommen 
kann, dann treibt das die Preise ,in die Höhe' 

Jetzt sage ich Ihnen etwas: Bei einer Aus­
schreJbung der. Bundesbahnen für ein Stell­
werk an der Ostbahnstreck.e haben zwölf 
Firmen geboten, haben ihre Offerte vorgelegt, 
haben einen Kostenaufwand von 8 Millionen 
Schilling erstellt. Die haben so um 50.000, 
60.000, 80.000 S differiert. Zufälligerweise 
kommt eine andere Firma dazu, kennt die 
Absprache nicht, legt das Angebot, und der 
Bauauftrag kommt mit dem Betrag von 4 Mil­
lionen Schilling zur Vergabe. 

Da sagen Sie: Baukosten muß man decken! 
- Ubergewinne wollen wir zurückschrauben! 
Es geht nicht um die Deckung von Baukosten. 
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(Beifall bei der SPO. - Abg. Wo die a: 
Mussil, was sagst du dazu? - Abg. Dr. M u s­
si 1: Das können Sie nicht aufrechterhalten!) 
Das können wir auch weiter halten. 

Herr Generalsekretär! Ich werde Ihnen be­
wedsen, daß es stimmt. Glauben Sie, daß sie 
im Chor um das Geld gesungen haben? Das 
ist abbesprochen! Sagen Sie nicht: Das glbt 
es nicht! (Abg. A. Sc h 1 a ger: Verleum­
dung!) Wegen einer Verleumdung! Da haben 
Sie schon viel mehr gebracht. 

Wir werden Ihnen noch etwas sagen, weil 
Sie so freundlich sind und immer wieder 
sagen, Wlir hätten keine Bereitschaft zur Dis­
kussion, und weil heute der Herr Dr. WHhalm 
meinen Freund Haas beschuldigt hat, er sei 
einer der gehässigsten Zwischenrufer. (Abg. 
S te i n er: Das stimmt ja auch!) Das stimmt 
n:icht! Im Politischen gibt es Zwischenrufe 
- Sie, ich und auch jeder andere - und ich 
glaube, man darf sie nicht auf die Waag­
schale legen. Haas ist bestimmt kein gehässi­
ger Mensch. 

Ich werde Ihnen etwas sagen. Was würden 
Sie dazu sagen, wenn Sie folgendes lesen: 

"Schärfste Attacke der Beamtengewerk­
schafter" - der Rittmeister, mein Freund 
Gasperschitz, ist nicht da, ich hätte lihn ganz 
gerne da gehabt -: "Lang aufgestauter Unmut 
der Beamten gegenüber der Regierung entlud 
sich am Donnerstag abend, als der Vorsitzende 
der Gewerksdl.aft der öffentlich Bediensteten 
Alfred Gasperschitz dem Kanzler ein kate­
gorisches Nein zum Plan eines Personalver­
mittlungsgesetzes entgegensetzte. Da beißt er 
auf Granit." 

Im selben Pressegespräch beschuldigt ein 
hoher Beamter des Bundeskanzleramtes den 
Reg;ierungschef, auf dem Weg zu einem 
faschistoiden Staat zu sein. Das sagen christ­
liche Gewerkschafter, OAAB-Funktionäre zu 
einem Mann, der für diese Demokratie wesent­
lich mehr eingebracht hat, wesentlich mehr 
e,ingestanden ist als der Herr Dr. Gasperschitz 
und sein Freund Regierungsrat Kar! Bocek! 
(Zustimmung bei der SPO.) Das möchte ich 
einmal klar und deutlich aussprechen. (Beifall 
bei der SPO.) Das sind die Verdächtigungen, 
die von Ihrer Seite immer wieder kommen. 

Und nun schauen wir uns doch einmal die 
Personalfrage an, über die so viel gelästert 
wird. Es tut mir nur leid, daß mein Kollege 
Gasperschitz nicht da ist, denn der müßte da 
heruntergehen und vor dieser Regierung sich 
zehnmal niederknien und Danke schön sagen. 
(Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. Ha h n: 
Das fehlte noch!) Ja, Danke schön sagen! -
Jetzt habe ich etwas auf der Zunge gehabt, 

aber es würde der Würde des Hauses 
nicht entsprechen. (Heiterkeit bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) Schreien kannst 
du nachher, wenn ich fertig bin oder wenn 
ich etwas Unrechtes sage oder wenn du, Heber 
Freund, in dieser Frage etwas Besseres weißt. 
Dann gilt es. Einverstanden? - Niederknien 
müßtet ihr euch! (Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) Die Heiligen sitzen schon da 
herüben. Gebt eure Ruhel 

Ich bitte um Entschuldigung, meine Herren 
und werten Damen: Ich habe bier das Proto­
koll der 2. Sitzung des Nationalrates vom 
1. April 1966. Es ist der Kollege Gabriele, 
der hier folgendes sagt: 

"Auch jetzt können wir dies feststellen" 
- es geht um die Gehalts- und Lohnverhand­
lungen im öffentlichen Dienst -, "denn auf 
Grund der im Juli 1965 erhobenen Forderung 
der Gewerkschaften kam es wohl zu sporadi­
schen Verhandlungen zwischen dem Verhand­
lungsausschuß der Vlier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes und der Bundesregie­
rung, doch kam es erst am 18. Jänner 1966 
zu einem vorläufigen Abschluß." - Und der 
endgültige Abschluß dieser Frage wird wirk­
sam mit dem 1. Oktober 1968! 

Das sind immerhin dreieinVliertel Jahre 
Lohn- und Gehaltsverhandlungen für den 
öffentlichen Dienst unter der "beamtenfreund­
lichen" Mehrheit der avp, unter der "beam­
tenfreundlichen" Führung des ehemaligen 
Herrn Bundeskanzlers Klaus und des Herrn 
Finanzministers Schmitz. 

Wie lange haben Wlir mit der Regierung 
Kreisky in diesen Fragen verhandelt, meine 
Herren? (Abg. Dr. Pr ade r: Da war schon 
alles da!) Na ja freilich, die haben das nur 
mehr nehmen brauchen und herschenken. 
Alles war da. - Es war gar nicht alles da! 

Ich kann mich zum Beispiel erinnern, daß 
die christldchen Gewerkschafter in den Ver­
handlungen und im Gespräch - Bocek, 
Gasperschitz und Kollegen; ich sage nicht Ge­
nossen, sonst glaubt ihr, ich mache aus ihnen 
Rote - sagten: 12 Prozent müssen wir Er­
höhung kriegen! (Zwischenrui bei der bVP.) 
12 Prozent Reallohnerhöhung muß innerhalb 
der nächsten vier Jahre herausschauen! Und 
wenn wir die nicht kriegen, dann gibt es 
gewerkschaftliche Kampfrnaßnahmen , (Abg. 
Ha h n: Sie haben das gleiche gesagt wie 
Präsident Benya!) Laßt den Präsidenten Benya 
in Ruhe! Kannst ja mit mir reden! 

Wir haben es durchgesetzt. Und als wir 
die 12 Prozent realisiert gehabt haben. da 
habt ihr wieder einmal dreingeschaut wie 
gestern. (Heiterkeit bei der SPO.) Da ist von 
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euch überhaupt niemand da gewesen, der im I von Ihrer Partei gestellt. Sie hätten doch die 
ersten Moment gewußt hat, was er sagen Chance gehabt, das Verlangen Ihrer Freunde 
soll. (Abg. We den i g: Das war schon fixiert zu verwirklichen. Gemacht haben Sie gar 
seit 19681) Die 12 Prozent? (Abg. We den i g: nichts. (Abg. We den i g: Die größte Gehalts­
Auf vier Jahre!) Aber lieber Freund, ich rede bewegung war wührend der Regierung Klaus 
ja schon von 1911 auf 1975! Du bist ün der für den öiientljchen Dienst! Das ist nachweis­
Vergangenheit sitzengeblieben, Karl! Komm bar!) Ach Gott! 
hervor! Komm! Komm! Wir reden über das, Ich habe noch eine Frage an die Kollegen 
was neu vereinbart worden ist. Mit Schmitz des OAAB. Wlie war denn das mit der Ab­
haben wir drei Jahre und drei Monate ver- geltung der Sonn- und Feiertagsarbeit bei der 
handelt, bis wir ihn so weit gehabt haben; Bundesbahn und im öffentlichen Dienst? Was 
drei Jahre und drei Monate! Und jetzt nur hat Ihre Regierung dazu gesagt? - Törisch, 
vier Monate! taub waren Sie! Nicht einen Schilling haben 

Wir haben im Mai mit der Regierung eine 
Vereinbarung getroffen. (Zwischenruf des 
Abg. H ahn.) Lieber Kollege Hahn, du ver­
stehst doch von dem Geschäft nichts! Du 
bist nie dabei und redest in einer Tour. 

Wir haben am 11. Mai 1971 Verhandlungen 
mit der Regierung geführt und haben am 
2. September 1971 abgeschlossen. Und Sie 
erzählen nirgends von diesem Dbereinkom­
men! Sie reden nur von der Sorge und von 
der Not. Sie sagen der Bevölkerung nicht, 
daß der gesamte öffentliche Dienst auf die 
sich bewegende Preisentwicklung eine Vor­
schußzahlung von zweieinhalb Prozent hat, 
jetzt sogar dreieinhalb Prozent. Sie sagen nir­
gends, was mit d,iesen Ubereinkommen noch 
vere:inbart worden ist. 

Jetzt darf ich Ihnen wieder etwas sagen, 
damit Sie einmal ein Gefühl dafür kriegen, 
wie das bei euch schnell geht. Im gleichen 
Sitzungsprotokoll vom 1. April 1966 - ich 
könnte fast sagen: das war ein Aprilschmäh -
habe ich ebenfalls zu der Frage Lohn- und 
Gehaltspoltitik gesprochen. Da habe ich folgen­
des geltend gemacht: 

"Eine zweite Sache, deren Behandlung, wie 
die Ausführungen eines Vorredners gezeigt 
haben, akut w.ird, ist die Frage der Anrech­
nung von Nebengebühren für die Pension." 

Und jetzt eine Frage: Im Jahr 1965 'ist 
vom Verhandlungsausschuß der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes die Forde­
rung auf Anrechnung der Nebengebühren für 
den Ruhegenuß gestellt worden, und wann, 
Herr Kollege Hahn, wird denn das verwirk­
licht? Wissen Sie es? - Der weiß es wirklich 
nicht! Ich sage es Ihnen: Am 1. Dezember 
1912! In einem Dbereinkornmen mit der "so 
schlechten" Bundesregierung Kreisky! Jetzt 
schaun S· drein. 

Vom Jahre 1966 bis zum Jahre 1972, sechs 
Jahre lang, haben Sie das Verlangen der 
öffentlich Bediensteten nicht erfüllt! Sie hätten 
es machen können, Sie hatten doch die polim­
sche Mehrheit, Sie haben den Finanzminister 

Sie für sie gehabt! Eingelöst wird die Frage 
der Abgeltung der Sonn- und Feiertage wann? 
- Am 1. Dezember 1972! (Zwischenruf bei 
der OVP.) 

Ich sage Ihnen noch etwas. Wer regelt denn 
die Abgeltung der Mehrleistungen für den 
gesamten öffentlichen Dienst? Bis jetzt wurde 
das nicht geregelt. Erst mit 1. Dezember 1972 
erfolgt d:ie Abgeltung der Mehrleistungen ent­
sprechend der privaten Wirtschaft in Neu­
ordnung der zuständigen Bestimmungen des 
Gehaltsgesetzes und dergleichen. 

Und wer macht letzten Endes die Neuord­
nung der DienstpragmatJik in bezug auf § 28, 
die Arbeitszeitregelung? Hat das Ihre Regie­
rung gemacht? Sie haben durchaus die Mög­
lichkeit gehabt, diese sozialen Forderungen zu 
erfüllen. Sie haben sie nicht erfüllt. Dasmüs­
sen Sie zur Kenntnis nehmen. 

Aber dann hergehen und sagen: Die 
Beamtenexplosion! Die schlechte sozialistische 
Regierung löst ja nicht ein, was sie· ver­
sprochen hat .. , (Abg. S t 0 h S: Wer hat 
die Dynamik eingeführt?) Wer sie eingeführt 
hat? - Unter dem Druck des Verhandlungs­
ausschusses Schmitz. (Ahl-Rufe bei deI OVP.) 
Ja wer hat das denn abgestritten? (Abg. 
S t 0 h s: Du mußt auch ehrlich sein!) Aber 
Kollege Stohs! In aller Ehrlichkeit: Wie lang 
hat es gedauert von der ersten Besprechung 
his zur Einlösung? (Abg. S t 0 h s: Na ja .. . 1) 
Na ja! (Heiterkeit.) 3 Jahre und 3 Monate! 
Das ist das Entgegenkommen gegenüber den 
öffentlich Bediensteten gewesen! (Abg. Doktor 
PI ade I: Das wal erstmalig, daß es das über­
haupt gegeben hat!) So schaut die Sache aus! 

Ich glaube also, man kann !in der Frage 
des Personalaufwandes keine Explosionen 
sehen, sondern die Erfüllung berechtigter An­
sprüche der im öffentlichen Dienst Beschäftig­
ten. Das sollten Sie aussprechen. Aber dazu 
haben Sie nicht die Courage, eine Bekenntnis 
zu dem können Sie nicht ablegen. (Rufe bei 
der OVP: Haben wir!) Du stehst eh ,in der 
Zeitung! Du bist ein naiver Volkswirt! (Heiter­
keit und Beifall bei der SPO.) Das steht da 
drinnen, lieber Freund! Ich kann nichts dafür. 
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Es 'ist gefragt worden, was wir zu dem mehr erwischt, denn da waren Strömungen. 
Budget sagen. Ich habe Ihnen einmal die Genügt das? 
Personalsituation, den Personalaufwand ge­
schildert. In dem "schlechten Budget" steht 
das drinnen. 

Ich darf zur Frage Bundesbahnen sagen: 
Wann haben die Bundesbahnen unter der Ära 
von OVP-Ministern jemals eine Erfüllung 
lihrer Forderungen gehabt? - Wür haben in 
den Jahren 1966 bis 1910 ... (Zwischenruf 
bei der OVP.) Laß dir Zeit! Von 1966 bis 
1970 wurde von Ihrem Parteifreund Weiß 
2,3 Milliarden Schilling für die Brutto-Inve­
stitionen angemeldet, also für Investitionen 
und Erneuerungen. Erhalten hat er 1,8 Mil­
liarden. Das heißt: innerhalb der Zeit, wo 
Sie regiert haben, in fünf Jahren, um 2/5 Mil­
liarden Schilling zuwenig J 

Heute hat der Kollege Josseck 100prozentig 
recht, wenn er sagt: Ihr mit euren alten 
Greibeln auf der Güterwagenseite, wie wollt 
ihr das leisten? (Abg. DipI.-Vw. J 0 S sec k: 
Ich habe es ein bisserJ feiner gesagt/) Ich 
habe ja nicht gesagt, daß du meine Sprache 
sprichst, ich spreche auch nicht die deinel 
(Heiterkeit.) Da täten sie in Wien zu mir 
was anderes sagen, aber 'ich sage es zu dir 
nicht. (Neuerliche Heiterkeit.) 

Wir haben das Jahr 1911 mit einem Erfor­
dernis von 2,3 Mill,iarden Schilling und er­
halten von der sozia~istischen Regierung 
2050 Millionen. Erinnern Sie sich: Wir haben 
doCh die Diskussion um das Bundesbahngesetz 
geführt und dazu einen Minderheitsbericht ge­
macht, und in diesem Minderheitsbericht 
haben wir die Forderungen auf eine jährliche 
Mindestbrutto-Investitionsrate von 2,4 Mil­
liarden SchiUing erstellt. Im Jahre 1912 er­
reiChen wir sie bereits! Und wenn wir vorerst 
nur 1,8 Milliarden Schilling im Budget hatten, 
wurde die Fremdfinanzierung von 500 Mil­
lionen Schilling akzeptiert. Es wurden 100 Mil­
lionen Schilling im 1. Budgetüberschreitungs­
gesetz 1912 für die Bundesbahnen freigegeben 
wegen der Anredlnung der Nebengebühren 
für den Ruhegenuß, es werden im 2. Budget­
übersChreitungsgesetz 1912 125 MiUionen für 
E-Lokomotiven bewilligt, 20 Millionen für 
Autobusse, 120 Millionen für sonstige Bela­
stungen, für Personenwagen, 20 Millionen 'für 
Wohnhausbau, 45 Millionen für Oberbau, Be­
deckung höheren Aufwandes. (Abg. Ha h n: 
Schwedische Lokomotiven/) Was haben 
Sie denn so viel gegen die schwedischen 
Lokomotiven? Sind das die Maschinen, wo die 
F,ische dann nicht schwimmen können? (Heiter­
keit.) Das habe iCh lim Fernsehen gehört: wie 
eine schwedische Lokomotive über den Tauern 
gefahren ist, haben sie beim Fischen keinen 

Was haben Sie gegen die schwedischen 
Lokomotiven? Es werden ungefähr sechs ins 
Laufen kommen, und dann kommt aber der 
Groß auftrag, da kann unsere IndustI1ie eben­
falls ... (Rufe bei der OVP: Vollbeschäfti­
gung!) Vollbeschäftigung? In Osterre-ich sind 
ja Sie dagegen! Sie haben ja was gegen die 
Vollbeschäftigung in Osterreich! 

Das heißt also: 1912 ... (Zwischenrufe deI 
Abg. Helga Wie se r.) Liebe Frau! Bleiben 
Sie bei Ihren Leisten, und ich bleibe bei 
meinen! (Abg. GI a f: Hohes Haus!) Also 
2740 Milldonen Schilling für die OBB. Und im 
Jahr 1973 2569 Millionen Schilling als Brutto­
Investitionen für die OBB, bereits eingebaut 
in eine Investitionsplanung von 1913 bis 1915. 

Im Verwaltungsrat der OBB ist der Vor­
sitzende der Herr Generaldirektor Weiser. Er 
'ist nicht unser Parteifreund, sondern er ist 
der Ihre, und die Mehrheit dort list ebenfalls 
die Ihre und noCh nicht die unsere. Wir haben 
uns ein bisserl Zeit gelassen mit der Änderung 
des Verwaltungsrates. Sie haben im sechsund­
sechziger Jahr schneller geschaltet als wir. Sie 
waren kaum an der Regierung und haben 
alles umgedreht, damit Sie die Mehrheiten 
überall gehabt haben. Wir haben das bestehen 
lassen. - Dort zeigt siCh also, daß hier wirk­
lich eine echte Leistung für die Bundesbahnen 
kommt. 

Jetzt fragen w.ir Sie: In wessen Interesse 
liegen letzten Endes die gesamten Investi­
tionen der OBB? Im Interesse der Eisenbahner, 
oder ,im Interesse der österreichischen Bevöl­
kerung und 'ihrer Wirtschaft? - Daher, 
glaube iCh, kann man nicht so diskutieren. 
wie Sie das tun. 

Es hat eine derartige Inves1Jitionspolitik zu­
gunsten der OBB noch nicht gegeben, und das 
ist einer der Schwerpunkte, um die heute 
schon so v.iel gefragt worden ist. OBB und 
Verkehrspolitik. Versäumnisse und Fehler, die 
sich unter Ihrer Patronanz entwickelt haben! 
Da können Sie nicht verlangen, daß einer 
unserer Minister in drei Jahren das aufholt. 
Schuld an der ganzen M,isere, die wir kennen, 
ist letzten Endes Ihre Partei, Ihre Finanz­
politik seit 1945, die niemals den Bundes­
bahnen das gegeben hat, was vonnöten war. 
(Zustimmung bei der SPO.) Grund: ;,Eine rote 
Eisenbahn kann man nicht finanzierenl" 

Und nehmen Sie es mit heim: Wir werden 
uns in der DurChsetzung unseres Programms 
von Ihnen nicht hindern lassen. Ganz sicher 
nicht. Wir werden das realisieren, was wir 
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der Bevölkerung versprochen haben, und wir 
werden vor diese Bevölkerung htintreten und 
ihr sagen, was wir mamen, und neuerlim 
um die Mehrheit ersuchen. Und wenn eine 
neue Regierung antI1itt, dann können Sie 
sicher sein: Es wird eine sozialistische sein! 
(Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (iort­
setzend): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mich freut es sehr" daß die sozialisti­
schen Abgeordneten so reagieren. (Abg. L i­
ba 1: Ein "Gebildeter"!) Es zeigt, daß sie wirk­
lich mit zweierlei Maß messen. (Abg. Li baI: 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Zitt­
mayr. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf viel­
leicht, bevor ich zu meinen Ausführungen 
komme, doch feststellen, daß Belehrungen aus 
dem Munde des Herrn Abgeordneten Ulbrich 
über das Verhalten hier im Parlament wirklich 
sehr erheiternd wirken. (Zustimmung bei der 
OVP.) Er hat es wirklich notwendig. Wenn er 
den Abgeordneten Kohlmaier als "Sonntags­
jäger" bezeichnet, dann dürfen wir ihn, glaube 
ich, als billigen Komiker oder als Kasperl oder 
als Hofnarren der Regierung Kreisky bezeich­
nen. (Beifall bei der OVP. - Abg. U 1 b r ich: 
Das fällt ausgerechnet dem Zittmayr ein! Du 
Kas-Tandler!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Herr Abgeordneter! Ich bitte, sich 
mit derartigen Ausdrücken zurückzuhalten, 
sonst muß ich den Ordnungsruf erteilen! 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fort­
setzend): Herr Präsident! Im nehme das gerne 
zur Kenntnis (Abg. Mon d 1: 1st doch ein 
Akademiker!), aber ich glaube, es war not­
wendig, auf die Ausführungen, die hier vom 
Herrn Abgeordneten Ulbrich gemacht worden 
sind, doch mit einigen wenigen Worten ein­
zugehen. (Abg. Li baI: Sehr billige Worte!) 
Es ist leider so, Herr Abgeordneter Libal, 
daß ich nicht der Auslösende war, sondern der 
Herr Abgeordnete Ulbrich! Sie haben seine 
Feststellungen sehr erheiternd gefunden. 
(Zwischenrufe. - Präsident Dr. Mal eta gibt 
das Glockenzeichen. - Abg. S k r i t e k: Doch 
nur auf Ihre Zwischenrufe!) Ich glaube, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß das 
Verhalten hier im Hohen Haus wirklich nicht 
durch den Herrn Abgeordneten Ulbrich ügend­
einer Berichtigung oder Belehrung unterzogen 
zu werden braucht. (Ruf bei der SPO: Gib die 
Hand aus der Tasche! - Abg. U 1 b r ich: 
Laß sie ihm drinnen, sonst erfriert er!) Lieber 
Herr Abgeordneter! Wie ich mich verhalte, 
das ist meine Sache! 

Da sollte man von einem Akademiker Niveau 
verlangen!) Herr Abgeordneter Libal, Sie haben 
es gerade notwendig! (Beifall bei der OVP. -
Abg. Li baI: Ich bin kein Akademiker!) Das 
merkt man aber sehr deutlich! Bei jedem 
Wort! Das brauchen Sie gar nicht zu sagen! 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte, meine Damen und Herren, sich 
jetzt etwas zurückzuhaltenl 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fart­
setzend): Bei jedem Wort merkt man das! 
(Abg. Li baI: Bei Ihnen auch!) 

Präsident Dr. Maleta: Also Schluß mit den 
Zwischenrufen jetzt! 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fort­
setzend): Ich darf also jetzt zu meinen Aus­
führungen kommen. 

Präsident Dr. Maleta: Jawohl! 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fort­
setzend): Herr Präsident, ich bitte zu ent­
schuldigen, daß wir zuerst auf die Ausführun­
gen des Herrn Abgeordneten Ulbrich ein­
gehen mußten, aber ich glaube, die österrei­
chische Bevölkerung hätte kein Verständnis 
dafür, wenn man das unwidersprochen hin­
genommen hätte. 

Der Herr Finanzminister hat in seiner Bud­
getrede am vergangenen Mittwoch den Bun­
desvoranschlag für das Jahr 1973 als Spiegel­
bild einschneidender Reformen bezeichnet, der 
unter strengster Beachtung stabilitätspoliti­
scher Bemühungen erstellt worden sei. Gerade 
diese Behauptung tI1ifft wie so viele Aussagen 
unseres Herrn Binanzministers bei diesem 
Budget nicht zu. Es wurde heute bereits mehr­
mals darauf hingewiesen. Es geht vom Budget 
1973 ein verstärkter Auftriebseffekt aus. Zu 
dem veranschlagten Defizit in der Höhe von 
11,1 Milliarden Schilling kommt ja die zu­
sätzliche Finan71ierung !in der Höhe von 
9 MiUiarden Schilling für die Mehrwertsteuer, 
sodaß also praktisch 20 Milliarden Schilling 

Präsident Dr. Maleta: Also ich würde das 
Hohe Haus, alle: vom Rednerpult bis in die 
Bänke, ersuchen, sich doch ein bißchen zurück­
zuhalten! (Ruf bei der OVP: Eine solche Aus­
sprache!) 

zusammenkommen. Wenn man das inlands­
wirksame Defizit rin der Größenordnung von 
rund 6 Milliarden Schilling und die 9 Milliar­
den Schilling zusammenzählt, so wirken sich 
praktisch auf das Preisniveau rund 15 Milliar­
den Schilling aus. Unter diesem Gesirntspunkt 
von stabilitätspolitJischen Bemühungen zu 
sprechen, ist, glaube ich, eine Zumutung für 
alle, die das Budget nur halbwegs lesen kön-
nen. 
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In den Kommentaren der Journalisten und 

der Wirtschaftsfachleute, und zwar auch jener, 
die der Regierungspartei nahestehen, wird mit 
größten Befürchtungen und Besorgnis die 
Entwicklung der kommenden Jahre beurteilt. 
Der Herr Finanzminister selbst hat ja für 1973 
eine Preissteigerungsrate von 7 Prozent be­
kanntgegeben, und Fachleute des Wirtschafts­
forschrungsinstitutes sagen sogar 8 bis 9 Pro­
zent voraus. 

Eine solche Entwicklung - das wurde heute 
ebenfalls bereits mehrmals erwähnt - ist e;in­
fach für die österretichische Volkswirtschaft 
eine wahnsinnig große Belastung, es ist aber 
auch eine Bankrotterklärung der Wirtschafts­
poliNk der sozialistischen Regierung. Jetzt 
rächt sich, Herr Finanzmin:ister und Herr 
Bundeskanzler Kreisky, die von Ihnen in den 
letzten zwei Jahren, seit April 1970, betrie­
bene Politik der Sorglosigkeit, der Wlirtschaft­
lichen Unfähigkeit und der sozialistischen Ver­
teilungsmethoden, deren Sieg die Erringung 
der absoluten Mehrheit im Oktober 1971 ge­
wesen list. (Ruf bei der OVP: 1970f) Im Okto­
ber 1971. Denn damals wurde ja keine einzige 
Maßnahme in stabilitätsmäßiger Hinsicht ge­
troffen, damit ja nicht irgend eine Verärgerung 
der Bevölkerung eintritt und die absolute 
Mehrhelit gefährdet ist. 

Die Abgeordneten der Osterreichischen 
Volkspartei haben in den abgelaufenen Jahren 
immer wieder auf das Versagen des Herrn 
Finanzministers und auf die wirtschaftspoliti­
schen Fehler hingewiesen und Vorschläge für 
eine Stabilisierung der Entwicklung gemacht. 
Alle diese Vorschläge des vergangenen Jahres 
haben Sie, wie mein Kollege Mock ja bereits 
festgestellt hat, in den Wind geschlagen. Sie 
glaubten, mit leichter Hand das Geld der 
Steuerzahler ohne Beachtung der Grundsätze 
eines ordentlichen Kaufmannes ausgeben zu 
können, ohne die Folgen einer solchen Vor­
gangsweise zu bedenken. 

Die Krönung ist die Verschwendungswirt­
schaft, bei der rund eine Milliarde Schilling 
Farnilienbeihilfenrnittel für die Wegwerfschul­
buchaktion eingesetzt werden. 

Ich darf darauf hinweisen, daß ich schon vor 
einem Jahr im Rahmen der Preisdebatte am 
8. Juli und bei der ersten Lesung des Budgets 
1972 am 17. November 1971 auf die besorgnis­
erregende Preisentwicklung seit April 1970 
hingewiesen habe. Damals habe ich dem 
Herrn Bundeskanzler einen trauI1igen Welt­
rekord in der Preissteigerung vorhergesagt. 
Leider ist meine Prognose Wahrheit gewor­
den, ja sie wurde sogar durch massive Tarif­
erhöhungen noch übertroffen. Der Verbrau-

cherpreisindex liegt in den letzten Monaten 
um 6,2 bis 6,4 Prozent über der Verglelichszeit 
des Vorj ahres. 

Für die Beurteilung der EntWlicklung sind 
jedoch weniger einzelne Monate aussage­
kräftig, sondern eine längere Zeitspanne. Von 
April 1970, der Ubernahme der Regierungs­
geschäfte durch Bundeskanzler Kreisky, bis 
September 1972 ist der Verbraucherpreisindex 
um 14,6 Prozent gestiegen und der Pensio­
IlJistenindex um 16,4 Prozent erhöht worden. 
Der Baukostenindex hat sich um 28 Prozent 
erhöht. 

tv'leine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das sind beträchtliche Steigerungen des Index. 
Es sind höhere Steigerungen, als ,in den vier 
Jahren der OVP-Alleinregierung festzustellen 
waren. 

Es wurde heute auch schon mehrmals darauf 
hingewiesen, daß diese besorgniserregende 
Ste:igerung der Lebenshaltungskosten beson­
ders die Bezieher kleinerer und mittlerer Ein­
kommen trifft und daß diese Geldentwertung 
und Geldwertverschlechterung zutiefst un­
sozial ist. Im vorigen Budget, ,im Budget 1972, 
hat der Herr Finanzminister noch hineinge­
schrieben: Die Geldentwertung ist unsozial. 
Heuer hat er es gar nicht mehr hineinge­
schrieben. 

Diese Geldentwertung trifft aber besonders 
auch den Berufsstand der Land- und Forstwirt­
schaft und solche Berufsgruppen, deren Preis­
entWlicklung der amtlichen Preisregelung 
unterliegt und die im Nachziehverfahren in 
langwierigen Verhandlungen die gestiegenen 
Betriebskosten durchsetzen müssen. 

In dem Zusammenhang darf ich doch darauf 
hinweIsen, daß die Preiserhöhungen, die durch 
die allgemeine Wirtschaftsentwicklung aus­
gelöst werden, von einzelnen Berufsgruppen 
selbstverständlich vorgenommen werden müs­
sen, weil die höheren Kosten, die eben durch 
die verfehlte \Mirtschaftspolitik gestiegen 
sind, angerechnet werden müssen. 

Der Begriff Inflation hat voriges Jahr noch 
eine sehr harte KI1itik ausgelöst. Er war von 
der Regierung unerwünscht. Ich habe damals 
diese Dinge hier angezogen. Es wurde sehr 
negativ beurteilt. Leider habe lieh mit meinen 
Prognosen, wie ich schon ausgeführt habe, 
recht behalten. 

Es wurde auch schon festgestellt, daß die 
Importe nicht so sehr die Ursache für die Ent­
wicklung der Preise in Osterreich waren, denn 
der Index der Importprodukte war im Juni 
1971 mit 105,6 Punkten höher als lim Juni 
1972 mit 105,3 Punkten. Diese Tatsache wurde 
ja auch, wie schon besprochen, im OECD-
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Bericht erwähnt, und verschäedene Zeitungen 
und Kommentatoren haben diese TatsaChe 
sehr eingehend besprochen. 

Eine besondere Belastung für die gesamte 
Bevölkerung, im besonderen aber für die 
Wohnungsuchenden, für die Eigenheimbauer 
und für die Landwirtschaft stellen die enorm 
gestiegenen Baukosten dar. Der vom Wirt­
schaftsforschungsinstJitut ausgewiesene Bau­
kostenindex, der in der Praxis noch über­
troffen wird, weist seit April 1970 eine Bau­
kostenerhöhung von 28 Prozent auf. 

Auf meine Anregung im vergangenen Jahr, 
die Dberhitzung des Bausektors durch eine 
entsprechende Koordination der öffentlichen 
Bauaufträge, durch eine Schwerpunktbildung 
und durch eine Rangordnung zu vermeiden, 
ist die Regierung Kreisky überhaupt nicht 
eingegangen. Auch Bautenminister Moser hat 
sich über meine Vorschläge sehr abfälLig ge­
äußert. (Zwischenruf des Abg. Ho r r.) Herr 
Präsident Horr,. lesen Sie das im Protokoll 
über die vorjährige Debatte nach, dort können 
Sie das bestätigt finden. (Abg. Ho r r: Lesen 
Sie nicht das Falsche herunter! Passen Sie auf, 
daß Sie nicht stottern!) Herr Präsident, wenn 
Sie da herunterkommen, dann werden wir 
sehen, ob Sie stottern oder nicht. (Abg. Ho r I: 

Ich werde Ihnen etwas sagen: So herunterzu­
lesen wie Sie, das kann nicht ein jeder!) Bitte, 
das können Sie jederzeit tun. Herr Horr, 
kommen Sie nur herunter! 

Präsident Dr. Maleta: Also ich glaube, es 
wird gut sein, wenn man sich gegenseitig 
keine Zensuren erteilt. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fort­
setzend): Ich glaube, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, es ist in Anbetracht der 
vorgeschrittenen Zeit besser, die Dinge mög­
lichst konzentriert vorzubringen und niCht 
stundenlang hier zu reden. (Abg. Ho r r: Das 
wird gut sein! Bravo!) 

Vvir haben bei der Behandlung der Frage 
der Mehrwertsteuer die Vorauseffekte auch 
erwähnt. Ich darf hier im Zusammenhang mit 
der Bauw.irtschaft doch noch erwähnen, daß 
gerade die Einführung der Mehrwertsteuer 
mit 1. Jänner 1913 sehr viele Vorauseffekte 
auf dem Sektor der Bauwirtschaft ausgelöst 
hat. Viele Bauherren und V'iele Eigenheim­
bauer benützen jetzt noch die Zeit, möglichst 
rasch fertig zu werden. Das hat dazu geführt, 
daß die Baupreise sehr gestiegen Slind und 
daß eine Uberbeschäftigung der Professioni­
sten eingetreten ist. Inflation, steigende Bau­
preise, 12 Prozent Investitionssteuer für Bau­
ten im Jahre 1973 sind Faktoren, die mit zu 
dieser Uberhitzung beigetragen haben. Dabei 
hätte es der Finanzminister bei einigem wirt-

schaftspolitischem Verständnis und einer ge­
wissen Kenntnis der Praxis leicht. besser 
machen können. Wenn die Investitionssteuer 
für Bauten und sonstige unbewegliche Wirt­
schaftsgüter nicht mit 12 Prozent für 1973, 
sondern zum Beispiel nur mit 6 Prozent fest­
gelegt worden wäre, hätten viele Unternehmer 
die Fertigstellung ihrer Bauvorhaben auf 1973 
hinausgeschoben. Damit wäre ein wesentlicher 
Dämpfungseffekt im heurigen Jahr einge­
treten, ohne daß man von einer Baubremse 
hätte sprechen müssen. Aber es ist so, daß 
leider der Herr Bundeskanzler und auch 
andere Reg.ierungsmitglieder sich nicht durch 
eine besondere Fähigkeit zur wirtschaftlichen 
Vorausschau auszeichnen und daher nur kurz­
fristig geplant wird. 

Das Versagen der SPO-Regierung und eine 
völlige Hilflosigkeit in der Wirtschaftspolitik 
wird jetzt auch solchen Osterreichern offenbar, 
die bei der letzten Wahl dieser Partei noch 
ihre Stimme gegeben haben. 

Im Jahre 1913 gehen vor allem von der 
Mehrwertsteuer wegen des zu hohen Mehr­
wertsteuersatzes von 16 Prozent, der zu hohen 
Investitionssteuer von 12 Prozent, der zu ge­
ringen Vorratsentlastung und der zu starken 
Mehrwertsteuerbelastung für vJele Güter des 
tägJ,ichen Bedarfs, wie insbesondere Benzin, 
sowie des konjunkturpolitisch falschen Ein­
führungszeitpunktes am 1. Jänner 1973, wei­
tere erhebliche inflationistische Tendenzen 
aus. 

Nun möchte ich doch noch zu einzelnen 
Punkten kommen, die die Landwirtschaft 'im 
besonderen betreffen. Ich muß feststellen, daß 
bei diesem Budget für die Land- und Forst­
wirtschaft eine besonders stiefmütterliche Be­
handlung besteht. Obwohl sich der Herr Bun­
des'kanzler und einzelne seiner Minister immer 
wieder sehr agrarfreundlich. in Worten geben 
und auch in den verschiedenen Publikationen, 
wie im "Agrarjournal", die Leistungen der 
sozialistischen Regierung hervorgehoben wer­
den, sind die Ansätze beim Kapitel Land- und 
Forstwirtschaft sowie beim Grünen Plan un­
zureichend und unverändert geblieben. Das 
bedeutet bei einer geschätzten durchschnitt­
lichen Preissteigerung von 8 Prozent im Jahr 
1973, daß mit diesem Geldbetrag weniger 
Förderungsmaßnahmen in der Land- und 
Forstwirtschaft durchgeführt werden können. 

Insbesondere sind beim Kapitel 60, Land­
und Forstwirtschaft, jm Jahre 1913 Ausgaben 
in der Höhe von rund 3 Milliarden Schilling, 
das sind 20 Millionen Schilling mehr als 1972, 
und Einnahmen von 144 Millionen Schilling, 
das sind 53 Millionen SChilling mehr als 1972, 
vorgesehen. Das heißt mit anderen Worten: 
Die Nettoausgaben für die Land- und Forst-
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wirtschaft betragen daher bei gestiegenen lionen Schilling für Agrarinvestitionskredite 
Personalkosten 2,255.000 S, das sind um der Landwirtschaft vor, die bisher wegen 
33 MillIionen Sdlilling weniger als 1972. Geldmangels nidll erledigt werden konnten. 

Herr Pinanzminister Androsdl hat im Rah­
men seiner 113seitigen Budgetrede ganze 
zwei Seiten der Land- und Forstwirtschaft 
gewidmet und dann sein "Interesse" an diesem 
Zweig der Volkswlirtschaft bekundet. Dabei 
stellt er fest, daß im Budget die gleichen 
Ansätze wie im Vorjahr vorgesehen seien. 
Lediglidl beim Grünen Plan wäre eine Um­
schichtung von 46 Millionen Sdlilling für 
Agrarinvestitionskredite erfolgt. 

Die Methode der SPO-Regierung, dem 
Grünen Plan 1080 Millionen Schilling zuzu­
rechnen und nachher noch vom Bergbauern­
Sonderprogramm in der Höhe von 300 Millio­
nen zu sprechen, ist die bewußte Irreführung 
der bäuerlichen Bevölkerung, denn es entsteht 
der falsche Eindruck, daß neben 1080 Millio­
nen Schillting noch die 300 Millionen Schilling 
Bergbauern-Sonderprogramm dazukommen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Leider ist dies nicht der Fall, obwohl die 
Aufstodcung der Bundesmittel sachlich ge­
rechtfertigt und volkswirtschaftlich richtig 
wäre. Auf stillem Wege wurden 20 Millionen 
Schilling für das Beratungswesen, Herr Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft, die 
bisher im ordentlichen Agrarbudget enthalten 
waren, nunmehr in den Grünen Plan hinüber· 
gegeben, das heißt: Der Grüne Plan wurde 
um diese 20 Millionen Schming gekürzt. 
Außerdem wurden 46 Millionen Schilling der 
Regionalförderung und dem Wirtschaftswege­
bau entzogen und umgewidmet als Zinsen­
zuschüsse für die Agrarinvestitionskredite. 
Nun könnte der Eindrudc entstehen, daß damit 
wesentlich mehr Agrariinvestitionskredite ge­
geben werden könnten. Das ist aber leider 
nicht der Fall, denn der Agrarinvestitions­
kreditrahmen bleibt in diesem Budget und in 
diesem Grünen Plan mit 1,5 Milliarden Schil­
ling leider auch unverändert, obwohl die Bau­
kosten gewaltJig gestiegen sind. 

Ich möchte doch zurückblenden auf das Jahr 
1968. Damals standen im Rahmen des Grünen 
Plans 814 Millionen Schilling; das war rund 
ein Prozent des damaligen Ausgabenrahmens. 
1973 sind es nur 0,56 Prozent. Auch unter 
E-inrechnung des Bergbauern-Sonderpro­
gramms sind es nur 0,8 Prozent. Die niedrigen 
Mittel für die Landwirtschaft stehen in krassem 
Widerspruch zu den steigenden Kosten für den 
Stall- und Wirtschaftsgebäude, für den 
\,\1 egebau, für die Elektrifizierung sowie für 
die Grundzusammenlegung. Derzeit liegen 
Ansuchen in der Größenordnung von 800 Mlil-

Ein krasser Widerspruch besteht auch zu 
den Beteuerungen der SPO-Regierung, den 
ländl~chen Raum zu fördern. Tatsache ist, daß 
mit den vorhandenen Geldmitteln und den 
vorgesehenen Geldmitteln weniger für den 
ländldchen Raum geleistet werden kann als in 
den vergangenen Jahren. Dabe:i leistet die 
österreichische Landwirtschaft durch die Er­
haltung der Kulturlandschaft in den extremen 
Zonen und durch die jährliiche Abgabe von 
rund 20.000 Arbeitskräften an andere Berufe 
rund 2,9 Milliarden Schilling für die öster­
re1chische Volkswdrtschaft. Das geht aus den 
Monatsberichten des Agrarwirtsdlaftlichen In­
stitutes, Heft Nr. 7 aus 1972, die vom Land­
wirtschaftsministerium herausgegeben wer­
den, hervor. Im Verhältnis zu dieser Leistung 
der Land- und Forstwirtsdlaft nehmen sidl die 
zur Verfügung gestellten Bundesmittel sehr 
bescheliden aus. 

Keine ausreichende Vorsorge :ist· im Budget 
für die Mehrbelastung der Land- und Forst­
wirtschaft durch die überhöhte Mehrwert­
steuer für Dieselöl und Handelsdünger ge­
troffen. Dadurch entsteht bei Dieselöl für die 
österreichische Landwirtschaft eine Mehrbe­
lastung von rund 130 Millionen Schilling und 
bei Handelsdünger von rund 200 Millionen 
Schilling. Wenn keine Abdeckung dieser unge­
rechtfertigten Belastung erfolgt, so entsteht 
eine Einkommensminderung für die Bauern im 
Ausmaß von 330 Mmionen Schilling. Es ist 
daher richtig, wenn dieses Budget von ver­
schiedenen Vertretern des bäuerlichen Berufs­
stands als ein Verlustbudget für die Bauern 
bezeichnet wird. 

Vollkommen unbefriedigend sind im Budget 
1~.73 auch die Preisausgleiche veranschlagt. 
Fur den Zuschlag zum Erzeugerpreis der Milch 
sind nur 993 Millionen SchiUing veranschlagt, 
obwohl auf Grund der geschätzten Milchliefer­
leistung im Jahre 1973 insgesamt ein Betrag 
von 1223 Millionen Schilling erforderlich 
wäre. Damit list die zwedcwidrige Verwendung 
von Mitteln zur Absatzförderung, die heuer 
bereits begonnen hat, offensichtlich beabsich­
tigt. Die Unehrlichkeit der Regierung Kreisky 
geht daraus hervor, daß der österreiChischen 
Landwirtschaft im Rahmen der Begleitmaß­
n~men zum EWG-Vertrag die Verwendung 
dieser Geldmittel für die Absatzsicherung am 
England-Markt zugesagt wurde. 

Im Budget 1973 fehlen auch die entsprechen­
den Ansätze zu einer EWG-konformen Erstat­
tungsregelung für landwirtschaftliche Verar­
beitungsprodukte. 
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Das waren nur einige wenige Punkte. Im Mehrwertsteuer bei Dieselöl und Handels­

möchte das, was Abgeordneter Josse<k über dünger im Ausmaß von rund 330 Millionen ~ 
die stiefmütterNche Behandlung der Land- und Schilling ist-keine Bededmng vorgesehen. 
Forstwirtschaft gesagt hat, nochmals unter- Dieses Verlustbudget 'im wahrsten Sinne 
streichen, weil wirklich mit den vorgesehenen des Wortes \ist für die Osterreicher im allge­
Mitteln nur mehr ein Bruchteil jener Maß- meinen und für die Bauern im besonderen eine 
nahmen durchgeführt werden kann, die noch Zumutung und wird daher von unserer Frak­
vor einigen Jahren möglich waren. tion abgelehnt. Danke. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf zusammenfassend und zum Schluß 
kommend zum Budget 1973 feststellen: 

1. Durch das überhöhte Budgetdefizit von 
11,1 Milliarden Schilling und die Zwischen­
finanzierung der Mehrwertsteuer von 9 Mil­
liarden Schilling wird eine enorme zusätzliche 
Preissteigerung ausgelöst. 

2. Die stabilitätspolitischen Bemühungen 
sind beim Budget 1973 nicht feststellbar. 

3. Im Jahre 1973 ist mit einer Preissteige­
rung von rund 8 Prozent zu rechnen. Der 
Finanzminister hat die Inflation bereits ins 
Budget einkalkuliert. 

4. Die seit 1970 betriebene Politik der Sorg­
losigkeit und Gefälligkeit und die wirtschafts­
poEtische Unfähigkeit führten zu einer Steige­
rung des Verbraucherpreisindex seit ApI1iI 
1970 um 14,6 Prozent, des Pensionistenindex 
um 16,4 Prozent und des Baukostenindex um 
28 Prozent. 

5. Die Inflation ist in Osterreich nicht im­
portiert, sondern weitgehend durch massive 
Tariferhöhungen und sonstige wirtschaftpoli­
tische Fehlleistungen von der SPO-Regierung 
verschuldet. 

6. Die Einführung der Mehrwertsteuer am 
1. Jänner 1973 löst wegen des hohen Steuer­
satzes, der überhöhten Investitionssteuer und 
der zu geringen Vorratsentlastung weitere 
erhebliche 'inflationistische Tendenzen aus. 

7. Die Land- und Forstwirtschaft wird im 
Budget 1973 sehr stiefmütterlich behandelt. 
Trotz der stark steigenden Preise bleiben die 

. Ansätze der Land- und Forstwirtschaft unver­
ändert. Daher ist die Kaufkraft dieser Mittel 
abgesunken. Die Mittel für den Wegebau im 
Rahmen des Grünen Planes wurden unver­
ständlicherweise gekürzt. Der Rahmen für die 
Agrarinvestitionskredite bleibt trotz enormer 
Steigerung der Kosten für Hochbauten und 
Straßenbau unverändert und reicht bei weitem 
nicht aus. 

8. Die landwirtschaftlichen Preisausgleiche 
1973, besonders beim Erzeugermilmpreis, sind 
ungenügend dotiert. Für die Belastungen im 
Zusammenhang mit dem EWG-Vertrag ist 
nicht vorgesorgt. 

9. Für die Mehrbelastungen der Land- und 
Forstwirtschaft im Zuge der Einführung der 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO): 
Herr Präsident I Meine Damen und Herren! 
Wir sprechen heute über das Budget des kom­
menden Jahres und damit über das grund­
legende Instrument der Regierung schlechthin, 
ihre Vorstellungen durchzusetzen. Schließlich 
ist das Budget eigenthich das Gesetz, das einer 
Verwaltung, nämlich der Regierung, die Mög­
lichkeit gibt, ihre Vorstellungen zu verwirk­
lichen. Es ist daher verständlich, daß es im 
BNckpunkt der Opposition steht und daß sich 
gerade am Budget das Interesse der Kontrolle 
durch die Abgeordneten besonders deutlich 
bemerkbar macht. 

Was will nun eine Opposition von einem 
Budget wissen? Worauf kommt es der Oppo­
sition an? Wir Freiheitlichen glauben, daß 
man aus einem Budget ganz klar und deut­
lich ersehen sollte, welche PI1ioritäten sich 
die Regierung für das nächste Jahr gesetzt 
hat. Weiters glauben wir, daß es wesentlich 
wäre, zu wissen, wie diese PrioI1itäten dar­
gestellt werden, und zuletzt, ob wir uns mit 
ihnen einverstanden erklären können. 

Was zeigt sich nun, wenn wir dieses Budget 
betrachten? Die Prioritäten sind nicht erkenn­
bar, im Gegenteil! Schon in der Budgetrede 
werden auf Seite 49 eine ganze Reihe von 
Schwerpunkten angeführt. Ihre Liste beginnt 
bei der Bildung, setzt sich über WissensChaft, 
Verkehrspolitik, Wirtschaftsförderung, Sozial­
und Familienpolitik fort; auf Seite 59 mit 
Gesundheitswesen und Umweltpohitik, und zu 
guter Letzt ist heute noch zusätzhich ange­
führt worden, daß eine Dämpfung des Preis­
auftriebes mit zu den Pr,ioritäten zählt. 

Wenn ich nun einen Blick auf diese Liste 
werfe, dann muß ich ehrlich fragen: Bitte, 
wo ist jetzt wirklich die PriorJtät? Bei dieser 
Fülle von Zielen, die da gesteckt werden, 
kann es nicht verwundern, daß man nicht mehr 
weiß, wohin die Regierung wirklich wHl, was 
sie wirklich anstrebt, was ihr lim Augenblick 
und für das kommende Jahr als zentraler 
Punkt erscheint. Von echten Prioritäten ist 
also keine Rede, es ist ein Budget von lauter 
Schwerpunkten, von lauter Versprechungen 
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und von lauter Gefälligkeitsdemokratie. Man 
hat ja schließlich den billigsten Erfüllungs­
gehilfen, den Landesverteidigungsminister, be­
sonders bescheiden abgefertigt. 

Die Tatsache, daß wir diese Prionitäten nicht 
erkennen können, weder aus der Budgetrede 
noch aus dem Inhalt des Budgets, führt dazu, 
daß uns Freiheitliche die ernste Sorge erfüllt, 
wohin denn dieser Nachtmarsch der Sozialisti­
schen Partei führen wird. Es wird mcht klar 
gesagt, daß unser zentrales Problem in der 
Inflation liegt und daß dagegen jetzt ernst­
hafte Maßnahmen ergriffen werd~n. Nein, es 
wird versucht, auch die Ansätze zu einzelnen 
Schwerpunktbildungen, die sich abzeichnen, 
noch möglichst gut zu dekorieren! Vor allem 
aber wird demonstriert, daß man keinerlei 
Förderungsmaßnahmen für die Inflation setzt, 
obwohl das Budget als solches eine Fülle 
von Förderungsmaßnahmen beinhaltet, genau 
im Gegensatz zu dem, was Wtir eigentlich 
erwarten würden. 

W.ir Freiheitl:ichen haben daher das Gefühl. 
daß hier zu einem Blindflug angesetzt wird, 
bei dem man die Fülle der Instrumente, die 
Hinweise auf die schwierige Situamon er­
geben, einfach nicht beachtet, eänfach zur 
Seite schiebt und tarnt, indem man sich vor­
wiegend damit befaßt, wie man nach außenhln 
dieses Budget sehr dekorativ und erfreulich 
gestalten könnte. Man betreibt, wie das die 
Amerikaner nennen, "w.indow dressing", was 
man vielleicht mit einem Auslagendekorieren 
oder Blumen-in-die-Fenster-Stellen, mit einer 
Fassadenfärbelung, übersetzen könnte. 

So schaut dann auch das aus, was Herr 
Kollege Dr. Tull als ein Modernerwerden dar­
stellt. 

Im Zusammenhang mit dem Nach-außen­
hin-Zeigen, daß man ja so gut ist und daß 
man ach so erfolgreim arbeitet, muß doch 
auch erwähnt werden, daß die Reduktion der 
Finanzschuld nur sehr äußerlichen Charakter 
trägt. Wenn man genauer hinschaut, dann 
zeigt sich, daß die erstaunliche Reduktion der 
Finanzschuld im vorigen Jahr nicht unwesent­
lich darauf zurückzuführen ist, daß die Oester­
reichische Nationalbank die gesamte Quote, 
die Osterreich beim Internationalen Wäh­
rungsfonds stellt, übernommen hat, womit die 
Finanzschuld des Bundes um 1,9 Milliarden 
Schming gesenkt wurde. Natürlich nur optisch 
und natürlich nur für den, der nicht genauer 
auf d,ie Tatsachen sieht und der sich von 
dem "window dressing" der Regierung einfach 
Sand in die Augen streuen läßt. 

ja auch im Budget ausgewiesen ist, und erst 
€Iine Betrachtung des Rechnungsabschlusses 
zeigt dann, wie sich bei uns die Verwaltungs­
schuld entwickelt hat und welch starke Impulse 
auf der Namfrageseite von den Budgets in 
den letzten Jahren ausgegangen sind. Wie 
wäre es sonst zu erklären, daß wir im Jahr 
1953 eine Verwaltungsschuld von 1,4 Milliar­
den Schilling gehabt haben - das waren 
damals etwa 11 Prozent der Gesamtschuld 
des Bundes -, daß w.ir im Jahre 1969 
15,1 Milliarden Schilling Verwaltungsschuld 
gehabt haben - Anteil an den Gesamt­
schulden schon 25 Prozent - und daß wir 
nach dem Rechnungsabschluß des Jahres 1971 
auf die respektable Summe von 22,4 Milliar­
den Verwaltungsschulden blicken können. 
Damit werden bereits 32 Prozent der Gesamt­
schuld nicht mehr in der Form ausgewiesen, 
in der sie dem Parlament, nämlich im vor­
hinein, im Budget gezeigt werden sollten. 

Das ist eine Methode der Verschleierung 
und der Täuschung, die durch die Tatsache 
vervollkommnet wird, daß man davon spricht, 
w>ir seien auf der Uberholspur. Ich kann mich 
nicht des Gefühls erwehren, daß wir auf einer 
Fahrt sind, die ,in etwa mit dem schönen Spruch 
charakterisiert werden kann: "I waß zwor 
no net, wo i hinfohr, oba dafür bin i 
gschwinda dort." 

Das erweckt bei mir und bei den Kollegen 
in der Fraktion die Sorge, die wir Freiheit­
lichen hier ganz deutlich zum Ausdruck brin­
gen: daß man den Weg der Inflation auf der 
Uberholspur nimmt, daß man eine Uberhol­
spur im Bereich der Uberbeschäftigung und 
des Kostenauftriebes nimmt, daß man aber 
vor lauter Freude an dieser Dberholspur nicht 
sieht, welchen Konsequenzen man dabei ent­
gegengeht, und daß man die Gefahr des 
Unfalles nicht genügend vor Augen hat. 

Aber das ist scMießlich eine Mentalität, 
die wir auf breiter Basis in den letzten Jahren 
vorgeführt bekommen haben und gerade jetzt 
von der sozialistischen Regierung in Sachen 
Bundesheer immer wieder präsentiert bekom­
men: Wir sind zwar auf der Dberholspur, 
aber wir brauchen keine Versicherung gegen 
den Unfall, der uns zustoßen wird, wenn wir 
we.iterhin so ziellos auf der Dberholspur berg­
abrasen. 

Eine besonders raffinierte Form, um der 
Bevölkerung Sand in die Augen zu streuen 
und zu sagen, wie sparsam doch die sozialisti­
sche Regierung wirtschafte, finde <ich in der 

Dasselbe gilt für die Verharmlosung der Budgetrede des Flinanzministers durch den 
Bedeutung der Verwaltungs schuld. Man Hinweis, daß die Abgabenbelastung zurück­
spricht immer nur von der Finanzschuld, die gegangen sei: nicht mehr wie noch beim 
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Bundesvoranschlag 1972 37,4 Prozent, sondern 
nur mehr 37,1 Prozent betrage die Belastung 
des Staatsbürgers durch den Staat! 

Das ist eine grundlegend falsche Aussage, 
eine falsche Betrachtungsweise. Warum? 

Erstens hat der Herr Finanzminister in der­
selben Budgetrede gesagt: Die Einmaligkeit 
dieses Budgets der Vielzahl der Umstellungen 
ermögliche nur eine sehr unsidlere Prognose, 
mit dem Effekt, daß ein Fehler von 0,3 Pro­
zent ja drin sein könnte. Trotzdem stützt er 
sich auf eine so präzise angegebene Ziffer! 

Und zum weiteren wird dabei geHissentlich 
verschwiegen, daß ja im Bereich der Kranken­
versicherung beträchtliche Beitragserhöhungen 
durch Anhebung der Obergrenzen bevor­
stehen und daß damit natürlich der Staats­
haushalt, das Budget entlastet wird, daß aber 
die Belastung des Staatsbürgers keineswegs 
geringer wird. Im Gegenteil: sie wird jetzt 
auf den anderen Bereich der Sozialversiche­
rung verschoben. 

Es ist betrüblich, daß alle diese Täuschungs­
manöver so gut verpackt werden, daß - wie 
ich das Gefühl habe - selbst die eigenen 
Abgeordneten der SPO diesen Täuschungen 
zum Opfer fallen. So zum Beispiel hat 
Kollegin Albrecht sehr schön ausgeführt, nach­
dem s'ie sich zu meinem Bedauern gegen 
poetische und dichter:ische Formulierungen 
ausgesprochen hatte - ich empfinde diese 
nämlich als eine Bereicherung der parlamen­
tarischen Tätigkeit -, daß die Steuerreform 
eine so wesentliche Verbesserung bringe, weil 
sie jedes Kind gleich bewertet. 

Ist Ihnen schon aufgefallen, meine Herren 
Kollegen von der Sozial,istischen Partei, daß 
das nicht so .ist, daß diese Vorstellung nur 
von der Annahme ausgeht, daß der Absetz­
betrag auch von jedem Steuerpfliichtigen 
lukriert werden kann? Dafür aber ist Vor­
aussetzung, daß er mindestens so Vliel Steuer 
zahlt, wie der Absetzbetrag ausmacht. Sollte 
er mit mehreren Kindern in der unglücklichen 
Lage sein, nur so wenig zu verdienen, daß er 
die drei- oder vierfachen Absetzbeträge von 
seiner Steuer gar nicht mehr absetzen kann, 
dann wird er echt benachteHigt. 

Daß Sie so etwas, meine Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei, dann noch als 
Förderung jedes Kindes dm gleichen Ausmaß 
bezeichnen, finde ich schon eher seltsam. (Zu­
stimmung bei der FPO. - Abg. M ü h ]­
ba ehe r: Das ist beim Freibetrag nichtf) Das 
ist beiim Freibetrag auch. 

Wir haben uns sehr nachhaltig für einen 
vermehrten Ausbau der Kinderbeihilfen über 
den Familienlastenausgleichsfonds ausgespro-

ehen, und dort ist das nicht der Fall. Im 
übrigen: solange die Steuergesetzgebung vor­
sieht, daß Erhaltungsverpflichtungen des e:in­
zeInen auch bei seinem Steueraufkommen zu 
berücksichtigen sind, wird man nicht davon 
abkommen können, das eben in allen Be­
reichen zu tun, also auch in der günstigeren 
Gestaltung des Tarifs bei denjenigen, die 
Kinder haben. 

Wenn ich mir also das Budget vor Augen 
führe und mir VlOrstelle, wie es im nächsten 
Jahr weitergehen wird, dann muß ich Ihnen 
sagen: Ich habe das Gefühl - der Vergleich 
mit dem Segelschiff ist jetzt sehr aktuell ge­
worden -, daß das StaatsschJiff ;im Augenblick 
auf der Inflationsdrift dahinschlingert, und die 
sozialistische Regierung hißt, statt das Ruder 
fest in die Hand zu nehmen, eine Flagge 
nach der anderen, um die Zusehenden von 
der Tatsache abzulenken, daß das Schiff des 
Staates mit der Inflationsdrift davonge­
schwemmt wird. 

Diese Ablenkungsmanöver, meine Damen 
und Herren, werden aber nicht verfangen! 
Früher oder später wird das österreichische 
Volk rot sehen! Und das österreichische Volk 
sieht bereits rot. Damit ist sicher, daß es 
sich von seiner bisherigen Entscheidung ab­
wendet, in der Erkenntnis, daß es sich damit 
nichts Gutes eingewirtschaftet hat. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Sandmeier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP): Herr Präs'i­
dent! Hohes Haus! Wir haben die Erfahrung 
gemacht, daß sozialistischen Ankündigungen 
ein gesundes Maß an Skep$lis entgegenge­
bracht werden muß. Die Ankündigungen in 
den bisherigen Budgetreden des Finanzmini­
sters bilden dabei keine Ausnahme. 

Diese Ankündigungen wurden dann aber 
meist durch die Wük1ichkeit widerlegt. Wir 
erinnern uns noch genau an den Kernsatz aus 
der Budgetrede 1971. Der Herr Bundesminister 
für Finanzen sagte damals: "Der Bundesvor­
anschlag 1971 markiert eine Wende." 

Bis heute ist die Frage, worin man eine 
Wende hätte erblicken können, nicht beant­
wortet, es sei denn, Sie betrachten die seither 
exorbitant steigenden Preise als eine Wende. 
Dann allerdings haben Sie recht gehabt. 

Das zweite Budget, also das Budget des 
Jahres 1972, wurde als Budget der Konsolidie­
rung bezeichnet. Das konnte es wohl schwer­
lich sein, weil es in der Budgetrede hieß: 
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"Die Bundesregierung list sich des außer­

ordentlich unsozialen Charakters einer infla­
tionären Entwicklung bewußt, weil dadurch 
die Bezieher von kleinen Einkommen am 
stärksten betroffen werden. 

Die Eindämmung des Preisauftriebes" - so 
sagten Sie, Herr Bundesminister, in der dama­
ligen Budgetrede - "ist daher . .. eine vor­
dringliche wirtschaftspolitische Aufgabe." 

Jawohl, Herr Bundesminister, das wäre die 
Aufgabe gewesen. Leider war die Regierung 
nicht fähig, diese Aufgabe zu lösen. 

Damals, als S:ie das sagten, betrug die Preis­
steigerungsrate rund 4 Prozent, heute sind 
es 6,5 Prozent und für die Pensionisten bereits 
7 Prozent. 

Was list also aus der angekündigten Kon­
solidierung geworden? Es blieb auch hier nur 
bei der Ankündigung. Man erwies sich als 
unfäh:ig, diese Ankündigung zu verwirklichen. 

Nunmehr hat der Herr Finanzminister ver­
sucht, dem vorLiegenden Budget 1973 Glanz 
durch Formullierungen wie diese zu verleihen: 
"Das Budget 1973 ist ein Budget der Refor­
men." Das, was hier unter Reformen ange­
führt wird, sind zum Teil Dinge, denen die 
Bundesregierung kaum ausweichen könnte, 
wenn sie es auch wollte. 

Sie reden von einem Budget der Reformen 
zu einem Zeitpunkt, in dem der konjunktur­
widrige Einführungszeitpunkt der Mehrwert­
steuer die Preise um weitere 2 Prozent und 
den Preisauftrieb möglicherweise bis auf 8 
oder 1 0 Prozent hinaufschnellen läßt. 

Sie reden von Reformen in einer Zeit, in 
der die Ärmsten unserer Bevölkerung MiI­
l<iarden an einen der Hauptnutznießer der 
Inflation, nämlich an den Finanzminister, ver­
lieren, iin der durch die Einkommensteuer­
reform der Bevölkerung ein Bettel von dem 
rückerstattet wird, was vorher durch Spar­
verluste, Inflationslöhne und -einkommen kas­
siert wurde. 

Sie zählen zu den Reformen dieser Regie­
rung das Interimsabkommen mit der EWG, 
und das zu einer Zeit, in der angesichts der 
Versäumnisse dieser SPO-Regierung offen­
sichtlich wird, daß die Integration Osterreichs 
ohne die weitsichtigen Vorbereitungsmaßnah­
men der OVP-Alleinregierung undenkbar 
wäre. 

Sie reden von Reformen in einer Zeit, an 
der die Stabilitätsversäumnisse dieser Regie­
rung nahezu chaotische Konsequenzen anneh­
men, in der das Bundesheer seine Einsatz­
bereitschaft verloren hat und von einer 
Schwächeperiode in die andere taumelt. 

Wie kann man von Reformen reden, wenn 
die Verwaltungskostenaufblähungen noch nie 
dagewesene Wachstumsraten erreicht haben, 
wenn unbrauchbare, überholte, auf falschen 
Grundlagen basierende Schul- und Hochschul­
bauprogramme vorgelegt werden, wenn ein 
Forschungskonzept präsentiert wird, das 
bestenfalls den Namen "Forsdmngsbelletri­
stik" verdient und überdies von einem gefähr­
lichen, weil Abhängigkeit schaffenden Zentra­
lismus geprägt wird. 

Ja es ist geradezu ein Hohn, von Reformen 
zu reden, wenn man an das Schulbuch-Chaos 
denkt, wo Millionen an Volksvermögen ver­
nichtet werden. Keine Vorbereitung, keine 
seriöse Kostenschätzung, ein mehr als ver­
schwenderisches Modell für die Durchführung! 

Oder wenn man sich vor Augen hält, daß 
aus Mitteln des Familienlastenausgleiches auf 
dem Weg über die Schülerfreifahrten das 
Defizit der Wiener Verkehrsbetriebe und nicht 
die Bildungshindernisse abgebaut werden, daß 
die Rationalisierungsversäumnisse der SPO 
bei den OsterIe'icbischen Bundesbahnen nun­
mehr teuer bezahlt werden müssen und 
schließlich, daß das Reformchaos durch Mei­
nungsmache, Manipulation und bedenkenlosen 
Machteinsatz gegenüber nicht willfährigen 
Organisationen oder Kommunikationsträgern 
angeheizt wird. 

Das Gerede von den sogenannten Reformen 
stellt also, wenn man es kritisCh. unter die 
Lupe nimmt, nur ein Bündel von Seifenblasen 
dar. 

Denken Sie an den Umweltschutz. Welch 
naive Erklärungen mußten wir von der Frau 
Bundesminister in der Fernsehsendung 
"Horizonte" hören. Nach einem Jahr ist man 
nun daraufgekommen, daß Daten erhoben 
werden müssen. Auf diesem Gebiet also über­
haupt nichts Neues! Es braucht einen wiirklich 
nidlt zu wundern, daß im Budget für Umwelt­
schutz praktisch keine Mittel eingesetzt wur­
den. Wo keine Ideen sind, braucht man auch 
nicht finanzieren! 

Im großen und ganzen beziehen sich die 
Umweltschutzmittel, von denen der Herr Bun­
desminister für Finanzen geredet hat, auf die 
Aufstockung des Wasserwirtschaftsfonds, im 
Kapitel Bauten. Herr Bundesminister I Der 
Wasserwirtschaftsfonds wurde im Jahre 1959 
durch einen OVP-Minlister gegründet. Die 
Osterreichische Volkspartei war sich damals 
schon bewußt, daß Umweltschutz notwendig 
ist. Was Sie getan haben, Herr Bundesmini­
ster, ist lediglich eine kleine Aufstockung 
dieses Fonds. 
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Bereits vor der Wahl haben Sie landauf, 

landab verkündet: "Wir bauen das moderne 
Osterreich." Dabei wurde das sozialüstische 
Wirtschaftsprogramm sehr arg strapaziert. 

Jetzt, wo man nicht mehr weiterkann, 
wo einem die Dinge auf wirtschaftspolitischem 
Gebiet über den Kopf wachsen, sucht der Herr 
Bundeskanzler Zuflucht bei einem sicherlich 
gut verkaufbaren, aber völlig falschen und 
irreführenden Slogan, nämlich: Entweder In­
flation ist gleich Preissteigerung, oder Arbeits­
losigkeit. 

Ich glaube, man kann nicht oft genug vor­
bringen, welcher Unsinn dabei ausgesprochen 
wird. Die Alternative Inflation oder Arbeits­
losigkeit ist umso sinnloser, da, wie die Ge­
schichte bereits erwiesen hat, Inflation zu 
Arbeitslosigkeit führt. Damit erweist sich der 
Slogan von Bundeskanzler Kreisky - gelinde 
gesagt - als Vorspiegelung falscher Tat­
sachen, als VernebelungstakHk für eine PoE­
tik, die mit der Inflation eben nicht fertig wird. 

Die Alternative Inflation oder Arbeitslosig­
keitist keine Alternative. Denn wer wünscht 
skh Inflation, wer wünscht sich Arbeitslosig­
keit? Genausogut könnte man die Bevölke­
rung fragen, was sie sich mehr wünsche: Hohe 
Steuern oder hohe Preise i ein Karzinom oder 
Tuberkulose. Eine Frage, die genauso sinnlos 
'ist wie die Frage beziehungsweise die Alter­
naHve: Entweder Arbeitslosigkeit oder Infla­
tion. 

Vmso bedauerlicher ist es, daß das vor­
liegende Budget wegen se:ines überdimen­
sionalen Ausgabenrahmens als Inflations­
budget bezeichnet werden muß. Erhöhte Preis­
steigerungen werden zweifelsohne im näch­
sten Jahr nicht zuletzt auf dieses Budget zu­
rückzuführen sein. Die Verteilungspolitik die­
ser Reg,ierung muß unweigerlich in eine Sack­
gasse führen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich muß bei dieser Gelegenheit noch einmal 
auf die Fragestunde vom vorigen Mittwoch 
zurückkommen, in der Sie, Herr Bundesmini­
ster, auf meine dez'idierten Fragen einfach 
ke-ine Antwort gegeben haben. Man hat immer 
mehr den Eindruck, daß Sie sich der Kontrolle 
des Parlaments entziehen wollen. Meine 
seinerzeitigen Zusatzfragen, nämlich ob Sie 
Schr,itte und welche Schritte Sie unternommen 
haben, um die Veröffentlichungen von kon­
kreten Budgetziffern ,in den Zeitungen zu 
unterbinden, bevor das Parlament mit den 
Beratungen beginnt, wie es im Bundes-Ver­
fassungsgesetz verlangt wird, haben Sie mit 
keinem Wort beantwortet. 

Es steht also weiter die Frage unbeant­
wortetim Raum, ob Sie dagegen etwas unter­
nommen haben, was Sie von der Verfassung 
her hätten tun müssen. Sie haben - wie es 
bei dieser Regierung sehr häufig praktiziert 
wird - nach dem Motto: Diese Frage mag 
ich nicht beantworten, reden wir also von 
etwas anderem!, nur den Beleidigten gespielt 
und es als ungeheuerlich empfunden - das 
haben Sie heute auch wlieder ausgesprochen -, 
daß ich auf die Verfassungsbestimmungen hin­
wies. Ich glaube, Herr Bundesminister, daß 
dies nicht nur ein Recht, sondern daß dies 
eine Pflicht der Opposition list, der sie sich 
nie entziehen darf. 

In diesem Zusammenhang muß ich einmal 
über den § 74 der Geschäftsordnung etwas 
sagen, weil es auf die Dauer für das Parla­
ment untragbar ist, wie die Geschäftsordnung 
ständig mißachtet wird. 

Im § 74 der Geschäftsordnung heißt es näm­
lich: "Jeder Abgeordnete kann in den Sitzun­
gen des Nationalrates kurze mündliche An­
fragen an die Mitglieder der Bundesregierung 
richten." 

Dann heißt es im Absatz 2: "Das befragte 
Mitglied der Bundesregierung oder sein Ver­
treter ... ist verpflichtet" - das ist keine 
Kann-Bestimmung, sondern eine Muß-Bestim­
mung -, "die Anfragen mündlich in der 
gleichen Sitzung, in der sie aufgerufen werden, 
zu beantworten oder Gründe" - und so 
weiter - "bekanntzugeben." 

Es ist ein fataler Trugschluß anzunehmen, 
daß schleichende oder trabende Inflation das 
wirtschaftliche Wachstum fördere. Das Gegen­
teil ist rri.chtig. Mangelnde Stabilität der Preise 
führt zur Fehlleitung von Produktivkräften, 
hemmt das Wachstum und engt den Spielraum 
für wirkliche Einkommensteigerungen be­
trächtlich ein. (Präsident PI 0 b stübernimmt 
den Vorsitz.) Es steht nicht in Ihrem Ermessen, Herr 

Bundesminister, ob Sie die Anfragen beant­
Die Osterreichische Volkspartei hat recht- worten wollen oder ob Sie sie nicht beant­

zeitig Vorschläge zur Wiedergewinnung der 
worten wollen. Meist sagen Sie einfaCh etwas, 

Stabilität vorgelegt. Sie haben sie nicht be- aber das 'ist vielfach keine Antwort auf die 
achtet. Auch sonst besteht ein ganz eigen- d 

Anfrage. Es heißt hier ausdrücklich: Sie sin artiges Verhältnis zwischen Regierung und 
Parlament. Der Mehr-Demokratie-Kanzler und verpflichtet, die Anfragen mündliCh zu beant-
seine Minister demonstl'ieren, wie wenig ernst worten. 
es ihnen mit der wichtigsten demokratischen I . Ich glau?e, v:.ir. werden auch einmal . ei~e 
Institution, dem Parlament, ist. Bitte an dIe Prasldenten des Hauses, dIe Ja 
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Sandmeier 

letztlidl verantwortHdl sind, zu richten haben, 
daß die Geschäftsordnung auch von der Regie­
rungsbank aus eingehalten wird. 

Manches, Herr Bundesminister, riecht in 
diesem Budget - idl will nicht so hart sein 
und sagen: nach Manipulation - nach besserer 
Darstellung, als es die Wirkllichkeit ist. Der 
Herr Klubobmann hat Ihnen ja bereits die 
Angelegenheit mit der Darstellung der angeb­
lich nur fünfprozentigen Preissteigerung in 
Osterreich vorgehalten. 

Ich will nun zu einem anderen Thema 
sprechen, wo von Ihnen auch etwas darge­
stellt wird, das der Wirklichkeit nicht ent­
spricht. ICh habe aus Informationen fest­
stellen können, daß Sie in einem Presse­
gesprädl behauptet haben - ich war selbst 
nidlt dabei; ich sage ausdrücklich: aus Infor­
mationen -, daß es im kommenden Jahr 
die niedrigste Steuerquote seit 1967 geben 
werde, und zwar wäre sie 35,S Prozent des 
Nationalproduktes. Heuer beträgt sie noch 
37,4 Prozent. 

Nun hat die "Arbeiter-Zeitung" Ihre Aus­
sage - und ich nehme deshalb auch an, daß 
Sie sie wirklich gemacht haben - in der 
Uberschrift, und zwar in der Ausgabe vom 
19. Oktober 1972, wiedergegeben: ,,1973: Die 
niedrigste Steuerlast seit Jahren". 

Herr Bundesministerl Wenn man Ihre Bei­
lage anschaut, dann sind es nicht 35,S Prozent, 
sondern 37,1 Prozent. (Bundesminister Doktor 
An d r 0 sc h: Das ist überholt!) Bitte, hier 
steht 37,1 Prozent. 

Jetzt muß .ich Ihnen noch etwas dazu sagen. 
Sie haben ~ier nur die Beträge im Budget 
in Relation g'estellt, die für Sie eingehen; aber 
die Belastung der Bevölkerung ist größer. Sie 
hätten, wenn Sie ein korrektes Bild hätten 
entwerfen wollen, auch das Zwölf tel der Mehr­
wertsteuereinnahmen dazurechnen müssen, 
das wohl als Steuer von der Bevölkerung 
getragen werden muß, weü ja die Mehrwert­
steuer auf die Preise aufgeschlagen wird, und 
das Sie - das ist richtig - erst im nächsten 
Jahr kassieren werden. Daher hätten Sie 
korrekterweise dieses Zwölf tel auch in Rela­
tion stellen müssen. Ich freue mich, der Herr 
Vizekanzler nickt beifäl1ig. Er list selbstver­
ständlich auch dieser Meinung. (Abg. lng. 
H ä u s e r: Mitnichten!) 

Daher - ich habe mir das ausgerechnet -
wird die Belastungsquote im nächsten Jahr 
nicht 37,1 Prozent, sondern 37,6 Prozent sein, 
und das list die höchste, die es jemals in 
diesem Land gegeben hat. Ich möchte dabei 
unberücksichtigt lassen, daß die Einnahmen 
aus der Mehrwertsteuer an sich zu niedrig 

geschätzt se:in dürften, nämlich aus dem 
Grunde, um die Folgen des überhöhten Mehr­
wertsteuersatzes wenigstens auf dem PapIer 
etwas zu mildern. 

Herr BundesIIllinister! Wirtschaftsfachleute 
haben in ihren ersten Kommentaren - Sie 
haben sie sicherlich auch gelesen - bereits 
zu erkennen gegeben, daß das vorliegende 
Budget einfach falsch konzipiert ;ist und daß 
das inlandswirksame Defizit von 5 MUliarden 
Schilling bei dieser Konjunktur einfach zu 
hoch ist. Das muß zu Preis steigerungen führen. 
Die Regierung geht aber sorglos darüber hin­
weg. Damit scheint mir aber die Grenze des 
Erträglichen auch bei Anlegen eines groß­
zügigen Maßstabes überschritten zu sein. 

Die sozialistische Regierung taumelt von 
Tag zu Tag tiefer ins finanzpolitJische und 
inflationistische Chaos. Jeder Tag, den diese 
Regierung im Amt ist, macht den Schaden 
noch größer. (Zustimmung bei der tJVP.) 

Alles, was sich derzeit im finanzpoLitischen 
Berekh, soweit es von der Regierung zu 
verantworten ist, abspielt, hat mit angemes­
senem Bemühen um die Finanzen des Staates 
und damit um das Geld seiner Bürger nicht 
mehr das geringste zu tun. Inflation und 
Uns01idität sind Trumpf wie nie zuvor. 

Wer durch völliges stabilitätspolitisches 
Versagen zur Enteignung der Sparer ebenso 
beiträgt w.ie zur Kaufkraftminderung der Ein­
kommen aller, ,insbesondere der Rentner und 
Pensionisten, wer durch Anheizung der Infla­
tion die gesunde Weiterentwicklung der Wirt­
schaft und damit im Endeffekt auch die 
Arbeitsplätze gefährdet, muß sich den Vorwurf 
eines völLigen wirtschaftspolitischen Versa­
gens gefallen lassen und darf sich nicht wun­
dern, wenn ein derartiges Budget von uns 
kedne Zustimmung finden kann. (Beilall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Hauser. - Der 
Herr Abgeordnete Dr. Hauser befindet sich 
anscheinend nidlt im Saal und verliert damdt 
das Wort. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Abgeordnete Robert Weisz hat 
den gescliäftsordnungsmäßigen Antrag ge­
stellt, die Regierungsvorlage betreffend das 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1973 dem 
Finanz- und BudgetaussdlUß zuzuweisen, 

Ich lasse über diesen Antrag a b 5 t i m­
men. 
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Präsident Probst 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu -erheben. - Danke. Das ist einstimmig 
erfolgt. 

Die Regierungsvorlage ist somit dem 
Finanz- und Budgetausschuß zugewiesen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
morgen, Mittwoch, den 25. Oktober, um 
10 Uhr mit folgender Tagesordnung ein: 

1. Bericht des Ausschusses für wirtschaft­
liche Integration über die Regierungsvorlage 
(485 der Beilagen): Abkommen zwischen der 
Republik Ost·erreich und der Europäischen 
Wirtschafts gemeinschaft (514 der Beilagen) 

2. Bericht des Ausschusses für wirtschaft­
liche Integration über die Regierungsvorlage 
(485 der Beilagen): Abkommen zwischen der 
Republik Osterreich einerseits und den Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl und der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl andererseits 
(515 der Beilagen) 

3. Beridlt des Ausschusses für wirtschaft­
liche Integration über den Bericht der Bundes­
regierung (III-55 der Beilagen) zu den Global­
abkommen zwischen der Republlik Osterreich 
und den Europäischen Gemeinschaften (516 der 
Beilagen) 

4. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (499 der 
Beilagen): Bundesgesetz über die Durchfüh­
rung der Zollbestimmungen des Abkommens 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
des Abkommens zwischen der Republik Oster­
reich einerseits und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl andererseits (EG-Abkommen­
Durchführungsgesetz) (517 der Beilagen) 

5. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (472 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem weitere Dber­
schreitungen der Ansätze des Bundesfinanz­
gesetzes 1972 genehmigt werden (2. Budget­
überschreitungsgesetz 1972) (513 der Beilagen) 

6. Bericht des Finanz- und Budgetaussdms­
ses über die Regierungsvorlage (394 der Bei­
lagen): Abkommen der Republik Osterreich 
und der Arabischen Republik Ägypten 
betreffend die Entschädigung österreichiseher 
Interessen (490 der Beilagen) 

7. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (433 der Bei-

lagen): Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft über die gegenseitige Anerken­
nung der amtlichen Punzen auf Uhrgehäusen 
aus Edelmetall (491 der Beilagen) 

8. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (440 der Bei­
lagen): Bundesgesetz betreffend die unentgelt­
liche Ubertragung von Bundesdarlehen gegen 
die Kupferbergbau Mitterberg Gesellschaft 
m.b.H. an die Osterreichische Industriever­
waltungs-Aktiengesellschaft (492 der Beilagen) 

9. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (447 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Behandlung 
eines Vermögenswertes des Sondervermögens 
"Deutsche Umsiedlungs-Treuhand-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Niederlassung Inns­
bruck in Liquidation" (493 der Beilagen) 

10. Bericht des Ausschusses für Gesundheit 
und Umweltschutz über die Regierungsvorlage 
(390 der Beilagen): Bundesgesetz über die 
Abgabe von Arzneimitteln auf Grund ärzt­
licher Verschreibung (Rezeptpflichtgesetz) (502 
der Beilagen) 

11. Bericht des Ausschusses für Gesundheit 
und Umweltschutz über die Regierungsvorlage 
(391 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Gehaltskassengesetz 1959 geändert wird (Ge­
haltskassengesetznovelle 1972) (503 der Bei­
lagen) 

12. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (417 der BeHagen): 
Bundesgesetz über die Einrichtung eines 
Sicherheitskontrollsystems zur Gewährlei­
stung der friedlichen Verwendung der 
Atomenergie (Sid1erheitskontrollgesetz) (504 
der Beilagen) 

13. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvor lage (322 der Beilagen) : 
Dbereinkommen zur Errichtung des Inter­
nationalen Instituts für Führungsaufgaben in 
der Technik samt Satzung (506 der Beilagen) 

14. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (377 der Beilagen): Ab­
kommen zwischen der RepubHk Osterreich und 
der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über die Zusammenarbeit auf 
den Gebieten der Kultur, Wissenschaft und 
Erziehung (507 der Beilagen) 

15. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (378 der Beilagen): Ab­
kommen zwischen der Republik Osterreich und 
dem Königreich Norwegen über die Zusam­
menarbeit auf den Gebietender Kultur, Wis­
senschaft und Erziehung (508 der Beilagen) 
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Präsident Probst 
16. Bericht des Unterrichtsausschusses be-' für Arbeitnehmer !in der Bauwirtschaft (Bau­

treffend den vom Bundesminister für Unter- arbeiter-Urlaubsgesetz 1972) (511 der Beilagen) 
richt und Kunst (III-45 der Beilagen) vorge­
legten Kunstbericht 1971, 2. Teil (509 der Bei­
lagen) 

17. Bericht des Ausschusses für so'Zli'ale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (319 der 
Beilagen): Ubereinkommen (NI. 111) über die 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 
(510 der Beilagen) 

19. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 52/A (II-1328 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Leitner, Meißl, 
Wielandner und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Katastrophenfonds­
gesetz, BGBl. NI. 207/66, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 310/71, geändert 
wird (494 der Beilagen). 

18. Bericht des Ausschusses für soziale Ver- Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
waltung über die Regierungsvorlage (426 der eingeleitet. 
Beilagen): Bundesgesetz betreffend den Urlaub Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schlu.f3 der Sitzung: 20 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L6141472 
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